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Erºffnung 

(Beginn der Sitzung: 10:01 Uhr) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich begr¿Çe Sie ganz herzlich und 

erºffne die 46. Sitzung des 5. Sªchsischen Landtags. 

Folgende Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten haben 

sich f¿r die heutige Sitzung entschuldigt: Herr Dr. Hahn, 

Herr Bartl, Herr Lehmann und Herr Winfried Petzold. 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Folgende Redezeiten 

hat das Prªsidium f¿r die Tagesordnungspunkte 3 bis 9 

festgelegt: CDU bis zu 105 Minuten, DIE LINKE bis zu 

70 Minuten, SPD bis zu 42 Minuten, FDP bis zu 

42 Minuten, GR¦NE bis zu 35 Minuten, NPD bis zu 

35 Minuten und die Staatsregierung bis zu 70 Minuten. 

Die Redezeiten der Fraktionen und der Staatsregierung 

kºnnen auf die Tagesordnungspunkte je nach Bedarf 

verteilt werden. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich sehe keine 

 nderungsvorschlªge oder Widerspruch gegen die Tages-

ordnung. Damit ist die Tagesordnung der 46. Sitzung 

bestªtigt und wir treten in diese ein. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 1 

Fachregierungserklªrung zum Thema:  

Agrarpolitik zwischen Br¿ssel und Sachsen ï Weiterentwicklung nach 2013 

Ich ¿bergebe das Wort an den Staatsminister f¿r Umwelt 

und Landwirtschaft, Herrn Kollegen Kupfer. 

Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Vielen Dank. ï Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! In jedem Ende steckt ein neuer Anfang ï sagt 

zumindest der Volksmund. Das trifft auch auf die auslau-

fende Fºrderperiode der EU zu. Wir haben noch zwei 

Jahre die Strukturfondsfºrderperiode von 2007 bis 2013, 

die neue beginnt 2014 und geht bis zum Jahr 2020. 

Wir werden jetzt ¿ber diese neue Strukturfondsfºrderpe-

riode reden m¿ssen. Es ist ¿blich, dass die Europªische 

Union ungefªhr zwei Jahre, bevor die neue Fºrderperiode 

beginnt, die ersten Verordnungen im Entwurf vorlegt. Das 

hat sie vor zwei Monaten getan. Wir haben jetzt die 

Aufgabe, diese zu bewerten. Nat¿rlich bilden diese 

Entw¿rfe auch den Auftakt f¿r einen wahren Verhand-

lungsmarathon in und zwischen Br¿ssel, Berlin, Sachsen, 

den anderen Bundeslªndern, aber auch innerhalb der 

Staaten Europas. 

Wir haben die Rechtstexte mittlerweile genauer pr¿fen 

kºnnen. Mit der heutigen Fachregierungserklªrung, meine 

Damen und Herren, mºchte ich Ihnen einen Zwischen-

stand ¿ber die ersten Pflºcke geben, die die EU in das 

Fºrdergef¿ge 2014 bis 2020 eingeschlagen hat. Die 

Verordnungsentw¿rfe stehen auch ¿bermorgen im Bun-

desrat auf der Tagesordnung. 

Meine Damen und Herren! Um die aktuelle Diskussion 

zur Agrarpolitik besser verstehen zu kºnnen, mºchte ich 

eingangs einen kurzen ¦berblick ¿ber die Strukturen der 

europªischen Landwirtschaftsordnung geben. Das ist 

wichtig und hilfreich; denn wenn man von Agrarpolitik 

spricht, denken die meisten Menschen als Erstes daran, 

dass die Landwirte einen Haufen Geld bekommen. Dem 

ist aber nicht so. Die Landwirte gehºren keinesfalls zu 

den GroÇverdienern. Es werden aus dem Agrarhaushalt, 

der nat¿rlich im europªischen Haushalt mit 40 % den 

grºÇten Posten darstellt ï immerhin 55 Milliarden Euro 

im Jahr stehen im Agrarhaushalt ï, nicht nur die Landwir-

te finanziert, sondern auch Familien, Kindertagesstªtten, 

Schulen, die naturgerechte Waldbewirtschaftung, die 

Breitbandfºrderung im lªndlichen Raum und vieles 

andere mehr. 

AuÇerdem, meine Damen und Herren, sorgen mithilfe 

dieser Gelder die Landwirte in Europa daf¿r, dass wir 365 

Tage im Jahr unser tªgliches Brot bekommen, und das bei 

Wind und Wetter. 

(Beifall bei der CDU, der FDP, der  

SPD und vereinzelt bei den GR¦NEN) 

Die Landwirte tun das in einem sehr engen Korsett aus 

europªischen Vorgaben. Die Landwirtschaft ist der Poli-

tikbereich, der historisch bedingt am weitesten in der 

europªischen Politik integriert ist und damit auch am 

meisten von Br¿ssel beeinflusst wird und ï so fair muss 

man sein ï auch viel f¿r Europas Ernªhrungssicherheit 

mit gesunden und preiswerten Lebensmitteln getan hat, 

auch f¿r die landwirtschaftlichen Unternehmen, und dass 

er f¿r die Entwicklung des lªndlichen Raumes sowie f¿r 

die Umwelt insgesamt sehr viel bewegt hat. 

Nach vielen Ausrichtungen und Reformen in der europªi-

schen Agrarpolitik besteht diese jetzt aus zwei Sªulen. 

Die erste Sªule ist der Agrarmarkt. Sie enthªlt Vorgaben, 

mit denen die Produktion und der Verkauf verschiedener 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse, zum Beispiel Zucker, 

Wein und Milch, geregelt sind. ¦ber die erste Sªule 

werden den Landwirten auÇerdem sogenannte Direktzah-
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lungen gewªhrt, um ihr Einkommen zu st¿tzen. Wir 

hatten urspr¿nglich eine Kopplung, das heiÇt, dass die 

Direktzahlungen an die produzierte Menge gebunden 

sind. Das ist seit 2005 in Deutschland nicht mehr so; die 

Zahlungen sind von der Produktion entkoppelt, aber das 

ist noch nicht ¿berall in Europa so. Diese Zahlungen 

erhalten die Landwirte als sogenannte Betriebsprªmie. 

Diese ist an die Einhaltung sehr hoher rechtlicher Anfor-

derungen im Umwelt-, Natur- und Tierschutz, an Tier-

gesundheit und Lebensmittelsicherheit, auch im internati-

onalen MaÇstab gesehen, gebunden. Ihnen sind diese 

Bedingungen vielleicht schon einmal unter dem Begriff 

Cross Compliance begegnet. 

(Michael Weichert, GR¦NE: Das 

m¿sste nur kontrolliert werden!) 

Die zweite Sªule der gemeinsamen Agrarpolitik ï abge-

k¿rzt GAP ï betrifft den lªndlichen Raum und damit, 

meine Damen und Herren, die vielen MaÇnahmen, die wir 

in Form der integrierten Entwicklung bei der Unterst¿t-

zung junger Familien, beim Erhalt und Ausbau von 

Wohnraum, in der Dorfentwicklung, in der Fºrderung des 

Tourismus, bei der Schaffung regionaler Wirtschaftskreis-

lªufe, bei AgrarumweltmaÇnahmen und bei investiven 

Fºrderungen in der Land- und Forstwirtschaft ausgeben. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

F¿r diese beiden Sªulen der Agrarpolitik hat die Europªi-

sche Kommission nun ihre Verordnungsentw¿rfe vorge-

legt. Auch wenn wir innerhalb der Europªischen Union 

gen¿gend Nahrungsmittel haben, bedarf es nach wie vor 

eines gemeinsamen europªischen Rahmens. Warum ist 

dieser gemeinsame europªische Rahmen f¿r unsere 

sªchsischen Landwirte so wichtig? Die GAP sichert mit 

einheitlichen Vorgaben einen fairen Wettbewerb innerhalb 

der Europªischen Union. 

Die Europªische Union sichert diesen fairen Wettbewerb, 

und nat¿rlich muss man auch sehen, dass es einzelne 

Lªnder gibt, die diese MaÇnahmen der Europªischen 

Union im Alleingang verªndern. Dann ist der Wettbewerb 

wieder verzerrt. Aber alle Grundlagen der Europªischen 

Union gewªhrleisten einen fairen Wettbewerb. 

Die GAP sorgt mit gemeinsamen Normen auch auf dem 

gesamten Kontinent f¿r eine gleichwertige Qualitªt und 

Sicherheit unserer Nahrungsmittel. Sie sichert ºffentliche 

G¿ter wie Umwelt- und Tierschutz, die ein freier Markt 

im gegenwªrtigen Umfang nicht ermºglichen w¿rde, und 

sie sorgt f¿r die weitere Unterst¿tzung und Entwicklung 

des lªndlichen Raums. Es ist deshalb gerechtfertigt, meine 

Damen und Herren, dass dieser Agrarhaushalt auch mit 

ausreichenden Mitteln ausgestattet ist. 

Es ist f¿r mich unertrªglich, dass andere Politikbereiche 

in der Europªischen Union immer wieder auf den Agrar-

haushalt zugreifen und ihre Aufgaben damit finanzieren 

wollen, die aus meiner Sicht manchmal gar keine europªi-

schen Aufgaben sind, sondern Aufgaben, die bei den 

Nationalstaaten viel besser angesiedelt und aufgehoben 

sind. Es gibt also keinen Grund, die Mittel aus dem 

Agrarhaushalt zu k¿rzen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren! Ich mºchte Ihnen nun f¿r die 

beiden Sªulen der Europªischen Agrarpolitik die Marsch-

route der Kommission sowie die sªchsischen Positionen 

vorstellen. Um es kurz zusammenzufassen: Die Kom-

passnadel zeigt in die richtige Richtung. Die richtige 

Richtung ist, dass die Europªische Union Markt und 

freien Wettbewerb in der Landwirtschaft favorisiert. Die 

richtige Richtung heiÇt aber auch, dass es in einzelnen 

Punkten aus meiner Sicht sehr wohl Nachbesserungsbe-

darf gibt. Es ist bei 600 Seiten Verordnungsentw¿rfen 

nicht verwunderlich, dass da nicht alles eins zu eins mit 

unseren Interessen ¿bereinstimmt. 

Es ist neu, meine Damen und Herren, dass die Kommissi-

on die Direktzahlungen noch stªrker als bisher an Um-

weltauflagen bindet. Das ist nachvollziehbar, denn Kli-

mavorsorge, Energiewende sowie europªische Ziele der 

FFH- und Wasserrahmenrichtlinie sind ohne Einbezie-

hung der Landwirtschaft nicht umzusetzen. 

Die Kommission plant deshalb, ab 2014 in der ersten 

Sªule unter dem Stichwort ĂGreeningñ neue Verpflichtun-

gen einzuf¿hren. Sie macht das Greening sogar zur 

zwingenden Voraussetzung, um ¿berhaupt Direktbeihilfen 

zu bekommen. Damit will die Kommission stªrker als 

bisher Umweltbelange in die landwirtschaftliche Flªchen-

nutzung integrieren. Das soll auch zu einer besseren 

Akzeptanz f¿r staatliche Zuwendungen in der ¥ffentlich-

keit f¿hren. Ich glaube persºnlich nicht daran, dass es mit 

diesem Mittel gelingt, Akzeptanz f¿r staatliche Zusch¿sse 

zu erreichen. Manche gr¿nen MaÇnahmen, meine Damen 

und Herren, wie ein vorgeschriebener maximaler Anteil 

einer Fruchtart oder das Verbot des Umbruchs von Dauer-

gr¿nland, kºnnen auch im Sinne des Artenschutzes und 

der biologischen Vielfalt durchaus sinnvoll sein. Das sind 

MaÇnahmen, die ich auch unterst¿tze. 

Bei dem Anteil der Fruchtarten werden sªchsische Betrie-

be eher weniger Probleme haben. Wenn ich zum Beispiel 

in den Freistaat Bayern mit den kleinen Strukturen bei 

Betrieben von 5 oder 6 Hektar schaue, wenn diese dann 

drei verschiedene Fruchtarten anbauen sollen, weiÇ ich 

nicht, ob das unbedingt im Sinne des Erfinders ist. Aber 

gut, damit m¿ssen sich die Bayern auseinandersetzen. 

Bedauerlich, meine Damen und Herren, ist es, dass bei 

dieser Diskussion um die Beihilfen f¿r Agrarbetriebe die 

bisherigen Leistungen unserer Landwirte f¿r Umwelt- und 

Naturschutz hªufig auÇer Acht gelassen werden. Ich setze 

mich deshalb daf¿r ein, dass auch beim Greening diese 

bisherigen MaÇnahmen anerkannt und angerechnet 

werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Viele Betriebe erbringen zusªtzliche Leistungen, indem 

sie AgrarumweltmaÇnahmen durchf¿hren, die dazu 

beitragen, den Boden zu sch¿tzen, Wasser und Luft 
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sauberzuhalten sowie den wildlebenden Tieren und 

Pflanzen Lebensraum zu bieten. 

Beispielsweise wird in Sachsen ¿ber die Hªlfte der Acker-

flªche pfluglos bearbeitet. Der Durchschnitt in Deutsch-

land ist gerade andersherum. Dort wird ¿ber die Hªlfte 

der Agrarflªche noch konventionell bearbeitet. Die 

pfluglose Bodenbearbeitung bringt enorme Pluspunkte f¿r 

die Bodenfauna, das Bodengef¿ge und den Erosions-

schutz und damit auch f¿r den Gewªsserschutz, da 

dadurch weniger Stoffe in die Gewªsser eingetragen 

werden. Die Bºden kºnnen Wasser besser aufnehmen. 

Auch das ist ein Beitrag der Landwirte zum Hochwasser-

schutz. 

Besonders stolz, meine Damen und Herren, sind wir auf 

den ¥kolandbau. Dazu mºchte ich ausdr¿cklich erwªh-

nen, wir haben in den letzten Jahren einen enormen 

Flªchenzuwachs gehabt, was den ¥kolandbau betrifft. 

20 000 Hektar hatten wir und nach den letzten zehn 

Jahren haben wir 34 000 Hektar. Wir haben eine Steige-

rung auf das 2,4-Fache. Das ist eine sehr erfolgreiche 

Entwicklung und die lasse ich mir, meine Damen und 

Herren, auch von niemandem schlechtreden. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Seit 2004 haben wir mit dem hºchsten Anstieg an ¥koflª-

chen im gesamten Bundesgebiet. Nach den Ergebnissen 

der amtlichen Statistik gab es bei uns ein Plus von 34 %. 

Im Bundesdurchschnitt war der Zuwachs nur 17 %. 

Da sich, meine Damen und Herren, die aktuelle Fºrderpe-

riode nun dem Ende entgegenneigt und viele MaÇnahmen 

¿ber mehrere Jahre laufen, wªre normalerweise ab nªchs-

tem Jahr keine Neuantragstellung ohne ein gewisses 

finanzielles Risiko f¿r den Freistaat Sachsen mehr mºg-

lich. Die Finanzverteilung f¿r die neue Fºrderperiode ist 

noch vºllig offen. Um jedoch diese gute Entwicklung im 

¥kolandbau nicht zu hemmen, ist es im Rahmen meiner 

Mºglichkeiten mein Ziel, die finanziellen Mittel f¿r einen 

nahtlosen ¦bergang in die neue Fºrderperiode bereitzu-

stellen. Ich mºchte nicht, dass es hier einen Abbruch gibt. 

All diese AgrarumweltmaÇnahmen, meine Damen und 

Herren, laufen freiwillig. Keiner wird zum Mitmachen 

gezwungen. Wir haben mit dieser Freiwilligkeit gute 

Erfahrungen gemacht. Ich hªtte mir deshalb eher die 

Stªrkung eines solchen freiwilligen Systems der Europª-

ischen Union gew¿nscht, ein freiwilliges System mit 

ausreichenden Mºglichkeiten und ausreichenden finanzi-

ellen Mitteln ¿ber die zweite Sªule. 

Zum Greening, meine Damen und Herren, gehºrt auch ein 

Vorschlag, den ich problematisch sehe. Die Kommission 

will ab 2014 jeden Betrieb verpflichten, 7 % seiner Acker- 

und Dauerkulturflªche als ºkologische Vorrangflªche 

auszuweisen. Damit kºnnen diese Flªchen nicht mehr f¿r 

die Produktion von Nahrungs- und Futtermitteln und f¿r 

die Gewinnung von Energie genutzt werden. Ich mºchte 

noch einmal daran erinnern, meine Damen und Herren: 

Auf unserem Planeten leben zurzeit 7 Milliarden Men-

schen. Nach vorsichtigen Schªtzungen sind wir in der 

Mitte dieses Jahrhunderts, also in knapp 40 Jahren, bei 

9 Milliarden Menschen. Es gibt auch Schªtzungen, die 

von 10 Milliarden Menschen ausgehen. Schon jetzt 

hungern eine Milliarde Menschen auf dieser Erde. Um sie 

zu ernªhren, bedarf es neben einer besseren Produktivitªt 

auch ausreichender Flªchen. 

(Beifall bei der CDU und den GR¦NEN) 

Eine politisch herbeigef¿hrte Verknappung dieser land-

wirtschaftlichen Produktionsflªche kann nicht nur weni-

ger Nahrungsmittel, sondern auch steigende Nahrungsmit-

telpreise zur Folge haben, die dann von den Hungernden 

dieser Welt noch weniger gezahlt werden kºnnen. AuÇer-

dem steigen bei uns die Pachtpreise. 

Zudem, meine Damen und Herren ï wir haben in 

Deutschland eine Energiewende beschlossen ï, werden 

wir in Zukunft auch Flªchen beanspruchen, um Energie 

zu erzeugen. Dabei spreche ich nicht nur von den Mais-

feldern f¿r die Biogasanlagen, sondern ich spreche auch 

von den Flªchen, die gebraucht werden, um Windkraftan-

lagen aufzustellen. Ich rede auch von Flªchen ï aber nicht 

im Freistaat Sachsen, ich werde mich daf¿r einsetzen ï, 

f¿r Solaranlagen, die ganz einfach gebraucht werden. 

Es ist auch so, dass sich die Flªche f¿r die landwirtschaft-

liche Produktion, selbst wenn man die Energiewende 

ausklammert, ohnehin verringert. In Sachsen hat sie sich 

in den letzten Jahren, wenn man die Flªche betrachtet, die 

von unserer Agrarfºrderung erfasst wird, seit dem 

Jahr 2000 um 3 000 Hektar verringert. 

Es ist deshalb erklªrtes Ziel der Sªchsischen Staatsregie-

rung, den Flªchenverbrauch einzudªmmen. Wir haben im 

Augenblick einen Flªchenbedarf von f¿nf Hektar pro Tag. 

Wir wollen diesen Flªchenbedarf bis zum Jahr 2020 auf 

unter zwei Hektar pro Tag senken. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Aus diesem Grunde, meine Damen und Herren, habe ich 

mich bei der letzten Agrarministerkonferenz daf¿r ausge-

sprochen, bei Eingriffen in die Natur anstelle von Kom-

pensationsmaÇnahmen, die meistens auf landwirtschaftli-

chen Nutzflªchen stattfinden, einen finanziellen Ausgleich 

zu akzeptieren. Damit kºnnten beispielsweise Industrie-

brachen entsiegelt oder Naturschutzprojekte finanziert 

und umgesetzt werden. Flªchen zu sparen und der Schutz 

landwirtschaftlicher Flªchen vor anderweitiger Nutzung 

stehen deswegen ganz oben auf meiner politischen Agen-

da. Deswegen kann ich den von der Kommission vorge-

schlagenen Vorrangflªchen ¿berhaupt nichts abgewinnen, 

meine Damen und Herren. 

Der stellvertretende Generaldirektor der Generaldirektion 

Landwirtschaft, Herr Dr. Mºgele, hat mir zwar k¿rzlich in 

einem Gesprªch in Br¿ssel versprochen, dass es noch 

Interpretationsspielraum gibt, was die Frage dieser ºkolo-

gischen Vorrangflªchen betrifft, aber wir haben noch 

keine Fakten auf dem Tisch. Solange das nicht der Fall 

ist, werden Spekulationen weiterhin Raum greifen. Ich 
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hoffe, dass wir bald konkrete Vorschlªge der Europª-

ischen Union in diesem Punkt erhalten, sodass wir ent-

sprechend reagieren kºnnen. 

Ein nªchstes Thema, meine Damen und Herren, mit dem 

ich ªuÇerste Probleme habe, ist die sogenannte Kappung. 

(Beifall des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

ï Dass gerade von dieser Seite Beifall kommt ... ï Sie 

wissen, meine Damen und Herren, dass die Kappung ein 

Mittel der Europªischen Union ist, mit der man einzelne 

Betriebe und Leute treffen will. Wenn man einmal offen 

analysiert: Herrn Cioloĸ gefªllt nicht, dass die Queen in 

England Beihilfen bekommt, und ihm gefªllt es vielleicht 

auch nicht, dass Fielmann in Deutschland Beihilfen 

bekommt. Aber deswegen, meine Damen und Herren, die 

gewachsenen Agrarstrukturen hier in Sachsen und in 

Ostdeutschland zu strafen ist der absolut falsche Weg. 

(Beifall bei der CDU, der SPD, der FDP, 

den GR¦NEN und der Staatsregierung) 

Ich sehe das ¿berhaupt nicht ein, weil es ein Systembruch 

ist. Es ist ein Systembruch, den ich absolut nicht akzeptie-

ren kann. SchlieÇlich muss auf jedem Hektar landwirt-

schaftlicher Nutzflªche die gleiche Leistung f¿r Umwelt, 

Naturschutz und Klima erbracht werden. Hierf¿r sorgen 

rechtliche Vorgaben, zum Beispiel das Pflanzenschutzge-

setz oder die D¿ngeverordnung sowie die an die Ausrei-

chung der Direktzahlung gebundenen Auflagen, die 

sogenannten Cross Compliances. 

Ich verstehe auch das Anliegen, die Zahlungen gegen¿ber 

der ¥ffentlichkeit transparent und erklªrbar zu machen. 

Ich bin aber nicht damit einverstanden, dass sªchsische 

Landwirtschaftsbetriebe f¿r ihr Unternehmertum bestraft 

werden. Hier hoffe ich, dass es eine bessere Lºsung geben 

wird, als es die bisherigen Ansªtze der Kommission 

erwarten lassen. Ich bin Frau Bundesministerin Aigner in 

dieser Frage dankbar, dass sie unsere Position gegen¿ber 

der Europªischen Union in den Verhandlungen vertritt. 

Das ist deshalb so bemerkenswert, weil es nicht einfach 

ist, in Deutschland unter den 16 Agrarministern diese 

einheitliche Meinung hinzubekommen. 

Es ist in diesem Zusammenhang, meine Damen und 

Herren, f¿r mich eine sehr schwache Hilfskr¿cke, wenn 

die Kommission anbietet, die Kappungsmittel zu kom-

pensieren, indem Lohnkosten gegengerechnet werden. 

Was soll das denn, bitte schºn? ï Unter dem Strich bleibt 

nichts ¿brig. Die Gelder werden trotzdem ausgegeben. 

Wir haben aber jede Menge mehr B¿rokratie. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Frage der B¿rokratie, meine Damen und Herren, ist 

die nªchste Frage, die mich sehr in Rage bringt. Es ist 

unbestritten, dass der Einsatz ºffentlicher Gelder nach-

vollziehbar und kontrollierbar sein muss. Dennoch m¿s-

sen die Belastungen f¿r Wirtschaft und Verwaltung in 

einem vertrªglichen Rahmen gehalten werden und ein 

gesundes Verhªltnis von Aufwand und Ergebnis wider-

spiegeln. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Die Legislativvorschlªge zur GAP lassen solche Ansªtze 

gªnzlich vermissen. Ganz im Gegenteil. Wir haben noch 

immer eine Vielzahl an Vorschriften, und es kommen 

neue, zusªtzliche Aufwendungen auf alle Beteiligten zu. 

Wenn man Schªtzungen der Bundesministerin Glauben 

schenken kann, erhºht sich allein im Bereich der Direkt-

zahlungen der b¿rokratische Aufwand um 15 %. 

(Zuruf: Um Gottes willen!) 

ï Sie kºnnen das gern ins Lªcherliche ziehen. Aber diese 

Zusatzaufgabe muss von der Verwaltung selbst und auch 

von den Betrieben erledigt werden. Es ist nicht Aufgabe 

der Agrarbetriebe im Freistaat Sachsen, nur f¿r die Euro-

pªische Union da zu sein und b¿rokratische Anforderun-

gen zu erf¿llen, sondern sie sollen Lebensmittel produzie-

ren, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

In diesem Zusammenhang ï B¿rokratieabbau ï fassen wir 

uns auch an die eigene Nase. Wir haben im Freistaat 

Sachsen die Integrierte Lªndliche Entwicklung. Ich habe 

mir in den letzten 15 Monaten die Zeit genommen und 

alle 35 ILE- und LEADER-Regionen im Freistaat Sach-

sen besucht. Ich habe dort die Erfahrungen aus der Praxis 

mitgenommen. Diese Erfahrungen sind in eine Kabinetts-

vorlage zur Vereinfachung der Richtlinie ILER eingeflos-

sen. Wir haben gestern im Kabinett dieser Vereinfachung 

zugestimmt. Ich bin sehr dankbar daf¿r, dass wir das 

gemacht haben. 

Neben den Vereinfachungen im Verwaltungsverfahren 

aufgrund ILE-spezifischer Nebenbestimmungen selbst 

heiÇt das zum Beispiel, dass private Antragsteller k¿nftig 

kein Vergaberecht mehr anwenden m¿ssen, denn das 

verlangt die Europªische Union nicht. Das heiÇt ganz 

konkret: Wenn man als privater Antragsteller einen 

Auftrag auslºst, muss man nicht mehr drei Angebote 

beibringen, sondern es reicht ein Angebot. Das Gute f¿r 

uns ist, dass damit das Anlastungsrisiko f¿r den Freistaat 

Sachsen sinkt; denn wenn die Europªische Union kontrol-

liert, kontrollieren sie nicht nach ihren, sondern nach 

unseren MaÇstªben. Sie kontrollieren in diesem speziellen 

Fall, ob diese drei Angebote wirklich Angebote sind. 

Wenn von diesen eines nicht anerkannt wird, haben wir 

nur zwei und damit eine Vertragsverletzung. Die Verein-

fachung bringt also allen etwas. Sie bringt den Antragstel-

lern etwas, sie ist anwenderfreundlich und sie bringt der 

integrierten lªndlichen Entwicklung insgesamt etwas. Die 

integrierte lªndliche Entwicklung in Sachsen ist eine 

Erfolgsgeschichte und ich mºchte, dass sie das bleibt. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Wir werden dieses Beispiel, meine Damen und Herren, 

auch zur Vorbereitung der neuen Fºrderperiode nutzen, 

um unsere Fºrderverfahren so b¿rgerfreundlich wie 
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mºglich und nur so verwaltungsaufwendig wie unbedingt 

nºtig zu gestalten. 

Meine Damen und Herren! Zur europªischen Agrarpolitik 

gehºrt auch die Ausgleichszulage. Die Ausgleichszulage 

ist ï wie es der Name schon sagt ï eine Zulage f¿r natur-

bedingte Nachteile in bestimmten Gebieten des Freistaa-

tes Sachsen. Diese Ausgleichszulage ermºglicht es, dass 

man auch in diesen benachteiligten Gebieten flªchende-

ckende Landbewirtschaftung betreiben kann. Uns ist im 

Freistaat Sachsen daran gelegen, dass das so bleibt und 

dass weiterhin eine Ausgleichszulage gezahlt wird. Was 

wir nicht akzeptieren kºnnen und wollen, ist, dass die 

Europªische Union wieder neue Indikatoren f¿r diese 

benachteiligten Gebiete bestimmt. 

Wir hatten in Deutschland bisher ein tolles Verfahren 

dazu. Wir haben uns an der landwirtschaftlichen Ver-

gleichszahl orientiert und Regionen, die unter einem 

bestimmten Wert liegen, als benachteiligte Gebiete 

eingestuft. Die Europªische Union will wieder andere 

Indikatoren ins Feld f¿hren. Das bedeutet zusªtzliche 

B¿rokratie und betrifft f¿r den Freistaat Sachsen in der 

Summe auch ein Drittel der Landesflªche. Wir bekommen 

eine Verschiebung, die wieder f¿r viel  rger sorgt und vor 

allen Dingen f¿r zusªtzliche B¿rokratie. Deswegen lehnen 

wir diese neuen Indikatoren auf das Schªrfste ab. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Zustimmung aus Sachsen, meine Damen und Herren, gibt 

es, zum Beispiel beim Sicherheitsnetz in der Landwirt-

schaft. Ich werbe seit mehreren Jahren daf¿r, dass unser 

tªgliches Brot und die Landwirtschaftsbetriebe, die dieses 

produzieren, vor auÇergewºhnlichen Stºrungen des 

Marktes gesch¿tzt werden. 

F¿r solche extremen Krisensituationen sollte es weiterhin 

eine Mºglichkeit geben, marktbeeinflussende MaÇnah-

men, zum Beispiel Intervention, Lagerhaltung und gege-

benenfalls Hilfsprogramme wie bei EHEC, vor¿berge-

hend zuzulassen. Allerdings mºchte ich damit die Land-

wirte auch nicht vºllig aus der Verantwortung lassen. 

Selbstverstªndlich erwarte ich auch vom Berufsstand 

eigene Vorsorge und Beitrªge. 

Meine Damen und Herren, kommen wir von der ersten 

Sªule jetzt zur zweiten Sªule der Gemeinsamen Agrarpo-

litik. Alle europªischen Mitgliedsstaaten konnten im 

Rahmen der zweiten Sªule Entwicklungsprogramme f¿r 

den lªndlichen Raum erarbeiten. Auch wir im Freistaat 

Sachsen haben das getan. Es gibt das Entwicklungspro-

gramm f¿r den lªndlichen Raum des Freistaates Sachsen 

2007 bis 2013, EPLR. 

Dieses Programm hat vier Schwerpunkte. Einer davon ist 

die Integrierte Lªndliche Entwicklung. Diesen Schwer-

punkt habe ich Ihnen in meiner Regierungserklªrung im 

letzten Jahr genauer vorgestellt. Die Inanspruchnahme der 

Mittel des gesamten EPLR ist gut vorangekommen, 

sodass ich zwei Jahre vor Ende der Fºrderperiode feststel-

len kann, dass wir in Sachsen erneut die Mittel der Euro-

pªischen Union vollstªndig in unseren lªndlichen Regio-

nen investiert haben werden. 

Daraus folgt leider f¿r alle Akteure im lªndlichen Raum, 

dass die Mittel mit dem Auslaufen der Fºrderperiode auch 

immer knapper werden. Andererseits ist es nat¿rlich unser 

Ziel, zum Abschluss dieser Fºrderperiode eine Punktlan-

dung zu erzielen und mºglichst  jeden Euro wirkungsvoll 

in Sachsens lªndlicher Entwicklung zu platzieren. Nichts 

wªre peinlicher, meine Damen und Herren, als wenn wir 

am Ende der Fºrderperiode Gelder an die Europªische 

Union zur¿ckgeben m¿ssten. 

F¿r diese Punktlandung wird es im Laufe der Jahre 2012 

und 2013 dazu kommen, dass wir nochmals umverteilen 

und in einzelnen Bereichen trotz fortbestehender Nach-

frage bestimmte Fºrderangebote einschrªnken m¿ssen. 

Zwei Bereiche ragen heraus. Das ist zum einen die Inte-

grierte Lªndliche Entwicklung und zum anderen die 

landwirtschaftliche Investitionsfºrderung. Die 35 ILE- 

und LEADER-Gebiete sind bei der Umsetzung ihrer 

integrierten lªndlichen Entwicklungskonzepte weit 

vorangekommen. Die Regionen haben ihr Budget sehr gut 

mit Vorhaben untersetzt. Teilweise wurden auch schon 

Vorgriffe auf die Finanzbudgets der Folgejahre getªtigt. 

Sie erinnern sich, meine Damen und Herren, wir haben im 

Ergebnis der Halbzeitbewertung das aktuelle Programm 

um einen f¿r die Kommunen, ja f¿r die Zukunft des 

gesamten Freistaates wichtigen Fºrdertatbestand erwei-

tert. Wir haben den Regionen die Mºglichkeit erºffnet, 

neben Kindertagesstªtten auch Schulen und Turnhallen 

neu zu bauen und zu sanieren. Daf¿r haben wir 

134 Millionen Euro im EPLR zugunsten der ILE umge-

schichtet. Zusªtzlich kommen noch einmal 8 Millionen 

Euro aus den Steuermehreinnahmen dieses Jahres hinzu, 

und wir haben zur Aussteuerung des ELER auÇerdem in 

den Landkreisen bereits einen Vorgriff auf Mittel ermºg-

licht, die normalerweise erst am Ende der Fºrderperiode 

aufgrund nicht umgesetzter oder billiger werdender 

MaÇnahmen verf¿gbar sind. 

Das Programm wurde weit ¿ber unsere Erwartungen 

hinaus hervorragend angenommen. Innerhalb von weni-

gen Monaten konnten ¿ber 28 Millionen Euro in 

47 Kindertagesstªtten und 47 Schulen investiert werden ï 

ein wichtiges Plus f¿r junge Familien, die auf dem Land 

leben, und f¿r junge Familien, die auf das Land ziehen 

wollen. Deshalb, meine Damen und Herren, wird die 

Staatsregierung im nªchsten Jahr versuchen, weitere 

Mittel aus den Steuermehreinnahmen f¿r die Bildungsin-

frastruktur zur Verf¿gung zu stellen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Der zweite Bereich mit besonders hohem Bedarf ist die 

landwirtschaftliche Investitionsfºrderung. Die sªchsische 

Landwirtschaft hat die Milchkrise und auch die erste 

Konjunkturkrise in hervorragender Weise gemeistert. 

Mittlerweile hat das Investitionsgeschehen in der sªchsi-

schen Landwirtschaft einen so erfreulich hohen Stand 

erreicht, dass die Fºrdermittel knapp werden. 
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Ich habe mich vor einem Jahr vor die Bauern hingestellt 

und gesagt: Investiert, investiert, investiert, macht eure 

Betriebe fit f¿r den Wettbewerb ab 2014! Und, meine 

Damen und Herren, die Landwirtschaftsbetriebe haben 

das getan. Sie haben investiert, sie haben ihre Betriebe 

damit f¿r den Wettbewerb fit gemacht. Das Ergebnis ist 

nun, dass die Mittel knapper werden. Ich habe deshalb 

folgende MaÇnahmen ergriffen: 

Erstens. Ich werde mit frei werdenden Mitteln die Richt-

linie ĂLand- und Ernªhrungswirtschaftñ stªrken und mich 

in der Umsetzung f¿r eine finanztechnische Aussteuerung 

einsetzen, die ï das ist mir auch wichtig ï ohne einen 

 nderungsantrag in Br¿ssel auskommt; denn mit einem 

 nderungsantrag haben wir wieder ein Jahr, in dem wir 

¿berhaupt nichts bewilligen kºnnen. Deswegen ohne 

 nderungsantrag, damit gerade in der auslaufenden 

Fºrderperiode eine Zeitverzºgerung bei der Pro-

grammaussteuerung vermieden wird. 

Zweitens. K¿nftig werden verstªrkt Obergrenzen bei 

Investitionsvolumen und Auswahlkriterien zur Anwen-

dung kommen. Ein Kriterium wird es sein, dass Betriebe, 

die nicht selbst landwirtschaftliche Flªchen bewirtschaf-

ten, k¿nftig von einer Fºrderung ausgeschlossen werden. 

Sollten die ELER-Mittel auch nach Einf¿hrung dieser 

Regelung dennoch vor Auslaufen der Fºrderperiode 

erschºpft sein, werde ich pr¿fen, ob wir die Investitionen 

in landwirtschaftliche Unternehmen danach mit Hilfe der 

GAK fortsetzen kºnnen. Damit w¿rden wir das machen, 

was auch andere Bundeslªnder schon seit Jahren tun: 

nªmlich die landwirtschaftlichen Investitionen aus der 

GAK fºrdern, nat¿rlich mit einem bescheidenerem 

Mittelumfang und bescheideneren Fºrdersªtzen. Aber es 

w¿rde mit dieser MaÇnahme keinen Abbruch in der 

Investition geben, und wir hªtten vielleicht sogar ein Plus, 

indem wir dieses Instrument dann auch 2014 nutzen 

kºnnten. F¿r den Fall, dass wir von der Europªischen 

Union mit Beginn der neuen Fºrderperiode noch kein 

Geld haben, hªtten wir so ein Mittel, um weiter in die 

Landwirtschaft investieren zu kºnnen. 

Meine Damen und Herren, mit diesen MaÇnahmen d¿rfte 

die Aussteuerung des ELER 2007 bis 2013 auf dem 

richtigen Weg sein und einem erfolgreichen Abschluss der 

alten Fºrderperiode nichts entgegenstehen. 

F¿r unsere lªndlichen Rªume brauchen wir auch nach 

2013 eine starke zweite Sªule. Daf¿r hat sich die Sªchsi-

sche Staatsregierung stets ausgesprochen, und sie wird 

das auch weiterhin tun. Hinnehmen m¿ssen wir leider 

schon jetzt, dass Sachsen in der neuen Fºrderperiode aus 

der hºchsten Fºrderprioritªt ausscheiden wird. Wir 

werden in einer hºheren Liga spielen. Den Regionen im 

Freistaat Sachsen geht es besser als dem Schnitt in der 

Europªischen Union. Da brauchen wir nicht einmal 

Griechenland zu nehmen. Es gibt auch andere Regionen 

in der Europªischen Union, denen es schlechter geht als 

dem Freistaat Sachsen. 

In dem von der Europªischen Kommission vorgelegten 

ELER-Entwurf fehlt eine Regelung zur Anerkennung und 

besonderen finanziellen Unterst¿tzung f¿r die aus der 

hºchsten Fºrderprioritªt der EU ausscheidenden Regio-

nen. Wir erwarten deshalb f¿r den ELER ªhnliche Rege-

lungen wie bei den Strukturfonds, insbesondere differen-

zierte Kofinanzierungsansªtze und ein Sicherheitsnetz. 

Es gibt keinen Grund, meine Damen und Herren, warum 

die lªndlichen Rªume, die einen GroÇteil ihrer Entwick-

lung mit den Mitteln des ELER bestreiten, hier benachtei-

ligt werden sollen. Daher hat Sachsen diesen Punkt 

sowohl auf der Agrarministerkonferenz als auch im 

Bundesrat erfolgreich eingebracht. Aber auch mit einer 

vern¿nftigen ¦bergangsregelung werden wir ï dessen 

sind wir uns bewusst ï Differenzierungen haben, zum 

Beispiel f¿r den ehemaligen Regierungsbezirk Leipzig. 

(Beifall des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

Wir m¿ssen daher genau pr¿fen, welche MaÇnahmen des 

neuen ELER geeignet sind, um unsere Ziele in einem 

angemessenen Verhªltnis von Aufwand und Nutzen 

optimal umzusetzen. Wir werden nicht umhin kommen, 

uns mehr als bisher auf bestimmte Fºrderinhalte zu 

konzentrieren. Auch wenn die finanziellen Mittel auf 

europªischer Ebene noch nicht abgestimmt sind, gilt es, 

f¿r die Neuausrichtung der Fºrderpolitik bereits jetzt erste 

¦berlegungen anzustellen. 

Zu unseren Prioritªten nach 2013 gehºren weiterhin 

wettbewerbsfªhige und umweltgerecht produzierende 

Betriebe in der Land-, Forst- und Ernªhrungswirtschaft. 

Wir st¿tzen Europas Richtung ĂMehr Markt in der Land-

wirtschaftñ, und wir werden alles tun, um unsere Unter-

nehmen daf¿r noch konkurrenzfªhiger zu machen. Dabei 

liegt mir ¿brigens der kleine Milchziegenbetrieb oder der 

Nebenerwerbslandwirt genauso am Herzen wie eine 

Agrargenossenschaft. 

Besondere Umweltleistungen sollen auch in der neuen 

Fºrderperiode honoriert werden. Dazu gehºren die 

MaÇnahmen im Klima- und Ressourcenschutz ebenso wie 

die Umsetzung von europªischen Zielen, den Natura-

2000-Richtlinien, der Wasserrahmen- und der Hochwas-

serrisikomanagementrichtlinie. Wir planen ebenso, das 

seit dem Jahr 2007 ¿ber die Integrierte Lªndliche Ent-

wicklung aufgebaute Netzwerk weiter zu nutzen. Aller-

dings erfordern k¿nftig weniger Mittel stªrkere Prioritª-

ten. Daf¿r ist weiterhin die Eigenverantwortung der 

Akteure im lªndlichen Raum gefragt. Hier trage ich aber 

Wasser in die Elbe: Die Regionen sind sich dieser Ver-

antwortung sehr wohl bewusst. Sie haben in der Vergan-

genheit bewiesen, dass sie mit dieser Verantwortung 

gerecht und entsprechend den ºrtlichen Anforderungen 

umgehen kºnnen. Wir werden diese Mittel nutzen, um 

den lªndlichen Raum weiter zu stªrken, die ºffentliche 

Basisinfrastruktur zu modernisieren und dem demografi-

schen Wandel zu entsprechen. 

Meine Damen und Herren, was genau mºglich ist, ent-

scheidet letztendlich Br¿ssel. Wir kºnnen nur alles daf¿r 

tun, dass die Startbedingungen ordentlich sind und ge-

schaffen werden. Dazu werden wir zunªchst versuchen, 
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im Rahmen der weiteren Abstimmung zu den Rechtstex-

ten das Beste f¿r den Freistaat Sachsen herauszuholen. 

AnschlieÇend gilt es, diese Herausforderungen verwal-

tungsmªÇig umzusetzen und zu meistern. 

Meine Damen und Herren, damit wartet viel Arbeit auf 

uns! Das ist Arbeit, die sich lohnt. Sie lohnt sich f¿r die 

Umwelt und den Naturschutz. Sie lohnt sich f¿r die 

Landwirtschaft und die Menschen im lªndlichen Raum im 

Freistaat Sachsen. Lassen Sie uns deshalb gemeinsam 

diese Arbeit angehen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Ich danke Herrn 

Staatsminister Kupfer f¿r seine Fachregierungserklªrung. 

ï Wir kommen nun zur Aussprache zur Fachregierungser-

klªrung. Folgende Redezeiten wurden f¿r die Fraktionen 

festgelegt: CDU 33 Minuten, DIE LINKE 24 Minuten, 

SPD 14 Minuten, FDP 14 Minuten, GR¦NE 12 Minuten 

und die NPD 12 Minuten. Die Reihenfolge in der ersten 

Runde ist: DIE LINKE, CDU, SPD, FDP, GR¦NE und 

NPD. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, die Fraktion 

DIE LINKE hat das Wort. Ich bitte Frau Kollegin Kagel-

mann nach vorn. 

Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Danke schºn, Herr 

Prªsident. ï Meine Damen und Herren Abgeordneten! Der 

Sªchsische Landtag beschªftigt sich heute zum wiederhol-

ten Male mit der europªischen Agrarpolitik. Das ist 

insofern nachvollziehbar, weil es sich bei den Geldern ï 

¿ber die zwei Sªulen der GAP ï um beachtliche finanziel-

le Mittel handelt, die nach Sachsen flieÇen und mit denen 

die Politik im lªndlichen Raum gesteuert werden kann. 

Wirklich bahnbrechend sind die Verordnungsentw¿rfe der 

EU aber nicht. Sie halten genau das, was EU-Kommissar 

CioloἨ von Anfang an angek¿ndigt hat. Deshalb sind 

eigentlich sªmtliche inhaltlichen Standpunkte der Betei-

ligten auf politischer und berufsstªndischer Seite bereits 

mehrfach ausgetauscht. Eine wirklich spannende Debatte 

verspricht der heutige Tagesordnungspunkt deshalb nicht 

zu werden. 

Und: Es bleibt nat¿rlich europªische Politik. Der Gestal-

tungsauftrag f¿r eine neue europªische Agrarpolitik 

obliegt zuerst der Bundesebene, die dabei unterschiedli-

che Lªnderinteressen ausgleichen muss. Dann obliegt sie 

dem EU-Parlament, das unterschiedliche Bedingungen in 

27 Mitgliedstaaten auf gemeinsame agrarpolitische Ziele 

fokussieren muss. 

Ich betone das an dieser Stelle deshalb, weil ich den 

Eindruck hatte, dass in den vergangenen Diskussionen die 

internationale Dimension einer Neuausrichtung der 

europªischen Agrarpolitik hinter der sªchsischen Prob-

lemsicht manchmal etwas verloren ging. 

(Beifall der Abg. Dr. Jana Pinka, DIE LINKE) 

Als die agrarpolitischen Sprecherinnen und Sprecher der 

LINKEN vom Bund und von Landtagen ihr Konzept zur 

Weiterentwicklung der gemeinsamen europªischen 

Agrarpolitik Mitte 2010 bereits in die ¥ffentlichkeit 

brachten, erging es mir in Sachsen wie dem bekannten 

Wªchter der Fliegerschule Grigori Kossonossow bei 

seinem Werbefeldzug f¿r die Entwicklung des sowjeti-

schen Flugwesens. 

(Beifall bei den LINKEN und des Abg. 

Thomas Jurk, SPD ï Unruhe bei der CDU) 

Die Bauern lªchelten nicht nur finster ï in Sachsen 

hagelte es sogar vernichtende Kritik. 

Nach der Diskussion eines daraus abgeleiteten Antrages 

der LINKEN im Mªrzplenum dieses Jahres unterstellte 

man der LINKEN in der Zeitung des Landesbauernver-

bandes eine ï Zitat ï Ăgetr¿bte Sicht auf ºkonomische 

Realitªten und kausale Zusammenhªnge und ein erschre-

ckendes MaÇ an Realitªtsferneñ. Boah! Ja, wenn nun der 

Kosmos der Bewertung der Agrarpolitik an den Landes-

grenzen Sachsens endet, mag diese Reaktion nachvoll-

ziehbar erscheinen. Wenn man allerdings ï und genau das 

hat DIE LINKE in ihrem GAP-Papier ï versucht, die 

Gesamtverantwortung der Europªischen Union f¿r ihre 

Mitgliedsstaaten zur Entwicklung einer gleichermaÇen 

leistungsfªhigen wie auch sozial und ºkologisch nachhal-

tigen Landwirtschaft zum Ausgangspunkt der ¦berlegun-

gen macht, kommt man zwangslªufig zu anderen Schluss-

folgerungen und Finanzierungsmodellen. 

Nach der Verºffentlichung der Verordnungsvorschlªge der 

Europªischen Kommission zur GAP ab 2014 zeigt sich, 

dass wesentliche Elemente des Konzeptes der LINKEN 

mit den Reformvorschlªgen von Agrarkommissar CioloἨ 

deckungsgleich sind. Diese Vorschlªge kann man gut oder 

schlecht bewerten. Nichts anderes bezweckt die wieder-

holte Debatte zu diesem Thema. Aber, wer hier welche 

politischen wie ºkonomischen Realitªten falsch einge-

schªtzt hat, wird angesichts der aktuellen Verordnungs-

entw¿rfe ¿berdeutlich. DIE LINKE hatte die Zeichen der 

Zeit mit hºheren Umweltanforderungen und gewachsenen 

Verbraucheranspr¿chen jedenfalls erkannt. Deshalb 

konnte es realistischerweise auch kein krampfhaftes 

Festhalten an bekannten Fºrdermechanismen geben. 

Der Kern des GAP-Konzeptes der LINKEN bestand in 

einer stªrkeren sozialen und ºkologischen Ausrichtung 

der europªischen Agrarpolitik. Wir bekannten uns von 

Anfang an zur Notwendigkeit des Greenings, weil wir 

Antworten auf die globalen Herausforderungen des 

Klimawandels und des Verlustes der Biodiversitªt geben 

m¿ssen. Im EU-Entwurf soll nun genau diese ¥kologisie-

rungskomponente eingef¿hrt werden, indem klima- und 

umweltpolitische Leistungen zusªtzlich zu einer Basis-

prªmie honoriert werden, die ¿ber die Cross-Compliance-

Anforderungen hinausgehen. Nach meiner Wahrnehmung 

glªtten sich in diesem Punkt gerade die Wogen in der 

ºffentlichen Diskussion. In vielen persºnlichen Gesprª-

chen mit Landwirten wird mir hªufig bestªtigt, dass 

solche zusªtzlichen Umweltleistungen vorstellbar sind 
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oder bereits geleistet werden. Problematischer dagegen 

wird die Ausweisung einer ºkologischen Vorrangflªche 

gesehen. Auch in diesem Punkt decken sich die EU-

Vorschlªge mit dem Papier der LINKEN. Allerdings ist 

DIE LINKE in ihrem Konzept mit 5 % Flªche etwas 

niedriger herangegangen. 

Fakt ist: In den meisten Betrieben findet sich eine Flªche, 

die aufgrund von Vernªssung oder sonstigen Standort-

nachteilen nur schwer zu bewirtschaften ist. Es finden 

sich Randstreifen, Hecken und Baumgruppen, die in der 

Summe als eine solche Vorrangflªche ausgewiesen 

werden kºnnen. Bei sorgfªltiger Auswahl muss aus 

heutiger Sicht keine Flªche aus der Produktion genom-

men werden. Es wird vielmehr darauf zu achten sein, wie 

die EU-Kommission diese Flªchen spªter konkret defi-

niert. 

Der ¥kolandbau erhªlt nach den Vorschlªgen der EU 

automatisch das Anrecht auf Zahlung der ¥kologisie-

rungsprªmie. Das ist vern¿nftig und auch logisch. Aber, 

Herr Staatsminister Kupfer, Ihr Hohelied auf die Entwick-

lung des ¥ko-Landbaues in Sachsen fiel, um es freundlich 

zu formulieren, etwas ¿berschwªnglich aus. Wer von 

einem niedrigen Ausgangsniveau aus rechnet, wird trotz 

mickriger absoluter Flªchenanteile hohe prozentuale 

Steigerungen vorweisen kºnnen. Dieser billige Taschen-

spielertrick ist zu durchsichtig. Sachsen wollte nach dem 

Landesentwicklungsplan bis 2010 10 % ºkologisch 

bewirtschaftete Flªche ausweisen, was angesichts der 

Ziele der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ohnehin 

nicht ¿bermªÇig ambitioniert daherkommt. Wir liegen 

aktuell bei 3,5 %. Da braucht weder die gr¿ne noch die 

rote Opposition Fakten umzukehren. Angesichts eines 

zwºlften Platzes im Ranking der Flªchenbundeslªnder 

scheint mir an dieser Stelle verbale Bescheidenheit 

angebrachter, Herr Staatsminister. 

(Staatsminister Frank Kupfer: 

Wir sind auf gutem Wege!) 

ï Wir sind auf dem Wege, na, wir m¿ssen vielleicht ein 

wenig z¿giger gehen. 

(Staatsminister Frank Kupfer: Wir 

sind sogar auf einem sehr guten Weg!) 

Wir hatten dazu konkrete Vorschlªge. Vielleicht schauen 

Sie da noch einmal rein, was man insbesondere im Teil 

der Beratung f¿r umstellungswillige Landwirte tun kann. 

Es ªrgert mich auch, wenn im Zusammenhang mit der 

¥kologisierung der landwirtschaftlichen Produktion in 

Europa immer mit dem Hunger einer wachsenden Welt-

bevºlkerung argumentiert wird. 

(Zuruf von der CDU: Womit denn sonst?) 

Ich habe es bereits in vergangenen Debatten gesagt und 

wiederhole mich an dieser Stelle bewusst: Das Problem 

des Hungers ist hauptsªchlich ein Problem der mangeln-

den Verteilungsgerechtigkeit in der Welt 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

und weniger ein Problem der fehlenden Flªche. Allerdings 

verstªrken die Auswirkungen des Klimawandels in den 

Entwicklungslªndern sowohl Flªchen- als auch Ertrags-

probleme rasant. Insofern machen mir die Ergebnisse der 

j¿ngsten Klimakonferenz in Durban tatsªchlich groÇe 

Sorgen. 

Europa kann und muss nicht die Welt ernªhren, meine 

Damen und Herren. Ernªhrungssouverªnitªt braucht 

stabile Erzeugerstrukturen in den Entwicklungslªndern. 

(Beifall der Abg. Dr. Monika Runge, DIE LINKE) 

Wenn wir schon ¿ber den Welthunger sprechen, sollten 

wir auch dazusagen, dass der angestrebte Produktionszu-

wachs in der EU anderswo riesige Flªchen beispielsweise 

f¿r den Anbau von Futtermitteln bindet. Allein der So-

jaanbau f¿r die europªische Tierhaltung beansprucht 

20 Millionen Hektar landwirtschaftlicher Flªche im 

Ausland und verdrªngt dabei insbesondere kleinbªuerli-

che Nahrungsmittelproduzenten. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

Eine solche Entwicklung ist wirtschaftlich kontraproduk-

tiv und ethisch unverantwortlich. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

Zur¿ck zu den konkreten Verordnungsvorschlªgen der EU 

und damit zu einem wirklichen Knackpunkt der vorgese-

henen Degression und Kappung der Direktzahlungen. 

Herr Staatsminister Kupfer, da stimmen wir mit Ihrer 

Einschªtzung ¿berein. Um es ganz klar zu sagen: Diese 

Vorschlªge lehnt DIE LINKE ab, hat sie immer abgelehnt, 

weil f¿r uns nicht pauschal die GrºÇe eines Betriebes 

ausschlaggebend f¿r Zahlungsanspr¿che sein darf, son-

dern die Methoden der Bewirtschaftung der Flªche und 

damit der Beitrag des Betriebes f¿r die ºffentlichen 

Leistungen, insbesondere im Klima- und Umweltschutz. 

Die, die es bei dieser Kappung wirklich und ï das f¿ge 

ich hinzu ï berechtigt treffen soll, nªmlich die riesigen 

Nahrungsmittelkonzerne und reinen Industrieunterneh-

men, werden voraussichtlich nicht einmal von den Fºrder-

tºpfen ausgesperrt, denn deren Teilungskonzepte sollen 

schon in den Schubladen schlummern. 

Im GAP-Modell der LINKEN findet sich allerdings ein 

sogenannter Arbeitskrªftefaktor, weil wir im Gegensatz zu 

Ihnen, Herr Staatsminister Kupfer, Betriebe, die or-

dentlich bezahlte Arbeitsplªtze im lªndlichen Raum 

vorhalten oder schaffen, zusªtzlich fºrdern wollen. Das ist 

bitter notwendig, wie wir wissen, weil die Lºhne in der 

Land- und Forstwirtschaft immer noch mit Abstand unter 

denen aller anderen Wirtschaftsbereiche in Sachsen liegen 

und dadurch die demografischen Probleme im lªndlichen 

Raum verschªrft werden. 

(Beifall bei den LINKEN) 
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Ausgerechnet dieser anfangs recht umstrittene Arbeits-

krªftefaktor, der sich nun auch in den EU-Vorschlªgen 

findet, sorgt inzwischen sogar f¿r einen vorsichtigen 

Hoffnungsschimmer im Osten, weil er in der Lage sein 

sollte, die Kappung der Direktzahlungen aufzufangen. 

Der Vorstandsvorsitzende eines Agrarunternehmens in 

Sachsen-Anhalt geht in einem Interview mit der ĂSªchsi-

schen Bauernzeitungñ vom November sogar noch weiter, 

indem er sagt: ĂDie Zahlungen m¿ssten aus unserer Sicht 

generell stªrker an den Arbeitsplªtzen orientiert werden. 

Entscheidend ist doch nicht das Wohl eines Hektars, 

sondern das der Menschen in den Dºrfern.ñ 

(Beifall bei den LINKEN) 

Recht hat er, der gute Mann! Deshalb ist Agrarpolitik 

eben doch Sozialpolitik, Herr Kupfer, auch wenn das 

immer wieder gern bestritten wird. Sie hatten in der 

Aktuellen Debatte vor gut einem Jahr genau mit diesem 

Argument die Kopplung einer Fºrderung an die Anzahl 

der Arbeitskrªfte abgelehnt. 

Nat¿rlich ist europªische Agrarpolitik ï wie Wirtschafts-

politik allgemein ï immer auch Sozialpolitik. Sie war es 

zu Beginn der GAP 1957, als die europªische Agrarpolitik 

in den Nachkriegsjahren garantieren sollte, dass Nah-

rungsmittel ausreichend und preiswert zur Verf¿gung 

gestellt werden kºnnen. Sie ist es heute immer noch; denn 

die Direktzahlungen der ersten Sªule dienen der Ein-

kommensst¿tzung, und zwar f¿r Gemeinwohlleistungen 

des Landwirts, also eben die flªchendeckende Bewirt-

schaftung der Kulturlandschaft, die er nicht direkt in seine 

Produkte einpreisen kann, die aber gesellschaftlich 

notwendig sind und damit bezahlt werden m¿ssen. 

(Beifall bei den LINKEN und 

des Abg. Thomas Jurk, SPD) 

¦ber die Mittel der zweiten Sªule wird der lªndliche 

Raum entwickelt. 

Wer aber Familien unterst¿tzt, Kitas und Schulen saniert 

oder Tourismusprojekte umsetzt, betreibt im besten Sinne 

Sozialpolitik. Was sonst? 

Was den zitierten Landwirt aus Sachsen-Anhalt betrifft, 

so hat der offensichtlich nicht einmal Sorgen vor dem 

angeblich hohen b¿rokratischen Aufwand der Nachweis-

f¿hrung f¿r die d¿nne Hilfskr¿cke Arbeitskrªftekompo-

nente der Europªischen Kommission, Herr Kupfer. 

Optimismus ist also an dieser Stelle angebracht. 

Was die zweite Sªule der GAP anbelangt, so bedarf es 

gerade hier einer ehrlichen und kritischen Evaluation des 

Mitteleinsatzes, bevor man Landesprogramme neu jus-

tiert. 

Herr Staatsminister Kupfer, Sie sprechen selbst das 

Anwachsen der Siedlungs- und Verkehrsflªche an, aller-

dings ohne eine Spur von Selbstkritik. Wer beispielsweise 

zu viele StraÇen baut, setzt in Entleerungsrªumen nicht 

nur Mittel in den sprichwºrtlichen Sand, er b¿rdet den 

Kommunen auch hohe Unterhaltungslasten auf und 

entzieht im schlimmsten Fall landwirtschaftliche Nutzflª-

che. Das und der fortgesetzte Braunkohleabbau sind die 

grºÇten Flªchenfresser beispielsweise in meinem Heimat-

landkreis Gºrlitz 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

weit vor naturschutzfachlichen KompensationsmaÇnah-

men. 

(Georg-Ludwig von Breitenbuch, CDU: 

Das ist ja interessant!) 

Auch dazu habe ich im Zusammenhang mit der ILE-

Halbzeitbewertung ausf¿hrlich gesprochen. Dort finden 

Sie auch unsere konkreten Vorschlªge. Ein Stichwort ist 

hier Regionalbudgets, denn sie stªrken die Eigenverant-

wortung der regionalen Akteure am wirkungsvollsten. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Frau Kollegin, gestatten 

Sie eine Zwischenfrage? 

Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Bitte schºn, 

Herr Bandmann. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Bitte, Kollege Band-

mann. 

Volker Bandmann, CDU: Sie haben deutlich gemacht, 

dass DIE LINKE immer konsequent gegen den StraÇen-

bau in Sachsen eingetreten ist. Sie haben konkret den 

Landkreis Gºrlitz angesprochen. Uns aus der Region ist 

noch gut in Erinnerung, dass es DIE LINKE war, die ¿ber 

viele Jahre versucht hat, den Autobahnbau nach Gºrlitz 

und nach Polen zu verhindern. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Frage, bitte! 

(Zurufe von den LINKEN: Die Frage!) 

Volker Bandmann, CDU: Deswegen frage ich die 

Kollegin der LINKEN, ob sie nach wie vor den Auto-

bahnbau nach Polen f¿r falsch hªlt und ob sie die An-

strengungen, die dort geleistet worden sind, um die 

Region besser anzubinden, heute anders bewertet und ihre 

Aussage vielleicht korrigieren mºchte. 

Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Nein, Herr  

Bandmann, ich korrigiere keine Aussage. Ich bin schon 

ganz froh, dass Sie mich nicht fragen, ob ich etwa die 

Autobahn A4 selbst nutze. ï Ja, ich nutze sie. 

Wenn wir uns nach der Zeit, die inzwischen vergangen ist, 

den Bau anschauen und die wirtschaftlichen Effekte, die 

er f¿r die Entwicklung in der Oberlausitz auslºsen sollte, 

mit den Realitªten vergleichen, dann sieht es doch sehr 

tr¿be aus. 

Schauen wir uns nur die Gewerbegebiete um Kodersdorf 

an und was dort passiert ist. Insofern ist es richtig, wenn 

Opposition hinterfragt, welche Effekte ein StraÇenbau 

auslºst. 

(Volker Bandmann, CDU: Sie m¿ssen 

in einem anderen Land leben als ich!) 
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ï Herr Bandmann, Sie m¿ssen mich schon ausreden 

lassen. 

Nun ist der Bau einer Bundesautobahn schon von der 

Finanzierung her etwas anderes als der StraÇenbau, der in 

den Gemeinden und Stªdten stattfindet. 

(Robert Clemen, CDU: Aha!) 

Ich kann Ihnen Beispiele aufzªhlen, wie dort ¿ber das 

Schwarzdeckenprogramm Schneisen durch Wªlder 

planiert werden, deren Sinn sich ¿berhaupt nicht er-

schlieÇt. Aber wenn so groÇz¿gig Fºrdermittel in gerade 

diesen lªndlichen StraÇenbau flieÇen, ist es ganz klar, 

dass die Kommunen zugreifen, die aber spªter ¿ber die 

Unterhaltslast mit dem StraÇenbau umgehen m¿ssen; und 

ich sprach von einer Evaluation, das heiÇt, man muss sich 

Ergebnisse kritisch anschauen. Insofern ist es berechtigt, 

dass wir den Anteil in dem Bereich der zweiten Sªule 

deutlich hinterfragen und nach 20 Jahren irgendwann 

einmal aufhºren, StraÇen und Infrastruktur in Rªumen zu 

bauen, die sich deutlich entleeren. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Wo waren wir stehengeblieben? ï An dieser Stelle ï nur 

noch eine Randbemerkung ï wird, was die Beziehung 

zwischen erster und zweiter Sªule betrifft, die Systematik 

des Zwei-Sªulen-Modells insgesamt durchbrochen, indem 

sowohl Direktzahlungen in der ersten Sªule an Umwelt-

auflagen gekn¿pft als auch Gelder aus der zweiten Sªule 

f¿r AgrarumweltmaÇnahmen mit Kofinanzierungsmitteln 

des Landes vorgesehen werden. Nach unserem Modell 

wªren MaÇnahmen des Klima- und Umweltschutzes ¿ber 

die Weiterentwicklung der Cross-Compliances-Regelun-

gen Zugangsvoraussetzungen f¿r Direktzahlungen, und 

damit wªre deren Anteil nicht von der Kassenlage in den 

Mitgliedsstaaten abhªngig. Das ist, denke ich, genau das 

Gegenteil dessen, was Sie favorisieren, Herr Staatsminis-

ter Kupfer. 

Insgesamt bleibt festzustellen, dass sich das Stimmungs-

bild zur Neuausrichtung der europªischen Agrarpolitik in 

den letzten Monaten durchaus gewandelt hat. DIE LINKE 

sieht sich in vielen Punkten mit ihrem Ansatz im eigenen 

GAP-Modell durch die Verordnungsvorschlªge bestªtigt. 

Spannend bleibt es dennoch in Bezug auf die Durchset-

zungskraft einzelner Mitgliedsstaaten in der Diskussion 

zu den Verordnungsentw¿rfen und nat¿rlich spªter in der 

konkreten Untersetzung der Verordnung. 

Die europªische Agrarpolitik bleibt ambivalent. Ihren 

Erfolgen in den letzten 40 Jahren in Bezug auf Versor-

gungssicherheit und Stabilitªt in Europa stehen negative 

Auswirkungen in der Entwicklungs- und Umweltpolitik 

gegen¿ber. Zudem mahlen politische M¿hlen immer viel 

zu langsam, als dass die hohen Erwartungen vieler an eine 

durchgreifende Wende in der Agrarpolitik erf¿llt werden 

kºnnten. 

Auch DIE LINKE verkennt nicht, dass die neue Fºrderpe-

riode ï bei allen positiven Ansªtzen ï wieder zu stark auf 

Wachstum und Export setzt. Aber diese Widerspr¿che 

m¿ssen in einer Weiterentwicklung der europªischen 

Agrarpolitik aufgelºst werden, die die globalen sozialen 

und ºkologischen Herausforderungen der Menschheit 

gezielt angeht, indem sie vor allem solidarisch nach innen 

und auÇen wirkt. Deshalb ist es wichtig, dass sich Sach-

sen in diese Diskussion einmischt, und zumindest in 

diesem Anspruch kºnnen Sie, Herr Staatsminister, mit der 

weiteren kritischen Begleitung der LINKEN rechnen. 

Da ich noch Zeit habe, mºchte ich gern noch auf den 

vorliegenden EntschlieÇungsantrag eingehen. Der Antrag 

ist erfreulicherweise in fast allen Punkten relativ unprob-

lematisch formuliert. Allerdings haben wir im Punkt III an 

einigen Stellen Bauchschmerzen, auch wenn es darin 

vordergr¿ndig um den B¿rokratieabbau gehen soll. Ich 

denke, ich habe deutlich gemacht, dass wir gerade der 

Ber¿cksichtigung der Lohnkosten positiv gegen¿berste-

hen. An dieser Stelle w¿rden wir also dem Antrag nicht 

gern zustimmen wollen. Wir wªren Ihnen dankbar, wenn 

Sie eine punktweise Abstimmung vorschlagen kºnnten. 

Danke schºn. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die Fraktion DIE 

LINKE sprach Frau Kollegin Kagelmann. ï F¿r die 

Fraktion der CDU spricht nun Herr Kollege Schmidt. 

Thomas Schmidt, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Die Agrarpolitik ist, histo-

risch gewachsen, der Politikbereich, der in der Europªi-

schen Union bereits am weitgehendsten nach gemeinsa-

men Regularien ablªuft und dessen Finanzierung am 

stªrksten ¿ber den EU-Haushalt vollzogen wird. Um diese 

Entwicklung richtig zu verstehen und zu werten, gestatten 

Sie mir einige Sªtze zur Historie. 

Die Europªische Union und davor bereits die Europªische 

Wirtschaftsgemeinschaft haben von Anfang an, also 

bereits seit Ende der F¿nfziger- und Sechzigerjahre, im 

Agrarsektor versucht, gemeinsame Ansatzpunkte zu 

verfolgen. Diente diese gemeinsame Agrarpolitik zuerst 

dazu, nach dem Krieg eine moderne Landwirtschaft in 

Europa zu schaffen, war spªter ï speziell in den Achtzi-

gerjahren ï die Begrenzung der ¦berproduktion von 

Nahrungsmitteln der Grund f¿r dieses gemeinsame 

Handeln. Die Milchseen, Getreide- und Butterberge 

gehºren lªngst der Vergangenheit an, haben sich aber 

lange in den Kºpfen der Menschen festgesetzt, und bei 

den Vorschlªgen der Kommission hat man den Eindruck, 

dass sie aus einigen Kºpfen ¿berhaupt noch nicht wieder 

heraus sind. 

Anfang der Neunzigerjahre gab es durch die sogenannte 

MacSharry-Reform einen grundlegenden Wandel, der bis 

heute die Grundlagen der Agrarpolitik legt. Damals 

wurden durch die Festlegung von an die Produktion 

gekoppelten Prªmien und die Zwangsflªchenstilllegung 

sowohl die Produktionsmenge als auch die Erzeugerpreise 

deutlich gesenkt. Diese Zahlungen an die Landwirte 

sorgten f¿r einen Ausgleich des Preisverfalls bei den 
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Agrarrohstoffen, was wiederum die Grundlage f¿r die bis 

heute geringen Steigerungen der Lebensmittelpreise 

gegen¿ber anderen Produkten bildete. Diese produktions-

gebundenen Zahlungen wurden spªter wieder entkoppelt 

und in Betriebsprªmien umgewandelt ï zumindest in 

Deutschland ist dies weithin vollzogen ï, die heute in 

Form von Zahlungsanspr¿chen die Grundlage f¿r die 

Direktzahlungen an unsere Landwirte bilden. Aber sie 

haben immer noch ï wie zu Beginn der Phase der Prª-

mienzahlung ï zumindest indirekten Einfluss auf relativ 

stabile Nahrungsmittelpreise. 

Durch die "Agenda 2000" wurde in diese europªische 

Agrarpolitik die Fºrderung von UmweltmaÇnahmen und 

der Entwicklung der lªndlichen Rªume integriert. Daher 

spricht man heute von zwei Sªulen in der Agrarpolitik: 

zum einen die Direktzahlungen an die Landwirte und zum 

anderen die zweite Sªule mit MaÇnahmen zur Entwick-

lung des lªndlichen Raumes, welche derzeit in Sachsen in 

zahlreichen verschiedenen Richtlinien verankert sind. 

Staatsminister Kupfer hat bereits auf die Vielfalt der darin 

enthaltenen FºrdermaÇnahmen hingewiesen. 

Von Anfang an legte der Freistaat in der zweiten Sªule 

sehr erfolgreich einen Schwerpunkt auf die Fºrderung 

einer umweltgerechten Landwirtschaft ï was auch in 

Zukunft so bleiben muss. Hierbei gibt es zum Teil Aufla-

gen an die Bewirtschaftung, die ¿ber die Auflagen im 

ºkologischen Landbau deutlich hinausgehen, und wenn 

wir betrachten, welche Flªchen in unserem Freistaat 

ºkologisch bewirtschaftet werden, dann m¿ssen auch wir 

den Fokus auf diese Flªchen richten und sie in unsere 

Betrachtungen einbeziehen. 

Durch die Umschichtung aus der ersten in die zweite 

Sªule auf der Basis der sogenannten Modulation werden 

dar¿ber hinaus zusªtzlich den Landwirten Mittel der 

direkten Zahlungen entzogen und den Entwicklungspro-

grammen des lªndlichen Raumes zugef¿hrt. AuÇerdem ist 

der Erhalt von finanziellen Zuwendungen an die Einhal-

tung zahlreicher Auflagen gebunden. Diese Verbindung 

von Agrarfºrderungen in den sogenannten Cross Compli-

ances gibt es in keinem anderen Fºrderbereich, und sie 

f¿hrt bei VerstºÇen oft zu Doppelsanktionierungen f¿r die 

Betroffenen. Mich w¿rde einmal interessieren, wie das in 

anderen Politik- oder Fºrderbereichen gewertet wird. 

Wir haben heute mit dem europªischen Agrarhaushalt ein 

Instrumentarium, das seinen Fokus im gesamten lªndli-

chen Raum hat und vor allem f¿r die Zahlung von Mitteln 

ï speziell an die Landwirte ï immer hºhere und an-

spruchsvollere Auflagen festlegt. Was ich damit sagen 

will: Unsere Bauern bekommen nicht einfach Steuergel-

der geschenkt, sondern sie erbringen sehr anspruchsvolle 

Gemeinwohlleistungen f¿r die gesamte Gesellschaft, 

welche nat¿rlich auch verg¿tet werden m¿ssen. Dies muss 

auch weiterhin die Grundlage der gemeinsamen europªi-

schen Agrarpolitik bleiben. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Trotz aller Kritik im Detail kann die europªische Agrarpo-

litik insgesamt als Erfolgsgeschichte gewertet werden, 

und das weit ¿ber die Landwirtschaft hinaus. 

So flossen in der ELER-Fºrderperiode von 1991 bis 2007 

2,2 Milliarden Euro an Fºrdermitteln in den lªndlichen 

Raum unseres Freistaates, die ihrerseits wiederum Investi-

tionen in Hºhe von 4,5 Milliarden Euro ermºglichten. 

Dazu gehºrten zum Beispiel die Renovierung von mehr 

als 40 000 ortsbildtypischen Gebªuden durch Kommunen 

oder Privatpersonen. Weiterhin wurden mit den Mitteln 

der lªndlichen Entwicklung in dieser Zeit 1 560 Kilometer 

kommunale StraÇen saniert und etwa 2 000 Arbeitsplªtze, 

vor allem bei kleinen und mittleren Unternehmen, ge-

schaffen. 

Das ist ein beeindruckendes Ergebnis, auf welchem dann 

2007 aufgebaut wurde. Die auslaufende Fºrderperiode 

wird durch die Bindung einzelner MaÇnahmen an lªnger-

fristige Zeitrªume noch ¿ber das Jahr 2013 hinaus wirken, 

auch wenn noch nicht klar ist, welche Mittelausstattung 

dann vorhanden sein wird. Um dieses Risiko zu minimie-

ren, wªre es der einfachste Weg, in den letzten Jahren der 

Fºrderperiode keine Neueinstiege, beispielsweise in die 

Fºrderung von AgrarumweltmaÇnahmen, zu gestatten. 

Daher begr¿Çe ich es ausdr¿cklich, Herr Staatsminister, 

dass sich das SMUL entschlossen hat, nicht dieses d¿nne 

Brett zu bohren, sondern einstiegswilligen Betrieben den 

Einstieg zu gewªhrleisten und die Finanzierung ¿ber das 

Jahr 2013 hinaus bereits jetzt zuzusagen. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Herr Staatsminister Kupfer ist bereits darauf eingegangen, 

wie erfolgreich diese sªchsischen Programme in den 

letzten Jahren gewirkt haben. Bei der Investitionsfºrde-

rung in der Land- und Ernªhrungsg¿terwirtschaft ist 

jedoch sowohl durch die enorme Antragsflut als auch 

durch Mittelumschichtungen, um den Bau oder die 

Sanierung beispielsweise von Kitas, Schulen, Kranken-

hªusern im lªndlichen Raum zu fºrdern, jetzt das Ende 

der zur Verf¿gung stehenden Fºrdermittel abzusehen. 

Dies w¿rde berechtigterweise zu groÇen Enttªuschungen 

bei investitionswilligen Landwirten f¿hren und darf nicht 

einfach so hingenommen werden. Daher mºchte ich Sie, 

Herr Staatsminister, bei Ihrem jetzt angek¿ndigten Bem¿-

hen klar unterst¿tzen und darum bitten, weitere Um-

schichtungen von nicht abgerufenen Mitteln des ELER in 

Richtung der Richtlinie LuE vorzunehmen sowie die 

zusªtzliche Verwendung von GAK-Mitteln f¿r die Jah-

re 2012/2013 und dar¿ber hinaus zu pr¿fen. 

Zurzeit befinden wir uns in der Phase der Neuaufstellung 

des EU-Haushaltes f¿r den Zeitraum 2014 bis 2020. 

Agrarkommissar Cioloĸ und sein Kabinett hatten, um die 

Ausrichtung der zuk¿nftigen Agrarpolitik zu bestimmen, 

sogenannte neue Herausforderungen formuliert, was ich 

f¿r eine gute Grundlage f¿r eine Richtungsbestimmung 

halte. Diese neuen Herausforderungen betreffen die 

Gewªhrleistung der Ernªhrungssicherheit, die nachhaltige 
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Bewirtschaftung nat¿rlicher Ressourcen wie Wasser, Luft, 

Biodiversitªt und Bºden, die Klimaverªnderungen, die 

zunehmende Globalisierung und steigende Preisvolatilitªt, 

die Vielfalt von Betriebsstrukturen und Produktionssys-

temen optimal zu nutzen und ihre soziale rªumliche und 

strukturierende Rolle aufrechtzuerhalten, den rªumlichen 

und sozialen Zusammenhalt in den lªndlichen Gebieten 

der Europªischen Union zu stªrken, die Umsetzung im 

Rahmen der GAP gerecht und ausgewogen zwischen den 

Mitgliedstaaten und Landwirten zu verteilen und ï man 

hºre und staune ï die Durchf¿hrungsverfahren im Rah-

men der GAP weiter zu entb¿rokratisieren. 

Aus den neuen Herausforderungen leitete die Kommissi-

on strategische Ziele der zuk¿nftigen Gemeinsamen 

Agrarpolitik ab. All das konnte man als guten Ausgangs-

punkt f¿r eine Neubestimmung der Gemeinsamen Agrar-

politik werten. Nach der Parlamentsbefassung im Oktober 

und den erneut durch das Kabinett Cioloĸ vorgestellten 

Grundlagen f¿r die k¿nftige GAP bin ich der Meinung, 

dass der neue Vorschlag mit dieser Fokussierung auf die 

neuen Herausforderungen nur noch zum Teil etwas zu tun 

hat. 

Nat¿rlich ist es klar, dass bei einer Ausweitung der 

Europªischen Union auf 27 Mitgliedsstaaten nicht alles so 

bleiben kann, wie es jetzt ist; das ist ¿berhaupt keine 

Frage. Aber die angedachte Umsetzung ist nur schwer 

nachzuvollziehen. 

In der ersten Sªule, also der Direktzahlungen an die 

Landwirte, sollen zusªtzliche Auflagen eingebaut werden, 

deren Steuerungsziele nur schwer zu rechtfertigen sind 

und deren b¿rokratischer Aufwand exorbitant sowohl bei 

den Landwirten, aber auch bei den staatlichen Stellen zu 

Buche schlagen wird. Eine Festlegung von Direktzah-

lungsobergrenzen an die Landwirte ist abzulehnen, auch 

wenn durch die Ber¿cksichtigung des schon mehrfach 

diskutierten, aber nie konkretisierten Arbeitskraftfaktors 

kaum ein sªchsischer Betrieb betroffen sein wird. Das ist 

¿berhaupt keine Frage. Trotzdem ist es ein klarer Para-

digmenwechsel in der Agrarpolitik und mit Blick auf die 

Entstehung unserer gemeinsamen europªischen Agrarpoli-

tik nicht zu rechtfertigen. 

Hinzu kommt, dass eine einheitliche europªische Festle-

gung eines Arbeitskraftfaktors aufgrund der verschiede-

nen Erfassungsmodelle von Arbeitskrªften und der breit 

gefªcherten Betriebs- und Eigentumsformen f¿r mich 

schlicht und ergreifend unmºglich erscheint. Wenn Sie, 

Frau Kagelmann, sagen, dass wir die Agrarpolitik ¿ber die 

Grenzen Sachsens und auch Deutschlands hinaus betrach-

ten m¿ssen, dann m¿ssen wir es bei einem solchen Ar-

beitskraftfaktor auch tun. Wie diese einheitliche Abrech-

nung in Europa erfolgen soll, entzieht sich meiner Kennt-

nis. Also wehret den Anfªngen! 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Es geht dabei nicht allein darum, ob das ein b¿rokrati-

scher Mehraufwand f¿r die Betriebe ist. Die zusªtzliche 

Erfassung, Kontrolle und mºglicherweise auch Sanktio-

nierung des Arbeitskraftfaktors auf staatlicher Seite w¿rde 

nicht nur in Sachsen, sondern europaweit der erforderli-

chen Reduzierung von Staatsausgaben entgegenwirken. 

Gleiches gilt f¿r das angedachte Greening, also die 

Einhaltung von zusªtzlichen Umweltauflagen als Voraus-

setzung f¿r den Erhalt von Direktzahlungen. 

Dabei sehe ich f¿r unsere sªchsischen umweltgerecht 

produzierenden Landwirte kein unlºsbares Problem, ganz 

im Gegenteil: Dort stehen zum Teil Dinge drin, die viele 

Landwirtschaftsbetriebe sogar begr¿Çen werden. Aber 

auch hier heiÇt es f¿r den Staat: zusªtzlich erfassen, 

kontrollieren und sanktionieren. Es ist nicht nachvollzieh-

bar, wie in einer Phase dramatischer Finanzprobleme ihrer 

Mitgliedsstaaten und mit Blick auf die selbst formulierten 

neuen Herausforderungen, von der Europªischen Union 

Vorschlªge f¿r eine zuk¿nftige Gemeinsame Agrarpolitik 

gemacht werden, welche nach bisherigen Einschªtzungen 

den Verwaltungsaufwand um 15 bis 18 % erhºhen wer-

den. 

Ich gehe davon aus, dass bei dieser Schªtzung nicht 

gerade nach oben gerundet wurde. Diesbez¿glich muss es 

dringend eine Vereinfachung geben. Alles andere wªre 

nicht zu akzeptieren. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Wie bereits gesagt, ist eine der formulierten neuen Her-

ausforderungen die Gewªhrleistung der Ernªhrungssi-

cherheit, hier nicht nur mit Blick auf Europa. Wºrtlich 

heiÇt es in der Mitteilung des Agrarkommissar Cioloĸ: 

ĂDa der weltweite Bedarf k¿nftig weiter ansteigen wird, 

muss die EU in der Lage sein, zur Deckung des weltwei-

ten Nahrungsmittelbedarfs beizutragen.ñ 

Was daran neu sein soll, weiÇ ich jetzt nicht, aber ich bin 

froh, dass man dieses Thema ¿berhaupt wieder auf die 

Tagesordnung hebt. Wenn man aber gleichzeitig die 

Einf¿hrung einer verpflichtenden ºkologischen Flªchen-

stilllegung plant ï es ist mir jetzt vºllig egal, wie man es 

anders noch nennen kºnnte ï, dann stellt man sich bez¿g-

lich der Qualitªt der Vorschlªge einige Fragen, die ich 

hier lieber nicht tiefer beleuchten mºchte. Man kann nicht 

nur ¿ber den Hunger in der Welt klagen und gleichzeitig 

aus einer Luxussituation in Europa heraus erneut den 

bewussten Entzug von Flªchen f¿r die Nahrungsmittel-

produktion fordern. So etwas lehnt meine Fraktion kate-

gorisch ab. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Kagelmann, wenn Sie von gewachsenen Verbrau-

cheranspr¿chen sprechen und es viele Bevºlkerungsteile 

auf der Welt gibt, die einfach einmal satt werden wollen, 

dann ist das nicht allein eine Frage der Qualitªt. Deshalb 

ist eine bewusste Verringerung der Nahrungsmittelpro-

duktion in Europa nicht hinnehmbar. 

Dann noch zu einem anderen Punkt. Sie haben gesagt, in 

den meisten Betrieben wªren doch gen¿gend Flªchen 

vorhanden, die daf¿r genutzt werden kºnnten. Na, wenn 
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sie bereits vorhanden sind, dann brauchen wir es doch 

nicht auch noch hineinzuschreiben und mit einem B¿ro-

kratieaufwand zu verbinden, der damit ¿berhaupt nicht zu 

begr¿nden ist. Ich verstehe das nicht und lehne das auch 

kategorisch ab. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und 

des Staatsministers Frank Kupfer) 

Auch in anderen Bereichen der GAP soll es zu schwer 

nachvollziehbaren Verªnderungen bzw. zusªtzlichen 

b¿rokratischen Belastungen kommen. Auch einige Vor-

schlªge, die man hier machen kºnnte, sind meiner Mei-

nung nach noch zu ergªnzen. Zum Beispiel die geplante 

Neuabgrenzung der benachteiligten Gebiete auf der 

Grundlage der neuen acht biophysikalischen Parameter 

f¿hrt zu Verªnderungen in der bisherigen Gebietskulisse, 

die nicht akzeptabel sind. Beispielsweise w¿rden auf-

grund dieser am gr¿nen Tisch festgelegten neuen Berech-

nungsmethode weite Teile des Vogtlandes aus der Fºrde-

rung herausfallen, ohne dass sich etwas an den nat¿rli-

chen Bedingungen geªndert hat. Das kann man doch nicht 

so einfach hinnehmen wollen. 

Cross Compliance darf nicht weiter verschªrft und mit 

zusªtzlichen Auflagen versehen werden. Eine Doppelung 

des Fachrechtes ist zu vermeiden, um die Landwirte und 

die Verwaltung sp¿rbar zu entlasten. AuÇerdem sind die 

Direktzahlungen nun endlich nicht nur in Deutschland, 

sondern in ganz Europa von der Produktion zu entkop-

peln. Ausnahmetatbestªnde, wie erneut vorgesehen, sind 

einfach abzulehnen. 

Bez¿glich der Pr¿fung des Kriteriums ĂAktiver Landwirtñ 

ist meiner Meinung nach nicht von irgendwelchen b¿ro-

kratischen GrºÇen, sondern von der aktiven Bewirtschaf-

tung auszugehen und sie zugrunde zu legen. 

Hinsichtlich der Fºrderung des Risikomanagements 

sprechen wir uns weiter daf¿r aus, dass die Finanzierung 

der Risikoabsicherungsinstrumente in Deutschland ¿ber 

die zweite Sªule erfolgen solle bzw. dass dies ermºglicht 

werden soll. 

AuÇerdem halten wir es f¿r sinnvoll, zuk¿nftig erneut 

Anreizkomponenten bei der Fºrderung von Agrarum-

weltmaÇnahmen zuzulassen und die zulªssigen Bewirt-

schaftungszeitrªume nicht an ein starres Datum, sondern 

zum Beispiel an phªnologische Termine zu binden. 

Es sollte auch einmal dar¿ber nachgedacht werden, ob 

nicht bestimmte MaÇnahmen generell ¿ber die gesamte 

Fºrderperiode eingehalten werden m¿ssen oder ob nicht 

auch Umwelteffekte bei k¿rzeren Zeitrªumen zu erzielen 

sind. Hier wªre noch Vieles fortzusetzen, aber ich denke, 

dass wir nicht das letzte Mal dar¿ber diskutieren. Deshalb 

zum Schluss noch zum Geld. 

Letztendlich bleibt die Frage vºllig unabhªngig von der 

Verteilung der europªischen Mittel und der Schwerpunkt-

setzung bei der Fºrderung, wie die Hºhe des Gesamt-

agrarhaushaltes festgelegt werden soll. Dabei besteht nach 

wie vor der Irrglaube, dass der grºÇte Teil des EU-

Haushaltes Agrarausgaben sind. Dieser Anteil hat sich 

jedoch in den letzten Jahren mit weiter abnehmender 

Tendenz auf 40 % reduziert. Trotzdem wird vor dem 

Hintergrund allgemeiner Sparzwªnge besonders im 

Bereich der Landwirtschaft und des lªndlichen Raumes 

insgesamt nach Einsparpotenzialen gesucht. 

Ich mºchte hier einmal klarstellen, dass die Ernªhrungssi-

cherung des europªischen Kontinents, der Erhalt gepfleg-

ter Kulturlandschaften und die Produktion von biogenen 

Rohstoffen f¿r die Wirtschaft den Steuerzahler kaum 

belasten, zumindest nicht in dem MaÇe, wie es oft einge-

schªtzt wird. Der Anteil der Ausgaben an ºffentlichen 

Geldern f¿r die Landwirtschaft betrªgt EU-weit nicht 

mehr als 1 %, wªhrend wir f¿r Soziales ¿ber 40 %, f¿r 

Gesundheit 14 %, f¿r Verwaltung 14 %, f¿r Bildung 

11 %, f¿r Militªr 4 % oder f¿r ºffentliche Sicherheit 

3,5 % verwenden. Das heiÇt also: Finger weg von diesen 

schon bescheidenen Agrarmitteln! 

Bisher ist die zu erwartende Hºhe des Agrarhaushaltes 

noch vºllig unklar. Es gibt Modelle, die von einer leichten 

Erhºhung von derzeit 413 auf 418 Milliarden Euro bis hin 

zu einer Reduzierung um 12 % auf 366 Milliarden Euro 

ausgehen. Dies muss alles im Kontext mit der in den 

letzten Jahren erfolgten Erweiterung auf 27 Mitgliedsstaa-

ten gesehen werden, wobei die neuen Mitglieder verstªnd-

licherweise bei den zuk¿nftigen Ausgaben eine deutliche-

re Ber¿cksichtigung fordern. Das bedeutet, dass die Mittel 

f¿r unseren Freistaat selbst bei gleichbleibender Hºhe des 

Gesamtagrarhaushaltes zuk¿nftig sinken werden. Das 

heiÇt auch, dass eine dar¿ber hinausgehende Mittelabsen-

kung, um andere Projekte der EU zu finanzieren, nicht 

hinnehmbar sein kann. 

Meine Damen und Herren! Bei aller Kritik halte ich es f¿r 

sinnvoll, weiterhin aktiv eine gemeinsame europªische 

Agrarpolitik zu gestalten. Es hªtte in anderen Politikfel-

dern sehr viel Schaden vermieden werden kºnnen, wenn 

man da bereits auch so weit wªre. Es macht Sinn, weiter-

hin an dem bewªhrten Zweisªulenmodell festzuhalten und 

zielgerichtet auch die neuen Mitgliedsstaaten zu entwi-

ckeln. Aber unsere Fraktion verlangt eine deutliche 

Vereinfachung der k¿nftigen gemeinsamen Agrarpolitik 

und ein klares Bekenntnis zur weiteren Entwicklung 

unserer lªndlichen Rªume, was auch finanziell untersetzt 

werden muss. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die CDU-Fraktion 

sprach Herr Kollege Schmidt. ï Als Nªchste hat die SPD-

Fraktion das Wort. Es spricht Frau Kollegin Dr. Deicke. 

Dr. Liane Deicke, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Zu Beginn mºchte ich mich 

bei Herrn Staatsminister Kupfer f¿r seine Fachregierungs-

erklªrung bedanken. 

(Zuruf von der Linksfraktion: Oh! ï 

Beifall bei der CDU) 
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ï Jetzt kommt aber erst einmal der Grund daf¿r. 

Ich habe mich, zumindest zu Beginn Ihrer Rede, nªmlich 

mindestens 20 Jahre j¿nger gef¿hlt, zur¿ckversetzt in die 

Zeit, als ich als Studentin in einer Einf¿hrungsvorlesung 

saÇ. Sie haben nªmlich sehr viele einf¿hrende Worte 

verwendet, um vielleicht Ihre Fachregierungserklªrung 

etwas zu f¿llen. 

Zum Thema der Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik in 

der Fºrderperiode ab 2014 haben wir innerhalb des letzten 

Jahres bereits mehrfach hier im Plenum debattiert. Mich 

bzw. uns als SPD-Fraktion hªtte allerdings sehr interes-

siert, was Sie von Ihrer j¿ngsten Kabinettsreise aus 

Br¿ssel f¿r Sachsen in Bezug auf die nªchste Fºrderperi-

ode mitgebracht haben. In Ihrer Rede habe ich leider 

auÇer einer Andeutung des stellvertretenden Generalsek-

retªrs der Generaldirektion Landwirtschaft wenig dazu 

entnehmen kºnnen, auÇer dass bei den ºkologischen 

Vorrangflªchen noch Interpretationsspielraum besteht. 

Und was noch? Oder war es das schon? 

Aktueller Anlass Ihrer Fachregierungserklªrung sind 

offensichtlich die Legislativvorschlªge, die seit dem 

12. Oktober auf dem Tisch liegen. Im kommenden Jahr 

wird dann dar¿ber verhandelt. Deshalb beschªftigt sich 

dann auch der Bundesrat damit; denn es ist wichtig, dass 

Deutschland gegen¿ber der EU mit einer Stimme spricht. 

Sehr geehrter Herr Staatsminister! Von einer Fachregie-

rungserklªrung, die uns eine Positionierung zur Agrarpoli-

tik zwischen Br¿ssel und Sachsen verspricht, hªtte ich 

wenigstens einen stªrkeren sªchsischen Akzent erwartet. 

In groÇen Teilen wiederholen Sie nur Beschl¿sse der 

Agrarministerkonferenz. Bis auf die bekannten Positionen 

zum Greening und zur Deckelung der Direktzahlungen 

habe ich keinen sªchsischen Aspekt herausgehºrt. Wichti-

ge Bekenntnisse fehlen gªnzlich wie zum Beispiel, ob 

Sachsen auch in der nªchsten Fºrderperiode bereit ist, die 

Kofinanzierung sicherzustellen. Stattdessen ergehen Sie 

sich in einer langen Feierstunde f¿r ILE. F¿r die Entwick-

lung der lªndlichen Regionen ist ILE unbestritten ein 

wichtiges Instrument. 

Nehmen wir den Schulhausbau. Wir haben in Sachsen 

einen riesigen Investitionsstau, was den Bau und die 

Sanierung von Schulen anbelangt. Dass wir das jetzt 

neuerdings ¿ber ILE finanzieren, ist doch nur eine Kr¿-

cke. F¿r die Kinder vor Ort ist es nat¿rlich egal, wo das 

Geld f¿r ihre Schule herkommt. Insofern sind wir froh, 

dass wenigstens ¿ber EU-Mittel der Schulhausbau etwas 

vorangeht. 

Aber zur Wahrheit gehºrt auch, dass diese ILE-Mittel 

anderen Bereichen entzogen werden und andere Projekte 

im lªndlichen Raum deshalb nicht finanziert werden 

kºnnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man dies in der Zusammenschau sieht, stellt sich 

die ILE-Fºrderung Schulhausbau in einem anderen Licht 

dar. Genau genommen haben wir den Investitionsstau, 

weil der Freistaat nicht bereit ist, die nºtigen Landesmittel 

bereitzustellen. Dazu habe ich einen Satz aus Ihrer Rede 

notiert, Herr Staatsminister. Ich zitiere: ĂDeshalb wird die 

Staatsregierung auch im nªchsten Jahr versuchen, weitere 

Mittel aus den Steuermehreinnahmen f¿r Bildungsinfra-

struktur zur Verf¿gung zu stellen.ñ Wie Sie Steuermehr-

einnahmen verwenden wollen, kºnnen wir ja gerade 

beobachten. 

Nach der Steuerschªtzung im Mai 2011, die im Vergleich 

zum Haushaltsansatz schon f¿r 2011 und 2012 insgesamt 

Mehreinnahmen von 1,5 Milliarden Euro ergab, hat die 

Staatsregierung f¿r 2012 ein Investitionsprogramm von 

106 Millionen Euro versprochen. 

(Beifall bei der CDU) 

Die Steuerschªtzung November geht von Mehreinnahmen 

von fast 2 Milliarden Euro aus, und dennoch bleibt es bei 

dem schon im Mai angek¿ndigten Investitionsprogramm 

von 106 Millionen Euro. Das sind noch nicht einmal 5 % 

der Mehreinnahmen, und wenn Sie 8 Millionen Euro 

zusªtzlich in die ILE-Fºrderung f¿r den Schulhausbau 

geben, dann ist das wirklich nur ein Tropfen auf den 

heiÇen Stein. 

(Beifall bei der SPD, den GR¦NEN und 

des Abg. Klaus Tischendorf, DIE LINKE) 

Wenn man ber¿cksichtigt, dass der Investitionsstau von 

mehr als 1,5 Milliarden Euro vorwiegend auÇerhalb des 

lªndlichen Raumes liegt, dann hat diese ILE-Fºrderung 

insgesamt nur einen winzig kleinen Effekt. 

Sehr geehrter Herr Staatsminister, das war nur ein kleiner 

Einschub, der zur Klarstellung erlaubt sein darf. 

Sprechen wir nun ¿ber die zuk¿nftige Agrarpolitik ab 

2014. Der Aspekt der Degression und Kappung der 

Direktzahlungen lag ja seit Beginn der Diskussion zur 

Neugestaltung der Agrarpolitik auf dem Tisch. Wir haben 

dar¿ber auch schon mehrfach im Landtag debattiert. Wir 

m¿ssen leider feststellen, dass der Legislativvorschlag der 

Kommission weiterhin an der degressiven Kappung 

festhªlt. Die Betriebsprªmien sollen ab 150 000 Euro pro 

Jahr stufenweise gek¿rzt und auf 300 000 Euro pro 

Betrieb und Jahr begrenzt werden. 

Es soll allerdings ein Beschªftigungsfaktor ber¿cksichtigt 

werden. F¿r jeden Betrieb kann ein Freibetrag in der 

Hºhe der Lohnkosten angerechnet werden. Hier hªtte ich 

mir in der Regierungserklªrung schon ein paar Angaben 

dar¿ber gew¿nscht, wie viele Betriebe in Sachsen ¿ber-

haupt noch betroffen sind. 

(Staatsminister Frank Kupfer: Das ist doch 

vollkommen egal, es geht um den Systembruch!) 

Aber unabhªngig von dieser Frage lehnen wir weiterhin 

die Deckelung der Direktzahlungen ab, das ist schon 

richtig. 

(Beifall bei der SPD ï 

Staatsminister Frank Kupfer: Sehr gut!) 
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F¿r die Landwirtschaft im Osten Deutschlands ist das 

nicht hinzunehmen. Die Argumente haben Sie in Ihrer 

Rede selbst dargelegt, Herr Kupfer. Es ist nicht erkennbar, 

wie das Instrument der Kappung die Legitimation der 

Direktzahlungen verbessern soll. Stattdessen widerspricht 

die Deckelung einer fairen Agrarpolitik; denn selbst wenn 

die groÇen Betriebe weniger Geld bekommen, wird das 

Geld nicht an kleine Betriebe umverteilt. Vielmehr besteht 

die Gefahr, dass dieses Instrument, wenn es erst einmal 

im europªischen Recht verankert ist, bei weiteren Re-

formschritten verschªrft wird. Dann wird die Kappung zu 

einer existenziellen Bedrohung der sªchsischen Landwir-

te. 

Aus diesen Gr¿nden m¿ssen wir in den nun laufenden 

weiteren Verhandlungen darauf drªngen, dass das Instru-

ment der Kappung vom Tisch kommt. Ich bin daher froh, 

dass die Agrarministerkonferenz bei ihrer Tagung am 

28. Oktober in Suhl darauf eingegangen ist. 

Ein weiterer wichtiger Punkt innerhalb der ersten Sªule ist 

das sogenannte Greening der Direktzahlungen. Zuk¿nftig 

sollen 30 % der Direktzahlungen daran gebunden sein, ob 

bestimmte Umweltauflagen erf¿llt sind. Dabei nennt die 

Kommission drei bindende Voraussetzungen. Auf die 

Frage zur 7-%-Regelung, also das Vorhaben der ºkologi-

schen Ausgleichsflªchen, sind Sie bereits eingegangen. 

Hier hat die Agrarministerkonferenz einen tragbaren 

Vorschlag gemacht. Prinzipiell sind stªrkere Umweltleis-

tungen zu bef¿rworten. Ich denke, dass unsere sªchsi-

schen Landwirte keine Probleme damit haben werden. 

Um das Ziel einer ºkologischen Legitimation der Direkt-

zahlung zu erreichen, m¿sste der rªumlichen Verschie-

denheit der EU jedoch mehr Rechnung getragen werden. 

Meine Damen und Herren! Am Greening, also der Ver-

bindung der Direktzahlungen mit den Umweltzielen, 

macht sich zudem ein Aspekt fest, der sich durch den 

gesamten Legislativvorschlag zieht. Der B¿rokratieabbau 

ist nicht zufriedenstellend. Viele Landwirte beklagen zu 

Recht, dass sie mehr Zeit hinter dem Schreibtisch ver-

bringen, als ihrer eigenen Aufgabe nachzukommen. Viele 

Reformschritte, wie die Kappung oder die Neuregelung 

des Begriffs ĂAktiver Landwirtñ, f¿hren zu einem erheb-

lichen zusªtzlichen Verwaltungsaufwand. Das Ziel der 

Vereinfachung der gemeinsamen Agrarpolitik wird damit 

konterkariert. Ziel muss es sein, dass B¿rokratieabbau bei 

allen Reformschritten ein Kriterium ist. 

Erfreulicherweise geht mit den Reformvorschlªgen auch 

eine Aufwertung des ºkologischen Landbaus in der 

Agrarpolitik einher. Sie dr¿ckt sich bereits darin aus, dass 

der ºkologische Landbau in einem eigenen Artikel er-

wªhnt wird. Besonders positiv hervorzuheben ist jedoch, 

dass es ¿ber den Ausgleich von Mindereinnahmen hinaus 

auch eine Anreizkomponente geben soll. Ebenso unter-

st¿tzen wir an dieser Stelle die Freistellung vom Gree-

ning. 

AuÇerdem will die Kommission die Gebietskulisse der 

benachteiligten Gebiete neu definieren, und zwar anhand 

von acht Boden- und Klimaindikatoren. Vor ¿ber einem 

Jahr haben wir einen Berichtsantrag gestellt, um zu 

erfahren, welche Auswirkungen die Einf¿hrung neuer 

Indikatoren f¿r die Gebietsabgrenzung benachteiligter 

Gebiete in Sachsen haben wird. Die Stellungnahme der 

Staatsregierung hat dazu nur eine allgemeine Aussage 

gemacht. Die Modellrechnungen dazu laufen seit 2009. 

Von Herrn Schmidt habe ich hier allerdings erfahren, dass 

groÇe Teile des Vogtlandes betroffen sind. Ich wundere 

mich nur, warum wir zu unserem Antrag solche Informa-

tionen nicht bekommen haben. 

(Beifall bei der SPD und des 

Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE ï 

Karl Nolle, SPD: Das ist typisch!) 

Da die Kommission beabsichtigt, an dieser Neuaufteilung 

festzuhalten, stellt sich die Frage neu: Was w¿rde das f¿r 

Sachsen bedeuten? Herr Schmidt hat schon das Vogtland 

benannt, ich weiÇ aber nicht, ob es nicht noch weitere 

Auswirkungen gªbe. 

Sehr geehrter Herr Minister, abschlieÇend mºchte ich 

noch einmal auf den lªndlichen Raum zur¿ckkommen. 

Sie haben in Ihrer Rede auf einen wichtigen Punkt ver-

wiesen. Trotz des vorgesehenen gemeinsamen strategi-

schen Rahmens und der Vernetzung aller Fonds steht die 

Fºrderarchitektur mit dem ELER nicht im Einklang. Das 

muss nachgebessert werden. Was Sie in Ihrer Erklªrung in 

Bezug auf den lªndlichen Raum aber aussparen, sind die 

konkreten konzeptionellen Vorstellungen. Sie nennen uns 

zwar drei Prioritªten, aber das sind nicht mehr als Allge-

meinplªtze. Ein Verweis darauf, dass in Br¿ssel noch 

nichts entschieden ist, zieht hier nicht als Ausrede f¿r 

fehlende sªchsische Konzeptionen, Visionen und Vorstel-

lungen. 

Es wird weniger Geld geben ï das sagen Sie ja auch. Wie 

will man das einsetzen? Was sind die sªchsischen Priori-

tªten? Was will man nicht mehr fºrdern? Ich bin auch 

etwas irritiert: Ich habe in dem EntschlieÇungsantrag 

gelesen, dass die Junglandwirtefºrderung bef¿rwortet 

wird. Diese haben wir in dieser Fºrderperiode gerade erst 

abgeschafft und ich hªtte doch gern eine Begr¿ndung, 

weshalb man hier eine Umkehr machen will und das jetzt 

unterst¿tzt. 

(Staatsminister Frank Kupfer: Da  

wissen Sie mehr als die Staatsregierung! 

Meines Wissens ist das nicht abgeschafft!) 

ï Das kºnnte man ja noch einmal pr¿fen. 

(Staatsminister Frank Kupfer: 

Das kºnnen Sie gern tun ï ich weiÇ es!) 

Von Ihnen hºren wir jedenfalls, dass es erste konzeptio-

nelle ¦berlegungen gibt, und dann kommen Sie mit einer 

bahnbrechenden Erkenntnis, die da lautet: Wir werden 

nicht umhinkommen, uns mehr als bisher auf bestimmte 

Fºrderinhalte zu konzentrieren. 

(Thomas Jurk, SPD: Hºrt, hºrt!) 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 46. Sitzung 14. Dezember 2011 

 4550 

Von einer Regierungserklªrung hªtte ich mir mehr Sub-

stanz erwartet. 

(Beifall bei der SPD) 

Ganz ausgespart haben Sie einen der wesentlichen Punkte 

¿berhaupt: das Geld. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit geht zu 

Ende. 

Dr. Liane Deicke, SPD: Damit meine ich nicht, welche 

Zahlen im Legislativvorschlag genannt werden. Es fehlt 

ein klares finanzielles Bekenntnis. Klar ist, dass die EU-

Finanzierung zur¿ckgehen wird. Wir finden dazu keine 

Aussage, wie Sie die Projekte mit Landesmitteln unter-

st¿tzen wollen. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit ist zu 

Ende. 

Dr. Liane Deicke, SPD: Alles in allem kann man die 

Regierungserklªrung zusammenfassen: Gut, dass wir 

einmal dar¿ber gesprochen haben. 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die SPD-

Fraktion Frau Kollegin Dr. Deicke. ï Als Nªchstes spricht 

f¿r die FDP-Fraktion Herr Kollege G¿nther. 

Tino G¿nther, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Die Europªische Union mit 

ihren Kompetenzen und ihrer Einflussnahme ist bedeut-

samer Teil unserer Gesellschaft und mit ihren Auswirkun-

gen aus unserem Alltag nicht mehr wegzudenken. Am 

weitestgehenden sind die Auswirkungen in der Land- und 

Forstwirtschaft. Hier ist die Einflussnahme auf Entschei-

dungen einzelner Lªnder und in Deutschland der Bundes-

lªnder begrenzt. 

Die Vielzahl der Mitgliedsstaaten und deren unterschied-

liche Interessenlagen macht es dem grºÇten Nettozahler 

der Europªischen Union, nªmlich Deutschland, immer 

schwieriger, die nationalen Interessen der eigenen Wirt-

schaft zu wahren und durchzusetzen. Umso wichtiger ist 

es, dass wir als verantwortliche Politiker nichts unver-

sucht lassen, Fehlentscheidungen und Fehlentwicklungen 

auf der Ebene der Europªischen Union energisch entge-

genzutreten und offensiv die jeweiligen sªchsischen 

Interessenvertretungen zu unterst¿tzen. 

(Beifall bei der FDP und des 

Staatsministers Frank Kupfer) 

Ganz klar, der Deutsche Bauernverband und insbesondere 

der Sªchsische Landesbauernverband benºtigen dringend 

unsere aktive Unterst¿tzung. Von den umfangreichen 

Vorschlªgen des EU-Kommissars zu Reformen der 

Gemeinsamen Agrarpolitik mºchte ich mich auf nur 

wenige Ausf¿hrungen beschrªnken, doch zuvor Ihnen, 

Frau Kagelmann, energisch widersprechen. StraÇenbau ist 

wichtig, auch f¿r die Agrarstrukturen auf dem Land. Auf 

den kºnnen wir auf keinen Fall verzichten. Das ist schon 

mal klar. 

(Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: 

Wir kºnnen, wir wollen nur nicht!) 

ï Nein, nein! 

Zum einen betrifft das die von der Kommission avisierte 

Flªchenstilllegung von 7 % im Rahmen des Greenings ï 

im Beamtendeutsch heiÇen diese ºkologische Schwer-

punktflªchen ï und zum anderen die extreme Zunahme 

des b¿rokratischen Aufwands sowie die Probleme der 

Degression und Kappung. Diese Vorschlªge sind weder 

f¿r den sªchsischen noch den deutschen Bauern akzepta-

bel. Die Europªische Union trªgt aufgrund ihres politi-

schen und wirtschaftlichen Einflusses eine globale Ver-

antwortung f¿r die Produktion von Nahrungsmitteln. Eine 

Stilllegung von produktiver landwirtschaftlicher Nutzflª-

che in diesem geplanten Umfang ist gerade unter diesen 

Gesichtspunkten absolut verantwortungslos. Dieses 

Greening widerspricht dem globalen Umfeld einer wach-

senden Nachfrage nach Nahrungs- und Futtermitteln bzw. 

nachwachsenden Rohstoffen und leugnet die Mitverant-

wortung der EU an einer ausreichenden Weltversorgung. 

F¿r ein landwirtschaftliches Unternehmen aus Sachsen 

zum Beispiel, welches 2 500 Hektar Ackerland nºrdlich 

von Dresden bewirtschaftet, w¿rde es bedeuten, 175 Hek-

tar aus der Produktion zu nehmen, 17 500 Dezitonnen 

Getreide nicht zu produzieren, einen Mitarbeiter auf das 

Arbeitsamt zu schicken und f¿r 875 Menschen Lebens-

mittel, woher auch immer, zu importieren. Das ist unak-

zeptabel. Die Flªchenstilllegung von 7 % der Ackerflª-

chen im Umweltinteresse w¿rde allein in Deutschland zu 

einer erzwungenen Flªchenstilllegung von geschªtzt 

500 000 bis 600 000 Hektar f¿hren. F¿r die EU wird von 

einem Stilllegungseffekt von circa 5 Millionen Hektar 

ausgegangen, was circa 30 Millionen Tonnen Getreide 

bzw. der Versorgung von 5 Millionen Menschen ent-

spricht. Diese Menge m¿sste logischerweise importiert 

werden, woher auch immer. 

Am 15. September 2011 haben wir im Hohen Haus zum 

Problem des anhaltenden Verbrauchs von landwirtschaft-

lichen Flªchen debattiert. Diese f¿r die sªchsischen 

Landwirte in aller Regel negativen Auswirkungen auf 

unsere gesellschaftliche Entwicklung ist bis auf Weiteres 

nicht endg¿ltig aufzuhalten, aber hoffentlich zu verlang-

samen. Es ist deshalb auch weiterhin davon auszugehen, 

dass landwirtschaftliche Flªchen durch bauliche MaÇ-

nahmen verlorengehen. Nun droht zusªtzlich noch eine 

administrativ verordnete Stilllegung von wertvoller 

landwirtschaftlicher Nutzflªche. F¿r die Bewªltigung der 

globalen Aufgaben, die weltweite Ernªhrungssicherheit 

und die Bereitstellung nachwachsender Rohstoffe f¿r die 

industrielle und energetische Nutzung ist es notwendig, 

jeden unnºtigen R¿ckgang der landwirtschaftlich nutzba-

ren Flªche zu verhindern. 

Die EU sollte deshalb auf dem Weltmarkt nicht als Preis-

treiber f¿r Nahrungsmittel auftreten. Welch einen unge-
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heuerlichen Eingriff stellen diese MaÇnahmen in die 

Eigentumsrechte bzw. in die wirtschaftliche Entscheidung 

unserer sªchsischen Unternehmen dar! Man stelle sich 

einmal vor, die EU w¿rde BMW eine siebenprozentige 

Quote zur Reduzierung ihrer Pkw-Produktion vorschrei-

ben, und zwar bis zum Jahr 2020. 

(Beifall bei der FDP) 

Welch einen Aufschrei w¿rde es seitens der Unterneh-

merverbªnde und der Gewerkschaften geben! Aber genau 

diesen Eingriff in die unternehmerische Freiheit m¿ssten 

landwirtschaftliche Betriebe durch die vorliegenden 

Vorschlªge hinnehmen. Alle sªchsischen Landwirte 

w¿rden beim Pflanzenanbau diesen Eingriff schmerzhaft 

zu sp¿ren bekommen. Sachsen verf¿gt ¿ber circa 

720 000 Hektar Ackerland. Circa 50 400 Hektar wªren bei 

der Umsetzung der Stilllegung betroffen. Bei einer durch-

schnittlichen Ernte von 76 Dezitonnen Weizen pro Hektar 

steht ein Erlºsausfall von 170 Euro pro Hektar zu Buche. 

F¿hren wir uns immer wieder Folgendes vor Augen: 

Erstens. Die Landwirtschaft stellt in Sachsen ein wichti-

ges wirtschaftliches R¿ckgrat f¿r den Erhalt und f¿r die 

Stªrkung des lªndlichen Raumes dar. Unternehmerische 

Entscheidungen der sªchsischen Betriebe d¿rfen nicht 

administrativ und kollektiv bestraft werden. Dieser 

Eingriff in landwirtschaftliche Unternehmen geht einfach 

zu weit und ist durch nichts zu rechtfertigen, auch nicht 

durch scheinbare NaturschutzmaÇnahmen. Der zur Verf¿-

gung stehende Boden ist f¿r die Landwirtschaft das 

wichtigste Produktionsmittel. Ein Eingriff in dieses Mittel 

f¿hrt zwangslªufig zu nicht erheblichen Einnahmenver-

lusten. 

Zweitens. Auch die unvermeidliche B¿rokratie kann zu 

empfindlichen finanziellen Einschnitten f¿hren, und zwar 

immer dann, wenn eine exorbitante Erweiterung dieses 

Aufwands zu verzeichnen ist. Seit Jahren wird insbeson-

dere durch die Bundesrepublik Deutschland auf einen 

Missstand ¿bermªÇiger B¿rokratie f¿r die Landwirte 

hingewiesen, aber es wurde leider nichts zum Positiven 

verªndert. Nach eigenen Einschªtzungen der Kommission 

f¿hrt die Umsetzung der Vorschlªge zu einem 18-prozen-

tigen Verwaltungsmehraufwand, und das vor dem Hinter-

grund unserer derzeitigen Verwaltungsreform. Wir wissen 

die negativen Folgen von 18-prozentigen Vorschlªgen 

sowieso zu deuten. Aber auch unsere Landwirte m¿ssten 

auch noch mehr unproduktive Zeit am Schreibtisch 

verbringen. Der Schreibtisch ist nicht der Arbeitsplatz 

unserer Landwirte. Die Forderung bestand in einem 

B¿rokratieabbau, das Ergebnis der Vorschlªge ist ein 

B¿rokratieaufbau. Diese Entwicklung der EU ist weder 

zeitgemªÇ noch orientiert sie sich an den globalen wirt-

schaftlichen Erfordernissen, k¿nftig 10 Milliarden Men-

schen zu ernªhren. 

Schlussendlich ist festzustellen, dass die Regelungen f¿r 

Degression und Kappung f¿r die Betriebe in den neuen 

Bundeslªndern, die es am meisten betrifft und die auf-

grund der Flªchenausstattung mehr als 150 000 Euro 

Direktzahlungen erhalten, eine totale Wettbewerbsverzer-

rung darstellen. Diese Kappung ist vºllig unakzeptabel. 

Wie Sie alle wissen, komme ich aus dem Erzgebirge, dem 

Adam-Ries-Land. Da ist ganz klar ï ein Hektar ist ein 

Hektar, egal welcher Betrieb, egal, wo er bewirtschaftet 

wird. 

(Beifall bei der FDP und den GR¦NEN, 

vereinzelt bei der CDU und der 

Abg. Dr. Jana Pinka, DIE LINKE) 

Viele unserer landwirtschaftlichen Betriebe stehen im 

nationalen und internationalen Wettbewerb. Kºnnen wir 

politisch eine Wettbewerbsverzerrung verantworten? 

Meine Damen und Herren, hier muss die Antwort klipp 

und klar Nein heiÇen. Im Zuge von strategischer Produk-

tions- und Investitionsplanung verlassen sich landwirt-

schaftliche Unternehmen auf sichere und planbare Rah-

menbedingungen ihrer Standorte. Sachsen bietet diese 

Verlªsslichkeit. Dieser Standortvorteil muss als wichtiger 

Wettbewerbsvorteil erhalten bleiben. Auch wenn die 

Vorschlªge f¿r die strategische Neuausrichtung der EU 

alle Mitgliedsstaaten betreffen, so haben wir in erster 

Linie die politische Verantwortung im Sªchsischen 

Landtag f¿r unsere sªchsischen Landwirte zu tragen. 

Dazu gehºrt die Sicherung von fairen grenz¿berschreiten-

den Wettbewerbsbedingungen innerhalb der EU. Deshalb 

m¿ssen die Vorschlªge im Interesse der sªchsischen 

Landwirtschaft wesentlich verbessert werden. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die FDP-Fraktion 

sprach Herr Kollege G¿nther. ï Ihm folgt jetzt f¿r die 

Fraktion GR¦NE Herr Kollege Weichert. 

Michael Weichert, GR¦NE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Ich habe eine gute und eine schlechte 

Nachricht f¿r Sie. Die gute ist, dass wir mit Ihnen ¿ber-

einstimmen, dass die Entwicklung der europªischen 

Agrarpolitik nach 2013 unsere volle Aufmerksamkeit 

verdient, wenn es darum geht, sie aktiv mitzugestalten. 

Eine gemeinsame europªische Agrarpolitik ist auch in 

Zukunft unerlªsslich. Nur so lassen sich die notwendigen 

Impulse f¿r Klimaschutz, Artenerhalt, nachhaltige Le-

bensmittelproduktion und die Entwicklung der lªndlichen 

Rªume setzen. 

Die schlechte Nachricht ist ï Sie ahnen es schon, Herr 

Minister ï, dass wir B¿ndnis-GR¦NEN andere Vorstel-

lungen von der Ausgestaltung der EU-Agrarpolitik haben. 

Sie wollen lªndliche Rªume, in denen eine industrialisier-

te und von fossilen Energietrªgern abhªngige Landwirt-

schaft Produkte f¿r den Weltmarkt auf Kosten von Klima, 

Umwelt und sozialer Gerechtigkeit erzeugt. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Wir wollen eine nachhaltige Landwirtschaft, die im 

Einklang mit Mensch und Natur zur Lºsung der Probleme 

unserer Zeit beitrªgt. Dazu m¿ssen wir den Weg der 

entkoppelten Direktzahlung verlassen. Steuergelder ohne 
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Gegenleistung darf es k¿nftig nicht mehr geben, meine 

Damen und Herren. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Kurz gesagt, wir sind am Titel Ihrer Fachregierungserklª-

rung viel nªher als Sie. Wir wollen nªmlich, dass sich 

Agrarpolitik tatsªchlich weiterentwickelt. 

Herr Minister Kupfer, wenn man sich zum Beispiel Ihre 

Genehmigungspraxis f¿r Tiermastanlagen in Sachsen 

anschaut, kºnnte man denken, Ihr Ziel ist es, Sachsen zum 

Fleischexportmeister zu machen. Da kommen Sie mir 

doch schon vor wie der Autor des Buches ĂFleisch ist 

mein Gem¿señ. Daf¿r ºffnen Sie jedem Investor den 

Staatssªckel, egal, ob dessen Konzept nachhaltig ist oder 

nicht, ob es eine artgerechte Tierhaltung ermºglicht, ob es 

ressourcen- und klimaschutzschonend ist, oder ob es zur 

Stªrkung regionaler Wirtschaftskreislªufe beitrªgt und 

Arbeitsplªtze auf dem Land schafft. 

Meine Damen und Herren! Den Menschen vor Ort geht 

das lªngst gegen den Strich. Sie wollen keine sinkende 

Lebensqualitªt. Sie wollen auch keine Gentechnik. Des-

halb wªchst die Nachfrage nach Biolebensmitteln. Ich 

sage Ihnen: Nur eine Landwirtschaft, die sich an den 

Bed¿rfnissen und W¿nschen der Verbraucherinnen und 

Verbraucher orientiert, wird langfristig Erfolg haben. 

(Beifall bei den GR¦NEN ï Zuruf 

von der CDU: Egal, was in Afrika ist!) 

Herr Staatsminister, Sie sagen: ĂAlle Betriebe sind mir 

wichtig, ob groÇ oder klein, das spielt dabei keine Rolle.ñ 

Realitªt ist aber, Sie machen Politik zugunsten einer 

kleinen Minderheit von GroÇbetrieben. 85 % der Direkt-

hilfen f¿r die Landwirtschaft gehen an nur 20 % der 

Betriebe, und diese Betriebe setzen auf Rationalisierung 

und Intensivierung. Andere Kriterien werden ausgeblen-

det, zum Beispiel, wie viele sozialversicherungspflichte 

Arbeitsplªtze ein Unternehmen bietet. Auch negative 

Auswirkungen auf Umwelt, Natur und Klima werden in 

Kauf genommen. 

Die Landwirtschaft kann eine echte Zukunftsbranche 

werden. Daf¿r m¿ssen wir aber jetzt umsteuern. Wir 

wollen, dass in Zukunft Steuergelder an die Erbringung 

gesellschaftlicher Leistungen gekoppelt sind. So sollen 

Betriebe, die sich f¿r den Schutz von Klima, Umwelt, 

Natur und Tieren engagieren und Arbeitsplªtze schaffen, 

daf¿r honoriert werden. Wir m¿ssen auf Regionalitªt statt 

auf den Weltmarkt setzen, auf Gr¿nland statt auf Mais, 

auf ºkologische Anbauverfahren statt auf Kunstd¿nger, 

auf Klasse statt Masse beim Fleisch auf Bauernhºfen statt 

auf Agrarfabriken. So schaffen wir Wertschºpfung in den 

lªndlichen Regionen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Um diese Ziele zu erreichen ist das Mittel der Wahl eine 

sozial, ºkologisch und wirtschaftlich nachhaltige Land-

wirtschaft mit regional angepasster GrºÇenstruktur. Dabei 

ist der ºkologische Landbau die Wirtschaftsform, die die 

nat¿rlichen Ressourcen am effizientesten nutzt. Die 

Leistungen des ºkologischen Landbaus f¿r den Umwelt-, 

Natur- und Tierschutz sind lªngst anerkannt. Auch beim 

Klimaschutz erweist er sich als die bessere Bewirtschaf-

tungsform durch kontinuierlichen Humusaufbau auf 

Bioackerbºden pro Jahr mit 400 bis 450 Kilogramm CO2 

pro Hektar. 

Herr Minister, es ist schon dreist, wie Sie sich selbst 

feiern. Seit 1990 seien durch den Freistaat 51 Millionen 

Euro in den ¥kolandbau investiert worden. Was Sie in 

diesem Zusammenhang nicht gesagt haben: Im selben 

Zeitraum sind 1,8 Milliarden Euro Zusch¿ssen an die 

sªchsischen Landwirtschaftsbetriebe gegangen. Das heiÇt, 

der ¥kolandbau hat noch nicht einmal 3 % davon be-

kommen. Was das mit der klar gestiegenen Bedeutung des 

¥kolandbaus zu tun hat, m¿ssten Sie noch einmal erklª-

ren. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Eine verhªltnismªÇig hohe Umstellungsfºrderung reicht 

eben nicht aus. Kurze Wege, kurzer Transport, regionale 

Identitªt und G¿tesiegel, Bio mit Gesicht ï das sind 

Zusatznutzen, mit denen die einheimischen Agrarbetriebe 

Punkte sammeln kºnnen. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Das braucht keine Anschubfinanzierung. Da hat sich in 

Sachsen seit ¿ber zehn Jahren nichts mehr getan. Ebenso 

wenig macht der Freistaat Sachsen zur fachlichen Unter-

st¿tzung des ºkologischen Landbaus. Eine gute Beratung 

ist aber wichtige Voraussetzung f¿r den wirtschaftlichen 

Erfolg eines ¥kobetriebes. Die Anbauverbªnde kºnnen 

dieses Defizit nicht kompensieren. Dass es auch anders 

geht, zeigt ein Blick nach Bayern und Hessen mit einem 

sehr dichten Beratungsnetz. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich schlieÇe, mºchte 

ich Sie noch einladen, am Samstag, dem 21. Januar 2012, 

wªhrend der Gr¿nen Woche in Berlin mit Tausenden 

Landwirten und Verbrauchern unter dem Motto zu de-

monstrieren: ĂWir haben es satt, wir wollen Bauernhºfe 

statt Agrarindustrie!ñ 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die Fraktion 

GR¦NE der Abg. Weichert. ï F¿r die NPD-Fraktion 

spricht jetzt der Abg. M¿ller. 

Dr. Johannes M¿ller, NPD: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Herr Staatsminister, zunªchst Res-

pekt: Sie haben sich in Ihrer Regierungserklªrung doch 

recht kritisch zu der geplanten Agrarpolitik der EU nach 

2013 ausgesprochen. Ein Punkt ist mir allerdings in 

Erinnerung geblieben. Sie sprachen davon, dass wir 

komplett aus der Zone-I-Fºrderung herausfallen w¿rden ï 

das stimmt, aber nicht, weil wir in eine hºhere Liga 

aufgestiegen wªren, sondern weil in den letzten 15 Jahren 

zunehmend Ungleiches in den groÇen Topf der EU 

geworfen wurde, was jetzt gemischt und neu bewertet 

wird, wodurch wir nun ¿ber dem Durchschnitt liegen. 
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Dass wir nun dadurch wesentlich besser geworden sind, 

steht nirgendwo nachweisbar geschrieben. 

(Beifall bei der NPD) 

Aber zur¿ck zu den eigentlichen Dingen. Vor einem Jahr 

fand in diesem Haus eine von der Koalition aus CDU und 

FDP beantragte Aktuelle Debatte zum Thema ĂGemein-

same Agrarpolitik nach 2013 ï Sªchsische Interessen 

wahrenñ statt. In Erinnerung geblieben ist in diesem 

Zusammenhang der Aufruf des Abgeordneten G¿nther: 

Kaufen Sie zu Weihnachten sªchsische Gªnse! Das war 

also das Einzige, was mit eigener Interessenwahrnehmung 

verbunden war. Zwar wurden bei dieser Gelegenheit 

zahlreiche W¿nsche an die verantwortlichen Politiker 

gerichtet, wohl wissend, dass dort wenig bis nichts 

Ber¿cksichtigung finden w¿rde. Manche Allgemeinplªtze 

hªtte man sich dann ganz sparen kºnnen. 

Was hat sich seither getan? Die Gemeinsame Agrarpolitik 

mutiert immer mehr zum europªischen Zankapfel. Eine 

intensivierte Landwirtschaft fºrdert die biologische 

Vielfalt keinesfalls. Landwirte bef¿rchten massive Ein-

kommensverluste. Indikatoren f¿r Erfolg und Nachhaltig-

keit sind r¿cklªufig. Wir wissen, Landwirtschaft und 

Umwelt stehen in einer komplexen Beziehung. Etwa 

50 % der Gesamtflªchen der EU werden landwirtschaft-

lich genutzt. Die tragende Funktion der Landwirtschaft ist 

gerade auch in Sachsens Umwelt nicht zu unterschªtzen. 

Wie seit ihren Urspr¿ngen ist die ausreichende Produktion 

von hochwertigen Nahrungsmitteln allerdings die Kern-

kompetenz der Landwirte. Die Produktion, basierend auf 

dem Einsatz nat¿rlicher Ressourcen, geht aber zuneh-

mend in ein konfliktgeladenes Spannungsfeld bez¿glich 

der Erhaltung einer lebensw¿rdigen Umwelt. Sehr gern 

wird ¿bersehen, dass eine funktionierende effektive 

Landwirtschaft die Lebensgrundlage f¿r die lªndliche 

Gemeinschaft darstellt und zugleich aber auch als ein 

unersetzbarer Beitrag zur nationalen Kultur jedes einzel-

nen Mitgliedslandes der EU zu werten ist. 

(Beifall bei der NPD) 

Diese Themen haben zwar Einzug in die europªische 

Agrarwirtschaft gehalten, aber ¿ber deren Umsetzung ist 

keine Einigung in Sicht. Das verwundert die NPD-

Fraktion allerdings auch nicht weiter. Die Interessen der 

EU-Mitgliedslªnder sind auf der Grundlage ihrer histo-

risch gewachsenen Eigenheiten auch im Bereich der 

Landwirtschaft zu unterschiedlich. Auch wenn der Ver-

gleich scheinbar hinken mag: Vor gut 20 Jahren scheiterte 

die Kolchose als Genossenschaftsform in ganz Mittel- 

und Osteuropa. Als Ausdruck einer falschen Fortschritts-

idee unter Negierungen nationaler Besonderheiten war sie 

den Landwirten mit brachialer Gewalt aufgezwungen 

worden. 

Ich will an dieser Stelle nicht den Schlagabtausch der 

Kollegen Kagelmann und Fischer vom letzten Jahr zu den 

Stichworten Bodenreform und Zwangskollektivierung 

erneuern. Ich mºchte aber auf den Fakt hinweisen, dass es 

immer wieder Versuche gibt, die aus den Landwirtschaft-

lichen Produktionsgenossenschaften entstandenen Betrie-

be allein aufgrund ihrer GrºÇe zu benachteiligen. 

Zur¿ck zum Thema: Die finanziellen Hebel der EU-

B¿rokratie sind in ihrer Wirkung kaum weniger schmerz-

haft als die ZwangsmaÇnahmen kommunistischer Funkti-

onªre des 20. Jahrhundert. Zahlungen sind an Forderun-

gen und Auflagen gekn¿pft, die regionale und innerbe-

triebliche Strukturen nur bedingt bzw. so gut wie gar nicht 

ber¿cksichtigen. Um den Befolgungsgrad zu erhºhen, ist 

seitens Br¿ssel angedacht, umfangreiche Kontrollen und 

Sanktionsmechanismen zu implementieren. 

Selbst die Experten der Br¿sseler Generaldirektion 

Landwirtschaft erwarten entgegen der Meinung von 

Agrarkommissar Cioloĸ von den aktuellen agrarpoliti-

schen Reformvorschlªgen eher mehr als weniger B¿rokra-

tie. Das geht aus einem Papier zur Folgenabschªtzung der 

im Oktober vorgestellten Legislativvorschlªge zur Zu-

kunft der Gemeinsamen Agrarpolitik hervor. Allein die 

Begrenzung der Zahlungen an aktive Landwirte, die 

wenigstens 5 % ihres Einkommens aus der Landwirt-

schaft beziehen, wird nach Ansicht dieser Experten zu 

einem betrªchtlichen Anstieg des Verwaltungsaufwandes 

sowohl f¿r die Bauern, die die relevanten Informationen 

bereitstellen m¿ssen, als auch f¿r die kontrollierenden 

Behºrden. 

Der erwartete Nutzen der Regelung sei hingegen kaum 

quantifizierbar. Analoges gelte f¿r die Deckelung der 

Direktzahlungen f¿r GroÇbetriebe, die als kompliziert in 

der Ausarbeitung, der Umsetzung und der Kontrolle 

bezeichnet werden. Auch hinsichtlich der ¥kologisierung 

der Direktzahlungen sind sich die Kommissionsmitglieder 

einig, dass sich der Verwaltungsaufwand infolge zusªtzli-

cher Kontrollen erhºhen werde. Die Ziele der ¥kologisie-

rung selbst stehen aber auch unter Kritik. 

Die pauschale Abstellung von 7 % ºkologischer Vorrang-

flªchen aus landwirtschaftlichen Betrieben ist alles andere 

als eine optimale Lºsung, um einen positiven Effekt f¿r 

die Umwelt zu erzielen. Diese Einschªtzung vertritt zum 

Beispiel Prof. Ulrich Koester von der Universitªt Kiel. 

Der Agrarºkonom kritisiert, dass die MaÇnahme zu 

unspezifisch sei und den Landwirten keine echten Anreize 

biete, wirksame Umweltleistungen zu mºglichst geringen 

Kosten zu liefern. Wahrscheinlich sei stattdessen, dass ein 

Bauer ohne groÇe R¿cksicht auf Umweltwirkungen jene 

Flªchen aus der Produktion nimmt, die am wenigsten zu 

seinem Einkommen beitragen. ĂEs kann gut sein, dass die 

gew¿nschten Effekte nur marginal ausfallen, gerade in 

Regionen, in denen sie von der Gesellschaft am meisten 

gewollt werden.ñ ï So schreibt der renommierte Wissen-

schaftler. 

Angesichts der Auflagen und des wachsenden Verwal-

tungsaufwandes geht die Forderung national orientierter 

Experten aller europªischen Lªnder sp¿rbar in Richtung 

Vereinfachung. Die zentrale Einmischung ist zunehmend 

unerw¿nscht. Das Konzept wird als nicht ausgereift 

bewertet. Da Zeitvorgaben aufgrund der Vorlaufzeiten 

nicht einhaltbar sind, werden einfache regionale MaÇ-
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nahmen gefordert. Auch die geplanten Mindeststandards 

stehen in der Kritik. MaÇnahmen sind, um die erhofften 

Erfolge ¿berhaupt realisieren zu kºnnen, den regionalen 

Gegebenheiten anzupassen. 

Wenn in diesem Zusammenhang als Ziel der GAP der 

flªchendeckende Erhalt der europªischen Landwirtschaft 

mit ebenso flªchendeckenden Umweltleistungen genannt 

wird, stellt sich mir die Frage: Warum treffen wir bei 

grenz¿berschreitenden Herausforderungen nicht Abspra-

chen mit unseren Nachbarlªndern? 

(Zuruf von der NPD: Genau!) 

Wer derartige ¦berlegungen als nationalistische oder gar 

reaktionªre Spinnereien abtut, sollte nicht vergessen, dass 

derzeit im Finanzsektor Dinge diskutiert werden, an die er 

vor Kurzem nicht zu denken gewagt hªtte. Es ist nicht 

auszuschlieÇen, dass sªmtliche heute hier in der Diskussi-

on stehenden Vorhaben im Rahmen der GAP in ªhnlicher 

Weise zu Makulatur werden, wie einst F¿nf-Jahres-Plªne 

oder Parteitagsbeschl¿sse. 

Dazu passt der Ausspruch, mit dem der Schweizer Sozio-

ºkonom Dr. Dr. Stefan Mann das Treiben der EU geiÇelte. 

Er bezeichnete es als eine Art von Try and Error, frei nach 

dem Motto: Tun wir einmal irgendwas und hoffen, dass es 

hilft! Er dachte dabei sicher nicht nur an die Agrarpolitik. 

Das gebe ich zu. Direktzahlungen an Landwirte gelten 

nach wie vor als effizientestes Mittel f¿r eine flªchende-

ckende Landwirtschaft. Cross-Compliance-Standards 

werden um eine Klimakomponente erweitert. Weitere CC-

Standards d¿rften folgen. 

In Verbindung mit der ¥kologisierungsprªmie wird ein 

neues Schutzsystem zum Schutz der Umwelt und der 

Biodiversitªt durch die Landwirtschaft vorgeschlagen. 

Doch auch hier gibt es von zahlreichen Seiten Kritik und 

es wird vom Gegensteuern gesprochen. Viele Experten 

wollen ¿ber Sªule 2 aus Br¿ssel erst gar nicht reden, 

solange die erste Sªule in bedenklicher Schrªglage er-

scheint. Das Feilschen um Prozente scheitert an der 

entsprechenden Gestaltung, Motivation und ¦berzeugung. 

Warum also nicht den Weg aus dieser Sackgasse verlas-

sen? ï Einmal in der Sackgasse angekommen, wird man 

feststellen, dass die Reform f¿r zahlreiche Betriebe 

ungeeignet ist. Es ist nicht mºglich, mehr auf den einzel-

nen Landwirt und dessen Ausgangsbasis einzugehen. Die 

seit Jahren mehrfach verªnderten Rahmenbedingungen 

f¿r Landwirte haben das Vertrauen in die Union ï soweit 

es jemals vorhanden war ï zerstºrt. Es ist traurig, aber 

wahr: Die deutsche Landwirtschaft hat ihren f¿hrenden 

Stellenwert eines zentralen Wirtschaftszweiges weitge-

hend verloren. Vom Ziel, mit unserer landwirtschaftlichen 

Produktion zumindest annªhernd die nationale Selbstver-

sorgung anzustreben, sind wir weit entfernt. Das zeigt 

spªtestens ein Blick auf die Maisdschungel als Folge des 

Erneuerbare-Energien-Gesetzes. 

Nat¿rlich sind in der landwirtschaftlichen Produktion 

bestmºgliche ºkologische Herstellungsbedingungen zu 

beachten. Allerdings m¿ssen importierte Produkte den 

gleichen Richtlinien entsprechen. Im Falle der Kªfigeier ï 

um nur ein Beispiel zu nennen ï funktioniert dieses 

Prinzip bekanntlich nicht. Der Staat hat regionale Ver-

marktung und Preisentwicklung im Sinne einer das 

Einkommen und die Existenzgrundlage der Landwirte 

sichernden Entwicklung zu beachten. Auch davon sind 

wir mittlerweile weit entfernt. 

Wir Nationaldemokraten fordern seit Langem, den b¿ro-

kratischen Ablauf auf das Notwendige zu beschrªnken. 

Die Landwirtschaft wirkt standortgebunden und trªgt 

somit wesentlich zur Pflege und zum Erhalt der Kultur-

landschaft in Deutschland bei. Der deutsche Bauernstand 

ï soweit noch vorhanden ï ist immer noch von enormer 

wirtschaftlicher und kultureller Bedeutung und verdient 

daher den Schutz des Staates. 

(Beifall bei der NPD) 

Mit Br¿sseler Eurokraten ist das nicht machbar. Von den 

hier und heute vorgetragenen Forderungen, W¿nschen 

und Versprechen wird ï wie bereits anfangs vermutet ï in 

Br¿ssel nicht viel ankommen. Den Abgeordneten der 

Regierungsparteien m¿sste das klar sein. Zumindest im 

Bundestag scheint man es zu ahnen, wie ich aus einer am 

2. Dezember 2011 verºffentlichten Position zum mehrjªh-

rigen Finanzrahmen der EU von 2014 bis 2020 herausle-

se. 

So hat man sich vorgenommen, bei der Reform der 

Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) den Ansatz zu unter-

st¿tzen, die Subventionen Ăweitgehend von der Produkti-

onsart zu entkoppelnñ. Zugleich wollen die Koalitions-

fraktionen aber auch nach 2013 Ăeine starke erste Sªule 

und eine finanziell gut ausgestattete zweite Sªule der 

Gemeinsamen Agrarpolitik. Dadurch sollen die Direkt-

zahlungen auf einem mºglichst hohen Niveau bleiben. 

Die von der EU-Kommission vorgeschlagene Degression 

und Deckelung der Direktzahlungen lehnt der Deutsche 

Bundestag abñ. ï So heiÇt es in diesem Beschluss. 

Was man seitens der Bundesregierung f¿r den Fall tun 

wird, dass all diese W¿nsche keine Ber¿cksichtigung 

finden, bleibt im Dunkeln ï wie immer, wenn es um die 

eigenen Interessen geht; leider! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die NPD-Fraktion 

sprach der Abg. M¿ller. ï Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir kommen zu einer zweiten Rednerrunde. 

Gibt es von der Fraktion DIE LINKE Redebedarf? ï Als 

Nªchstes die CDU. Der Abg. Meyer ergreift das Wort. 

Bitte, Herr Kollege. 

Stephan Meyer, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich mºchte nun 

die k¿nftige Agrarpolitik aus der umweltpolitischen Sicht 

beleuchten und grundsªtzlich sagen, dass wir die Fokus-

sierung der Gemeinsamen Agrarpolitik auf die Themen 

Umwelt, Klimawandel und Innovation begr¿Çen, weil das 
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Schwerpunkte sind. Es zeigt sich, dass eine integrierte 

Herangehensweise an den Tag gelegt wurde. 

Seit 1992 wurde die Gemeinsame Agrarpolitik schrittwei-

se an die Nachhaltigkeitsziele angepasst, wozu nat¿rlich 

auch der Umweltschutz gehºrt. Im Laufe dieses Reform-

prozesses wurde von Preis- und Produktionsst¿tzungen zu 

direkten Einkommensbeihilfen und MaÇnahmen zur 

lªndlichen Entwicklung ¿bergegangen. 

Ich mºchte gleich vorwegschicken, dass ich es f¿r zielge-

richtet halte, dass die Fºrderung von Umweltzielen schon 

aus Gr¿nden der Subsidiaritªt und wegen des lªngerfristi-

gen Charakters besser im Rahmen der zweiten Sªule 

aufgehoben ist, weil man dadurch in den unterschiedli-

chen Mitgliedsstaaten die spezifischen Umweltbedingun-

gen ber¿cksichtigen kann. 

Heute ist die Integration von Umweltleistungen auÇerdem 

auch an die Marktanforderungen gebunden, und Umwelt-

ziele gehen auch hªufig ¿ber das hinaus, was wir von den 

Landwirten erwarten kºnnen, wenn sie nur den gesetzli-

chen Vorgaben folgen sollen. Thomas Schmidt ist darauf 

schon intensiv eingegangen. Wenn wir verlangen, dass 

sich Landwirte freiwillig f¿r Umweltbelange engagieren, 

m¿ssen wir daf¿r sorgen, dass sie entsprechende Anreize 

daf¿r bekommen. Wir m¿ssen ber¿cksichtigen, dass die 

Landwirte bisher schon weit ¿ber ihre Verpflichtungen 

hinaus ihre privaten Mittel und die Produktionsfaktoren 

einsetzen, um umweltfreundliche G¿ter und Dienstleis-

tungen zu liefern, die wir f¿r die gesamte ¥ffentlichkeit, 

also nicht nur f¿r die Landwirte, sondern f¿r die gesamte 

Gesellschaft benºtigen und die von groÇem Nutzen sind. 

Ich glaube, das m¿ssen einige in diesem Hohen Hause 

noch lernen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn die Landwirte also eine finanzielle Unterst¿tzung 

f¿r solche freiwilligen Tªtigkeiten erhalten, kann man, 

glaube ich, nicht wie Kollege Michael Weichert von 

Steuergeldern ohne Gegenleistung sprechen, sondern 

vielmehr von dem Grundsatz der Entlohnung von Dienst-

leistern. In der gemeinsamen Agrarpolitik wird der 

Grundsatz, dass der Dienstleister entlohnt wird, in Form 

von AgrarumweltmaÇnahmen umgesetzt. 

(Zuruf des Abg. Michael Weichert, GR¦NE) 

Dies steht im ¦brigen auch im Einklang mit dem strategi-

schen Plan 2011 bis 2020 der Konferenz der CBD-

Vertragsstaaten, wonach bis 2020 alle Subventionen 

beendet werden sollen, welche negative Auswirkungen 

auf die Biodiversitªt haben. 

Dar¿ber hinaus ï das haben wir heute auch schon mehr-

fach gehºrt ï ist die Zahlung von Unterst¿tzungsleistun-

gen an die Cross-Compliance-Regelungen gekoppelt, 

sodass dort eine zusªtzliche Kontrolle erfolgt. 

Was kommt auf uns zu? ï Umweltpolitische Herausforde-

rungen in der Landwirtschaft. Wir haben schon von der 

zunehmenden Verstªdterung gehºrt. Im Jahr 2050 werden 

nur noch 30 % der Bevºlkerung im lªndlichen Raum 

leben. Das war 1950 noch umgekehrt. Damals waren 

70 % im lªndlichen Raum. Klimawandel und Wasser-

knappheit f¿hren zu einer Verschlechterung der Produkti-

onsbedingungen f¿r die Landwirte. Staatsminister Kupfer 

ist auch schon auf die ansteigende Nachfrage nach Nah-

rungsmitteln aufgrund des Anstiegs der Weltbevºlkerung 

eingegangen. Wir haben gleichzeitig einen Konsumwan-

del zu verzeichnen, und wir wissen alle, dass das zusªtzli-

che Potenzial an Ackerflªchen sehr begrenzt ist. 

Deswegen ist die Zukunftsaufgabe der Landwirtschaft die 

Steigerung der Produktivitªt dieses Sektors bei gleichzei-

tigem Erhalt der nat¿rlichen Lebensgrundlagen, insbeson-

dere der Biodiversitªt und der Sicherung vitaler und 

zukunftsfªhiger lªndlicher Rªume. 

Landwirtschaft und Umwelt stehen in einer hochgradig 

komplexen Beziehung. Die tragende Funktion der Land-

wirtschaft ist es, gerade auch den Bereich der Umwelt 

nicht zu unterschªtzen. Seit ihren Urspr¿ngen ist die 

ausreichende Produktion von hochwertigen Nahrungsmit-

teln die Kernkompetenz der Landwirte. Die auf dem 

Einsatz nat¿rlicher Ressourcen basierende Produktion 

gerªt jedoch zunehmend in ein konfliktgeladenes Span-

nungsfeld, gerade wenn es um Geld geht, wie wir gerade 

gehºrt haben. Zu gern wird dann ¿bersehen, dass eine 

funktionierende und effiziente Landwirtschaft die essen-

zielle Lebensgrundlage f¿r die lªndliche Gemeinschaft 

darstellt und zugleich ein unersetzbarer Beitrag zur 

europªischen Kultur war und auch k¿nftig sein wird. 

Jetzt im Einzelnen zu den umweltpolitischen Belangen 

der Vorschlªge: Auf das Greening werde ich jetzt nicht 

noch einmal eingehen. Das ist schon vielfach angespro-

chen worden. Ich will aber trotzdem noch einmal deutlich 

sagen, dass es angesichts der weltweiten Ernªhrungsprob-

leme und der beschlossenen Energiewende auf jeden Fall 

ein groÇer Fehler und auch nicht zeitgemªÇ wªre, wenn 

das Greening in der Form, wie es vorgeschlagen ist, zur 

Anwendung kªme. 

Die Europªische Union und insbesondere Sachsen sind im 

Hinblick auf eine ¥kologisierung der Landwirtschaft 

bereits weit voraus. Das hat zu einem starken Kostenan-

stieg und auch zur Aushºhlung der Wettbewerbsfªhigkeit 

gef¿hrt. Wenn man dieses Greening umsetzen w¿rde, 

w¿rden die Kosten nochmals steigen und die Wettbe-

werbsfªhigkeit w¿rde sinken. Ich glaube, wenn man 

global denkt und lokal handeln mºchte, wªre das das 

falsche Signal. Insbesondere die in Sachsen bewªhrten 

und funktionierenden AOW-MaÇnahmen werden bei 

diesem Greeningvorschlag bisher ¿berhaupt nicht ber¿ck-

sichtigt und anerkannt. Zumindest diese Anerkennung 

sollte hier einbezogen werden. Da muss es auf jeden Fall 

auch eine Verrechnung geben. 

Wir m¿ssen nat¿rlich ï das sagte ich eingangs schon, als 

ich mich auf die zweite Sªule bezogen habe ï die regiona-

len Gegebenheiten und die regionalen Praktiken ber¿ck-

sichtigen. Wir m¿ssen also standortbezogene MaÇnahmen 

durchf¿hren. Wir leben schlieÇlich nicht unter Laborbe-
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dingungen, und jede Region braucht ihre speziellen und 

an die Region angepassten MaÇnahmen. 

Deutschland und der Freistaat Sachsen sind an dieser 

Stelle schon sehr weit. Greening muss dann so gestaltet 

werden, dass es auch einen tatsªchlichen Nutzen f¿r die 

Umwelt bringt und der b¿rokratische Aufwand dazu in 

einem angemessenen Verhªltnis steht. AuÇerdem m¿ssen 

die Landwirte die Mºglichkeit erhalten, unter den ver-

schiedenen MaÇnahmen diejenigen auszusuchen, die am 

besten zu ihrem Standort und zu ihrem Betrieb passen. 

Der Geltungsbereich der MaÇnahmen sollte sicherstellen, 

dass alle Arten von Landwirten in allen Regionen und 

Sektoren die Mºglichkeit zur Teilnahme haben. Ich 

glaube, erstaunlicherweise herrscht dar¿ber auch ein 

gewisser Konsens in diesem Hause. Die Agrar-Umwelt-

MaÇnahmen sollten fortgef¿hrt und durch die Einbezie-

hung von MaÇnahmen zur Fºrderung von Investitionen, 

die die MaÇnahmen des sogenannten gr¿nen Wachstums 

ergªnzen und unterst¿tzen, weiter verstªrkt werden. 

Ich mºchte auch noch einmal unterstreichen, was Thomas 

Schmidt in Bezug auf die B¿rokratie gesagt hat. Wir 

hºren schon seit vielen Jahren, dass es Vereinfachungen 

geben soll. Das ist, glaube ich, nicht nur im Agrarbereich 

so, sondern das ist generell, wenn es um europªische 

Mittel geht, der Fall. Wir fordern, dass die mehrfach 

angek¿ndigten Vereinfachungen seitens der EU-

Kommission jetzt umgesetzt werden und dass wir ab 2013 

endlich auch Fortschritte erkennen kºnnen. 

(Beifall des Abg. Thomas Schmidt, CDU) 

Diese Vereinfachung muss aus meiner Sicht auch schon in 

der Grundkonzeption erkennbar sein. Mit den vorliegen-

den Vorschlªgen ist das aus meiner Sicht nicht der Fall. 

Fakt ist auf jeden Fall, dass wir EU-weit bereits jetzt 

2 680 Anforderungen und 590 Standards haben, um 

Direktzahlungen zu erhalten. Das ist eine unvorstellbare 

Anzahl von Anforderungen, die schon jetzt an Landwirte 

gestellt werden. Wenn das noch zunehmen sollte, werden 

wir uns, glaube ich, die Landwirte wie die Stecknadel im 

Heuhaufen suchen m¿ssen, weil das dann keiner mehr 

machen mºchte. Es wird deutlich, dass die jetzige hohe 

Auflagendichte ¿ber die Cross-Compliance-Regelungen 

durch die jetzigen Vorschlªge der EU-Kommission 

eigentlich noch erhºht wird. 

Wenn man ehrlich ist, muss man, glaube ich, auch sagen, 

dass es wichtig wªre, die Einhaltung dieser Auflagen 

europaweit in allen Mitgliedsstaaten in gleicher Weise zu 

verlangen. Hier gibt es noch enorme Nachholbedarfe. 

Unter diesen ganzen Aspekten, die ich benannt habe, 

sollte die Weiterentwicklung der Agrarpolitik nochmals 

¿berpr¿ft werden, um die Umweltziele, die wichtig und 

richtig sind, tatsªchlich zu erreichen und die Landwirt-

schaft auf dem Weg der Zielerreichung mitzunehmen. Wir 

brauchen sie daf¿r, und wir m¿ssen das so gestalten, dass 

es auch umsetzbar ist und dass letztlich auch die Zieler-

reichung mit den Landwirten gemeinsam vonstattengehen 

kann. 

In diesem Sinne gibt es, denke ich, noch viel Diskussi-

onsbedarf. Es ist wichtig, dass wir uns als Freistaat 

Sachsen, in dem die Landwirtschaft eine wichtige Rolle in 

der Pflege der Kulturlandschaft einnimmt, klar artikulie-

ren. Deswegen bin ich Staatsminister Kupfer auch sehr 

dankbar, dass er diese Fachregierungserklªrung heute hier 

gehalten hat, sodass das Thema auch in diesem Hohen 

Haus die entsprechende Bedeutung erhªlt. Ich denke, wir 

m¿ssen gemeinsam daran arbeiten, dass vieles von den 

berechtigten Kritikpunkten, die angesprochen wurden, 

dann auch in Br¿ssel zur Kenntnis genommen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Kollege Meyer sprach 

f¿r die CDU-Fraktion. ï Ich gehe weiter in der Rednerrei-

henfolge. Die SPD-Fraktion hat keine Redezeit mehr. 

Mºchte die FDP-Fraktion erneut das Wort ergreifen? ï 

Ich sehe keinen Redebedarf. Ich komme zur Fraktion 

GR¦NE. ï Das Wort erhªlt Frau Kollegin Kallenbach. 

Gisela Kallenbach, GR¦NE: Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Vieles ist schon 

gesagt worden, viel mehr wurde aber verschwiegen. Eine 

Fachregierungserklªrung zwei Tage vor der Beschlussfas-

sung im Bundesrat, eine Botschaft im Nebensatz ï das 

heiÇt, dass das Parlament wieder einmal groÇm¿tig 

informiert wird, was im Kabinett von den Fachministern 

beschlossen worden ist. Eine wirkliche Mitbestimmung 

der Parlamentarier ï zumindest der Opposition ï bei der 

fachlichen Ausrichtung ist dies keinesfalls. Das halte ich 

f¿r ªuÇerst bedenklich. Ich wundere mich sehr, dass das 

heute hier kein Thema ist. Der heute vorgelegte Ent-

schlieÇungsantrag der Koalition heilt auch nicht die 

Gesamtsituation. Inhalt und Ziel des Vertrages von Lissa-

bon werden in Sachsen schlichtweg ignoriert. Die Subsi-

diaritªtsvereinbarung ist eine leere Worth¿lse. 

Vergessen wir Folgendes nicht: Die Entscheidungen, die 

wir heute f¿r Sachsen bestªtigen sollen, haben Auswir-

kungen bis in das Jahr 2020. Zu diesem Zeitpunkt regie-

ren Sie, die das heute festlegen, garantiert nicht mehr. Es 

wªre jetzt an der Zeit gewesen, dem Ruf von 30 f¿hren-

den europªischen Agrarºkonomen zu folgen, die bereits 

vor einem Jahr eine radikale Reform der europªischen 

Agrarpolitik gefordert haben. Sich daran anzuschlieÇen, 

wªre tatsªchlich innovativ gewesen. 

Wir brauchen den Systembruch hin zu einer klima- und 

umweltgerechten Landwirtschaft. Das geht nur, wenn 

man die Direktzahlungen schrittweise streicht. Die bishe-

rigen MaÇnahmen der Cross Compliance haben sich doch 

als zahnloser Tiger erwiesen. Wer kontrolliert die Umset-

zungen ï zum Beispiel in Sachsen ï, Herr Kupfer? Glau-

ben Sie wirklich, dass die Direktzahlungen ï von denen 

85 % an 20 % der Betriebe gehen ï ausreichend konditio-

niert sind, um den Einfluss auf die Umwelt, die Natur, das 

Klima und die Gesundheit auch nur in etwa zu kompen-

sieren? 
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¥kologische Vorrangflªchen, wie von der Kommission 

vorgeschlagen, kºnnten in der Tat einen Beitrag zur 

Reduzierung der gesellschaftlichen Kosten bewirken. 

Diese 7 % als Gefahr f¿r die Welternªhrung heraufzube-

schwºren, halte ich f¿r etwas absurd. Es ist schon lange 

kein Geheimnis mehr, dass unsere billigen und auch durch 

Betriebsprªmien subventionierten Exporte den Markt in 

den Entwicklungslªndern ï dort, wo der Hunger herrscht 

ï zerstºren. 40 % der deutschen Schweinefleischproduk-

tion werden exportiert. Der Anteil daran soll in Sachsen 

durch Ihre Politik, Herr Kupfer, erhºht werden. 

(Staatsminister Frank Kupfer: Jawohl, ja!) 

Die weltweite Lebensmittelversorgung ist am ehesten zu 

sichern, indem man einen fairen Handel betreibt, Ex-

portsubventionen streicht und die Produktivitªt in den 

Entwicklungslªndern erhºht. 

(Beifall des Abg. Michael Weichert, 

GR¦NE, und bei den LINKEN) 

Es hilft nicht, sich f¿r die ¥kologie in der sªchsischen 

Landwirtschaft zu loben. Hierbei ist interessant, was Sie 

verschweigen. Sie loben das pfluglose Bestellen der 

Ackerflªchen zur Verminderung von Erosion. Sie ver-

schweigen aber, dass dabei Totalherbizide eingesetzt 

werden und dies mit 3,6 Millionen Euro jªhrlich bezu-

schusst wird. Sie nehmen hin, dass dadurch bereits 40 % 

der Ackerwildkrªuter ausgestorben und 54 % gefªhrdet 

sind. 

Sie loben das Programm der zweiten Sªule, in das nur ein 

Bruchteil der Fºrderung geht. Verdient haben Sie das Lob 

bez¿glich der vorgesehenen Vereinfachung des Verwal-

tungsverfahrens. Endlich wenden Sie das EU-Recht eins 

zu eins an. Sie streichen sªchsische Sonderregelungen. 

Inwieweit tragen diese Mittel zur wirklichen Entwicklung 

des lªndlichen Raumes bei? Dazu gebe ich Ihnen gern ein 

Beispiel aus Ihrer Region: Ostelbien. 60 % von 

30 Projekten flossen in den StraÇenbau. Man kann den 

Raum nun schneller in alle Richtungen verlassen. Ich hºre 

Sie schon Folgendes sagen: Die Entscheidung fªllt vor 

Ort. Das ist richtig. Wenn man aber die Entwicklung 

beeinflussen will, kann man als Umweltminister auch 

Vorgaben machen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Diese Vorgaben machen Sie auch heute nicht. Sie nutzen 

die bequemere Variante: Festhalten an Althergebrachtem. 

Wir hªtten erwartet, dass Sachsen sich gezielt f¿r die 

¥kologisierung der Landwirtschaft und die Fºrderung 

bªuerlicher Strukturen einsetzt sowie der Politik der 

industriellen Landwirtschaft eine klare Absage erteilt. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Die Redezeit ist zu 

Ende. 

Gisela Kallenbach, GR¦NE: Dass es so nicht ist, 

verwundert wiederum auch nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die Fraktion 

GR¦NE Frau Kollegin Kallenbach. Wir kºnnten in eine 

dritte Runde eintreten, wenn bei den drei Fraktionen ï 

DIE LINKE, CDU und FDP ï, die noch ¿ber Redezeiten 

verf¿gen, noch Redebedarf besteht. Ist dieser vorhanden? 

ï Das kann ich nicht erkennen. Der Staatsregierung 

st¿nden auch noch sechs Minuten zur Verf¿gung. Mºchte 

Sie noch sprechen? ï Das ist nicht der Fall. Wir haben 

damit die Aussprache zur Fachregierungserklªrung 

beendet. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir kªmen jetzt zum 

vorliegenden EntschlieÇungsantrag mit der Drucksa-

che 5/7711 der CDU- und FDP-Fraktion zur Fachregie-

rungserklªrung. Ist eine Einbringung gew¿nscht? ï Das 

¿bernimmt Herr Kollege Heinz f¿r die einbringenden 

Fraktionen der CDU und FDP. Bitte. 

Andreas Heinz, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Wir haben ï wie immer ï in 

einer Regierungsdebatte viel Wichtiges und Richtiges 

gehºrt. Wir haben auÇerdem einiges Wenige gehºrt, was 

den ¿blichen Klischees entspricht, die mit stªndigen 

Wiederholungen nicht richtiger werden. 

Gestatten Sie mir kurz, auf zwei Punkte einzugehen. Frau 

Dr. Deicke, nat¿rlich werden wir in der nªchsten Legisla-

tur- bzw. Fºrderperiode das machen, was sich in den 

letzten Jahren bewªhrt hat. Wir werden alle aus Europa 

und von anderen Lªndern angebotenen Fºrdermittel 

kofinanzieren. Das muss hier nicht extra betont werden. 

Eine Junglandwirtefºrderung gibt es in dieser Fºrderperi-

ode erstmalig, das heiÇt, alle Fºrdertatbestªnde erhalten 

einen Aufschlag von 10 %, wenn der Investor ein Jung-

landwirt ist. 

Auf meine Vorrednerin von B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

mºchte ich Folgendes erwidern: Eine CC-Kontrolle ist 

mit das Schlimmste, was einem Landwirt passieren kann. 

Wenn sie durch den Bundes- oder EU-Rechnungshof 

durchgef¿hrt wird, herrscht ein bisschen Chaos im Be-

trieb. Ich w¿nsche das keinem Landwirt. Ich kann nur 

jedem empfehlen, sich einmal sachkundig zu machen, wie 

so etwas ablªuft. 

Mit unserer Landwirtschaft zerstºren wir auch keine 

Strukturen in den Entwicklungslªndern. Dass es dort 

Probleme mit der Landwirtschaft gibt, hat damit zu tun, 

dass die dortigen Regierungen viel falsch machen und 

andere Prioritªten setzen. Ohne das eine kann man das 

andere nicht haben: Glyhosat zum Erosionsschutz, Pfl¿-

gen und ¥kolandbau ohne Pfl¿gen. Je nach Interessenlage 

verdrehen Sie uns das Wort im Mund. 

Zu unserem EntschlieÇungsantrag mºchte ich sagen, dass 

wir darin richtige Entwicklungen betonen wollen. Ich 

verweise auf den Punkt II. Dort betonen wir noch einmal, 

die Junglandwirte zu fºrdern. 

Wir wollen aber besonders die Staatsregierung ermuntern, 

bei Punkten, bei denen Verbesserungen dringend notwen-
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dig sind, noch einmal in die B¿tt zu gehen und sich bei 

den Verhandlungen aktiv einzubringen. Diese Punkte 

mºchte ich noch einmal kurz benennen: die Pr¿fung der 

Abgrenzungskriterien f¿r den aktiven Landwirt, das 

Monitoring bei Direktzahlungen und Cross Compliance, 

wenn mºglich die Verhinderung von Greening oder das 

Setzen von anderen Prioritªten ï nicht unbedingt des 

Flªchenentzuges ï, die jªhrliche Anpassung der Ober-

grenzen und der Werte f¿r die Zahlungsanspr¿che. Ge-

nauso mºchte ich die Kappung und die Degression 

nennen, die als b¿rokratische Monster unseren Strukturen 

nicht fºrderlich sind. Ebenso mºchte ich auf die Punkte e 

und f eingehen: die Einf¿hrung neuer Indikatoren f¿r die 

Abgrenzung der Gebiete mit naturbedingten Nachteilen 

sowie gewisse Ermªchtigungen f¿r die Kommission, die 

damit am Parlament vorbei Entscheidungen treffen kann. 

Ich bitte Sie, mit einem eindeutigen Bekenntnis unserer 

Staatsregierung ein Verhandlungsmandat in diese Rich-

tung zu erteilen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

Ich bedanke mich f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Der Kollege Heinz hat 

f¿r die einbringenden Fraktionen den EntschlieÇungsan-

trag vorgetragen. Wir kommen jetzt zur punktweisen 

Abstimmung. 

Ich sehe am Mikrofon 1 eine Wortmeldung von Frau 

Kollegin Kagelmann. 

Kathrin Kagelmann, DIE LINKE: Danke schºn, Herr 

Prªsident! ï Ich wollte noch kurz unseren Antrag auf 

punktweise Abstimmung begr¿nden. Das hatte ich vorhin 

nicht so fºrmlich gemacht. 

Angesichts der doch begrenzten Wirkung eines solchen 

EntschlieÇungsantrages will ich heute mal nicht so pªpst-

lich sein wie der Papst und ¿ber die Gesamtheit der 

Punkte mit Wohlwollen hinweggehen. 

(Zurufe von der CDU) 

Allerdings mºchte ich noch einmal darauf aufmerksam 

machen, dass uns der Punkt 3 nat¿rlich nicht schmeckt, 

insbesondere auch in der Auslegung, wie sie jetzt von 

Herrn Heinz zu hºren war. Er sagte nªmlich ganz eindeu-

tig, er will Greening verhindern. Das wollen wir nat¿rlich 

nicht. Ich habe es vorhin schon gesagt, dass die Einbe-

rechnung der Arbeitskraftkomponente f¿r uns ein positi-

ves Signal ist. An dieser Stelle w¿rden wir gern ablehnen 

wollen. 

(Zuruf von der CDU: Wie soll denn das gehen?) 

Ich will aber auch noch sagen: ¦ber alle anderen Punkte 

kºnnte durchaus komplex abgestimmt werden. Im nach-

folgenden Punkt 4 wird von den groÇen Erfolgen der 

Integrierten Lªndlichen Entwicklung gesprochen. Herr 

Staatsminister Kupfer, ich habe ja gerade darauf hinge-

wiesen, dass der StraÇenbau ein sehr ambivalentes Thema 

ist und eben dort die Erfolge durchaus kritikw¿rdig sind. 

Insofern wªre diese Aussage aus unserer Sicht nicht 

mitzutragen. Allerdings ist uns im gleichen Punkt die 

Betonung der gleichwertigen Lebensverhªltnisse wichtig. 

Aber wie gesagt, meine Damen und Herren, Sie sehen, 

wie ich mich m¿he, vor Weihnachten doch einen Konsens 

zu finden. 

(Christian Piwarz, CDU: Stimmen Sie 

einfach zu! Das ist doch viel einfacher!) 

Ich bem¿he mich ja, lassen Sie mich doch einmal m¿hen. 

Das ist ja nicht zu fassen! 

(Unruhe bei der CDU) 

Aber im Punkt 3 ist es dann zu Ende mit der Konsensfin-

dung. Deshalb w¿nschen wir eine punktweise Abstim-

mung. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Wir kommen jetzt zur 

punktweisen Abstimmung ¿ber diesen EntschlieÇungsan-

trag. ï Kollege Weichert, Sie wollen auch noch etwas 

sagen? 

Michael Weichert, GR¦NE: Zum EntschlieÇungsantrag, 

ja. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Geht das jetzt noch? 

Wir sind ja in der Abstimmung. ï 

(Der Prªsident stimmt sich mit dem Prªsidium ab.) 

Eigentlich ist es zu spªt, Herr Kollege. 

Michael Weichert, GR¦NE: Sie haben aber auch nicht 

aufgerufen. 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Doch, ich habe gerade 

gesagt, wir kommen jetzt zur punktweisen Abstimmung 

¿ber den EntschlieÇungsantrag. Wir sind in der Abstim-

mung, deshalb kann ich Ihnen jetzt leider das Wort nicht 

weiter erteilen, Herr Kollege Weichert. 

Wir kommen zur punktweisen Abstimmung ¿ber den 

EntschlieÇungsantrag. Wer dem Punkt I seine Zustim-

mung geben mºchte, den bitte ich um das Handzeichen. ï 

Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Vielen Dank. Stimment-

haltungen? ï Keine. Damit ist Punkt 1 des Entschlie-

Çungsantrages mit groÇer Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zum Punkt II. Wer diesem Punkt II des 

EntschlieÇungsantrages zustimmen mºchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. ï Vielen Dank. ï Gegenstimmen? ï 

Keine. Stimmenthaltungen? ï Einige Stimmenthaltungen. 

Damit ist auch dem Punkt II mit groÇer Mehrheit bei 

wenigen Stimmenthaltungen zugestimmt. 

Wir kommen jetzt zum Punkt III des EntschlieÇungsan-

trages. Wer dem zustimmen mºchte, den bitte ich um das 

Handzeichen. ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Vielen 

Dank. Stimmenthaltungen? ï Vielen Dank. Damit ist dem 
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Punkt III des EntschlieÇungsantrages mit Mehrheit bei 

vielen Gegenstimmen zugestimmt worden. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Abstimmung 

¿ber Punkt IV. Wer dem seine Zustimmung geben mºchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. ï Vielen Dank. Gegen-

stimmen? ï Keine. Stimmenthaltungen? ï Vielen Dank. 

Damit ist dem Punkt IV bei einer ganzen Anzahl von 

Stimmenthaltungen zugestimmt worden. 

Wir kommen jetzt zum Punkt V des EntschlieÇungsantra-

ges. Wer diesem Punkt zustimmen mºchte, den bitte ich 

um das Handzeichen. ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï 

Keine. Stimmenthaltungen? ï Keine. Damit ist diesem 

Punkt V einstimmig zugestimmt worden. 

Wir kommen jetzt zum Punkt VI des EntschlieÇungsan-

trages. Wer ihm seine Zustimmung geben mºchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. ï Vielen Dank. Gegen-

stimmen? ï Keine. Stimmenthaltungen? ï Vielen Dank. 

Damit ist auch dem Punkt VI des EntschlieÇungsantrages 

mit groÇer Mehrheit bei einigen Stimmenthaltungen 

zugestimmt worden. 

Wir kommen jetzt zur Gesamtabstimmung ¿ber den 

EntschlieÇungsantrag. Wer dem EntschlieÇungsantrag 

insgesamt zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. ï 

Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Vielen Dank. Stimment-

haltungen? ï Vielen Dank. Damit ist dem EntschlieÇungs-

antrag insgesamt mit Mehrheit bei einer ganzen Anzahl 

von Stimmenthaltungen und einigen Gegenstimmen 

zugestimmt worden. 

Meine Damen und Herren! Der Tagesordnungspunkt 1 ist 

damit abgeschlossen. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 2 

Aktuelle Stunde 

1. Aktuelle Debatte: Gr¿nes Licht f¿r Stuttgart 21 ï  

Lehren aus dem Volksentscheid ziehen 

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

2. Aktuelle Debatte: Sozialer Kahlschlag durch massive  

Haushaltsk¿rzungen ï Staatsregierung muss jetzt handeln! 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Die Verteilung der Gesamtredezeit der Fraktionen hat das 

Prªsidium wie folgt vorgenommen: CDU 33 Minuten, 

DIE LINKE 25 Minuten, SPD 12 Minuten, FDP 14 

Minuten, B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 10 Minuten, NPD 

10 Minuten, Staatsregierung 20 Minuten, wenn ge-

w¿nscht. 

Wir kommen jetzt zu 

1. Aktuelle Debatte 

Gr¿nes Licht f¿r Stuttgart 21 ï Lehren aus dem Volksentscheid ziehen 

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP 

Als Antragsteller haben zunªchst die Fraktionen CDU und 

FDP das Wort. Das Wort ergreift Herr Kollege Schiemann 

f¿r die miteinbringende CDU-Fraktion. 

Marko Schiemann, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich an dieser 

Stelle mit einem Zitat beginnen: 

(Dem Redner wird ein  

frisches Glas Wasser gereicht.) 

Vielen Dank. 

(Heiterkeit bei den Fraktionen ï 

Zuruf: Von wem stammt das?) 

Ich zitiere aus der 6. Plenarsitzung der 15. Wahlperiode 

des Landtages in Baden-W¿rttemberg Frau Kollegin 

Nicole Razavi: 

(Zuruf von der CDU: Wer?) 

ĂEine vºllig verw¿stete Baustelle, Schªden in Millionen-

hºhe und, vor allem, teils schwerstverletzte Polizeibeam-

te, das ist die ersch¿tternde Bilanz der gewalttªtigen 

Proteste vom 20. Juni 2011. 

Wer, wie ich, an diesem Abend vor Ort war, hat blinde 

Zerstºrungswut und Partystimmung erlebt. Dass der 

oberste Parksch¿tzer das alles als āgelºste Feierabend-

stimmungó bezeichnet, ist widerwªrtig und erbªrmlich.ñ 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 
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ĂEbenso erschreckend war, dass die Polizei zur¿ckwei-

chen und zuschauen musste, wie Eigentum zerstºrt und 

Recht mit F¿Çen getreten wurde. An diesem Abend ist der 

Staat vor der Anarchie in die Knie gegangen. 

Kann es denn wirklich sein, dass Chaoten in diesem Land 

freie Hand haben? Kann es denn wirklich sein, dass 

derjenige, der die StraÇe kontrolliert, auch das Recht 

kontrolliert?ñ ï Nein, es kann nicht sein! 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Gewalt kann kein Mittel der politischen Auseinanderset-

zung sein, weder in Stuttgart noch in Dresden. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Stuttgart 21 zeigt, wie man es eben nicht machen darf. 

(Stefan Brangs, SPD: Haha!) 

1994 wurde mit den Planungen f¿r das GroÇprojekt 

begonnen. Viele Parteien haben zugestimmt. Die GR¦-

NEN waren die Einzigen, die dagegen gestimmt haben. 

(Alexander KrauÇ, CDU: 

Die sind immer dagegen!) 

Es gab eine lange Planungsphase von 1994 bis 2010. Mit 

Baubeginn, 15 Jahre nach dem Planungsbeginn, meine 

sehr verehrten Damen und Herren, begannen die Aus-

einandersetzungen, verbunden mit vielen Verletzungen, 

mit Sachbeschªdigungen und mit dem Hinweis der 

Kollegin aus dem Landtag von Baden-W¿rttemberg. 

Es folgte der Volksentscheid. Das Volk hat entschieden, 

anders als sich diejenigen, die am lautesten gebr¿llt 

hatten, ausgerechnet haben. Dennoch lohnt es sich, 

Lehren aus der Entwicklung in Stuttgart zu ziehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein Umdenken 

bei GroÇverfahren muss mit einer fr¿hzeitigen Informati-

on des B¿rgers einhergehen. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU ï Beifall 

der Abg. Andrea Roth, DIE LINKE) 

Die B¿rger sind fr¿hzeitig zu beteiligen. Offenheit und 

Transparenz muss es von Beginn an geben, denn das ist 

eine Chance f¿r die Realisierung eines GroÇprojektes. 

Das Gleiche gilt auch f¿r Unternehmen. Sie sollten auch 

diese Chance nutzen und nicht nur auf die rechtlichen 

Fragen hinweisen. Dazu gehºrt aber auch die Bereit-

schaft, sich selbst fr¿hzeitig zu beteiligen und nicht erst, 

wenn die Bagger anrollen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! B¿rgerbeteili-

gung ist ein sehr wichtiger Ansatz des demokratischen 

Rechtsstaates. Der Abgeordnete ist zum Dialog mit dem 

B¿rger verpflichtet. 

(Beifall der Abg. Andrea Roth 

und Horst Wehner, DIE LINKE) 

Das Parlament ist dennoch nicht die Abstimmungsma-

schine einer Regierung. 

(Beifall bei der CDU und den LINKEN) 

Die Abgeordneten sind Reprªsentanten des ganzen Vol-

kes. Ich zitiere Artikel 39 Abs. 3 Sªchsische Verfassung: 

ĂDie Abgeordneten vertreten das ganze Volk.ñ 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Genau!) 

Sie haben selbstverstªndlich die Verantwortung f¿r 

Entscheidungen zu ¿bernehmen. 

Die Volksgesetzgebung ist ein wichtiger zweiter Teil der 

Sªule in unserem Verfassungsstaat Freistaat Sachsen. 

Stuttgart 21 hat gezeigt, dass es keine Alternative zur 

reprªsentativen Demokratie gibt. Deshalb muss die 

reprªsentative Demokratie deutlich gestªrkt werden. Eine 

reprªsentative Demokratie stªrken heiÇt: die Extremen an 

den Rªndern zu schwªchen, dem Volk mehr Gewicht bei 

den Entscheidungen zu geben. Antiparlamentarismus wird 

weder dem Freistaat Sachsen ï 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Schiemann, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen. 

Marko Schiemann, CDU: ï noch seinem Parlament, 

noch der Demokratie helfen. 

Herr Prªsident! Ich w¿rde mit einem Zitat schlieÇen. 

Antiparlamentarismus ist das Schlimmste, was es in der 

politischen Auseinandersetzung gibt. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Blºdsinn!) 

Ich zitiere Richard Schrºder. Richard Schrºder hat gesagt: 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Schiemann, ich bitte Sie, jetzt das Zitat zu bringen, oder 

Ihre Redezeit ist beendet. Nur noch das Zitat! 

(Heiterkeit bei den LINKEN) 

Marko Schiemann, CDU: ĂWer uns aber eine bessere 

Demokratie vorbei an den Grundrechten und Gewaltentei-

lung verspricht, dem m¿ssen wir die bittere Erfahrung 

entgegenhalten: Antiparlamentarismus im Namen des 

Volkes hat in Deutschland schon zweimal in die Diktatur 

gef¿hrt.ñ 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Jetzt ist 

die Redezeit beendet. 

Marko Schiemann, CDU: ĂBeide Diktaturen liebten das 

Wort āVolkó ganz besonders. Ich glaube, Demokratie ist 

zu stªrken. Das trifft f¿r das Parlament zu und auch f¿r 

die Volksgesetzgebung.ñ 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU, den LINKEN, 

der FDP und der Staatsregierung) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Schiemann, Sie haben uns zwei wunderschºne Zitate 

prªsentiert. Ich darf das nicht kommentieren, aber achten 
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Sie demnªchst etwas mehr auf die Redezeit. ï Vielen 

Dank. 

F¿r die mitbeantragende FDP-Fraktion spricht Herr 

Herbst, bitte. 

Torsten Herbst, FDP: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Der eine oder andere hat 

sich im Vorfeld dieser Debatte sicher gefragt: Was hat 

eigentlich Stuttgart 21 mit Sachsen zu tun? ï Eine Menge, 

weil wir bei Stuttgart 21 ein Zeitgeistphªnomen erlebt 

haben. 

Wir haben das Phªnomen erlebt, dass es kleine, laute 

Gruppen gibt, die Infrastrukturprojekte blockieren. 

Gerade wir Sachsen, insbesondere wir Dresdner, kennen 

das von der WaldschlºÇchenbr¿cke und der Autobahn 

nach Prag. Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Der 

27. November ï der Tag der Entscheidung in Baden-

W¿rttemberg ï war ein guter Tag, nicht nur f¿r Stuttgart 

und Baden-W¿rttemberg, sondern f¿r das gesamte Land! 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Der 27. November war ein Sieg der Demokratie. Er war 

ein Sieg des Fortschritts ¿ber Blockierer und vor allem 

ein Sieg der schweigenden Mehrheit ¿ber eine sehr laute 

Minderheit, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï 

Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Das Signal, das davon ausging ï und viele hªtten das im 

Vorfeld nicht gedacht ï, ist, dass wir eine Bevºlkerung 

haben, die f¿r Verªnderungen, Fortschritt und neue 

Verkehrsinfrastruktur offen ist. 

Ich habe die GR¦NEN im Vorfeld gehºrt: Sie sind sonst 

immer sehr f¿r direkte Demokratie. Sie haben dabei nur 

ein Problem: Direkte Demokratie gefªllt Ihnen nur, wenn 

Ihr Ergebnis hinterher herauskommt. Das ist Ihr Problem, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP ï Zurufe von 

der SPD und den GR¦NEN) 

Auch Herr Putin findet Wahlen theoretisch gut, meine 

Damen und Herren. Ich bin froh, dass bei Volksabstim-

mungen ï wir haben sie bei der WaldschlºÇchenbr¿cke, 

beim Autobahnbau oder bei Stuttgart 21 erlebt ï die 

Vernunft der B¿rger siegt, und zwar ¿ber gr¿ne Ideolo-

gien und ¿ber Blockadeversuche. Angesichts dieser 

Umfragen bin ich durchaus der Meinung, dass wir die 

Bevºlkerung hªufiger fragen sollten. 

(Beifall bei der FDP ï 

Andrea Roth, DIE LINKE: Ja!) 

Kennen Sie von den GR¦NEN ein Lebewesen namens 

Rana Viridis Obsidens? Ich habe nachgeschaut; es gibt 

eine sehr interessante Beschreibung: ĂEs lebt im ganzen 

Land, bevorzugt aber GroÇstadtbiotope. Das Tier ist 

sozial gut aufgestellt und kennt keine Futtersorge. Es mag 

¿berhaupt keine Verªnderungen im Biotop. Alles soll so 

bleiben, wie es ist. Wenn sich doch einmal etwas verªn-

dert, dann wird es plºtzlich aktiv. Es setzt sich wahlweise 

auf einen Baum oder versucht, seine Mitbewohner nieder-

zubr¿llen.ñ Rana Viridis Obsidens heiÇt frei ¿bersetzt: 

ĂBlockierender Gr¿ner Froschñ. Ich bin froh, dass sein 

Biotop durch die Volksabstimmung trockengelegt wurde. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Ich will hinzuf¿gen, dass jedes groÇe Infrastrukturprojekt, 

das heute zur Diskussion steht, selbstverstªndlich kritisch 

beleuchtet wird mit allen Vor- und Nachteilen. 

(Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Wenn man ¿ber Landschaftseingriffe und Lªrmbelastun-

gen nachdenkt, so glaube ich, dass es sich die Bevºlke-

rung nicht leichtmacht. Dennoch, meine Damen und 

Herren: Ein Industrieland wie unseres, ein Land des 

Aufbruchs wie Sachsen kann sich keinen Stillstand 

leisten. 

Ich sage es ganz klar: Nicht jeder will in ¥ko-Sandalen 

auf dem Fahrrad in den Biomarkt fahren. Es gibt auch 

Leute, die mit dem Auto oder dem Zug ihren Job errei-

chen m¿ssen. F¿r diese Leute sind wir da, meine Damen 

und Herren. Wir lassen uns nicht gefallen, dass gr¿ne 

Krakeeler versuchen, genau diese Leute auszubremsen. 

Mehr dazu folgt im zweiten Teil. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï Zuruf 

des Abg. Stefan Brangs, SPD ï Gegenruf 

des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Als 

nªchste Rednerin f¿r die Fraktion DIE LINKE Frau Roth; 

bitte. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Jetzt kommt 

mal ein bisschen Seriositªt hinein!) 

Andrea Roth, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Ich kann meine Freude nicht verheh-

len: Endlich wertschªtzen die CDU und die FDP des 

Volkes Stimme. Sie begr¿Çen den Volksentscheid. Sie 

begr¿Çen den Volkswillen, den Willen der Mehrheit der 

Baden-W¿rttemberger, die sich an der Volksabstimmung 

beteiligt haben. 

Herr Schiemann, dass Sie aus Stuttgart 21 allerdings jetzt 

die Lehre ziehen, dass es keine Alternative zur reprªsenta-

tiven Demokratie gibt, ist f¿r mich vollkommen unver-

stªndlich. Direkte Demokratie ist ¿brigens auch keine 

Alternative zur reprªsentativen Demokratie, sondern ï ï 

(Marko Schiemann, CDU: Sie sind gleichwertig!) 

ï Sie sind gleichwertig; Sie sagen das richtig. Da verstehe 

ich Ihre Worte nicht, die Sie vorhin gesprochen haben. 

Trotz der Abstimmungsniederlage der Gegnerinnen und 

Gegner von Stuttgart 21 werten auch wir den Volksent-

scheid als einen Sieg der Demokratie. Es ist ein Erfolg der 

Protestbewegung, dass diese Volksabstimmung ¿berhaupt 

stattgefunden hat. Das ist seit 40 Jahren das erste Mal, 

und darauf mºchte ich hinweisen. 
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(Zuruf des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

Selbstverstªndlich erkennen wir das Abstimmungsergeb-

nis an. Wenn Sie, Herr Herbst, auf die WaldschlºÇchen-

br¿cke und die Autobahn verweisen, dann kann ich Ihnen 

nur zurufen: Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit 

Steinen werfen. 

(Torsten Herbst, FDP: Wir 

haben den Volksentscheid initiiert!) 

Ich erinnere an die zahlreichen B¿rgerentscheide gegen 

SchulschlieÇungen oder gegen den Bau der M¿llverbren-

nungsanlage in Lauta. Zum Schicksal des ersten und 

einzigen Volksentscheides in Sachsen zu kommunalen 

Sparkassen will ich spªter sprechen. Eines mºchte ich 

schon jetzt sagen: Wer so viel Ignoranz gegen¿ber B¿r-

gerwillen und B¿rgerforderungen zeigte, sollte jetzt 

schweigen und nicht mit dem Finger auf andere zeigen. 

(Beifall bei den LINKEN und des 

Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Zur¿ck zu Stuttgart 21. Der Volksentscheid zeigte aus 

unserer Sicht, dass es zwischen den Bef¿rwortern und 

Gegnern keine Chancengleichheit gegeben hat. Ich 

mºchte nicht nur die hohen H¿rden des Volksentscheides 

nennen. Auch durch Verschweigen von Herrschaftswissen 

und durch finanzkrªftige Lobbyisten in der Wirtschaft 

wurde das GroÇprojekt durchgesetzt ï koste es, was es 

wolle. Meine Damen und Herren, Demokratie lebt davon, 

dass die Chancen gleich verteilt sind und dass nur die 

Kraft und die ¦berlegenheit der Argumente zªhlen. 

Schauen wir uns die gesetzlichen Quoren zur Volksab-

stimmung in Baden-W¿rttemberg an. Mindestens ein 

Drittel ï mehr als 33 % ï der stimmberechtigten B¿rge-

rinnen und B¿rger hªtten gegen das GroÇprojekt votieren 

m¿ssen, um diesen Bau zu verhindern. Das sind mehr 

Prozente, als die jetzige Koalitionsregierung bei den 

letzten Landtagswahlen erhalten hat. Das passt doch nicht 

zusammen! 

(Zuruf des Abg. Marko Schiemann, CDU) 

Wer Volksentscheide ernst nimmt, muss die Quoren 

senken! 

(Beifall bei den LINKEN) 

Die demokratischen Mºglichkeiten der B¿rgerinnen und 

B¿rger sind zu stark begrenzt. Sie kºnnen sich kaum an 

wichtigen politischen Grundsatzentscheidungen beteili-

gen, auch zu GroÇprojekten. Das ist ¿brigens der Unmut, 

der durch die B¿rgerinnen und B¿rger in Stuttgart ausge-

dr¿ckt worden ist. Die m¿ndigen B¿rgerinnen und B¿rger 

werden das nicht lªnger hinnehmen. Auch das, meine 

Damen und Herren, ist ein Signal aus Stuttgart. 

Erst vor zwei Monaten hatten wir hier in diesem Hohen 

Haus die Gelegenheit, uns f¿r ein Gesetz zur direkten 

Demokratie zu entscheiden, das diesem neuen Zeitgeist 

entspricht. Es ist ein modernes Gesetz, das B¿rgermitwir-

kung und B¿rgermitbestimmung befºrdert und nicht 

durch un¿berwindbare Ouoren und Bestimmungen 

behindert. Meine Kolleginnen und Kollegen von der CDU 

und der FDP, Sie, die heute das Hohelied auf den Volks-

entscheid in Stuttgart singen, haben diesem Gesetzent-

wurf der LINKEN ihre Zustimmung verweigert. 

450 000 Unterschriften ï ich wiederhole: 450 000 Unter-

schriften ï bleibt damit das Quorum f¿r ein Volksbegeh-

ren in Sachsen. Das ist ein Volksentscheid-Verhinderungs-

quorum, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN ï 

Torsten Herbst, FDP, steht am Mikrofon.) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Herbst, ich gehe davon aus, dass Sie vom Instrument der 

Kurzintervention Gebrauch machen wollen. Dazu haben 

Sie jetzt Gelegenheit. 

Torsten Herbst, FDP: Herr Prªsident, das mºchte ich 

gern tun. Frau Roth hat in ihrer Rede ausgef¿hrt, dass die 

FDP gegen¿ber Volksentscheiden ignorant ist. Das stimmt 

nicht. 

Ich mºchte Ihnen zwei Beispiele nennen: Die Volksent-

scheide zur WaldschlºÇchenbr¿cke und zum Autobahnbau 

wurden maÇgeblich mit Unterst¿tzung der FDP initiiert. 

Wir haben Unterschriften gesammelt und f¿r Beteiligung 

gesorgt. Am Ende haben zwei Drittel der B¿rgerinnen und 

B¿rger der Position der FDP zugestimmt. Ich denke, das 

ist ein hervorragendes Beispiel f¿r direkte Demokratie. 

(Beifall bei der FDP ï 

Tino G¿nther, FDP: Jawohl!) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Roth, Sie kºnnen auf die Kurzintervention antworten. ï 

Das mºchten Sie nicht. Als nªchster Redner f¿r die SPD-

Fraktion Herr Dulig; bitte. 

Martin Dulig, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Als ich den Titel las, hatte ich 

etwas Sorge, wie man die Debatte f¿hrt, ob man das mit 

einer Art Triumphgeheul macht oder ob man tatsªchlich 

¿ber Demokratie redet. 

Ich finde, das sollten wir wirklich tun; denn wir leben in 

einer Zeit ï wir haben das von diesem Podium aus schon 

des ¥fteren diskutiert ï, in der Demokratie- und politi-

sche Entscheidungen insgesamt in Zweifel gezogen 

werden. Meiner Meinung nach kann die Debatte auch 

nicht so gef¿hrt werden: Bist du nun f¿r die parlamentari-

sche Demokratie oder bist du f¿r die direkte Demokratie? 

(Andrea Roth, DIE LINKE: Ja, eben!) 

Ich bin der Meinung, dass wir die parlamentarische 

Demokratie stªrken m¿ssen, indem wir die direkte Demo-

kratie stªrken. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

Es geht um eine sinnvolle Ergªnzung. Es geht darum, 

Demokratie lebendig zu machen, aber es geht nicht 

darum, Entscheidungen abzuschieben. Wir sind als 
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Vertreterinnen und Vertreter der B¿rgerinnen und B¿rger 

in Sachsen gewªhlt worden, um Entscheidungen zu 

treffen, auch wenn es manchmal schwerfªllt und hart ist. 

Trotzdem zeigt Stuttgart 21, dass es an den geeigneten 

Stellen richtig ist, das Volk zu fragen, um einen Knoten zu 

zerschlagen, der in dem Moment politisch nicht lºsbar 

war. Bei der Volksabstimmung in Baden-W¿rttemberg hat 

mich beeindruckt ï ob positiv oder negativ, weiÇ ich noch 

nicht ï, dass von den ¿ber 7 Millionen Wahlberechtigten 

3,6 Millionen zur Abstimmung gegangen sind. 48 % sind 

zur Entscheidung gegangen. Bei der letzten Landtagswahl 

in Sachsen lag die Wahlbeteiligung bei 52 %. Wir befin-

den uns hier in einem ªhnlichen Korridor. 

Das ist durchaus ein Indiz daf¿r, dass Menschen sich 

aufmachen, um in der Sache eine richtige Entscheidung 

zu treffen. Dabei muss man aufpassen, dass man im 

Nachhinein Dinge nicht schºnredet, die man vorher 

bekªmpft hat. Ich weiÇ nicht, wie wir die heutige Debatte 

gef¿hrt hªtten, wenn das Ergebnis ein anderes gewesen 

wªre. Ich vermute, wir hªtten dann nicht ¿ber Demokratie 

diskutiert, sondern ¿ber die Gefªhrdung des Wirtschafts-

standortes oder die verkehrspolitische Steinzeit. 

Die Volksabstimmung hat auch gezeigt, dass die Apoka-

lyptiker in beiden Lagern unrecht hatten; denn das ist das 

Ergebnis: Genau diejenigen, die ihre Endzeitstimmungen 

auf beiden Seiten geschildert haben, hatten mit dem 

Ergebnis nicht recht. Stuttgart 21 ist durchaus ein Lehr-

beispiel daf¿r, dass auch festgefahrene politische Situati-

onen und Streitfragen durch einen Volksentscheid sehr gut 

gelºst werden kºnnen. 

Stuttgart 21 ist aber auch ein Beleg daf¿r, dass politische 

Streitfragen erst ideologisch aufgeladen und durch Hard-

liner und Lobbyisten zur Eskalation gef¿hrt werden 

kºnnen. Auf dieser Ebene ist eine sachliche Debatte fast 

gar nicht mehr mºglich. 

Wenn man eine solche Eskalation verhindern will, dann 

muss man vorher ein Verfahren festlegen, das tatsªchlich 

die Interessen Einzelner einbezieht. Auch das ist eine 

Lehre von Stuttgart 21: nicht erst zu beginnen, wenn die 

Situation emotional schon so weit aufgeladen ist, sondern 

von vornherein mit einem ganz klaren Selbstverstªndnis 

zu informieren, zu beteiligen, um dann auf einer Sachebe-

ne Entscheidungen treffen zu kºnnen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. 

Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE) 

Uns hilft auch keine Ignoranz. Ich meine, dass das Wahl-

ergebnis f¿r die CDU in Baden-W¿rttemberg durchaus 

mit ihrem Agieren in dieser Zeit zu tun hat. Ich erinnere 

nur an Ministerprªsident Mappus, der in dieser Zeit vom 

Durchregieren gesprochen und damit klargemacht hat: Es 

geht eben nicht um einen Interessenausgleich und um 

Beteiligung, sondern es geht um Durchregieren. Ich 

denke, das Wahlergebnis war die richtige Antwort auf 

diese Argumentation. 

(Beifall bei der SPD und den GR¦NEN) 

Wenn wir tatsªchlich aus Stuttgart 21 lernen wollen, dann 

heiÇt es, erstens fr¿hzeitig zu informieren und zu beteili-

gen und zweitens die formalen Voraussetzungen daf¿r zu 

schaffen, dass B¿rgerbeteiligung mºglich ist. Als vor 

20 Jahren die Verfassung gemacht wurde, ist man von 

einer Einwohnerzahl von 4,5 Millionen ausgegangen. 

Durch die demografische Entwicklung ist die H¿rde zur 

direkten Demokratie immer hºher geworden. 

(Zuruf von der CDU: 12 %!) 

Deshalb ist es unser Auftrag, wenn wir tatsªchlich an die 

Verfassung herangehen, geeignete Vorschlªge zu machen, 

um die Quoren zu senken; denn wir wollen mehr direkte 

Demokratie. Das stªrkt auch die parlamentarische Demo-

kratie. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r die 

Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN Frau Jªhnigen; 

bitte. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Herr Prªsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Anscheinend habe nicht nur ich 

mich bei den bisherigen Reden gefragt, welche Lehren 

Sie denn nun aus Stuttgart 21 ziehen wollen. 

Wir wissen ja, wie dieser Konflikt entstanden ist. Die 

Kritik am Projekt, an den hochgelobten Folgen der 

Immobilienvermarktung des freigewordenen Platzes um 

den Bahnhof, an der Zentralstruktur der Bahn, die andere 

Teile Deutschlands, zum Beispiel Sachsen, vernachlªssigt, 

wurde lange verdrªngt. Dann eskalierte der Konflikt. 

2010 wurde versucht, die Proteste niederzukn¿ppeln. 

Danach verlor die CDU in Baden-W¿rttemberg die 

Macht, und nach der Wahl haben die GR¦NEN mit der 

SPD den Volksentscheid gemacht. 

Ich betrachte Ihr Argumentieren auf die befriedende 

Funktion dieses Volksentscheides als ein groÇes Kompli-

ment an die GR¦NEN. Danke schºn! 

(Beifall bei den GR¦NEN ï Lachen bei der FDP) 

Es ist f¿r uns selbstverstªndlich, dass wir diese Niederla-

ge als Konsequenz akzeptieren; Kretschmann hat das 

gesagt. Wir bedauern sie und ich bedaure sie auch f¿r 

Sachsen; denn wir wissen ja, dass die Gelder, die in 

Stuttgart verbuddelt werden ï die Kostenprognosen 

zeigen nach oben ï, Gelder sind, die wir f¿r unsere 

Infrastruktur dringend gebraucht hªtten. Wir kennen ja die 

Kostenexplosion aus unserem eigenen Bahnprojekt in 

Leipzig. 

Welche Konsequenzen sind nun eigentlich zu ziehen? F¿r 

Baden-W¿rttemberg war die offene Diskussion vor dem 

Volksentscheid, die Diskussion nach dem Regierungs-

wechsel befruchtend, offen, ein Umbruch in der Kultur 

des Landes. Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, wollen 

wir hier auch, und zwar nicht auf der Basis schºner Reden 
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im Parlament oder Beschl¿ssen von Grundsatzprogram-

men, sondern ganz konkret im Land. 

Die B¿rgerinnen und B¿rger, lieber Herr Herbst, wollen 

nicht zum Schluss GroÇprojekte abnicken. Sie wollen 

Transparenz und B¿rgerbeteiligung von Anfang an. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Sie wollen fr¿hzeitig beteiligt werden. Sie wollen wissen, 

wor¿ber in den Parlamenten und in der direkten Demo-

kratie entschieden wird, und sie wollen eine ºffentliche 

Rechenschaft ¿ber die Folgen. Sie wollen realistische 

Entscheidungen, deren Folgekosten und Auswirkungen 

sie kennen. 

Verkehrsminister Morlok ï er fehlt jetzt ï hat viele 

StraÇenausbauplªne intern infrage gestellt, zum Beispiel 

in Pirna. Die Planung f¿r Freiberg ist vor dem Bundes-

verwaltungsgericht gescheitert. Bei aller Stªrke straÇen-

baukritischer B¿rgerinitiativen liegt das nicht daran, dass 

GR¦NE dagegen protestiert haben, sondern es liegt 

daran, dass die Verkehrsprognosen und die tatsªchlichen 

Bewegungen so weit auseinanderdriften, dass wir die 

neuen Planungen gar nicht mehr genehmigungsfªhig 

bekommen. Es ist ein wirtschaftliches Problem. Und es 

fehlt Geld f¿r den StraÇenbau, den Sie in der Flªche des 

Landes immer noch vertreten. Das ist die Realitªt. Schie-

ben Sie das nicht auf Protestierer, sondern nennen Sie die 

Realitªt einmal beim Namen! Das wªre ein erster Schritt 

zu Transparenz und B¿rgerbeteiligung. 

Zu B¿rgerbeteiligung selbst und zur Demokratie haben 

wir GR¦NEN viele gute Vorschlªge gemacht. Wir haben 

Vorschlªge gemacht, wie ï Herr Schiemann, Ihr Wort ins 

Ohr Ihrer Fraktion ï die Arbeitsfªhigkeit und Kontroll-

rechte des Sªchsischen Landtags gestªrkt werden kºnnen. 

Wir haben Vorschlªge gemacht, wie wir die Arbeits- und 

Kontrollmºglichkeiten der kommunalen Vertretung 

stªrken kºnnen. Es ist dringend nºtig, gerade nach der 

Kreisreform. 

All das hat die CDU abgelehnt, aber wir brauchen es. Die 

ehrenamtlichen Hauptorgane in den Kommunen kºnnen 

den Verwaltungen zu wenig gegen¿berstellen, um klar-

zumachen, was reprªsentative Demokratie eigentlich ist: 

Kontrolle und Lenkung und nicht die Verwaltung. 

Wir brauchen ein Informationsfreiheitsgesetz. Wir brau-

chen Regelungen zur fr¿hzeitigen B¿rgerbeteiligung bei 

den neuen Bergbauverfahren, dem ĂNeuen Bergge-

schreyñ. Wir brauchen es bei den neuen StraÇenplanun-

gen. Wir brauchen das, was mein Kollege Lichdi in einem 

guten Gesetzentwurf in der 4. Wahlperiode vorgeschlagen 

hat: ein B¿rgerbeteiligungsgesetz ï maÇgerechte, fr¿hzei-

tige B¿rgerbeteiligung, wie die Leute sie beanspruchen, 

mit ganz niedrigen Quoren. 

Nicht zuletzt m¿ssen wir die H¿rden f¿r direkte Demo-

kratie entscheidend senken. Wo bleiben Ihre Konsequen-

zen? Wo bleiben Ihre Vorschlªge? 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Demokratie machen, nicht von Demokratie reden! 

Mein erster Vorschlag lautet: Verºffentlichen Sie einmal 

die Verkehrsprognosen! Erklªren Sie den Leuten, warum 

StraÇen in Sachsen nicht weiter geplant werden! Zweiter 

Vorschlag: Lassen Sie uns ¿ber die Senkung der H¿rden 

und ¿ber die Verbesserung der parlamentarischen Arbeits- 

und Kontrollmºglichkeiten reden! 

Reden Sie nicht davon, sondern machen Sie Demokratie! 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Als 

letzter Redner in dieser ersten Runde Herr Storr f¿r die 

NPD-Fraktion; bitte. 

Andreas Storr, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Fast 60 % der Teilnehmer des Volksentscheides in 

Baden-W¿rttemberg haben dem Bahnhofsprojekt Stutt-

gart 21 zugestimmt. Dieses Ergebnis hat einige ¿ber-

rascht, und zwar deshalb, weil in einer monatelangen 

Medienkampagne ein ganz anderer Eindruck erweckt 

worden ist. 

In einer ï ich mºchte fast sagen ï einmaligen Medien-

kampagne ist dort der Eindruck erweckt worden, dass die 

Mehrheit der Bevºlkerung gegen dieses Bahnhofsprojekt 

sei. Das zeigt einen ganz merkw¿rdigen Aspekt: dass 

offensichtlich hierbei manipuliert wird und so etwas wie 

eine virtuelle Mehrheit durch die Medien geschaffen 

worden ist. In diesem Zusammenhang zeigt sich, dass 

dieser Volksentscheid tatsªchlich eine Bereinigung ge-

bracht hat. Er hat gezeigt, dass das Volk durchaus kl¿ger 

ist und sich nicht von vermeintlichen Mehrheiten, die in 

der Berichterstattung virtuell geschaffen werden, beirren 

lªsst. Es ist tatsªchlich in der Lage, eine Entscheidung 

eigenstªndig, ohne Bevormundung durch die Medien zu 

treffen. 

Was sind die Lehren f¿r uns Nationaldemokraten aus 

diesem Vorgang? Das Volk denkt offenbar doch anders, 

als groÇe Teile der Politklasse und die Medien es w¿n-

schen. Es zeigt sich resistent gegen Medienpropaganda. 

Das Volk will zu bedeutsamen Einzelfragen Stellung 

beziehen, mitentscheiden und seinen Willen ªuÇern. 

Insofern ist dieser Volksentscheid positiv zu bewerten. 

Jetzt m¿ssen ¦berlegungen angestellt werden, inwiefern 

Volksentscheide ausgeweitet und die H¿rden gesenkt 

werden kºnnen. Es zeigt sich doch, dass gerade die 

ºffentliche Meinung und die Meinung des Volkes in 

wesentlichen Fragen immer stªrker auseinanderfallen. 

Aktuell sehen wir das in der Frage des Euros und der 

Transferunion. Es ist ganz offensichtlich das politische 

Programm der etablierten Parteien und der Medien, 

Deutschland aufzulºsen und in einen EU-Bundesstaat zu 

¿berf¿hren, was als Haftungs- und Transferunion funktio-

nieren soll. Es zeigt sich, dass das Volk im Grunde ge-



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 46. Sitzung 14. Dezember 2011 

 4565 

nommen ganz anders dar¿ber denkt. Bei allem, was auf 

europªischer Ebene passiert, wird der Wille des Volkes 

ganz bewusst ausgeblendet. Man versucht, in einem 

parlamentarischen Rahmen ï nicht unbedingt im Plenum, 

sondern teilweise schiebt man das in die Aussch¿sse ab ï 

Entscheidungen zu treffen. Das Volk wird noch nicht 

einmal dar¿ber informiert, welche Entscheidungen dort 

getroffen werden. 

Diese Entwicklung, die die politische Klasse vorantreibt 

und die auf die Abschaffung Deutschlands hinauslªuft, ist 

letztendlich ï obwohl man sonst immer vorgibt, mit dem 

Grundgesetz unterm Arm herumzulaufen ï auch die 

Abschaffung des Grundgesetzes. Mit der Abschaffung des 

Grundgesetzes werden auch die Souverªnitªtsrechte 

dieses Staates und unseres Volkes abgeschafft. 

Es ist schon interessant, wie man zum Beispiel auf der 

13. Demokratietagung im November in Speyer diese ganz 

offensichtlichen Defizite von kompetenter Seite, von 

staatsrechtlicher Seite her sah. Der Staatsrechtler Karl 

Albrecht Schachtschneider kommt zu dem Urteil, dass die 

¦berf¿hrung Deutschlands in einen EU-Bundesstaat nicht 

durch das Grundgesetz gedeckt ist. F¿r Schachtschneider 

wªre dies Ăendg¿ltig der europªische Bundesstaat, ja, der 

zum Zentralismus f¿hrende Unionsstaat, dessen wesentli-

che Agenda die Umverteilung des in den Mitgliedsstaaten 

erwirtschafteten Vermºgens in der ganzen Union mit dem 

Ziel einheitlicher Lebensverhªltnisse istñ. Weiter f¿hrt er 

aus: ĂDiese Hoheits¿bertragung an ein demokratisch nicht 

legitimiertes Organ wie den ESM verletzt jedes der 

betroffenen Vºlker und jeden B¿rger in dem Recht, die 

Politik mittels Ausgabenentscheidung der gewªhlten 

Vertreter des Volkes zu steuern.ñ 

Im Klartext heiÇt das, dass wir uns heute schon angesichts 

dieser Entwicklung de facto in einer Rechts- und Verfas-

sungskrise befinden und dass tatsªchlich heute schon de 

facto das Grundgesetz mit den nach wie vor g¿ltigen 

Souverªnitªtsrechten der Bundesrepublik Deutschland 

ausgehebelt wird. Vor diesem Hintergrund ist es durchaus 

verstªndlich, dass auch der B¿rger immer weniger Ver-

trauen zu politischen Entscheidungen und Entwicklungen 

hat. 

Wir sind in der Tat der Auffassung, dass man durch 

Volksentscheide das Volk befragen und in diese Entschei-

dungen einbeziehen muss, um so das Schlimmste verhin-

dern zu kºnnen. 

Ich danke f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD ï Zuruf 

des Abg. Martin Dulig, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Damit ist die erste Runde beendet. 

Mir liegen noch Wortmeldungen f¿r eine zweite Runde 

vor. Ich frage trotzdem die Staatsregierung, ob sie das 

Wort ergreifen mºchte. ï Das ist nicht der Fall. Dann 

erºffne ich eine zweite Runde. Herr Heidan f¿r die CDU-

Fraktion; bitte. 

Frank Heidan, CDU: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Wir haben die parlamentarische Demokratie, aber 

die Entscheidungen in einer parlamentarischen Demokra-

tie muss man auch anerkennen und akzeptieren. Sie, 

verehrte Damen und Herren von den GR¦NEN, haben es 

letztendlich zu verantworten, dass dieser Popanz in 

Baden-W¿rttemberg entstanden ist. 

(Zurufe von den GR¦NEN: Wir? ï 

Andreas Storr, NPD: Das ist kein 

Popanz gewesen, weil das Volk befragt wurde!) 

Sie waren es, die das Irrenhaus in Baden-W¿rttemberg 

hergestellt haben, indem der Schlossgarten monatelang 

belegt und als Campingplatz missbraucht wurde. Sie 

waren es, die die Leute aufgehetzt haben, und die Hun-

dertschaften der Polizei mussten ihren Kopf hinhalten. 

(Zuruf des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

Das haben Sie zu verantworten, meine Damen und Herren 

von den GR¦NEN. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Dazu, dass man das jetzt auf die DB AG schieben will, 

muss ich eines sagen: Die DB hat nur ihre Vertrªge 

erf¿llt. Die DB AG hat geschlossene Vertrªge, die ver-

bindlich einzuhalten sind. Man kann sich nicht hinstellen 

und der DB Vertragsbruch vorwerfen, wie Sie es gemacht 

haben. 

Selbst der Landesverkehrsminister hat der Bahn eine 

Mitschuld eingerªumt, weil weitergebaut wird. Damit hat 

er sich deutlich disqualifiziert und ist als Ideologiebetrei-

ber zu nennen. Er hat sein Ministeramt nicht daf¿r ge-

braucht, den baden-w¿rttembergischen B¿rger zu vertre-

ten, sondern vertrat nur die Ideologie, die zur Ablehnung 

des Bahnhofes Stuttgart 21 gef¿hrt hat. 

Frau Jªhnigen, ich kann Ihnen gern, wenn Sie es mºchten, 

die Pressemitteilung vom Kreisverband Bºblingen vom 

September 2011 vortragen. Darin heiÇt es: ĂDer Tief-

bahnhof ist ¿berteuert und birgt enorme Kostenrisiken f¿r 

die ºffentliche Hand. Stuttgart 21 schadet dem Schienen-

verkehr im ganzen Land, da die Mittel f¿r den Tiefbahn-

hof, den Nah- und Regionalverkehr in der Flªche fehlen 

w¿rden 

(Zuruf der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

und die notwendigen Bahnprojekte dem Rotstift zum 

Opfer fallen oder auf die lange Bank geschoben w¿rden. 

Der Konflikt um S 21 sei so festgefahren, dass er nur von 

der B¿rgerschaft selbst gelºst werden kºnnte, machte 

K¿hnñ ï das ist offensichtlich der Kreisvorsitzende ï 

Ădort deutlich.ñ 

Das ist der Punkt: Sie wollten etwas ablehnen, wof¿r sich 

die B¿rgerschaft in Baden-W¿rttemberg mehrheitlich 

ausgesprochen hat. Im zweiten Redebeitrag werde ich auf 

Projekte eingehen, die Sie hier in Sachsen auch verhin-

dern wollten. Sie m¿ssen letztendlich akzeptieren, dass es 

breite parlamentarische Demokratien gibt. Ich mºchte die 
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Frage stellen: Vielleicht sind auch unsere Verfahren etwas 

zu lang? 

(Beifall des Abg. Volker Bandmann, CDU ï 

Vereinzelt Beifall bei der FDP) 

Die Verfahren waren festgelegt und sie waren bekannt. 

F¿r die Zukunft m¿ssen die Verfahren verk¿rzt werden. 

Das sind die Lehren daraus, die wir uns alle ins Auftrags-

buch schreiben m¿ssen. Ich kann niemandem eine Ent-

scheidung, die vielleicht vor 15 Jahren gefªllt worden ist, 

heute noch erklªren, weil die Verhªltnisse anders gewor-

den sind. Sie haben hier in Sachsen doch genau den 

gleichen Trip gemacht, weil Sie sich im Parlament nicht 

durchsetzen konnten. Sie haben drauÇen, auf der StraÇe, 

die Randalierer motiviert, gegen Polizeikrªfte zu arbeiten 

und 

(Widerspruch von den GR¦NEN) 

die Entscheidungen, die letztendlich demokratisch ent-

standen sind, zu hinterfragen. Mit solchen Mitteln, meine 

Damen und Herren von den GR¦NEN, kann man das mit 

Sicherheit nicht mehr machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Unruhe bei der SPD und den GR¦NEN ï 

Eva Jªhnigen, GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Jªhnigen, Sie mºchten gern das Instrument der Kurzinter-

vention nutzen. Wenn sich der Gerªuschpegel gelegt hat, 

kºnnen Sie Ihre Kurzintervention gern starten. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Lieber Herr Kollege Heidan, 

Sie haben mir vorgeworfen, dass ich das Ergebnis des 

Volksentscheides nicht akzeptieren w¿rde, weil ich 

kritisiert habe, dass sich die Bahn auf wenige GroÇprojek-

te konzentriert und die Infrastruktur in der Flªche ver-

nachlªssigt. 

In der Tat halte ich das f¿r eine der Folgen dieses GroÇ-

projektes, dieser Vertrªge, die Sie benannt haben. Wir 

kªmpfen hier gemeinsam f¿r die Elektrifizierung, f¿r den 

Wiederanschluss Westsachsens an den Fernverkehr. 

(Antje Hermenau, GR¦NE: Richtig!) 

Wir haben keine Chance, diesen Kampf zu gewinnen, 

wenn nicht die Bahn beginnt, in der Flªche zu investieren. 

Genau deshalb geht es uns in Sachsen so schlecht. Diese 

Politik muss sich verªndern. 

Ich gebe Ihnen recht, dass das Problem nicht nur bei der 

Deutschen Bahn liegt. Das Problem liegt bei der Bundes-

regierung; denn die Bundesregierung trªgt dazu bei, dass 

solche Weichenstellungen falsch sind. Sie haben es jetzt 

gehºrt: Westsachsen wird mittelfristig keinen akzeptablen 

Fernverkehr haben. Es gibt immer noch keinen Weg zur 

Elektrifizierung der Strecken, ganz zu schweigen von 

Geldern f¿r Neubaustrecken, von denen Sie trªumen. Wir 

m¿ssen in das Netz investieren, und das wird nur gehen, 

wenn von kostentreibenden GroÇprojekten Abstand 

genommen wird. Das ist der Konflikt, der dahintersteht. 

Deshalb ist es wichtig, dass die Kostenprognosen solcher 

Projekte offengelegt werden. Es darf nicht zu solchen 

Kostenexplosionen kommen, wie wir sie in Leipzig schon 

haben ï von diesem Geld hªtten wir unser gesamtes Netz 

sanieren kºnnen, Kolleginnen und Kollegen ï und wie 

wir sie bei Stuttgart 21 erwarten m¿ssen. Die Realitªt 

wird es zeigen. 

(Beifall bei den GR¦NEN, den LINKEN 

und des Abg. Karl Nolle, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Heidan, mºchten Sie auf die Kurzintervention antworten? 

(Frank Heidan, CDU: Ich komme dann 

im Redebeitrag darauf zu sprechen!) 

Gut; es wird darauf verzichtet. Wir kommen zum zweiten 

Redebeitrag in der allgemeinen Aussprache; Herr Herbst 

f¿r die FDP-Fraktion. 

Torsten Herbst, FDP: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Ich habe mit Wohlgefallen 

gehºrt, dass SPD und GR¦NE die B¿rger mehr informie-

ren und fr¿hzeitig Transparenz schaffen wollen. In diesem 

Punkt sind wir uns sogar einig. 

Aber was folgt dann? Wir sind der Meinung, dass man zu 

Entscheidungen kommen muss, sei es im Parlament oder 

per Volksabstimmung. Wenn eine Entscheidung steht, ist 

diese Entscheidung zu akzeptieren. Aber genau das 

erleben wir bei den GR¦NEN nicht. Bis heute wird die 

WaldschlºÇchenbr¿cke beklagt. Das sind Ihre Truppentei-

le, die das tun, die keinen Respekt vor der Meinung des 

Volkes und vor dem Rechtsstaat haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Eine zweite Schlussfolgerung sei mir erlaubt: Ich denke, 

man sollte auch die verºffentlichte Meinung nicht ¿ber-

bewerten. Die B¿rger haben ein sehr gesundes Empfinden 

daf¿r, was sie in ihrer Region brauchen, was f¿r deren 

Entwicklung wichtig ist und wof¿r sie bereit sind, Kom-

promisse einzugehen. Ich bin nicht der Meinung, dass in 

diesem Land, und zwar weder in Baden-W¿rttemberg 

noch in Sachsen, gr¿ne Bremser das Tempo der Entwick-

lung eines Landes bestimmen sollten. Daf¿r steht diese 

Koalition, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Ich 

frage die Fraktionen, ob es weitere Wortmeldungen gibt. ï 

F¿r die Fraktion DIE LINKE Frau Roth, bitte. 

Andrea Roth, DIE LINKE: Herr Heidan, als Vogtlªnde-

rin ï ï 

(Christian Piwarz, CDU: Sprechen Sie 

erst einmal den Prªsidenten an! ï 

Heiterkeit bei der CDU und der FDP) 
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ï Darf ich erst einmal zum Vogtlªnder sprechen? ï Dan-

ke. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Roth, hier gibt es Regeln. Die kºnnen Sie einhalten, und 

wenn Sie diese nicht einhalten, obliegt es dem amtieren-

den Prªsidenten, geeignete MaÇnahmen zu ergreifen. 

(Heiterkeit bei der CDU und der FDP) 

Aber ich bitte Sie, in Ihrer Rede fortzufahren. 

Andrea Roth, DIE LINKE: Danke. ï Also, Herr Heidan, 

als Vogtlªnderin schªme ich mich Ăfei e wengñ f¿r Ihren 

Redebeitrag. Das muss ich Ihnen wirklich sagen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Wie vorhin angek¿ndigt, komme ich vom ersten Volks-

entscheid in Baden-W¿rttemberg in 40 Jahren zur¿ck zum 

ersten Volksentscheid in Sachsen in 20 Jahren. 

Herr Herbst, ich muss mich auf Ihre Rede beziehen: Sie 

sagten, wenn eine Entscheidung einmal steht, dann muss 

man sich auch daran halten. Klasse, das finde ich auch, 

und das sehen wir in unserer Fraktion genauso. 

(Torsten Herbst, FDP: Schºn!) 

¦ber das Schicksal des einzigen erfolgreichen Volksent-

scheides aus dem Jahr 2001, nªmlich ¿ber die kommuna-

len Sparkassen in Sachsen, muss ich hier im Landtag 

nicht viel sagen. Das ist allgemein bekannt. Dieser Volks-

entscheid hatte nur ein Jahr Bestand. Dieselbe Fraktion, 

die jetzt das Hohelied auf den Volksentscheid in Stuttgart 

singt ï ich kann mich nicht erwehren, aber manchmal 

klingt f¿r mich dieser Jubel wie Triumphgeheul ï, stimm-

te bereits im Dezember 2002 hier im Landtag das Ergeb-

nis des sªchsischen Volksentscheides einfach weg. Sie 

kassierten das Gesetz zur kommunalen Sparkassenland-

schaft. 

Was schert die CDU der Wille des Volkes zur kommuna-

len Sparkassenlandschaft, wenn der Wille ihrer Staatsre-

gierung der des Sachsen-Finanzverbandes ist? Welche 

fatalen Konsequenzen dies f¿r Sachsen hatte, mussten wir 

in der Finanzkrise alle gemeinsam erleben. 

(Zuruf des Abg. Christian Piwarz, CDU) 

Meine Damen und Herren! Volksentscheide d¿rfen nicht 

nur dann gr¿nes Licht erhalten, wenn sie der CDU und 

deren Interessen n¿tzen. Noch einmal: Volksentscheide ï 

das hatten Sie, Herr Schiemann, gesagt; da bin ich ganz 

bei Ihnen ï demonstrieren den Willen des Volkes. Den zu 

beachten und ernst zu nehmen ist hºchste Aufgabe von 

uns Volksvertretern. 

Wenn Stuttgart 21 diese Lehre in dieses Haus und in die 

Reihen der CDU-Fraktion getragen hat, dann war es 

tatsªchlich ein Sieg der Demokratie. In diesem Sinne, 

meine Damen und Herren, freue ich mich auf den nªchs-

ten Volksentscheid in Sachsen. 

(Beifall bei den LINKEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Ich 

frage die SPD-Fraktion, ob noch Redebedarf besteht. ï 

Die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN? ï Das kann 

ich nicht erkennen. ï NPD? ï Auch nicht. Damit ist die 

zweite Runde beendet. Es gibt noch eine Wortmeldung f¿r 

eine dritte Runde. Zuvor frage ich die Staatsregierung. ï 

Die Staatsregierung mºchte noch nicht sprechen. Herr 

Heidan, damit beginnen wir mit Ihnen die dritte Runde 

der allgemeinen Aussprache. Herr Heidan, Sie haben das 

Wort. 

Frank Heidan, CDU: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Frau Kollegin Jªhnigen, ich kann in Baden-

W¿rttemberg nicht etwas wegnehmen, um dann in Sach-

sen zu investieren. Wenn das die Verkehrspolitik der 

gr¿nen Partei ist, dann ist es nicht weit her. Das muss ich 

Ihnen einmal ganz deutlich sagen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Zuruf der Abg. Antje Hermenau, GR¦NE) 

Ich denke, bei dem, was Bahn und Bund hier in Sachsen 

f¿r die Verkehrsinfrastruktur getan haben, gibt es ï darin 

stimme ich mit Ihnen ¿berein ï noch immensen Nachhol-

bedarf. Davon wird zurzeit etwas gedeckt durch die 

Elektrifizierung des kurzen Streckenabschnittes auf der 

Sachsen-Franken-Magistrale zwischen Reichenbach und 

Hof. Es gibt aber noch einiges zu tun, meine Damen und 

Herren. Daf¿r werden wir auch hier eine parlamentarische 

Mehrheit bekommen, um das letztendlich durchzusetzen. 

(Elke Herrmann, GR¦NE: Es n¿tzt 

nur nichts, wenn das Geld alle ist!) 

ï Dann m¿ssen Sie, Frau Herrmann, eben Prioritªten 

setzen. Das haben Sie doch gelernt. 

(Elke Herrmann, GR¦NE: Was denn?) 

ï Lassen Sie mich jetzt in meiner Rede fortfahren. ï Das 

Volk hat letztendlich entschieden und das m¿ssen Sie 

akzeptieren. Das m¿ssen Sie auch bei sªchsischen GroÇ-

projekten akzeptieren. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Und das m¿ssen Sie bei der WaldschlºÇchenbr¿cke 

akzeptieren. Ich weiÇ nicht, wie viel Getier Sie vielleicht 

noch finden werden, das sich die Nase an den Br¿cken-

pfeilern der WaldschlºÇchenbr¿cke platt dr¿cken kºnnte. 

Vielleicht haben Sie f¿r das neue Jahr eine neue Tierart 

gefunden; aber, meine Damen und Herren von den GR¦-

NEN, das funktioniert hier so nicht. Lassen Sie die 

Dresdner ihre Br¿cke bauen. Wir sind gestern Abend 

vorbeigefahren, und ich habe nicht festgestellt, dass 

irgendetwas die Sicht auf die Altstadt versperrt, auÇer den 

Elf- und 17-Geschossern in Johannstadt, die die Sicht auf 

die Altstadt sicherlich versperren. 

(Antje Hermenau, GR¦NE: Das 

haben Sie im Dunkeln erkannt?!) 
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ï Ja, die waren beleuchtet, Frau Hermenau, das kºnnen 

Sie sich einmal vorstellen; auÇerdem sind wir noch im 

Hellen gefahren. 

Aber was lehrt uns letztendlich Stuttgart 21? Was lehrt 

uns der B¿rgerentscheid hier in Dresden? Sie wollten das 

Image von Stuttgart und Dresden kaputtmachen. Das ist 

Ihnen aber Gott sei Dank nicht gelungen. Ich kann Ihnen, 

wenn Sie mºchten, etwas aus dem "Spiegel" vom 

28.11.2011 zitieren. Darin steht wºrtlich: "Die Wutb¿rger 

sind in Stuttgart jetzt auf der anderen Seite zu finden. 

'Packt euren ScheiÇ zusammen!', br¿llt ein Mann den 

Protestlern im Zeltlager entgegen, 'Ihr macht uns Stuttgart 

nicht kaputt!'" 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Genau diese Ansage haben die Stuttgarter und die Baden-

W¿rttemberger f¿r Stuttgart und die Dresdner hier ge-

schafft, dass Stuttgart und Dresden eben nicht kaputtge-

macht werden durch gr¿ne Bªumebesteiger, die sich an 

Bªumen festketten und Hundertschaften von Polizisten in 

Atem halten. Das haben Sie nicht geschafft ï und das ist 

gut so ï, dass das die B¿rger hier in Sachsen und in 

Baden-W¿rttemberg erreicht haben. 

Ich danke Ihnen f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Stefan Brangs, SPD: Mehr davon! ï 

Eva Jªhnigen, GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Jªhnigen, Frage: Debattenbeitrag oder noch die zweite 

und letzte Kurzintervention? Dazu haben Sie die Mºg-

lichkeit. Bitte, Ihre Kurzintervention. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Wie gesagt, wir akzeptieren 

Volks- und B¿rgerentscheide. Unsere Pflicht als Reprª-

sentanten der reprªsentativen Demokratie ist nat¿rlich 

auch, ¿ber ihre Folgen zu sprechen. 

(Christian Piwarz, CDU: Das 

beweist Lichdi eindrucksvoll!) 

An dieser Stelle mºchte ich Sie bitten, als Realitªt zu 

akzeptieren, dass man Geld nur einmal ausgeben kann. 

Wenn man Geld f¿r Infrastrukturinvestitionen in Sachsen 

will, muss man sagen, wo das Geld weggenommen 

werden kann. Deshalb treten wir bundesweit f¿r ein 

Bahnkonzept ein, das Bahnprojekte, wie Ausbau des 

Netzes f¿r viele mit guter Geschwindigkeit anstatt weni-

ger Symbolprojekte mit Hochgeschwindigkeit f¿r wenige, 

nach sich zieht. Das halten wir f¿r eine gerechte Vertei-

lung. Dazu muss sich in der Tat bundespolitisch etwas 

ªndern. Wir m¿ssen hier sagen, woher das Geld kommen 

soll und was die neuen Projekte kosten sollen. Das ist 

bisher in Sachsen nicht gelungen. Das fragen uns die 

B¿rgerinnen und B¿rger ï Sie wie uns ï, und wenn ich 

sehe, wie der erste Volksentscheid in Baden-W¿rttemberg 

ausgegangen ist ï die Wahl ï, dann bin ich ermutigt, dass 

wir mit vielen Fragen auch Wªhler von der CDU zu den 

GR¦NEN holen kºnnen. ï Danke schºn. 

(Beifall bei den GR¦NEN und 

des Abg. Martin Dulig, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Heidan, Sie mºchten auf die Kurzintervention antworten? 

Frank Heidan, CDU: Ja, sehr gern. ï Die B¿rgerent-

scheidung, die Sie zuletzt nannten, Frau Jªhnigen, wird 

akzeptiert. Nun haben Sie als GR¦NE die Verantwortung, 

jetzt auch den B¿rgerwillen entsprechend umzusetzen. 

Der erste B¿rgerwille ist Ihnen missgl¿ckt, weil Sie ein 

solches Theater gemacht und die Menschen auf die 

Bªume gebracht haben, wie Sie es in Stuttgart am 

Schlossgarten und hier auf der Bautzner StraÇe gemacht 

haben. Das ist keine Politik, die seriºs ist, und verantwort-

lich schon gleich gar nicht. Das sage ich Ihnen in aller 

Deutlichkeit. 

(Beifall bei der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Wir 

fahren in der dritten Runde der allgemeinen Aussprache 

fort. F¿r die FDP-Fraktion spricht Herr G¿nther. 

Tino G¿nther, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Kommen wir vom fernen 

Stuttgart nach Sachsen. Auch hier hat vor Kurzem ein 

B¿rgerentscheid stattgefunden, und zwar in meinem 

Heimatort. Es hat sich eine B¿rgerinitiative unter F¿hrung 

der LINKEN gegr¿ndet. Sie wollte f¿r etwas Komisches 

eintreten: f¿r einen Kreiswechsel. Es wurde in diesem 

Wahlkampf gepoltert, gebr¿llt und geschimpft. Die FDP 

war die einzige politische Kraft, die sich diesem Unfug 

entgegengestellt hat. 

(Stefan Brangs, SPD: Genau! ï Zurufe 

von der SPD und den GR¦NEN) 

ï Ja. ï Am 13.11.2011 fand dann die Wahl mit 76 % 

Wahlbeteiligung statt. ï So viel zum Thema Politikver-

drossenheit und Quoren. 692 Menschen haben daf¿r 

gestimmt, den Kreis zu wechseln, und 878 B¿rger meines 

Heimatortes haben daf¿r gestimmt, diesen Unfug nicht 

mitzumachen, und wir haben diesen B¿rgerentscheid 

gewonnen. 

(Stefan Brangs, SPD: Eine klare Entscheidung! ï 

Demonstrativer Beifall und Zurufe 

von der SPD und den GR¦NEN) 

Eigentlich ist klar: Schreihªlse und Wutb¿rger bekommen 

bei uns in Sachsen keine Mehrheit; aber ich dachte, 

danach sei Schluss. Die B¿rger haben gesprochen, sie 

haben entschieden, und damit ist Ende der Debatte. ï 

Nein! 

(Dr. Volker K¿low, DIE LINKE: Nein!) 

Dass die BI unter F¿hrung der LINKEN weiterbr¿llt, ist 

mir fast egal; aber die Akzeptanz eines B¿rgerentscheides 

ist sehr problematisch. Wenn ich die GR¦NEN anschaue: 

Am 9. November 2011 ging es auf Ihrer Webseite darum, 

dass die Landesregierung sowie einzelne Landespolitiker 

Zur¿ckhaltung bei ihrer Einflussnahme ¿ben sollten, den 
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B¿rgerentscheid abwarten und dann den B¿rgerwillen 

anstandslos akzeptieren. ï Ja, wenn es denn so wªre! 

(Dr. Karl-Heinz Gerstenberg: Das 

hat die Staatsregierung nicht gemacht!) 

Wenn kurze Zeit spªter eine Abgeordnete der GR¦NEN 

die Staatsregierung mit einer Kleinen Anfrage zu diesem 

Thema nervt und den B¿rgerwillen eben nicht akzeptiert 

und am Ende herauskommt, dass der B¿rgerwille nicht 

akzeptiert wird und die Entscheidung der B¿rger nicht 

dargestellt werden kann, 

(Horst Wehner, DIE LINKE: Herr 

G¿nther, das stimmt doch so nicht!) 

und man versucht noch, mit kleinen Tricks, Kniffen und 

Fragestellungen dahinterzukommen, dass die B¿rger unter 

Umstªnden beeinflusst w¿rden, dann ist das Unfug. Ich 

sage den GR¦NEN: Lassen Sie die B¿rger in Sachsen in 

Ruhe! Akzeptieren Sie die Ergebnisse von B¿rgerent-

scheiden und lassen Sie uns mit Ihrem Unfug in Ruhe! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï 

Antje Hermenau, GR¦NE: Sie sollten 

den Rhetoriklehrer wechseln!) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Ich 

frage die Fraktionen, ob noch ein Abgeordneter in der 

dritten Runde das Wort w¿nscht. ï Das kann ich nicht 

erkennen. Ich frage die Staatsregierung. ï Herr Staatsmi-

nister Dr. Martens, Sie haben das Wort. 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Sehr geehrter Prªsident! Meine Damen und 

Herren! In der Tat, die Volksabstimmung zu Stuttgart 21, 

die Gegenstand der Debatte am 27.11.2011 war, angesetzt 

von der Koalitionsregierung in Baden-W¿rttemberg, lªsst 

sich aus hiesiger Sicht wohl weniger als Ausdruck gr¿ner 

Stªrke in Baden-W¿rttemberg begreifen denn als den 

Zwang, zu einer Verlegenheitslºsung zu kommen, wenn 

man sich parlamentarisch nicht mehr einig werden kann. 

Das Ergebnis zeigt: 59 % der Teilnehmer an dieser Volks-

abstimmung haben gegen den GR¦NEN-Ausstieg ge-

stimmt und 41 % der Teilnehmer daf¿r, bei 48 % Wahlbe-

teiligung, die ¿brigens deutlich unter der Wahlbeteiligung 

von Landtags- und Bundestagswahlen lag. 

(Martin Dulig, SPD: Ich finde das nicht!) 

Wenn man das auf die B¿rger umlegt, dann sind es knapp 

20 % der B¿rger, die f¿r den Ausstieg aus Stuttgart 21 

waren, und das, obwohl die Diskussionen mehr als ein 

Jahr lang gef¿hrt wurden ï bisweilen mit einer Heftigkeit, 

als ginge es um die zentrale Existenzfrage des Landes 

Baden-W¿rttemberg schlechthin. Das muss ern¿chtern, 

meine Damen und Herren. 

Das Quorum von einem Drittel bei der Volksabstimmung 

in Baden-W¿rttemberg ist verfehlt worden. Zur Lage in 

Sachsen eine Klarstellung: Wir haben kein solches Quo-

rum. Diese H¿rde wird in Sachsen nicht aufgebaut. 

Artikel 71 der Sªchsischen Verfassung verlangt f¿r einen 

Volksantrag 40 000 und Artikel 72 f¿r ein Volksbegehren 

450 000 Stimmberechtigte oder maximal 15 % der Wahl-

berechtigten, die daf¿r sein m¿ssen. 

(Eva Jªhnigen, GR¦NE, meldet 

sich einer Zwischenfrage.) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Dr. Martens, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. J¿rgen Martens, Staatsminister der Justiz und f¿r 

Europa: Nein, ich gestatte keine Zwischenfrage. 

(Oh-Rufe von den GR¦NEN) 

Diese Schwelle steht nicht absolut. Sie steht nicht f¿r 

immer, sie ist nicht in Stein gemeiÇelt, und der Gesetzge-

ber, das Parlament, sollte diese Voraussetzungen im Auge 

behalten, um einem etwaigen  nderungsbedarf gerecht zu 

werden. 

Es ist dann Sache des Parlamentes. Mºglicherweise kann 

ein solcher Bedarf aus der Demografie erwachsen. Aber 

noch einmal: Wir sind hier in Sachsen immer noch weit 

unterhalb dieses Quorums von einem Drittel der Zustªn-

digkeit, wie es in Baden-W¿rttemberg der Fall ist. 

(Zuruf der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

Wir sind in Sachsen entgegen Ihrer Auffassung, was die 

Elemente der direkten Demokratie anbelangt, eben nicht 

am Ende der Fahnenstange. Da haben Sie in Baden-

W¿rttemberg mºglicherweise noch mehr Probleme zu 

lºsen, meine Damen und Herren. 

Die Volksabstimmung ¿ber Stuttgart 21 zeigt, dass sich 

bei Entscheidungen, die eine reprªsentative Demokratie 

und ihre Organe vor fast unlºsbare Probleme stellen, dann 

auf dem Weg der direkten Demokratie doch Lºsungen 

finden lassen, und zwar als Ergªnzung zur parlamentari-

schen Demokratie und nicht als Alternativmodell. Auch 

dar¿ber besteht in diesem Hause, glaube ich, Konsens. 

Aber ï dar¿ber scheinen die Meinungen auseinanderzu-

gehen ï wichtig ist vor allem die Akzeptanz einer solchen 

Entscheidung. Das heiÇt, dass auch in einer Volksabstim-

mung der Souverªn unmittelbar entscheidet und man eine 

solche Entscheidung nicht ï wie das vorhin bei Frau Roth 

anklang ï delegitimieren kann, indem man sagt, es hªtte 

Interessengruppen und Lobbys gegeben, die gegen die 

eine Meinung gewesen wªren. 

Man kann sich auch nicht der Akzeptanz einer solchen 

Entscheidung entgegenstellen, wie es Bundestagsvizeprª-

sident Thierse bei der WaldschlºÇchenbr¿cke getan hat, 

indem er ï so meiner Erinnerung nach ï gesagt hat, dass 

hier die falsche Entscheidung exekutiert werde. Was heiÇt 

hier Ăfalsche Entscheidungñ, meine Damen und Herren? 

(Eva Jªhnigen, GR¦NE: Was tun Sie 

denn f¿r mehr B¿rgerbeteiligung?) 

Es war die Dresdner Bevºlkerung, die sich mit mehr als 

76 % Teilnahme f¿r die WaldschlºÇchenbr¿cke ausge-
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sprochen hat. Hierbei von der Exekution einer falschen 

Entscheidung zu sprechen, zeugt von einem sehr seltsa-

men Demokratieverstªndnis, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Das zeugt von jener ¦berheblichkeit, man sei der Ansicht, 

man sei ethisch der bessere Mensch, man verf¿ge ¿ber die 

grºÇere Wahrheit, habe tiefere Einsichten und kºnne 

deswegen auch die anderen ï mºglicherweise mit unde-

mokratischen Mitteln ï davon abhalten, sich demokra-

tisch selbst zu schªdigen. 

(Antje Hermenau, GR¦NE: Das 

ist doch dummes Geschwªtz!) 

Meine Damen und Herren! Diesen Weg werden wir in 

Sachsen sicherlich nicht beschreiten, aber wir stehen zu 

den Mºglichkeiten der direkten Demokratie. 

Das Kernproblem ist aber nicht die Frage des Quorums, 

nicht die Hºhe der Wahlbeteiligung, sondern die Frage, 

ob hinterher gewªhlte Politiker bereit und in der Lage 

sind, solche Entscheidungen tatsªchlich zu akzeptieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Die 1. Aktuelle Debatte ist abge-

schlossen. 

Wir kommen nun zu 

2. Aktuelle Debatte 

Sozialer Kahlschlag durch massive Haushaltsk¿rzungen ï  

Staatsregierung muss jetzt handeln! 

Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Als Antragstellerin hat zunªchst DIE LINKE das Wort. 

Die weitere Reihenfolge in der ersten Runde: CDU, SPD, 

GR¦NE, NPD und die Staatsregierung, wenn gew¿nscht. 

Herr Dr.  Pellmann f¿r die beantragende Fraktion DIE 

LINKE, Sie haben das Wort. 

Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Herr Prªsident! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wªhrend die 

soeben abgelaufene Debatte ein Problem bem¿hen muss-

te, was vom Ansatz her nicht in Sachsen lag, kommen wir 

nun zu einer Thematik, die nicht zufªllig von meiner 

Fraktion auf die Tagesordnung gesetzt wurde. Es geht um 

handfeste Probleme, die in Sachsen entstanden sind und 

sich in Sachsen auswirken. Ein Jahr nach der Verabschie-

dung des Doppelhaushaltes ï es war voriges Jahr im 

Dezember ï stelle ich die Frage: Welche Auswirkungen 

haben die massiven Haushaltsk¿rzungen, die vor einem 

Jahr von der Mehrheit beschlossen worden sind, in 

Sachsen hervorgerufen? 

Unsere Bef¿rchtungen, meine Damen und Herren, haben 

sich voll bestªtigt. Wenn soeben ¿ber Demokratie gespro-

chen wurde und insbesondere von der CDU die Botschaft 

kam, man mºge akzeptieren, wenn es eine demokratische 

Willensbildung gibt, sage ich Ihnen mit Bezug auf das in 

Rede stehende Thema: Hªtten Sie damals auf die massi-

ven Protestaktionen vor dem Landtag und in ganz Sach-

sen gehºrt, dann st¿nden wir heute nicht vor dieser 

Situation, die ich beschreiben muss. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Wenn selbst der Chef der Diakonie in Sachsen, Herr 

Schºnfelder, meint, dass uns die K¿rzungen teuer zu 

stehen kommen werden, dann weiÇ er, worum es geht. Er 

ist nicht jemand, der mir unbedingt weltanschaulich nahe 

steht. 

Wie ist nun die Lage? Erstens. Sachsen hat hinsichtlich 

des Anteils der Sozialausgaben am jeweiligen Landes-

haushalt den mit Anstand niedrigsten Anteil unter allen 

neuen Bundeslªndern. In den letzten Jahren ist dieser 

Anteil um ein F¿nftel gesunken. Das ist nicht nur in 

diesem Doppelhaushalt der Fall, sondern war auch schon 

in den vorhergehenden Haushalten der Fall. 

(Alexander KrauÇ, CDU: Haben 

Sie die Statistik selbst gefªlscht?) 

Zweitens. Das war nur deshalb mºglich, weil zusªtzliche 

Lasten auf die Kommunen in gleicher Hºhe abgewªlzt 

worden sind. Wenn ich allein den Anstieg der Sozialhilfe-

kosten der letzten Jahre heranziehe, die ausschlieÇlich von 

den Kommunen zu bezahlen waren, so sind diese seit dem 

Jahr 2005 um circa ein F¿nftel angestiegen. Dazu hat der 

Freistaat Sachsen nichts beigetragen bzw. bezahlt. In 

meiner Heimatstadt Leipzig haben wir einen Anstieg um 

ein Drittel in diesem Zeitraum. 

Das ist nicht etwa durch falsches Wirtschaften in den 

Kommunen entstanden, sondern es besteht Gott sei Dank 

ein Rechtsanspruch der Betroffenen darauf, und dieser 

muss bedient werden. Die Kommunen kºnnen nicht ohne 

Weiteres handeln und abschwªchen. 

Drittens. Sehr problematisch stellt sich die Situation in 

Vereinen und Verbªnden dar. Wir werden in weiteren 

Redebeitrªgen darauf zur¿ckkommen. Die Leistungen f¿r 

die Jugendhilfe wurden drastisch gek¿rzt. Es wurden 

147 Stellen gestrichen. Bez¿glich des Programms ĂWir 

f¿r Sachsenñ wird mir ¿ber die Presse mitgeteilt, dass das 

k¿nftig vºllig wegfallen oder zumindest umgestaltet 
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werden soll. Bereits heute reicht das, was damals einge-

stellt worden ist, bei Weitem nicht mehr aus. 

Viertens. Durch den Bund sind weitere Haushaltser-

schwernisse gekommen, insbesondere im Bereich der 

Arbeitsmarktfºrderung, die sich verheerend auf die 

Situation in den Vereinen auswirken werden. Darauf wird 

noch einzugehen sein. 

Deshalb Folgendes: Wir sollten dem am Nachmittag zur 

Debatte stehenden Antrag der GR¦NEN, den ich f¿r sehr 

gut halte, einen Nachtragshaushalt zu verabschieden, in 

dem die Steuermehreinnahmen verankert sind, zustim-

men. Wir sollten damit zumindest ber¿cksichtigen, dass 

durch die Steuermehreinnahmen der soziale Kahlschlag, 

wie er durch Haushaltsk¿rzungen eingetreten ist, verhin-

dert wird und ihn wenigstens durch eine Aufstockung in 

diesem Bereich mindern helfen. Das wªre vor Weihnach-

ten eine wichtige humanitªre Botschaft. 

(Beifall bei den LINKEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Der 

nªchste Redner spricht f¿r die CDU-Fraktion. Es spricht 

Herr KrauÇ. 

Alexander KrauÇ, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Damen und 

Herren von der Linkspartei! Auch wenn man Falschheiten 

stªndig wiederholt, werden sie nicht wahr. Der Begriff 

ĂKahlschlagñ ist vºlliger Unsinn. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn Sie einmal nachschauen w¿rden, was man unter 

ĂKahlschlagñ versteht, dann w¿ssten Sie ï ich lese es 

Ihnen gern vor ï, was es bedeutet: Ădas groÇflªchige 

Fªllen aller Bªume in einem Waldñ. 

Ich hatte bei dieser Debatte ein wenig das Gef¿hl, dass 

Sie den Wald vor lauter Bªumen nicht gesehen haben, 

will Ihnen aber gern helfen, 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

dass Sie den Wald wirklich sehen. Schauen wir uns 

einmal an, was alles im Sozialbereich enthalten ist: 

72 Millionen Euro f¿r Krankenhªuser, 79 Millionen Euro 

f¿r Kinder und Jugendliche ï obwohl daf¿r hauptsªchlich 

die Kommunen zustªndig sind ï,76 Millionen Euro f¿r 

behinderte Menschen, 53 Millionen Euro f¿r die psychiat-

rische Versorgung, f¿r Suchthilfe und den MaÇregelvoll-

zug, 22 Millionen Euro f¿r Kriegsopferf¿rsorge, Impf-

schªden und Opfer von Gewalttaten, 15 Millionen Euro 

f¿r Gesundheitswesen und Verbraucherschutz, 8 Millio-

nen Euro f¿r Gleichstellung, Familie usw. usf. 

Wenn Sie nun auf die Idee kommen, Ihre selbst erstellte 

Statistik zu bringen, bitte ich Sie, diese Zahlen zur Kennt-

nis zu nehmen und sich nicht hinzustellen und zu sagen: 

Es ist um ein F¿nftel zur¿ckgegangen. 

Wenn Sie den Kita-Bereich herausrechnen, der zum 

Kultusministerium gehºrt, dann kommt man nat¿rlich auf 

dieses eine F¿nftel. Ansonsten hat sich relativ wenig 

verªndert, um es einmal freundlich zu sagen. Aber mit 

Sicherheit ist es kein F¿nftel, Herr Pellmann. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

KrauÇ, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE, 

steht am Mikrofon) 

Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Herr KrauÇ, 

w¿rden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, dass ich mich 

prinzipiell nur auf Zahlen beziehe, die vom Amt f¿r 

Statistik in Kamenz oder vom Bundesamt f¿r Statistik 

gekommen sind? W¿rden Sie weiter zur Kenntnis neh-

men, dass die Interpretation von Zahlen mºglicherweise 

zwischen uns unterschiedlich gehandhabt wird? W¿rden 

Sie dann bitte zur Kenntnis nehmen, dass ich gesagt hatte, 

es geht um einen Lªndervergleich sªmtlicher Sozialaus-

gaben und dem Anteil. Sie kºnnen doch hier nicht mit 

Einzelposten kommen und diese vorlesen. Rechnen Sie 

das einmal zusammen. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Pellmann, Sie m¿ssen bitte eine Frage stellen. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Ich hatte die 

Fragen formuliert, Herr Prªsident, mit Verlaub.) 

Alexander KrauÇ, CDU: Ich nehme das zur Kenntnis, 

Herr Kollege Pellmann, dass der Haushaltsabschluss des 

Freistaates Sachsen zum Beispiel f¿r 2010 noch gar nicht 

vorliegt. Da verf¿gen Sie jetzt entweder ¿ber prophetische 

Gaben, das mitbekommen zu haben, was darin steht, oder 

Sie haben sich dann Ihre Statistik irgendwo selbst zu-

rechtgestutzt. Ich glaube, dass das Zweite mehr der Fall 

ist. Die offiziellen Zahlen liegen noch nicht vor. Sie haben 

diese Ausgaben nicht und kºnnen das auch nicht nachwei-

sen. 

Lassen Sie mich fortfahren. Ich will noch einmal auf das 

Jahr 2010 eingehen. Es ist ja keine Frage, dass es auch 

Verªnderungen im Haushalt gegeben hat. In welcher 

Situation waren wir denn 2010? Wir haben noch nie einen 

so starken R¿ckgang des Wirtschaftswachstums in der 

Bundesrepublik Deutschland gehabt. Wir haben beim 

Wirtschaftswachstum ein Minus von 5 % gehabt, die 

Steuereinnahmen sind deutlich eingebrochen, und ohne-

hin kommt dazu, dass 200 Millionen Euro der westdeut-

schen Bundeslªnder weniger zur Verf¿gung stehen. Das 

war ein groÇer Handlungsdruck, das ist keine Frage, und 

auch eine schwierige Situation, hier  nderungen vorzu-

nehmen. Nat¿rlich war auch der Sozialbereich davon 

nicht ausgenommen. Noch einmal: Es bleibt aber dabei, 

es war, Herr Kollege Pellmann, kein Kahlschlag. Diesen 

Begriff sollten Sie zur¿cknehmen, denn er ist falsch. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU ï 

Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Nein!) 

Herr Kollege Pellmann, wenn Sie zum Friseur gehen, 

dann haben Sie danach doch auch keine Glatze. ï Solche 

Vergleiche zu bringen, die nicht stimmen, sollte man 

lassen, Herr Kollege Pellmann. 
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(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Es kommt auf den Friseur an!) 

ï Dann haben Sie vielleicht den falschen Friseur! 

Ich will noch einmal auf Folgendes hinweisen. Wir haben 

nat¿rlich in einigen Bereichen Akzentverschiebungen 

vorgenommen, die notwendig gewesen sind, und ich sage 

auch, wieso. Wenn die Zahl der Kinder und Jugendlichen 

um mehr als die Hªlfte sinkt, dann ist doch klar, dass dies 

auch Auswirkungen hat. Wenn wir wissen, dass die Zahl 

der Senioren steigt, hat das nat¿rlich auch Auswirkungen. 

Im Haushalt steht weniger Geld f¿r Kinder und Jugendli-

che zur Verf¿gung, und  bei den Senioren haben wir zum 

Beispiel Geld aufgestockt. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Das stimmt doch nicht!) 

ï Nat¿rlich! Sehen Sie es doch nach! 

Lassen Sie mich noch auf Neuausrichtungen eingehen. 

Wir haben immer noch mehr Geld f¿r Kinder und Jugend-

liche. Auch dort gab es ja innerhalb des Bereiches Um-

schichtungen. Wir haben das flexible Jugendmanagement 

gestªrkt. Ich kann mich noch ganz gut daran erinnern. 

Erst haben Sie das gefordert, dass man das machen sollte, 

einen Monat spªter, nachdem wir danach handelten, 

kamen Sie dann auf die Idee, dass das ganz falsch ist. Es 

musste also immer das Gegenteil davon sein, was die 

CDU gemacht hat ï ein ganz lustiges Beispiel. 

Fakt ist doch, dass wir das flexible Jugendmanagement 

gestªrkt haben. Wir haben dort mehr Geld eingestellt, weil 

wir dessen Wichtigkeit erkannten. Oder wir haben zusªtz-

liches Geld f¿r den Kinderschutz hineingenommen und 

damit das Kinderschutzgesetz ausfinanziert. Auch das 

kostet knapp 2 Millionen Euro. Wir haben auch gesagt, 

dass wir mehr Geld f¿r das Thema Inklusion haben 

wollen, nªmlich gesellschaftliche Beteiligung von behin-

derten Menschen. Auch daf¿r haben wir Geld f¿r diese 

politische Schwerpunktaufgabe freigeschaufelt. Dies 

sollte einmal von Ihnen gew¿rdigt werden. 

Man sollte auch einmal die Bundeslªnder vergleichen und 

sehen, wer wie viel ausgibt. Da m¿ssen wir uns nicht 

verstecken, Herr Kollege Pellmann, wenn wir uns einmal 

besondere Leistungen ansehen, die es fast nur in Sachsen 

gibt. 

Landeserziehungsgeld ï es gibt wenige Bundeslªnder, die 

sich das leisten, 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

F¿nf Lªnder gibt es!) 

ï Es sind vier. 

und zwar f¿r die Familien in unserem Land. 

Wir haben die Ehrenamtsfºrderung. Wir sind das einzige 

Bundesland in ganz Deutschland, das eine Ehrenamtsfºr-

derung finanziert. Zeigen Sie mir einmal ein anderes 

Bundesland, das es ebenso macht. 

Dazu kommt die Kinderwunschbehandlung. Auch das ist 

eine Leistung, die nur der Freistaat Sachsen so finanziert. 

Wir machen also Dinge, die sich andere Bundeslªnder 

¿berhaupt nicht mehr leisten kºnnen. Deswegen, Herr 

Kollege Pellmann, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

schauen Sie sich genau an, wie viele Bªume es gibt. Wir 

haben keinen Kahlschlag, wir haben einen gut stehenden 

Wald, der nat¿rlich auch Verªnderungen unterworfen ist. 

Insofern f¿hrt Ihre Debatte vollkommen in die Irre. Sie 

geht an der Realitªt hier im Freistaat Sachsen vorbei. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r die 

SPD-Fraktion Herr Kollege Pecher, bitte. 

Mario Pecher, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich mºchte mit dem beginnen, 

was der Ministerprªsident vorgestern zum Jahrestag 

ĂFestveranstaltung Rechnungshofñ gesagt hat. Er sagte, 

wir m¿ssen jeden Steuer-Cent sparsam ausgeben, und er 

erging sich dann in solchen Themen wie Schuldenbremse, 

Garantiefonds und ªhnlichem. Vermisst habe ich, dass er 

nicht einmal gefragt hat, wozu wir Steuern erheben. 

Fr¿her hat das ja der Alte Fritz gemacht, der gesagt hat, 

ich brauche das und das. Daraufhin hat er dann die ent-

sprechenden Steuern erhoben. ¦ber diese Zeit sind wir 

zum Gl¿ck hinweg. 

Heute haben wir auf verfassungsmªÇiger Grundlage und 

in einer parlamentarischen Demokratie in Gesetzge-

bungsverfahren ¿ber das Parlament die Mºglichkeit, die 

Aufgaben des Staates, die er zu leisten hat, zu definieren. 

Wir definieren die Aufgaben, und dann erheben wir daf¿r 

Steuern, um sie bezahlen zu kºnnen. Nur so wird ein 

Schuh daraus. Wir bekommen nicht irgendwoher Geld 

oder Steuern und ¿berlegen, was wir damit machen. Nein, 

wir definieren die Aufgaben, die dieser Staat gesellschaft-

lich zu erledigen hat: Polizei, Justiz, aber auch Bildung, 

Kita und Soziales, und daf¿r erheben wir Steuern. 

Ich darf einmal zu dem gestrigen Interview des Herrn 

Flath schwenken: Wir treten f¿r eine stªrkere Anerken-

nung der Familie ein, die die Erziehung ihrer Kinder in 

die eigenen Hªnde nimmt und damit auch den Staat 

entlastet. Das ist f¿r mich ein sehr verrªterischer Satz, 

wenn man sich diesen genau auf der Zunge zergehen 

lªsst. Also Eltern, die ihre Kinder in die Kita geben, 

erziehen ihre Kinder nicht selbst! Sie belasten auÇerdem 

den Staat, sie sind Nassauer des Staates, sie kosten Geld! 

Doch die Selbstbestimmtheit der Teilhabe an Beruf und 

gesellschaftlichem Leben kommt da ¿berhaupt nicht vor. 

Dass die Wirtschaft nat¿rlich im Bereich des Fachkrªfte-

mangels dringend auf die Arbeitskrªfte angewiesen ist, 

kommt darin auch nicht vor. Das wird vollkommen 

ausgeblendet. 

Dass sich die Erde aber weitergedreht hat, flexibler, 

anspruchsvoller, aber auch hªrter geworden ist, wird dabei 

ebenfalls vollkommen ausgeblendet. Es ist ein Weltbild 
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des ausgehenden 19. Jahrhunderts, wo alle schºn auf dem 

Dreiseitenhof gewohnt und Kinder, Eltern und GroÇmama 

sich um die Kinder gek¿mmert haben. Das hat funktio-

niert und war auÇerdem kosteng¿nstig. Dieses Weltbild 

verbirgt sich dahinter. 

Warum sage ich das? Wenn man in diesem Weltbild seine 

Aufgabe definiert, was dieser Staat leisten soll, dann 

kommt darin nat¿rlich nicht vor Kita, Bildung ï das 

leistet doch die Familie ï und auch nicht Ehrenamt. Das 

kann man doch selbst organisieren, das heiÇt doch Ehren-

amt. 

Wenn also dieses abstruse Weltbild herrscht ï es herrscht 

ja mehrheitlich hier in Sachsen ï, dann muss man sich 

nicht wundern, dass im Sozialhaushalt ï ï Herr KrauÇ, im 

Bergbau wªhrend meiner Lehre hªtte man sich gesagt, 

man kann sich die Lehre auch schºnsaufen, aber Sie 

scheinen sich ja regelmªÇig schºnzutrªumen. Es sind nun 

einmal 13 % K¿rzungen im gesamten Sozialhaushalt in 

diesem Haushalt vorhanden. Das ist eine Tatsache. Ob Sie 

dahinten irgendwo eine Stellschraube links oder rechts-

rum gedreht haben, so sind es doch 13 % weniger, sodass 

es zulasten der fr¿hkindlichen Bildung gegangen ist. Es 

gibt auch kein kostenloses Kindergartenjahr mehr, die 

Kommunen sind belastet mit der Jugendhilfe, und wir 

haben 147 Stellen in Sachsen verloren in diesem Bereich. 

Aber bei diesem Weltbild brauchen wir das ja nicht, das 

regelt ja alles die Familie, das kostet ja alles Geld, kon-

sumtive Ausgaben! Das ist eine Herangehensweise, die 

uns nicht guttut. 

In diesem Bereich unterscheiden wir uns auch ganz 

deutlich. F¿r uns hat sich die Erde weitergedreht, wir 

wohnen nicht auf einem Dreiseitenhof, er ist nicht mehr 

lebensprªgend in diesem Bereich, sondern wir glauben, 

dass diese Gesellschaft Investitionen in Solidaritªt, in 

gesellschaftlichen Zusammenhalt und im Bereich unserer 

Schwªchsten, was auch unsere Zukunft ist, nªmlich im 

Bereich der Kinder, braucht. Da unterscheiden wir uns 

ganz maÇgeblich von Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r die 

FDP-Fraktion spricht Frau Abg. Sch¿tz, bitte. 

Kristin Sch¿tz, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich will meine Rede 

beginnen mit Lernen durch Wiederholen ï an die Links-

fraktion gerichtet. Wir haben eine ªhnliche Debatte bereits 

im Mªrz 2010 gef¿hrt, und Sie werden sich nicht wun-

dern, dass ich dieselben Argumente jetzt wieder bringen 

werde, die letzten Endes zur Haushaltssituation im Sozi-

alhaushalt gef¿hrt haben, so wie sie jetzt sind. 

Wir m¿ssen uns den Realitªten stellen und da, Herr 

Pecher, sind wir, glaube ich, nªher dran als Sie mit Ihrer 

Weltfremdheit, die Sie hier dargestellt haben. Das 

Schimpfen und das Mehr-Verlangen, das ja der SPD eigen 

ist, hat sich auch in Ihrem Redebeitrag deutlich widerge-

spiegelt. 

Wir setzen Steuermehrausgaben in den Bereichen Kita 

und Schule ein; das wissen Sie, das ist nicht neu. Wir 

haben eine Steigerung des Haushaltes 2012 zu 2011 um 

2 %. Ich weiÇ, es gab die Haushaltsk¿rzungen, wenn man 

den Haushalt 2012 zu 2010 ins Verhªltnis setzt von 

prozentual 9,5 %, die es weniger waren. Aber wir haben 

auch zum vergangenen Jahr, also Haushaltsjahr 2011 zu 

2012, eine zweiprozentige Aufstockung. Auch das sei hier 

mit genannt. 

Bis 2020 ï um das zu wiederholen ï haben wir die zu-

r¿ckgehenden Einnahmen des Landes in den kommenden 

Jahren; einfach f¿r Sie auch zur Erinnerung. Wir verlieren 

durchschnittlich jªhrlich, wenn wir gerade an die Berech-

nung der Jugendpauschale denken, 20 000 Jugendliche 

unter 27 Jahren in den jeweiligen Stichtagsberechnungen. 

Ich bitte, einfach mal diese Fakten zu sehen. Diese weni-

gen Einwohner in unserem Freistaat f¿hren nat¿rlich auch 

dazu, dass wir weniger Finanzmittel zur Verf¿gung haben, 

dass sich unsere Handlungsspielrªume verkleinern und 

wir tatsªchlich die richtigen Prioritªten setzen m¿ssen; 

und das tun wir im Sozialhaushalt. 

Wir haben bei der Aufstellung des Doppelhaushaltes 

konsequent auf die Konsolidierung des Haushaltes geach-

tet, weil wir es f¿r vern¿nftiger halten ï Herr Pellmann, 

auch wenn Sie hier von humanistischen Botschaften oder 

von menschlicheren Botschaften gesprochen haben ï, der 

nªchsten Generation nicht mehr Schulden zu hinterlassen, 

als sie heute schon bestehen, sondern dem Abbau der 

Schulden Vorrang zu geben, und das wird auch weiterhin 

die Politik dieser Koalition sein. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der CDU) 

Wir halten nach wie vor ï das ist ein wichtiger Schwer-

punkt ï an der Jugendpauschale fest: 11,4 Millionen Euro 

sind daf¿r im Einzelplan bereitgestellt worden. Die 

einzelnen Zahlen der Beantragungen spiegeln dies deut-

lich wider. Wir werden uns nicht aus dieser Verantwor-

tung zur¿ckziehen, auch wenn Kinder- und Jugendarbeit 

Aufgabe der Landkreise und der Kommunen ist. Wir 

haben uns im Koalitionsvertrag dazu bekannt und beken-

nen uns auch weiterhin im Haushalt dazu. 

Die Hºhe der Pauschale ï das, was immer wieder als 

ĂKahlschlagñ bezeichnet wird ï ist mit aktuell 10,40 Euro 

ï orientiert an dem Niveau, als die Jugendpauschale 2002 

eingef¿hrt wurde, von 10,25 Euro ï sicherlich auf ªhnli-

chem Niveau zu bewerten, auch wenn nat¿rlich Arbeit 

seitdem teurer geworden ist und viele andere Ausgaben 

gestiegen sind. Trotzdem kann ich in unserem Freistaat 

weiÇ Gott keinen Kahlschlag ï in welcher Hinsicht auch 

immer ï erleben. Die Sozialarbeiterinnen und -arbeiter 

leisten eine hervorragende Arbeit vor Ort. Von einem 

Ăumfassenden Aderlassñ, so wie Sie es in der Debatte 

bereits benannt haben, kann auf gar keinen Fall die Rede 

sein. Mit dem ĂAderlassñ, wie Sie es immer in der Pole-
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mik bezeichnen, in der Kinder- und Jugendarbeit sch¿ren 

Sie  ngste der B¿rgerinnen und B¿rger. 

Sie haben vielleicht selbst in Ihren Kommunen ï wie ich 

vor drei Wochen hier im Landtag ï viel ehrenamtliches 

Engagement erlebt, bei dem Sie so tun, als gªbe es dieses 

nicht, als wªren diese einzelnen Personen allein im 

Freistaat. Nein, wir haben ganz viele davon. Wir fºrdern 

weiterhin die Zivilgesellschaft, auch im Programm ĂWir 

f¿r Sachsenñ. Es wird in keiner Weise gestrichen werden, 

es wird weiterhin allen Ehrenamtlichen zur Verf¿gung 

stehen, damit ihr Aufwand, den sie damit haben, entspre-

chend gew¿rdigt werden kann. 

Ich darf noch einmal zusammenfassen: Wir wollen mit 

dem Blick auf die Zukunft, dass gerade die junge, nach-

folgende Generation ºkonomisch selbstbestimmt bleibt. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Sch¿tz, ich bitte Sie zum Schluss zu kommen. 

Kristin Sch¿tz, FDP: Wir werden unserer aufgabenpoli-

tischen Verantwortung gerecht werden, und das ist f¿r uns 

soziale Verantwortung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt 

bei der CDU und der Staatsregierung) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Dr. Pellmann, Sie wollen sicherlich das Instrument der 

Kurzintervention nutzen. 

Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Herr Prªsident! 

Frau Sch¿tz, zwei Dinge w¿rde ich Ihnen gern mit auf 

den Weg geben. Zunªchst mºchte ich Sie auf einen hier 

immer wieder ï nicht von Ihnen, oft mehr von Ihren 

Fraktionskolleginnen und -kollegen ï gemachten Denk-

fehler aufmerksam machen: Sie gehen davon aus, dass Sie 

sagen, wenn die Bevºlkerung in Sachsen zur¿ckgeht ï sie 

ist seit 1990 um 800 000 zur¿ckgegangen ï, dann muss 

sich das nat¿rlich gegebenenfalls auch in einem R¿ck-

gang an Sozialausgaben widerspiegeln, adªquat der 

Rasenmªhermethode. 

Dazu sage ich Ihnen: Die Reduzierung der sªchsischen 

Bevºlkerung durch Abwanderung betraf eben nicht in 

erster Linie jene, die auf unsere Hilfe und unsere Sozial-

leistungen angewiesen sind; sondern es sind vor allem 

jene gegangen, die von vornherein leistungsfªhiger sind. 

Deswegen kºnnen Sie nicht sagen: Die Sozialausgaben 

kºnnen adªquat zur Bevºlkerungsreduktion zur¿ckgehen. 

Die zweite Bemerkung. Sie haben gesagt, wir werden 

auch weiterhin allen Ehrenamtlichen durch ĂWir f¿r 

Sachsenñ Unterst¿tzung geben. Wenn Sie sich die Ant-

worten der Staatsregierung auf meine Anfragen anschau-

en, dann wird Ihnen klar geworden sein: Das gegenwªrti-

ge Programm ĂWir f¿r Sachsenñ hat nicht alle Antrªge 

ber¿cksichtigen kºnnen; das war noch nie so und ich 

bef¿rchte, dass es immer weniger wird. 

Im ¦brigen verweise ich Sie darauf, dass eine ganzjªhrige 

Unterst¿tzung ohnehin nicht mºglich ist, sondern dass es 

jeweils auf neun oder sieben Monate reduziert ist. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Sch¿tz, Sie mºchten auf die Kurzintervention antworten; 

dazu haben Sie Gelegenheit. 

Kristin Sch¿tz, FDP: Ich mºchte noch einmal richtig-

stellen, dass ich mit den zur¿ckgehenden Einwohnerzah-

len auf die Einnahmensituation hingewiesen habe. Ich 

habe es nicht adªquat zu den Sozialausgaben gestellt. 

Dass wir aber speziell in der Jugendhilfe mit weniger 

Jugendlichen nat¿rlich schauen m¿ssen, wie wir die 

Angebote effizient gestalten und entsprechende Leistun-

gen anbieten kºnnen, darin werden Sie mir sicherlich 

recht geben. 

Dass wir weniger Sozialausgaben oder Arbeitsmarktfºr-

derungsmaÇnahmen haben, zeigt sich auch in der positi-

ven Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen 

Arbeitsverhªltnisse. Das heiÇt, dass wir sehr richtig bis 

hierher investiert haben und dass wir diese B¿rgerinnen 

und B¿rger nun in Arbeit bringen kºnnen, sodass wir auf 

diese MaÇnahmen ¿berhaupt nicht mehr angewiesen sind. 

Herr Pellmann, nehmen Sie die Situation im Land, die 

Tatsachen zur Kenntnis und spiegeln Sie nicht immer 

wieder Ihr Bild, das Sie gern hªtten. 

Herzlichen Dank. 

(Vereinzelt Beifall bei der FDP und der CDU) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: F¿r die 

Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN Frau Herrmann. 

Elke Herrmann, GR¦NE: Herr Prªsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Die Jugendpauschale ist nun 

wahrlich ein schlechtes Beispiel, wenn Sie sagen, die 

zur¿ckgehende Zahl von Jugendlichen rechtfertigt die 

K¿rzung der Jugendpauschale. Es ist ja eine Pauschale, 

weil sie pro Kopf ausgereicht wird. Das heiÇt, wenn es 

weniger Jugendliche sind, ist es nicht gerechtfertigt, dass 

die Pauschale automatisch in gleicher Weise zur¿ckgeht. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor einigen Tagen 

wurden die Ergebnisse der Heitmeyer-Studie, der letzte, 

zehnte Band f¿r dieses Jahr, vorgestellt. Verk¿rzt darge-

stellt, findet diese Studie heraus, dass die Gewaltbereit-

schaft rechtsextremer Kreise zugenommen hat. Begr¿ndet 

wird das mit einer zunehmenden Spaltung der Gesell-

schaft. 

Die Sozialwissenschaftlerin Anetta Kahane beschreibt 

dieses Ergebnis der Studie so: 

(J¿rgen Gansel, NPD: Die absolute Fachkraft!) 

Die Untersuchung fungiert als Gradmesser f¿r Stimmun-

gen und Einstellungen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 
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ï Halten Sie bitte den Mund da dr¿ben, Sie kºnnen sich 

gern melden! 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der FDP) 

Die Untersuchung fungiert als Gradmesser f¿r Stimmun-

gen und Einstellungen. Mit ihr kann empirisch belegt 

werden, dass sich Verªnderungen der sozialen Bedingun-

gen in den Einstellungen der Bevºlkerung niederschlagen 

ï etwa, dass Themen von rechts auÇen salonfªhig werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da m¿ssten uns in 

Sachsen gerade in dieser Zeit doch die Ohren klingen. 

(Beifall des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Wilhelm Heitmeyer ¿bt insbesondere Kritik, weil die 

Solidaritªt mit den Ăunterenñ Klassen aufgek¿ndigt wird. 

Er sagt, die W¿rde bestimmter Menschen und die 

Gleichwertigkeit von Gruppen sind antastbar. Die Studie 

stellt heraus, dass die Akteure in diesem Geschehen nicht 

nur die organisierten Neonazigruppen sind, sondern dass 

bisher Einstellungsmuster der Bevºlkerung als Legitima-

tion f¿r Gewalt eher unbeachtet blieben. 

Wenn Sie mich jetzt fragen, was das mit dem Thema 

Haushaltsk¿rzung zu tun hat, dann sage ich Ihnen, Sozial-

politik ist die Basis der Demokratie. Soziale Rechte sind 

Rechte auf Teilhabe, sie sollen den Zusammenhalt der 

Gesellschaft fºrdern und wahren und sie sollen die Ge-

sellschaft vor Verwahrlosung bewahren. 

(Beifall der Abg. Antje Hermenau, 

GR¦NE ï Beifall bei den LINKEN) 

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist die Aufgabe des 

Sozialstaates. Die Sicherung dieser Rechte und ihre 

Ausgestaltung d¿rfen nicht infrage gestellt werden. 

Lªngst ist es so, dass nicht nur die von uns oft so titulier-

ten bildungsfernen Schichten Probleme in diesem Land 

haben, sondern dass die Abstiegsangst bis weit in die 

Mittelschicht hineinreicht. Verunsicherung f¿hrt zu 

R¿ckzug, zu Wut und Aggression und dazu, dass in der 

Gesellschaft nach vermeintlich schuldigen Gruppen 

gesucht wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! In dieser Situation 

kºnnen wir es uns einfach nicht leisten, auf Kosten 

sozialer Strukturen und der Fachlichkeit im sozialen 

Bereich zu sparen. Wir haben schon im letzten Haushalt 

bemªngelt, dass Sie finanzielle Schulden vermeiden und 

daf¿r soziale Schulden in Kauf nehmen. Das ist falsch. 

Das schadet dem sozialen Frieden und auch der Demokra-

tie in diesem Land. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Es gibt einen klaren Auftrag f¿r die Landesebene, das ist 

die Verpflichtung gemªÇ Artikel 7 Abs. 2 der Verfassung, 

die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen sicherzustel-

len. Dieser Verfassungsauftrag und die Rechtsaufsicht, die 

dem Sozialministerium f¿r den sozialen Bereich zu-

kommt, muss Grundlage und Verpflichtung sein, auf 

Landesebene zu handeln. Deshalb sind die Strukturen auf 

Landesebene nicht verzichtbar, zum Beispiel der Landes-

frauenrat, die freie Wohlfahrtspflege und die ¿berºrtliche 

Jugendhilfe, deren Zusch¿sse im letzten Haushalt gek¿rzt 

worden sind. Wenn Sie mehr Verantwortungs¿bernahme 

durch die Kommunen wollen, dann m¿ssen Sie diese auch 

finanziell absichern. Sie m¿ssen die landesweiten Fach-

gremien, die Voraussetzung f¿r Fachlichkeit und Stan-

dards sind, absichern und ernst nehmen, zum Beispiel den 

Landesjugendhilfeausschuss und die Landesarbeitskreise. 

Des Weiteren m¿ssen Sie die Arbeit der Dachverbªnde 

sicherstellen, die zur Unterst¿tzung der ºrtlichen Vereine 

und kommunalen Strukturen notwendig sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir bieten morgen mit 

unserem Antrag zum Nachtragshaushalt die Mºglichkeit, 

ï 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: 

Frau Herrmann, bitte zum Schluss kommen. 

Elke Herrmann, GR¦NE: ï Ihre Politik der sozialen 

Verschuldung zu korrigieren. Sie verhindern damit auch 

die Privatisierung der Folgen der Finanzkrise. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei den GR¦NEN und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Schimmer f¿r die NPD-Fraktion. 

Arne Schimmer, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen 

und Herren! Mit der Verabschiedung des Bundeshaushalts 

f¿r das Jahr 2012 ist nun endg¿ltig klar geworden, wer die 

Zeche f¿r die Eurokrise bezahlen soll, nªmlich die Armen 

und die Arbeitslosen in diesem Land. Um 4,83 Milliar-

den Euro wurden die Ausgaben im Einzelplan 11 des 

Bundesministeriums f¿r Arbeit und Soziales zur¿ckgefah-

ren; das ist der mit Abstand grºÇte K¿rzungsposten im 

aktuellen Haushalt. Arbeitsmarktpolitische Initiativen, die 

diesen Namen wirklich verdienen, wird es im kommenden 

Jahr nicht mehr geben, so werden die Leistungen zur 

Eingliederung in Arbeit um 900 Millionen Euro zur¿ckge-

fahren und die Beteiligung des Bundes an den Kosten der 

Arbeitsfºrderung wird um 808 Millionen Euro gek¿rzt. 

Klarer, meine Damen und Herren, kºnnte ein politisches 

Signal gar nicht mehr ausfallen. Die deutschen Langzeit-

arbeitslosen sollen f¿r die Krise bluten, die von GroÇban-

ken und verantwortungslosen Politikern verursacht wurde, 

die am lªngst gescheiterten Projekt einer europªischen 

Wªhrungsunion festhalten. 

(Thomas Kind, DIE LINKE: Zum Thema!) 

ï Das ist das Thema Haushalt. Anders als die Vorrednerin 

spreche ich zum Thema. 

Dieses Festklammern an der gescheiterten Wªhrung wird 

von Jahr zu Jahr immer teurer und irrationaler. 

Weiter zum Thema Haushalt. Das auf dem Br¿sseler 

Gipfel in der letzten Woche beschlossene Vorziehen des 
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permanenten Eurorettungsschirmes ISM kºnnte nun auf 

Bundesebene f¿r riesige Haushaltslºcher sorgen und 

Finanzminister Schªuble dazu zwingen, einen Nachtrags-

haushalt zu verabschieden, da die f¿nf Einzahlungstran-

chen in Hºhe von 4,3 Milliarden Euro, die Deutschland in 

diesen permanenten Rettungsschirm ESM leisten muss, 

nun schon ab Mitte 2012 und nicht erst ab 2013 geleistet 

werden m¿ssen. Damit, meine Damen und Herren, ist 

klar, dass die Aussage von Finanzminister Schªuble, dass 

sich die Haftungsobergrenze Deutschlands auf 211 Milli-

arden Euro belªuft, eine glatte L¿ge war und vielmehr der 

ber¿hmte Wirtschaftswissenschaftler Ulrich van Suntum 

recht hat, wenn er sagt, die Deutschen werden nun ausge-

nommen wie die Weihnachtsgªnse. Dazu d¿rfte im 

kommenden Jahr die drohende Insolvenz der Commerz-

bank und anderer deutscher Banken kommen, f¿r die 

Bundesfinanzminister Schªuble die Wiederbelebung des 

Bankenrettungsfonds SoFFin angek¿ndigt hat, der mit 

einem Kreditrahmen von 400 Milliarden Euro ausgestattet 

werden soll. Dieser Schattenhaushalt SoFFin eignet sich 

hervorragend dazu, die aus der Finanzkrise herr¿hrenden 

Risiken zu kaschieren und hat in den vergangenen drei 

Jahren 8 Milliarden Euro Verlust gemacht. 

Der politischen Klasse kann das vºllig egal sein und ist es 

bestimmt auch vºllig egal, denn schlieÇlich hat man ja 

Arme, Arbeitslose und Familien, auf die man die Krisen-

kosten abwªlzen kann. Um jetzt den Bogen zum Landes-

haushalt zu spannen ï nat¿rlich sollte die Staatsregierung 

versuchen, auf Landesebene gegen die Kahlschlagpolitik 

der Bundesregierung gegenzusteuern. Wir als NPD-

Fraktion haben schon im Zuge der letzten Haushaltsbera-

tungen zahlreiche  nderungsantrªge in den Bereichen 

Wirtschafts- und Sozialpolitik gestellt, die eine nachhalti-

ge Stªrkung des Arbeitsmarktes bezwecken. In diesem 

Zusammenhang mºchte ich beispielsweise an die NPD-

Antrªge zur Fºrderung des Meister-BAfºG erinnern 

sowie an die von der NPD-Fraktion beantragten Zusch¿s-

se f¿r Investitionen im Rahmen des Fºrderprogramms 

ĂRegionales Wachstumñ und an die Zusch¿sse f¿r MaÇ-

nahmen nach dem Regionalisierungsgesetz, die gerade in 

der jetzigen Situation helfen kºnnten, nachhaltig Arbeits-

plªtze zu sichern, statt den kommunalen Nahverkehr 

endg¿ltig kaputtzusparen. 

Ja, meine Damen und Herren, kommen wir zum Grund-

sªtzlichen. Seien Sie doch einmal weniger nachsichtig 

gegen¿ber den Forderungen einiger GroÇbanken, GroÇ-

spekulanten und bankrotter EU-Staaten. Denken Sie doch 

einfach mal an das eigene Volk. 

Ich danke f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren! Mir liegen noch Wortmeldungen f¿r 

die zweite Runde vor. Ich frage trotzdem die Staatsregie-

rung, ob sie das Wort ergreifen will. ï Das kann ich nicht 

erkennen. Damit erºffne ich die zweite Runde. Frau Dr. 

Franke f¿r die Fraktion DIE LINKE. 

Dr. Edith Franke, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe zwei Zitate 

mitgebracht, die ich gern verwenden mºchte. In der 

ĂFAZñ vom vergangenen Wochenende steht: ĂGerade im 

Bildungs- und sozialen Bereich wird von Freiwilligen 

eine Arbeit geleistet, welche die Folgen des demografi-

schen Wandels dªmpfen kann.ñ In der Zeitschrift 

ĂDropsñ, das ist die Obdachlosenzeitung von Dresden, 

stehen Zahlen dar¿ber, dass in Sachsen im Jahr 2009 

mindestens 37 114 Ehrenamtliche einen volkswirtschaftli-

chen Beitrag von mindestens 57 Millionen Euro erbracht 

haben. In der ĂFAZñ stehen Zahlen, hochgerechnet f¿r 

ganz Deutschland, die will ich uns ersparen. Die Mittel-

k¿rzung im sozialen Bereich im vergangenen Jahr ist nach 

Aussagen des Paritªtischen Wohlfahrtsverbandes im 

Wesentlichen durch die Kommunen kompensiert worden. 

So kann es nat¿rlich nicht weitergehen, weil die Mittel f¿r 

die Kommunen nicht im erforderlichen MaÇe steigen 

werden. Bisher kann sowieso noch keiner genau sagen, 

was 2012 passiert, denn es liegen noch keine Zahlen vor. 

Das b¿rgerschaftliche Engagement ist ein wesentlicher 

Bestandteil der sozialen Landschaft in diesem Land und 

in der Bundesrepublik ¿berhaupt ï das haben die anfangs 

genannten Zahlen ausgedr¿ckt ï, aber es ist von einer 

hohen Unsicherheit geprªgt, denn die geringf¿gig ausge-

reichen Fºrderungen verªndern sich. TAURIS ist wegge-

fallen. Vereinzelt gibt es LOS-Projekte, die mit einem 

riesigen Verwaltungsaufwand erstritten werden m¿ssen. 

Jetzt ist eine Neuordnung des Projektes ĂWir f¿r Sachsenñ 

in Arbeit. Demnªchst wird eine Beratung stattfinden, wo 

erste Informationen durch das Sozialministerium gegeben 

werden. All das verunsichert die Ehrenamtlichen, die auf 

Fºrderung angewiesen sind. Viele von Ihnen sind nicht 

bei den Reichen zu finden, sondern sind auf Zusch¿sse zu 

den Fahrkarten angewiesen, die sie benºtigen, um ihre 

Arbeit zu machen. Ich glaube nicht, dass der Ehren-

amtspass, der ausgereicht wurde, um soziale oder kultu-

relle Veranstaltungen zu besuchen, das in irgendeiner 

Weise kompensieren kann. 

Das b¿rgerschaftliche Engagement braucht Anerkennung 

und W¿rdigung. W¿rdigung heiÇt auch, in geringem 

Umfange f¿r die Ehrenamtler einen finanziellen Zuschuss 

zu geben, wie ich das hier dargestellt habe. Es sind 

materielle Hilfen, Unterst¿tzung f¿r die Projekte notwen-

dig. 

Sie wissen, dass ich die Vorsitzende der Tafeln in Sachsen 

und der Dresdner Tafel bin. Was einzelne Tafeln in den 

kleineren Orten leisten m¿ssen und was auf sie zukommt, 

wenn zum Beispiel die Stadt Stollberg den Raum f¿r die 

Tafelarbeit nicht mehr zur Verf¿gung stellt, kann man sich 

¿berhaupt nicht vorstellen, wie man betteln gehen muss, 

um als Ehrenamtlicher etwas Gutes tun zu kºnnen. Das 

muss sich jeder hier im Saal hinter den Spiegel stecken. 

Es ist auch unsere Verantwortung, f¿r das Ehrenamt Sorge 

zu tragen, dass im b¿rgerschaftlichen Engagement das 

geleistet werden kann, was ihm innewohnt. Es sind also 

materielle Hilfen in geringem Umfang f¿r Projekte 
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notwendig und es ist eine Fºrderung f¿r das Ehrenamt 

erforderlich, die den Namen Fºrderung auch verdient. Es 

geht hier nicht um den Ersatz f¿r Lºhne oder Gehªlter. 

Das spielt ¿berhaupt keine Rolle. Aber wenn ein Auto f¿r 

einen Verein notwendig ist, um die Arbeit zu leisten, dann 

sollte man die Mºglichkeit haben, an ein solches Produkt 

heranzukommen. 

Wenn ein anderer Verein f¿r eine technische Kraft, f¿r 

eine Sekretªrin oder eine Mitarbeiterin, die das gesamte 

Kommunikationswesen betreibt, Geld braucht, dann sollte 

man diese Mittel zur Verf¿gung stellen. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Dr. Franke, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen. 

Dr. Edith Franke, DIE LINKE: Ehrenamt lebt von 

unser aller Unterst¿tzung und ist unerlªsslich f¿r diese 

Gesellschaft. 

Danke schºn. 

(Beifall bei den LINKEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Nªchs-

ter Redner f¿r die CDU-Fraktion ist Herr Krasselt. Sie 

haben das Wort. 

Gernot Krasselt, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 

ĂSozialer Kahlschlag durch massive Haushaltsk¿rzungenñ 

betitelt die Fraktion DIE LINKE die heutige 2. Aktuelle 

Debatte. Das ist ihre typische ¿berzogene Begriffswahl, 

die an der Realitªt mehr als vorbeigeht. 

(Beifall bei der CDU) 

Kahlschlag im forstwirtschaftlichen Sinne heiÇt Abhol-

zen, jeden Baum umsªgen. Ich denke, davon kann hier gar 

nicht die Rede sein. Tatsªchlich haben wir im Doppel-

haushalt 2011/2012 Reduzierungen vornehmen m¿ssen. 

Daf¿r das Wort ĂKahlschlagñ zu verwenden, ist nicht nur 

¿berzogen, sondern regelrecht falsch. 

(Beifall bei der CDU) 

Auch Ihnen ist bekannt, dass wir als Voraussetzung f¿r 

die Aufstellung des Doppelhaushaltes f¿r 2011/12 mit 

Mindereinnahmen von 1 Milliarde Euro jªhrlich zurecht-

kommen mussten. Ich denke, auch hier im Hause sollte 

inzwischen jedem bekannt sein, dass die sogenannten 

Transferleistungen ï ich nenne hier Solidarpaktmittel, 

Lªnderfinanzausgleich und europªische Fonds ï vor dem 

Hintergrund stªndig steigender Bevºlkerungszahlen zu 

Mindereinnahmen in den nªchsten Jahren in mehrstelli-

gem Milliardenbereich f¿hren werden. Wir werden in den 

nªchsten acht Jahren nur noch 75 bis 80 % unserer heuti-

gen Einnahmen zur Verf¿gung haben. 

Diese Erkenntnis mºgen Sie ja nicht haben ï das kann 

durchaus sein ï, die haben zumindest die Regierungsfrak-

tionen. Wir wollen genau dieser Situation begegnen und 

einen Haushalt ohne neue Schulden aufstellen. 

Ich weiÇ, dass wir in Deutschland wenig Nachahmer 

haben. Selbst der Bund nimmt 30 Milliarden Euro neue 

Schulden auf, und das trotz hervorragender Konjunktur. 

Ich halte das aber f¿r falsch. 

Die K¿rzungen, die wir im Haushalt vornehmen mussten, 

waren insbesondere im investiven Bereich ï das muss 

zumindest einmal mit gesagt werden ï, aber nat¿rlich 

auch im Sozialbereich. Wir reden da nicht drumherum. 

Auch solche K¿rzungen ï das wissen Sie ï sind unpopu-

lªr. Das haben wir erfahren m¿ssen. Geschenke zu vertei-

len ist da viel schºner. Aber verantwortliche, in die 

Zukunft gerichtete Politik darf vor unangenehmen Ent-

scheidungen nicht ausweichen. 

(Beifall bei der CDU ï  

Zuruf von der CDU: Richtig!) 

Nun will ich Ihnen besondere fiskalische Kenntnisse nicht 

vorwerfen, aber wenn Sie solche fiskalischen Kenntnisse 

ausklammern ï das sehen wir am Beispiel von Griechen-

land ï, gibt es ein finanzpolitisches Desaster, das wir 

unseren Sachsen ersparen wollen. 

(Beifall bei der CDU) 

Den berechtigten  rger und Zorn, den die Menschen dort 

haben, halten dort Politiker aus, die das Ganze nicht zu 

verantworten haben. Bedenken Sie das bitte. 

Nat¿rlich haben wir mit hoher Wahrscheinlichkeit aus der 

November-Steuerschªtzung f¿r die Jahre 2011 und 2012 

mit erheblichen Mehreinnahmen zu rechnen. Aber erstens, 

noch handelt es sich um eine Schªtzung, und zweitens: 

Kennen Sie jemanden, der eine verantwortliche Schªt-

zung nach 2012 bei den finanziellen Problemen vor-

nimmt, vor denen die Eurostaaten stehen? Ich kenne 

keinen. Aber reflexartig f¿hren solche geschªtzten Mehr-

einnahmen bei Ihnen sofort zu Mehrausgaben. Das 

kennen wir, 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Was wollen wir mit dem Geld machen?) 

populistischerweise besonders bei Sozialausgaben. 

Ich darf hier einen Satz von Altbundeskanzler Helmut 

Schmidt zitieren, der sagte: ĂLinke Parteien neigen zu 

Schwªrmerei, zumal, wenn sie nicht regieren m¿ssen.ñ 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren! Wir bleiben bei einem solide 

finanzierten Haushalt, weil nur das sozial gerecht und 

verantwortungsvoll ist. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Die Leute laufen trotzdem weg!) 

Deswegen, ganz sicher. ï Zunªchst werden die geplanten 

R¿cklagen nicht aufgenommen und f¿r schlechtere Jahre 

aufgehoben und Investitionen werden wieder veranlasst. 

Was Ihnen vielleicht entgangen ist ï das ist mehr als 

soziale Gerechtigkeit ï: Aus dem FAG stehen unseren 

Kommunen aus den Steuermehreinschªtzungen f¿r die 

nªchsten drei Jahre 450 Millionen Euro zur Verf¿gung, 
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die Sie ï das ist gesetzliche Basis ï selbstverstªndlich 

bekommen werden. 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Krasselt, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen. 

Gernot Krasselt, CDU: Noch ein Satz: Wir reden also 

nicht vom Kahlschlag, sondern von einer verantwortli-

chen Sozialpolitik. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren, ich frage, ob noch ein Abgeordneter 

in der zweiten Runde das Wort w¿nscht. ï Mir liegt noch 

eine Wortmeldung f¿r eine dritte Runde vor. Es bleibt 

dabei. Ich erºffne die dritte Runde. F¿r die Fraktion DIE 

LINKE spricht Frau GlªÇ. 

Heiderose GlªÇ, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Ich weiÇ nicht, ob Sie schon einmal 

auf der Internetseite der Landesarbeitsgemeinschaft 

āMªdchen und junge Frauenó waren: ww.maedchenarbeit-

sachsen.de. Dort steht auf der Seite, wo man sich erkun-

digt, was sie f¿r Arbeitsgemeinschaft anbietet, ein kleiner 

Block: Ă12 Euro helfen unserem Fortbestand in 2012ñ. 

Die Landesregierung hat an den finanziellen Einschnitten 

von 2010 festgehalten, was die Kinder- und Jugendland-

schaft in Sachsen nachhaltig beeintrªchtigt. Auch die 

Fachstelle ist davon betroffen. Darum bitten wir Sie und 

Dich recht herzlich um eine kleine finanzielle Zuwen-

dung. Schon 12 Euro helfen.ñ Das ist das erste Beispiel. 

Nehmen wir als Nªchstes ein Beispiel aus meinem Hei-

matkreis in Zittau. In der Frauenschutzwohnung gibt es 

eine psychologische Betreuung f¿r Betroffene, die dort 

Zuflucht finden. Aber hier ist angedacht, diese ehrenamt-

liche Arbeit fortzuf¿hren und f¿r diese Arbeit der Fach-

kraft dann zwºlf Stunden zu bezahlen, sollte eine Frau in 

dieser Wohnung Zuflucht finden. Stellen Sie sich vor: Das 

ist wie beim Anknipsen des Stroms, jetzt zahle ich oder 

jetzt zahle ich nicht. Wird eine Frau von ihrem Mann 

verpr¿gelt, bekommt der Verein f¿r die zwºlf Stunden die 

Betreuung bezahlt. Ist keine Frau in der Wohnung, be-

kommt er diese Mittel nicht. So kann man psychologische 

und soziale Arbeit hervorragend planen. So brauchen wir 

Fachkrªfte, die nur von Luft und Engagement leben 

kºnnen. Auf diese Art und Weise kºnnen wir nat¿rlich 

sehr viel einsparen. 

Ein drittes Beispiel: Der Verein ĂNeue Heimatñ, ein 

Aussiedlerverein ï ich sprach hier bereits ¿ber diesen 

Verein ï hat sich zum Ziel gestellt, das Zusammenleben 

von Spªtaussiedlern in Lºbau mit den ĂUreinwohnernñ 

der Stadt, also mit den anderen B¿rgerinnen und B¿rgern, 

weiter zu befºrdern. Er hat darauf vertraut, dass die Arbeit 

gefºrdert wird, dass sie nach Wegfall der TAURIS-

Fºrderung bei LOS Antrªge f¿r Projekte stellen kºnnen. 

Die Leute dort haben Berge von Antrªgen geschrieben. 

Wer sich einmal auf der Plattform der SAB diese Antrags-

formulare anschaut, weiÇ, dass man sehr viel ehrenamtli-

che Arbeit investiert hat. Von drei Antrªgen ist maximal 

einer bewilligt worden. So muss dieser Verein seine 

Arbeit sehr weit zur¿ckfahren. Das Haus im Stadtzentrum 

wird aufgegeben. Es wird in eine Wohnung zur¿ckgegan-

gen. Wenn wir manchmal von Ghettoisierung dieser 

Bevºlkerungsgruppe sprechen, wird dieses dadurch nur 

unterst¿tzt. 

In der Zeitung steht dann vom Vorsitzenden: ĂWir kºnnen 

uns nur noch auf unsere Mitgliederarbeit konzentrieren. 

Die Fºrderung der Zusammenarbeit im Wohngebiet und 

in der Stadt kann nicht mehr in der gewohnten Form 

fortgef¿hrt werden.ñ 

So geht es fast allen Vereinen. Sie haben massive K¿r-

zungen bei der Bezahlung von Stellen erhalten. Sie haben 

eine Art Solidargemeinschaften gebildet, indem die 

einzelnen Angestellten auf Anteile von Stunden verzichte-

ten. Sie haben die Stundenanteile auf 28, 25, 20 zur¿ckge-

fahren. Aber so kann keine qualifizierte sozialpªdagogi-

sche und soziale Arbeit geleistet werden. Wir werden bei 

den Sozialarbeitern, bei Sozialpsychologen und  hnli-

chen das gleiche erleben wie in der Lehrerausbildung und 

beim Einsatz der Lehrer: Die guten Krªfte werden Sach-

sen verlassen. Sie werden in die Lªnder gehen, in denen 

sie mehr erhalten. 

Frau Sch¿tz, dann ist hervorragende Arbeit vor Ort zu 

suchen. Wenn die Leute weg sind, kºnnen wir sagen: Wir 

haben jetzt vielleicht einen Verein, der diese und jene 

Arbeit machen kann, aber wir finden niemanden mehr, 

der diese Arbeit macht, weil die Leute aus Sachsen 

weggegangen sind. 

Ich habe solche Beispiele erlebt. Ich habe mich mit 

Sozialarbeitern eines Vereins, der Alkoholiker betreut, 

unterhalten. Sie sagten: Wenn das Projekt auslªuft, 

m¿ssen wir uns umschauen. Dann muss man sehen, wo 

man hingeht. Das ï sage ich ï ist sozialer Kahlschlag. 

Wenn sich die Leute nur von Projekt zu Projekt hangeln, 

werden sie bald unser Sachsen verlassen haben. 

(Beifall bei den LINKEN und den GR¦NEN) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Meine 

Damen und Herren Abgeordneten! W¿nscht noch ein 

Abgeordneter in einer dritten Runde das Wort? ï Das 

kann ich nicht erkennen. Ich frage die Staatsregierung. ï 

Frau Staatsministerin ClauÇ, Sie haben das Wort, bitte. 

Christine ClauÇ, Staatsministerin f¿r Soziales und 

Verbraucherschutz: Herr Prªsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordneten! Ein ordentlicher 

Waldarbeiter weiÇ, was ein Kahlschlag ist. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Da ist anschlieÇend nichts mehr da!) 

ï Da ist anschlieÇend nichts mehr da. Aber im Unter-

schied zu Ihrer These von den LINKEN wird aufgeforstet. 

ï Stimmt das, Herr Kollege? 
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(Beifall bei der CDU, der FDP und 

der Staatsregierung ï Heiterkeit) 

Es wird aufgeforstet, und zwar f¿r die Zukunft. 

(Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: 

Also Bªume gepflanzt!) 

Jetzt wird es aber wirklich ernst. Sozialer Kahlschlag: Ein 

solches Bild in den Bereich des Sozialen ¿bertragen zu 

wollen ist schlicht und ergreifend schlechter Stil und 

entspricht nicht den grundlegenden demokratischen 

Spielregeln eines fairen Umgangs. 

(Beifall bei der CDU, der FDP und der 

Staatsregierung ï Zuruf von den LINKEN) 

Dieser Rundumschlag, den wir gerade zur Kenntnis 

genommen haben, ebenso. Wir haben in den vergangenen 

Plenarsitzungen immer wieder mit unterschiedlichen 

Schwerpunkten zur Sozialpolitik und auch zur sozialen 

Situation in unserem Freistaat Sachsen debattiert. Wir 

kennen die Herausforderungen der Zukunft. Unsere 

demografische Entwicklung ist bekannt. Wir handeln! 

Es gab sehr wohl ï das ist zur Gen¿ge dargestellt worden 

ï Abschmelzungen in der Kinder- und Jugendhilfe 2010. 

Seitdem ist nichts mehr abgeschmolzen worden ï im 

Gegenteil. Es wurde draufgelegt, aufgebaut und weiter-

entwickelt. Ich erinnere an die fr¿hen Hilfen: das flexible 

Jugendmanagement, die Schulsozialarbeit, die Investitio-

nen oder auch die Jugendberufshilfe ¿ber den ESF. Auch 

das habe ich hier sehr hªufig gesagt und mehrfach darge-

legt: Die Hauptverantwortung f¿r die Ausgestaltung der 

Kinder- und Jugendhilfe findet auf der ºrtlichen Ebene 

mit den kommunalen Gebietskºrperschaften statt. Der 

Freistaat Sachsen unterst¿tzt das seit vielen Jahren und 

wird es selbstverstªndlich auch weiterhin tun. 

Es ist aber nicht legitim, diese Hauptverantwortung 

umzukehren. Ein solches Vorgehen disqualifiziert sich 

selbst. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Noch einmal: Wir haben nicht nur den Bereich des Kin-

derschutzes bzw. der fr¿hen Hilfen weiterentwickelt, 

sondern auch die mobile Jugendarbeit, die Jugendberufs-

hilfe oder die Schulsozialarbeit. Die Kinder- und Jugend-

hilfe des Freistaates Sachsen erschºpft sich eben nicht in 

diesen fr¿hen Hilfen zum Kinderschutz, wie letztens 

wieder behauptet wurde. Wer von Ihnen, meine Damen 

und Herren Abgeordneten, wollte ¿bersehen, dass gerade 

jene, die noch keine Stimme haben, insbesondere unsere 

Aufmerksamkeit und unser Handeln brauchen? 

Wer dies gegeneinander ausspielt, hat das AugenmaÇ 

verloren. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Ich sage immer wieder: Wir m¿ssen denen eine Stimme 

geben, die noch keine haben. Das sind die Kleinsten. Wir 

m¿ssen auch denen eine Stimme geben, die keiner mehr 

hºren kann. Das sind unsere Hochbetagten und die 

Schwerbehinderten. Ich habe gerade in der letzten Woche 

zum Geriatrietag wieder gehºrt, wie wichtig unsere 

Implementierung, unsere geriatrischen Institutionen sind. 

Wir haben gehºrt, wie sie sich mit unseren pflegerischen 

Netzwerken, mit unserem Pflege-N vernetzen. Das sind 

die Strukturen der Zukunft. Diese werden wir brauchen 

und diese werden wir ausbauen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch kurz auf die ver-

meintliche Kritik der Diakonie eingehen. Sie haben das 

Thema hier erwªhnt. Manchmal denkt man, man sei im 

falschen Film, zumal dann, wenn sich DIE LINKE zum 

Mediator zwischen der Staatsregierung und den Kirchen 

einbringen will; 

(Beifall bei der CDU) 

laut PM herrscht eisige Zeit zwischen Staatsregierung und 

der Kirche. Soweit es vermeintliche Dissonanzen geben 

sollte, k¿mmere ich mich selbst darum. Letztens gab es 

ein Gesprªch mit den Bischºfen und der Staatsregierung 

und ich hatte ein Gesprªch mit allen Prªsidenten der 

Freien Wohlfahrtspflege. Meine Mitarbeiter und ich sind 

auf verschiedenen Ebenen mit den engagierten Akteuren 

im Sozialbereich in einem stªndigen Dialog. Neben vielen 

Gemeinsamkeiten gibt es bei allen Beteiligten auch 

Positionen, die nicht ohne Diskussionen auskommen. Das 

ist auch gut so; denn das bringt uns letzten Endes gemein-

sam weiter. 

Eines aber hat der Staatsregierung noch kein Vertreter der 

Kirchen oder Sozialverbªnde vorgeworfen: sozialen 

Kahlschlag. Denn mit dieser Semantik, meine sehr geehr-

ten Damen und Herren der Opposition, stehen Sie ziem-

lich allein da. Die Mehrheit akzeptiert durchaus, dass 

jeder Euro, der verteilt werden soll, erst einmal erarbeitet 

sein will und nur einmal ausgegeben werden kann. Das ist 

Generationengerechtigkeit; denn aus unseren Kindern und 

Jugendlichen werden Erwachsene, die das irgendwann zu 

schultern haben. Ihnen geht es um die Schlagzeile, mir 

um eine solidarische und solide Sozialpolitik. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Herr 

Dr. Pellmann, Sie wollen noch das Instrument der Kurzin-

tervention nutzen? 

Dr. Dietmar Pellmann, DIE LINKE: Ja, Herr Prªsident! 

Wir haben noch eine und ich mºchte es auch ganz kurz 

machen. Da sich zum Schluss die Frau Staatsministerin 

und vorher verschiedene Rednerinnen und Redner zum 

Wortbegriff Ăsozialer Kahlschlagñ geªuÇert haben, mºch-

te ich Sie zumindest auf Folgendes aufmerksam machen. 

Sie haben es auch mit den Forstarbeitern in Verbindung 

gebracht. Dazu sage ich Ihnen: Sozialer Kahlschlag ist ein 

schleichender Prozess. 

(Zuruf von der CDU) 



Sªchsischer Landtag 5. Wahlperiode ï 46. Sitzung 14. Dezember 2011 

 4580 

Wir haben damit keinen Endpunkt formuliert. Wenn wir 

einen Endpunkt ï nªmlich den abgeholzten Wald, so wie 

Sie es meinen, formuliert hªtten ï ï 

(Zuruf der Staatsministerin Christine ClauÇ) 

ï Frau ClauÇ, Entschuldigung, hinter den Zeilen zu lesen 

ist manchmal auch ganz gut. 

Insofern hªtten wir dann ja nicht einen zweiten Teil 

unseres Themenvorschlages bringen m¿ssen, nªmlich 

dass die Staatsregierung handeln mºge. Da f¿ge ich dann 

hinzu: Sie kºnnen den totalen sozialen Kahlschlag ab-

wenden, wenn Sie endlich handeln. Und damit schlieÇt 

sich der Kreis. 

(Beifall bei den LINKEN und 

der Abg. Hanka Kliese, SPD) 

3. Vizeprªsident Prof. Dr. Andreas SchmalfuÇ: Frau 

Staatsministerin, mºchten Sie auf die Kurzintervention 

antworten? 

(Staatsministerin Christine ClauÇ: 

Das habe ich schon gemacht!) 

Das ist nicht der Fall. Damit ist die 2. Aktuelle Debatte 

abgeschlossen, und dieser Tagesordnungspunkt ist been-

det. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 3 

2. Lesung des Entwurfs 

 Gesetz ¿ber die Bestellung von hauptamtlichen kommunalen Beauftragten 

f¿r Fragen der Migrationsgesellschaft (Migrationsbeauftragte) 

Drucksache 5/5934, Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE 

Drucksache 5/7662, Beschlussempfehlung des Innenausschusses 

Den Fraktionen wird das Wort zur allgemeinen Ausspra-

che erteilt. Reihenfolge in der ersten Runde: DIE LINKE, 

CDU, SPD, FDP, GR¦NE, NPD; Staatsregierung, wenn 

gew¿nscht. 

Ich erteile f¿r die einreichende Fraktion Frau Klinger das 

Wort. Frau Klinger, Sie haben jetzt die Mºglichkeit zu 

sprechen. 

Freya-Maria Klinger, DIE LINKE: Herr Prªsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem heute 

zu beratenden Gesetzentwurf schlªgt Ihnen die Fraktion 

DIE LINKE vor, in allen Landkreisen und kreisfreien 

Stªdten und in den Stªdten mit ¿ber 40 000 Einwohnerin-

nen und Einwohnern hauptamtliche kommunale Beauf-

tragte f¿r Fragen der Migrationsgesellschaft zu implemen-

tieren. Diese sollen zur Wahrung der Belange der in den 

Kommunen lebenden Migrantinnen und Migranten und 

zur Fºrderung eines von Toleranz getragenen Zusammen-

lebens bestellt werden. 

Ich mºchte in meinem Redebeitrag auf folgende Fragen 

eingehen: 

Erstens. Warum haben wir uns f¿r den Begriff ĂBeauf-

tragte f¿r Fragen der Migrationsgesellschaftñ entschie-

den? 

Zweitens. Warum brauchen wir Migrationsbeauftragte? 

Was leisten sie? 

Drittens. Warum m¿ssen diese Beauftragten zwingend 

hauptamtlich sein? 

Viertens. Auch die in der Anhºrung und in der Aus-

schussberatung aufgeworfene Frage nach den Kosten soll 

hier noch einmal Gegenstand sein. 

F¿r das grundlegende Verstªndnis stelle ich die Frage 

voran: Warum haben wir uns f¿r den Begriff ĂBeauftragte 

f¿r Fragen der Migrationsgesellschaftñ entschieden? Ziel 

gelingender Migrationspolitik muss die gesellschaftliche 

Gleichstellung und Teilhabe aller im Lande Lebenden 

sein. Migrantinnen und Migranten sind aber je nach 

Aufenthaltsstatus und Herkunft von bestimmten Mitbe-

stimmungsrechten, beispielsweise dem Wahlrecht, ausge-

schlossen, oder sie kºnnen beispielsweise am Berufsleben 

nicht teilhaben. 

Mit dem Gesetzentwurf bekennen wir uns daher auch zu 

einem neuen, umfassenden Begriff der Migrationspolitik. 

Es geht um nichts weniger als die gesellschaftliche 

Teilhabe in allen Lebensbereichen, also sozial, ºkono-

misch, kulturell und nat¿rlich auch politisch. Der ge-

brªuchlichste Begriff, der im Zusammenhang mit diesem 

Thema gebraucht wird, ist der der Integration. Allerdings 

birgt dieser Begriff leider ein Dilemma in sich, da er mehr 

als Ausdruck eines Ausschlusses denn als Ausdruck einer 

humanistisch-demokratischen, einer offenen Gesellschaft 

sein kann. Integration impliziert, dass es eine wie auch 

immer geartete und konstituierte Gemeinschaft gibt, in die 

hinein integriert werden kann bzw. muss. Das setzt 

allerdings voraus, dass vorher eine Gruppe eben als 

Ăfremdñ definiert wurde, vielleicht wohlmeinend, um sie 

eben einzubinden. Aber das beinhaltet eben auch die 

Gefahr, dass diese Gruppe ausgeschlossen wird und 

bleibt. Das kann in der ªuÇersten Konsequenz tatsªchlich 

auch zu Rassismus und fremdenfeindlichen Taten f¿hren. 

Es ist an der Zeit, mit solchen antipluralistischen Lehren 

zu brechen und endlich damit zu beginnen, eine offene 

Gesellschaft ohne Ausgrenzung und ohne Diskriminie-

rung zu leben. Deshalb mºchten wir hier in einem ersten 
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kleinen Schritt dazu beitragen, einen Paradigmenwechsel 

einzuleiten, und deshalb fiel die Entscheidung ganz 

bewusst und ganz gezielt, die zu installierenden Beauf-

tragten eben nicht ĂIntegrationsbeauftragteñ, sondern 

ĂBeauftragte f¿r Fragen der Migrationsgesellschaftñ zu 

nennen. 

Mit dem Begriff der Migrationsgesellschaft wollen wir 

deutlich machen, dass es nicht um eine einseitige Frage-

stellung an die Migrantinnen und Migranten bzw. Zuwan-

dernden geht, sondern um ein Thema mit einer gesamtge-

sellschaftlichen Dimension, ein Thema, das uns alle 

angeht. 

Nat¿rlich erkenne ich an, dass Akteurinnen und Akteure 

und Organisationen, die im Bereich Migrationspolitik 

tªtig sind, f¿r sich einen positiven Integrationsbegriff 

entwickelt haben. Dennoch werbe ich daf¿r, dass die 

Schlagworte f¿r zuk¿nftige Debatten ĂPartizipationñ bzw. 

ĂTeilhabeñ statt ĂIntegrationñ lauten sollten. 

Lassen Sie mich damit zu der Frage ¿berleiten: Warum 

brauchen wir die Migrationsbeauftragten und was leisten 

sie? Aus den ¦berlegungen zur Begrifflichkeit heraus 

folgt logisch eine andere, eine umfassendere Vorstellung 

der Handlungsfelder und des Aufgabenspektrums der 

Beauftragten. Neben einem quasi anwaltlichen Wirken im 

Sinne einer Lºsungssuche mit den Migrantinnen und 

Migranten ï wohlgemerkt mit ihnen, nicht f¿r sie! ï 

gehºrt dazu gleichrangig auch ein Wirken in die Verwal-

tungen und in die Gesellschaft hinein. Aufeinander 

zugehen und interkulturelle ¥ffnung kºnnen nicht einsei-

tig eingefordert werden, sondern sind von allen Seiten 

und von allen Beteiligten notwendig. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Die 

Bringschuld haben die Gªste!) 

Gerade da setzen Migrationsbeauftragte ein. Sie vermit-

teln, sie ºffnen T¿ren, sie geben Initialz¿ndungen, sie 

werben f¿r Offenheit, f¿r Toleranz und gegen Fremden-

feindlichkeit und Rassismus. Vor allen Dingen im lªndli-

chen Raum mit seinen spezifischen Bedingungen ist das 

notwendig. 

So schreiben die Autoren der Studie ĂIntegrationspotenzi-

ale in kleinen Stªdten und Landkreisenñ der Schader-

Stiftung, die im ¦brigen auch die Situation im Vogtland, 

also tatsªchlich auch in Sachsen, beleuchtet haben ï ich 

zitiere ï: ĂDie Integrationsbedingungen f¿r Zugewanderte 

im lªndlichen Raum werden als blinder Fleck in der 

Integrationsforschung bezeichnet.ñ Weiter heiÇt es: ĂEs 

wird verschiedentlich zu Recht davor gewarnt, quantitati-

ve Daten zum Bevºlkerungsanteil einer Zuwanderungs-

gruppe als MaÇstab notwendiger Integrationsbem¿hungen 

und wissenschaftlicher Aufmerksamkeit zu nehmen. 

Verschiedene Beispiele belegen, dass die gesellschaftli-

chen Konflikte keinen Zusammenhang mit der Hºhe des 

Migrantenanteils an der Gesamtbevºlkerung haben.ñ 

In der Schlussfolgerung f¿r uns heiÇt das: Wir m¿ssen 

auch dort, wo es vergleichsweise wenige Migrantinnen 

und Migranten gibt, um die Teilhabe dieser bem¿ht sein. 

Ich nenne im Folgenden kurz die Probleme bzw. die 

spezifischen Eigenheiten des lªndlichen Raumes, die auch 

in der Studie aufgezeigt werden: 

Erstens geringere Anzahl an Migrantinnen und Migranten 

und spezifisches Zuwanderungsgeschehen. Insgesamt 

sind die Zahlen von Migrantinnen und Migranten im 

lªndlichen Raum geringer als in den Ballungsrªumen. 

Dies erschwert die Selbstorganisation von Menschen mit 

Migrationshintergrund. Das wiederum f¿hrt dazu, dass 

Ressourcen zur gemeinsamen Bewªltigung von Proble-

men begrenzt sind. Es fehlen zudem vielfach Ansprech-

partner f¿r lokale migrationspolitische MaÇnahmen und 

Reprªsentanten f¿r Migrantinnen und Migranten in der 

lokalen Politik. 

Zweitens erhebliche Unterschiede in der Konzeption und 

in der Intensitªt der Migrationspolitik: weniger Ressour-

cen, geringer ausgeprªgte kommunale Strukturen. Auf-

grund einer geringeren Ressourcenausstattung der kleinen 

Kommunen kann es sehr schwer sein, nachhaltige Struk-

turen in einer kommunalen Migrationsarbeit herauszubil-

den. Es gibt in nur wenigen Kommunen eine strukturelle 

Verankerung migrationspolitischer Themen oder zum 

Beispiel auch Beauftragte, Integrationskonzepte oder 

Auslªnderbeirªte. Prozesse der interkulturellen ¥ffnung 

stehen oftmals noch am Anfang. Eine weitere Besonder-

heit ist die spezifische Arbeits- und Aufgabenverteilung 

zwischen Landkreisen und den kreisangehºrigen Stªdten 

und Gemeinden. Diese kann zu Synergien f¿hren, aber 

eben auch zu Informations- und Steuerungsdefiziten. 

Drittens Probleme der Angebotsdichte und Erreichbarkeit 

sowie Mobilitªtseinschrªnkungen. Eine spezifische 

Herausforderung sind eine geringe Siedlungsdichte, 

grºÇere rªumliche Distanzen und eine geringe Anzahl von 

Personen mit Migrationshintergrund. Die Kreisgebietsre-

form hat unter anderem auch zu einer Konzentration der 

Versorgungsdichte und der Angebote in den Oberzentren 

gef¿hrt. Gleichzeitig wird der ºffentliche Personennah-

verkehr zunehmend ausged¿nnt. Das trifft im ¦brigen alle 

Personengruppen mit eingeschrªnkter Mobilitªt. Dazu 

gehºren oft auch Migrantinnen und Migranten und dabei 

insbesondere Frauen. 

Viertens die zentrale Bedeutung von Zivilgesellschaft und 

Schl¿sselpersonen. Eine hohe Bedeutung f¿r die Auf-

rechterhaltung und Gewªhrleistung von Angeboten in der 

Migrationsarbeit im lªndlichen Raum haben zivilgesell-

schaftliche Akteure. Oftmals sind die aber sehr d¿nn 

gesªt. Es sind vereinzelt ehrenamtlich Aktive, es sind 

Kirchen und Wohlfahrtsverbªnde, die solche Aufgaben 

¿bernehmen. Zudem hat das Handeln von politischen 

bzw. b¿rgerschaftlichen Schl¿sselpersonen, wie Landrª-

ten, B¿rgermeisterinnen und B¿rgermeistern, Fraktions- 

oder Vereinsvorsitzenden, im Sinne einer Vorbildfunktion 

Einfluss auf Integrationsprozesse. Das Eintreten dieser 

Schl¿sselpersonen kann die kleinstªdtische Gesellschaft 

positiv prªgen, aber sie kann eben auch, wenn diese 

Personen vielleicht eine ablehnende Haltung haben, zu 
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sehr negativen Auswirkungen f¿hren. Diese Schl¿sselper-

sonen m¿ssen also informiert und sensibilisiert werden. 

Nicht nur deshalb kommt die Studie zu dem eindeutigen 

Schluss, dass die Rolle der kommunalen Auslªnderbeauf-

tragten, wie sie derzeit bei uns noch vielerorts heiÇen, 

unbedingt zu stªrken ist und dass ihre Aufgaben ganz klar 

definiert werden m¿ssen. Dazu zªhlen konkret die Vernet-

zung aller relevanten Akteure, insbesondere in den Berei-

chen Bildung, Arbeit, Soziales sowie der Anbieter von 

Integrationskursen und die Institutionalisierung von 

Kooperationen, die ¦bernahme von Ombudsfunktionen, 

die Fºrderung der interkulturellen Kompetenz und die 

¥ffnung innerhalb der Verwaltung, die Vernetzung von 

Migrantenorganisationen und anderen Aktiven, die 

Initiierung eines gesamtgesellschaftlichen Dialogs, die 

Fºrderung der Umsetzung und Weiterentwicklung identi-

fizierter Aufgabenfelder, etwa durch regelmªÇige Stadt-

ratsvorlagen, und last but not least die Geschªftsf¿hrung 

zum Beispiel von Auslªnderbeirªten oder entsprechenden 

Aussch¿ssen. 

Warum m¿ssen diese Beauftragten zwingend hauptamt-

lich tªtig sein? Der eben beschriebene Arbeitsauftrag ï 

das hat die Aufzªhlung gezeigt ï ist sehr komplex. Er 

verlangt eine hohe psychosoziale, rechtliche, politische 

und diversity-bezogene Kompetenz. Diversity-bezogen 

meint hier Folgendes: auf einen positiven Umgang und 

die Wertschªtzung von Vielfalt abzielend. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Sie m¿ssen nicht 

deutsch sprechen, Sie betreiben auch 

keine Politik f¿r Deutsche!) 

ï Ich ¿bersetze das auch gern f¿r die NPD. 

Aus dieser Aufgabenf¿lle und den rªumlichen Verhªltnis-

sen in den Landkreisen ï weite Wege, mehr zu erreichen-

de Auslªnder, weniger Beratungsstellen und wenig zivil-

gesellschaftliche Strukturen ï ergibt sich zwangslªufig die 

Notwendigkeit der Hauptamtlichkeit dieses Amtes. Es ist 

nicht zumutbar, alles ehrenamtlich zu leisten und neben-

her seinen Lebensunterhalt zu sichern. 

Deshalb muss ich an dieser Stelle klar den Stimmen aus 

der CDU und der FDP widersprechen, die wiederholt 

darauf verwiesen haben, dass das in den Landkreisen und 

Stªdten schon ehrenamtlich geschieht und der Gesetzent-

wurf das Ehrenamt gar entw¿rdigen w¿rde. Genau das 

Gegenteil ist der Fall. Wer fordert, dass dies alles ehren-

amtlich zu leisten ist, nimmt Frustration und Demotivati-

on in Kauf. Das kann schlieÇlich dazu f¿hren, dass ein 

Amt aufgegeben wird. Das billigend in Kauf zu nehmen 

kann nicht unser Anliegen sein. 

Zur Verdeutlichung komme ich noch einmal auf die 

Position der Auslªnderbeauftragten zu sprechen. Dazu 

mºchte ich die Aussagen von Ilse Rose im Rahmen der 

Expertenanhºrung des Innenausschusses anf¿hren. Sie ist 

Auslªnderbeauftragte im Landkreis Mittelsachsen. Sie 

muss nicht, wie in einer GroÇstadt, nur mit einer Verwal-

tungseinheit arbeiten. Sie interagiert stattdessen mit 

60 Verwaltungseinheiten auf einer Flªche von ¿ber 

2 000 Quadratkilometern. Es gibt nur wenige migranti-

sche Selbstorganisationen. Im gesamten Landkreis Mit-

telsachsen sind es nur drei. 

Es fehlt an Kontaktpersonen zu vielen Regionen im 

Landkreis. Es gibt keinen Migrantenbeirat. Es gibt nur 

ganz wenige Beratungsstellen mit migrationsspezifischem 

Beratungsangebot. Das sind die Voraussetzungen, unter 

denen sie arbeitet. 

Sie hat gleichzeitig betont, dass die Migrationsbeauftrag-

ten ganz nah an der Bevºlkerung sein m¿ssen, um Befind-

lichkeiten und Defizite im Zusammenleben der Menschen 

zu erkennen, diese zu hinterfragen und nach Lºsungen zu 

suchen. Sie hat noch einmal Folgendes betont: Ein we-

sentliches Ergebnis der Arbeit der Beauftragten ist, 

auslªnderfeindlichem Gedankengut entgegenzuwirken, 

Initiativen zu unterst¿tzen, die ein friedliches Miteinander 

befºrdern und somit eine wichtige gesellschaftspolitische 

Wirkung entfalten. 

ĂMigrationsbeauftragteñ ï so darf ich sie zitieren ï Ăsind 

Agenten, Netzwerker, Moderatoren und Advokatenñ. Aus 

dieser Beschreibung wird deutlich, dass die Beauftragten 

nicht als bloÇe Alibifunktion der Gesellschaft dienen 

d¿rfen. Darum kommt einer mºglichst unabhªngigen 

Stellung der Beauftragten, ihrer Hauptamtlichkeit und der 

Ausstattung dieses Amtes eine besondere Bedeutung zu. 

Ebenso hat der Sªchsische Auslªnderbeauftragte 

Prof. Gillo in seinem Jahresbericht f¿r das Jahr 2010 vor 

der Zur¿ckdrªngung des Amtes der kommunalen Auslªn-

derbeauftragten in die Ehrenamtlichkeit gewarnt. 

Ich mºchte noch einmal Folgendes herausstellen: Migra-

tionsbeauftragte m¿ssen, um ihr Amt wirklich ausf¿llen 

zu kºnnen, mit B¿rgermeisterinnen und B¿rgermeistern, 

mit Dezernenten und anderen Verwaltungsebenen auf 

Augenhºhe kommunizieren kºnnen. Das funktioniert nur 

im Hauptamt mit einer entsprechenden Anbindung des 

Amtes. Das ist ehrenamtlich nicht mºglich. Ehrenamtlich 

Tªtige haben oftmals gar nicht die entsprechenden Mºg-

lichkeiten, Anregungen zu geben bzw., wenn sie Anre-

gungen geben kºnnen, auf eine Umsetzung ihrer Anre-

gungen auch hinzuwirken. 

Ebenso sind hauptamtlich Beauftragte als Ansprechpart-

nerin oder Ansprechpartner f¿r die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter innerhalb der Verwaltung wichtig. Dort kann 

es dazu kommen, dass es bei den Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern der Verwaltung Unsicherheiten oder  ngste 

im Umgang mit Migrantinnen und Migranten gibt. Hier 

sind kompetente, feste und erreichbare Ansprechpartne-

rinnen und Ansprechpartner eine wichtige Notwendigkeit. 

Ich komme auf die Kostenfrage zu sprechen. Ja, die 

Hauptamtlichkeit kostet. Ja, Teilhabemºglichkeiten zu 

schaffen kostet. Hier mºchte ich noch einmal auf die 

Anhºrung verweisen. Ich mºchte speziell auf das von 

Martin Neumeyer, Integrationsbeauftragter der Bayeri-

schen Staatsregierung, und Stojan Gugutschkow, Integra-

tionsbeauftragter der Stadt Leipzig, Gesagte, verweisen. 
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Herr Gugutschkow sagte in der Anhºrung: ĂDie Stadt 

Leipzig leistet sich den Luxus ï wenn Sie so wollen ï 

eines eigenstªndigen Referates f¿r Migration und Integra-

tion, aber nicht, weil die Stadt im Geld schwimmt. Das 

Gegenteil ist der Fall: in der ¦berzeugung, dass der 

Nichteinsatz dieser Mittel hºhere Kosten als der Einsatz 

verursachen w¿rde. Die Kosten der Nichtintegration 

liegen nach meiner festen ¦berzeugung hºher, das bele-

gen auch wissenschaftliche Untersuchungen, als die 

Kosten der gezielten Integrationsfºrderung.ñ 

Herr Neumeyer ergªnzte Folgendes: ĂIntegration kostet. 

Zum Nulltarif geht das nicht. Man muss dabei bedenken, 

was am Ende dabei herauskommt. Deshalb sage ich Ja zu 

den Kosten. Es gibt Herausforderungen. Ich gebe zu 

bedenken: Was ist die Alternative? Die Alternative wªre, 

die Dinge laufen zu lassen. Das wªre die falsche. Wir 

m¿ssen nicht nur verwalten, sondern gestalten. Gestalten 

bedeutet, Geld f¿r verschiedene Projekte zu investieren.ñ 

Herr Neumeyer hat danach sehr interessante Punkte 

angef¿hrt, die die Bayerische Staatsregierung zum Bei-

spiel auch im Bereich der Bildung vornimmt. Das wªre 

wahrscheinlich auch eine gute Anregung f¿r die Sªchsi-

sche Staatsregierung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sachsen will die 

Zuwanderung. Der Freistaat hat eine entsprechende 

Bundesratsinitiative vorangetrieben. Sachsen will ï ich 

sage immer noch demnªchst ï ein Zuwanderungs- und 

Integrationskonzept verabschieden. Das ist lªngst ¿berfªl-

lig. Neben der ¦berwindung der rechtlichen H¿rden f¿r 

die Zuwanderung m¿ssen weitere Voraussetzungen 

geschaffen werden, damit sich Menschen hier willkom-

men f¿hlen ï f¿r diejenigen, die noch kommen sollen, 

und diejenigen, die bereits hier sind. 

Gerade im Hinblick auf die groÇen Flªchenlandkreise 

mºchte ich Ihnen noch Folgendes mit auf den Weg geben: 

Eine gute Integrationspolitik ï im Sinne der Politik der 

Akzeptanz und der Einigkeit und Vielfalt, wie es Prof. 

Gillo in seinem Jahresbericht beschreibt ï bedarf mehr als 

nur eines Lippenbekenntnisses. Zuwanderung und die 

Einbeziehung der bereits hier Lebenden kann auch gerade 

in schrumpfenden Kommunen einen wertvollen Beitrag 

zur Funktionsfªhigkeit des Gemeinwesens und der ºrtli-

chen Infrastruktur leisten. Die Teilhabe aller macht nicht 

nur die lªndlichen Rªume zukunftsfªhig. Daf¿r leisten die 

kommunalen Beauftragten f¿r die Fragen der Migrations-

gesellschaft einen unverzichtbaren Beitrag. 

Gerade angesichts der offenen Zustimmung zu rassisti-

schen Ressentiments und fremdenfeindlichen Taten ï 

auch und gerade in Sachsen, ein Bundesland, in dem 

beispielsweise die NPD auch parlamentarisch so gut wie 

sonst kaum in Deutschland verankert ist ï sollte die 

Zustimmung obligatorisch sein. Die ¦berwindung dessen, 

was ich eben beschrieben habe, ist eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe. Das friedliche Zusammenleben aller 

ï ohne Diskriminierung ï geschieht eben nicht von allein. 

Es braucht mutige, engagierte Menschen, die vorangehen. 

Das sind unter anderem eben die Migrationsbeauftragten, 

die eine wichtige Arbeit erf¿llen, indem sie f¿r das Zu-

sammenleben werben und mit ihrem Gesicht daf¿r einste-

hen. Damit werben sie auÇerdem f¿r die Landkreise, 

Stªdte und damit f¿r den Freistaat Sachsen. 

In diesem Sinne bitte ich Sie um die Zustimmung zu 

unserem Gesetzentwurf. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Es folgt nun Herr 

Abg. Seidel f¿r die CDU-Fraktion. 

Vorher liegt mir eine Kurzintervention vor. Bitte. 

J¿rgen Gansel, NPD: Frau Prªsidentin! Meine Damen 

und Herren! Ich mºchte die Gelegenheit zu einer Kurzin-

tervention nutzen, weil das eben Gehºrte wieder einmal 

deutlich macht, dass die von linker Seite demonstrativ 

proklamierte Auslªnderfreundlichkeit nur die Kehrseite 

der Inlªnderfeindlichkeit ist. Das hat man wieder eindeu-

tig herausgehºrt. 

Was allerdings in diesem Redefluss voller Soziologen-

kauderwelsch untergegangen ist, ist der Umstand, dass 

meine Vorrednerin ein klassisches Eigentor geschossen 

hat. Sie hat ausgerechnet das Vogtland als Landkreis einer 

integrationspolitischen Baustelle genannt. Sie hat ausge-

rechnet das Vogtland als eine Region benannt, in der es 

mit dem interkulturellen Miteinander noch nicht so ganz 

funktioniert. 

Ich will auf einige aktuelle Geschehnisse in Plauen 

eingehen, die auch medial ausnahmsweise einmal nicht 

totgeschwiegen wurden, sondern medial thematisiert 

wurden. Denken wir an die letzten Vorkommnisse in 

Plauen, sie liegen mittlerweile einige Wochen zur¿ck. Ein 

20-kºpfiger Mob aus dem ºrtlichen Asylantenheim hat 

abends versucht, eine Diskothek zu st¿rmen. Wenige Tage 

spªter hat ein Auslªnder aus dem Plauener Asylantenheim 

eine wehrlose Deutsche vergewaltigt. Man kann anhand 

des Beispiels Plauen einmal realiter jenseits des Sozio-

logengequatsches festhalten, wo die Ăinterkulturellenñ 

Probleme liegen und woran es oftmals scheitert, dass es 

zumindest kein friedliches Nebeneinander von Deutschen 

und Auslªndern gibt. 

F¿r uns als NPD ist klar, dass ï wenn schon Fremde in 

unser Land kommen ï die Bringschuld der kulturellen 

Anpassung bei den Fremden liegt und nicht bei uns 

Deutschen im eigenen Land. 

(Beifall bei der NPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Mºchte jemand 

darauf antworten? ï Frau Klinger? 

(Freya-Maria Klinger, DIE LINKE: Nein!) 

Dann Herr Seidel jetzt, bitte. 

Rolf Seidel, CDU: Frau Prªsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Fraktion DIE LINKE hat den Entwurf eines Gesetzes 
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¿ber die Bestellung von hauptamtlichen kommunalen 

Beauftragten f¿r die Fragen der Migrationsgesellschaft 

vorgelegt. Wir haben es im Ausschuss diskutiert. 

Ich mºchte voranschicken, dass die Fraktion der CDU der 

festen ¦berzeugung ist, dass die Integrationspolitik nicht 

nur bei uns im Freistaat, sondern in ganz Deutschland 

k¿nftig mehr an Bedeutung gewinnen wird. Aufgrund der 

demografischen Entwicklung und des weltweiten Wett-

bewerbs um die besten Fachkrªfte m¿ssen wir alles 

daransetzen, auslªndische Mitb¿rger in unserer Gesell-

schaft zu integrieren, und zwar solche ï und das mºchte 

ich hier ganz besonders betonen ï, die neben einem 

gesicherten Aufenthaltstitel auch ein gesichertes Ein-

kommen in Deutschland haben, die also eine berufliche 

Perspektive in unserem Land besitzen und mit daf¿r 

sorgen, dass es bei uns weiter vorangeht. 

Anders, als es DIE LINKE in diesem Gesetzentwurf 

postuliert, m¿ssen wir uns in diesem Zusammenhang aber 

auch die Frage stellen, wen wir eigentlich integrieren 

wollen. Sicherlich gehºrt zu diesem Personenkreis nie-

mand, der mit groÇer Wahrscheinlichkeit und aus guten 

Gr¿nden kein Bleiberecht in Deutschland hat. Es ist auch 

den abgelehnten Asylbewerbern gegen¿ber nicht richtig, 

hier ¿bertriebene oder ganz einfach falsche Hoffnungen 

zu sch¿ren. 

Der Gesetzentwurf will die Kommunen zur Bestellung 

eines Migrationsbeauftragten verpflichten, wobei er in 

Kommunen ab 40 000 Einwohnern hauptamtlich tªtig 

sein soll. 

Um es vorweg zu sagen: Wir lehnen diesen Gesetzentwurf 

ab, und zwar aus folgenden drei Gr¿nden: 

Erstens. Es handelt sich um einen Eingriff in die kommu-

nale Selbstverwaltung und in die Organisationshoheit der 

Kommunen. Der staatliche Eingriff wªre nur dann ange-

messen, wenn die kommunale Aufgabenerf¿llung nicht 

sichergestellt wªre, aber daf¿r gibt es keinerlei Hinweise. 

Das Gegenteil ist der Fall. In Sachsen gibt es derzeit 

19 kommunale Auslªnder- und Integrationsbeauftragte, 

und zwar in Markkleeberg, in Torgau, in Zschopau, in 

Chemnitz, in Leipzig und in Dresden sowie in allen zehn 

Landkreisen. ¦berall dort gibt es Auslªnder- und Integra-

tionsbeauftragte. Acht davon sind ehrenamtlich tªtig, elf 

hauptamtlich. 

Zweitens. Die Hauptamtlichkeit muss nicht unbedingt ein 

Indikator f¿r bessere Qualitªt der Aufgabenerf¿llung sein. 

Meine Damen und Herren von den LINKEN, warum 

sollte ein hauptamtlicher Mitarbeiter beispielsweise auf 

einer Halbtagsstelle bessere Arbeit leisten als ein enga-

gierter Ehrenamtlicher, der mit den entsprechenden 

Verbªnden, Vereinen und Organisationen vernetzt ist? Die 

Entscheidung, wer besser daf¿r geeignet ist, soll doch 

bitte schºn vor Ort getroffen werden. 

AuÇerdem ist Integration eine gesamtgesellschaftliche 

Aufgabe. Deshalb ist es gut, verstªrkt Ehrenamtliche und 

die Migranten selbst einzubeziehen. Es gibt eine Vielzahl 

von Akteuren der Migrations- und Integrationsarbeit in 

Sachsen. Unter anderem sind das 23 Jugendmigrations-

dienste, 35 Migrationsberatungsstellen, Auslªnderbeirªte 

in den Stªdten Dresden, Chemnitz, Leipzig und Zittau 

sowie eine Vielzahl von Vereinen und sonstigen nicht 

ºffentlichen Stellen. 

Beauftragte haben daneben immer nur eine ergªnzende 

Funktion. Die Kommunen m¿ssen die Mºglichkeit haben, 

diese Beauftragten auch wieder abschaffen zu kºnnen, 

sobald ein rechtlich oder kommunalpolitisch befriedigen-

der Zustand erreicht ist. Andernfalls droht ein Verharren 

in b¿rokratisch aufwendigen Strukturen. Letzten Endes 

werden dadurch die Verantwortung der demokratisch 

legitimierten Organe und die Flexibilitªt der Kommunal-

verwaltung beeintrªchtigt. 

Drittens. Die Versuchungen des Zentralismus und die 

Halbwertzeit seines Verfalls sind groÇ. Dieser Gesetzent-

wurf zielt darauf ab, zusªtzliche Personalstellen im 

ºffentlichen Dienst zu schaffen. Sollten wir nicht eigent-

lich dort, wo es angezeigt ist, unnºtige Standards abbau-

en, um unsere Ressourcen sinnvoller einsetzen zu kºn-

nen? Mit diesem Gesetzentwurf soll genau das Gegenteil 

passieren. Hier soll ein neuer kommunaler Standard ohne 

R¿cksicht auf die tatsªchlichen Bed¿rfnisse vor Ort 

geschaffen werden, wof¿r den Kommunen laut Artikel 85 

Abs. 2 der Sªchsischen Verfassung auch noch der Mehr-

belastungsausgleich vom Freistaat erstattet werden 

m¿sste. 

Meine Damen und Herren! Wir sind der festen ¦berzeu-

gung, dass das, was hier zentral geregelt werden soll, 

unsere sªchsischen Kommunen in eigener Verantwortung 

viel besser vor Ort entscheiden kºnnen, sollen und zurzeit 

auch tun. Deshalb bitte ich namens unserer Fraktion 

darum, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. 

Recht herzlichen Dank f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU, 

der FDP und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Friedel, SPD-

Fraktion; bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Frau Prªsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Wir werden diesem Gesetzentwurf 

zustimmen, auch wenn wir am Anfang etwas skeptisch 

waren, ob das tatsªchlich die richtige Entscheidung ist. 

Unsere Skepsis wurde von einem Argument inspiriert, 

welches Herr Seidel eben geªuÇert hat, nªmlich von der 

Frage: M¿ssen wir den Kommunen tatsªchlich etwas 

verpflichtend vorschreiben, von dem wir glauben, dass sie 

es eigentlich ohnehin tun wollen? 

Wir haben uns das Ganze noch einmal genauer durch-

dacht. Ich w¿rde deshalb gern kurz auf die drei Punkte 

eingehen, die Herr Seidel eben vorgetragen hat und die 

die CDU-Fraktion zur Ablehnung bewogen haben. 

Sie haben den Eingriff in die kommunale Selbstverwal-

tung beschrieben. Da haben Sie tatsªchlich recht. Nat¿r-

lich ist ein solches Gesetz ein Eingriff in die kommunale 

Selbstverwaltung. Sie haben selbst gesagt, dass ein 
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solcher Eingriff gerechtfertigt und notwendig ist, wenn 

die Aufgabenerf¿llung durch die Kommune von sich aus 

nicht sichergestellt ist. Genau diese Situation haben wir, 

wenn wir uns die Liste der haupt- und ehrenamtlichen 

Auslªnderbeauftragten anschauen. Viele Kommunen 

w¿rden liebend gern eine hauptamtliche Stelle f¿r das 

Thema Integration einrichten, wenn sie die finanziellen 

Mittel daf¿r hªtten. Das eigentliche Problem ist ja, dass 

die Kommunen durch die Finanzausgleichspolitik des 

Freistaates daran gehindert werden, sich solchen freiwilli-

gen Aufgaben zu stellen, die sie gern wahrnehmen w¿r-

den. Mit einem solchen Gesetz, wie es jetzt vorgelegt 

wurde, wªre sichergestellt, dass die Kommunen die 

notwendige Finanzierung erhalten. Deswegen halten wir 

das nicht f¿r einen Eingriff in die kommunale Selbstver-

waltung, sondern f¿r eine Hilfe f¿r die sªchsischen 

Kommunen. 

Sie haben im zweiten Punkt die Frage gestellt, warum 

jemand, der hauptamtlich arbeitet, besser arbeiten soll als 

jemand, der ehrenamtlich tªtig ist. Da gebe ich Ihnen 

recht. Jemand, der hauptamtlich arbeitet, ist nicht zwangs-

lªufig der Beste auf seinem Gebiet. Wir alle, die wir hier 

sitzen, werden da sicher ein paar Erfahrungen haben. 

Man muss einmal ganz praktisch denken. Wie soll denn 

ein ehrenamtlicher Auslªnderbeauftragter arbeiten? 

Nehmen wir einmal an, dass es sich um eine Person 

handelt, die mitten im Leben steht und die einem ganz 

geregelten 40-Stunden-Job nachgeht. Die braucht acht 

Stunden Schlaf, acht Stunden Arbeitszeit, vielleicht noch 

zwei Stunden f¿r Fr¿hst¿ck, Arbeitsweg und Hin- und 

R¿ckfahrt. Mºglicherweise hat die Person eine Familie, 

schulpflichtige Kinder. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Ein bis zwei Stunden werden dann auch f¿r Hausaufga-

benbetreuung, gemeinsames Abendessen benºtigt. AuÇer-

dem sollte man jedem Menschen ein bis zwei Stunden 

Freizeitgestaltung am Tag ermºglichen. 

Das heiÇt, de facto bleibt f¿r die ehrenamtliche Tªtigkeit 

dann ein Budget von etwa zwei Stunden am Tag. Das sind 

zehn Stunden in der Woche. 

Demgegen¿ber muss man sich vergegenwªrtigen, was wir 

von den kommunalen Auslªnder- oder Integrationsbeauf-

tragten erwarten. Der Deutsche Stªdtetag hat im Jahr 

2000 alle Auslªnderbeauftragten in der gesamten Bundes-

republik und auch die, f¿r die die Politik gemacht wird, 

also die Vereine, die Initiativen und die Verwaltung selbst, 

befragt und ein Leitbild f¿r die Arbeit von kommunalen 

Auslªnderbeauftragten erstellt. Dabei ist recht deutlich 

geworden, was die Erwartungen an ein solches Amt sind. 

Dazu zªhlen nat¿rlich die Kommunikation mit den 

Migrantinnen und Migranten, das Wirken in die Verwal-

tung hinein, die Beratung und Begleitung von Schulen, 

Kindertagesstªtten und anderen Bereichen, in denen 

Integration ein Thema ist. Dazu gehºrt auch, Ansprech-

partner f¿r Unternehmen, Arbeitgeber und Vereine zu sein 

und in der ¥ffentlichkeit Themen zu setzen und f¿r 

Integration zu werben. 

Das alles in zwei Stunden am Tag ehrenamtlich? Das 

kann nicht funktionieren, das hat auch der Deutsche 

Stªdtetag so gesehen und in seinem Leitbild gesagt, es sei 

ehrenamtlich nicht zu bewªltigen. Sekretariat und Haupt-

amtlichkeit seien daf¿r unabdingbar. Mittlerweise haben 

das auch viele CDU-Landrªte in Sachsen verstanden. 

Bautzen hat sich entschieden, von ehrenamtlich auf 

hauptamtlich zu gehen, und Herr Landrat Harig sagte, es 

sei ehrenamtlich nicht zu bewªltigen, was hier an Aufga-

ben anstehe. Insofern ist die Hauptamtlichkeit keine 

hinreichende, aber mit Sicherheit eine notwendige Bedin-

gung f¿r eine gute Arbeit in diesem Bereich. 

Was die Versuchung des Zentralismus betrifft, so bin ich 

sehr ¿berrascht, dass das gerade von Ihrer Fraktion 

kommt. Wir haben in diesem Hause ein groÇartiges und 

riesiges zentralistisches Projekt im Geschªftsgang, das 

wir im nªchsten Plenum besprechen werden: das Thema 

Standortegesetz. Da wªre der Vorwurf des Zentralismus 

tatsªchlich gerechtfertigt, wenn es darum geht, von einer 

sehr breiten Verwaltungsstruktur auf nur noch ausgesuch-

te Behºrdenstandorte zu gehen. Hier aber sicher nicht, 

hier ist genau das Gegenteil der Fall. Es ist angestrebt, 

dass nicht nur im Land Integrationsfragen zum Thema 

werden sollen, sondern dass jede Kommune selbst die 

Mittel erhªlt, um Integrationsfragen zu ihrem Thema zu 

machen. 

Aus all diesen Gr¿nden haben wir uns entschieden ï trotz 

der Skepsis, die wir am Anfang hatten ï, diesem Gesetz-

entwurf zuzustimmen; denn ohne eine solche hauptamtli-

che Stelle ï das d¿rfte jetzt deutlich geworden sein ï ist 

es schwer, den hehren Worten, die wir alle bei den ver-

schiedenen Gelegenheiten immer sprechen, Taten folgen 

zu lassen und Integration wirklich zu einem Thema zu 

machen, das am Ende Fr¿chte trªgt; deswegen stimmen 

wir zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Karabinski, 

FDP-Fraktion; bitte. 

Benjamin Karabinski, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsi-

dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 

Arbeit der kommunalen Integrations- und Auslªnderbe-

auftragten ist sehr vielseitig. In den Kommunen stellen sie 

sich als Ansprechpartner f¿r Migranten zur Verf¿gung. 

Sie werden bei kommunalen Entscheidungen, die Migran-

ten betreffen, angehºrt. Sie arbeiten mit kommunalen 

Netzwerken f¿r Integration zusammen und sie sind 

Kooperationspartner f¿r die Beratungsstellen. 

Diesen Aufgaben widmen sich in Sachsen derzeit 19 Aus-

lªnder- und Migrationsbeauftragte. Elf davon arbeiten 

hauptamtlich, acht arbeiten ehrenamtlich. Die sªchsischen 

Kommunen sind auf diesem Aufgabenfeld sehr engagiert. 
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Sie wollen zeigen, dass Migranten willkommen sind und 

ein friedliches, tolerantes und respektvolles Miteinander 

mºglich ist. Es gibt in Sachsen auch bereits gesetzliche 

Regelungen: die Gemeinde- und die Landkreisordnung, 

die f¿r die Gemeinden und Landkreise vorsehen, dass sie 

f¿r bestimmte, besondere Aufgabenbereiche Beauftragte 

bestellen kºnnen. In der Landkreisordnung heiÇt es sogar, 

die Landkreise sollen Auslªnderbeauftragte bestellen. 

Von daher, meine Damen und Herren, ist f¿r mich nicht 

erkennbar, warum wir noch weitergehende Regelungen 

und Auflagen festschreiben m¿ssen. Es wªre ein Eingriff 

in die kommunale Selbstverwaltung, den Kommunen den 

Zwang aufzuerlegen, hauptamtliche Migrationsbeauftrag-

te zu bestellen. Die Kommunen brauchen Gestaltungs-

spielraum, um auf ihre Bed¿rfnisse und Probleme vor Ort 

individuell reagieren zu kºnnen; aber sie brauchen be-

stimmt keine neuen Verpflichtungen. Diese Bevormun-

dung der Landkreise und Gemeinden lehnen wir ab. 

(Beifall bei der FDP) 

Neue Standards zu schaffen bringt zwangslªufig mehr 

B¿rokratie und ist kostspielig. Das wollen wir unseren 

Kommunen und dem Freistaat nicht zumuten. Den grºÇ-

ten Auslªnderanteil in Sachsen hat die Stadt Leipzig mit 

6,2 %. Den geringsten Anteil hat der Landkreis Erzgebir-

ge mit 1 %. Es ist also offenbar, dass sich die Situationen 

vor Ort sehr unterscheiden. 

Der Landkreistag hat in der Anhºrung im Ausschuss zu 

dem Gesetz klar gesagt, dass die tatsªchlichen Bed¿rfnis-

se der Kommunen ber¿cksichtigt werden m¿ssen. Dass 

Stªdte f¿r 32 000 Menschen mit Migrationshintergrund 

andere Lºsungen finden m¿ssen als Landkreise mit 

3 800 Auslªndern, liegt auf der Hand. Aber das lªsst Ihr 

Gesetzentwurf vºllig unber¿cksichtigt. Pauschale Vorga-

ben Ăvon obenñ, wie Sie sie hier machen, sind noch lange 

kein Garant f¿r eine gute Arbeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sachsen ist ein 

weltoffenes Land. Nach Sachsen wurde immer eingewan-

dert, und nach Sachsen wird auch in Zukunft immer 

eingewandert werden. Damit Integration aber gelingt und 

gelebt wird, ist die gesamte Gesellschaft gefordert. Das 

betrifft alle staatlichen Ebenen einschlieÇlich jedes 

einzelnen B¿rgers. Es ist weltfremd zu glauben, es hªnge 

an der Stelle eines hauptamtlichen Integrationsbeauftrag-

ten, ob Integration funktioniert oder nicht. 

Der Gesetzentwurf geht aus unserer Sicht in die vºllig 

falsche Richtung. Er sieht Integration als b¿rokratischen 

Akt an, nªmlich als Beschaffung bestimmter Personalstel-

len, zu der Kommunen gesetzlich verpflichtet werden 

sollen. Aus unserer Sicht sollen die Landkreise, Stªdte 

und Gemeinden ihre Freiheit und Verpflichtungen erhal-

ten, nach den f¿r die jeweilige Kommune richtigen 

Lºsungen f¿r die Fragen in diesen Belangen zu suchen. 

Diese Aufgaben wollen wir den Kreistagen, den Stadt- 

und Gemeinderªten nicht abnehmen. 

Die Stadt- und Gemeinderªte sowie die Kreisrªte wissen 

sehr viel besser, was vor Ort gebraucht wird und welche 

die richtigen Lºsungen sind. Das wissen sie viel besser als 

wir. Aus diesem Grund lehnen wir diesen Gesetzentwurf 

ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Herrmann, 

bitte; B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN. 

Elke Herrmann, GR¦NE: Frau Prªsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es scheint eine allgemeine 

Einigkeit dar¿ber zu herrschen ï dies habe ich hier im 

Plenum wie auch im Ausschuss und in der Anhºrung 

festgestellt ï, dass die Arbeit der Auslªnder- und Integra-

tions- bzw. Migrationsbeauftragten richtig und wichtig ist 

und geschªtzt wird. 

Die Frage, an der sich die Geister scheiden, ist, ob diese 

Arbeit hauptamtlich oder im Ehrenamt erf¿llt werden 

sollte. Ich frage mich allerdings ï wie von meinen Vor-

rednerinnen bereits ausgef¿hrt worden ist ï, wenn zu 

sehen ist, dass die Arbeit im Ehrenamt nur sehr schwer zu 

erbringen ist ï vºllig unabhªngig davon, wie groÇ die 

Zahl der Migranten in einem bestimmten Landkreis oder 

einer Kommune ist ï, warum wir an dieser Stelle nicht 

Nªgel mit Kºpfen machen und hauptamtliche Migrations-

beauftragte verpflichtend in der Landkreis- bzw. Gemein-

deordnung vorsehen sollten. Diese hauptamtliche Stellung 

ist unserer Meinung nach nur eine logische Folge der 

Verpflichtung, die der Landesgesetzgeber hat, um das 

Zusammenleben von Migranten und einheimischer 

Bevºlkerung in diesem Land zu gestalten. 

Die Realitªten sehen ganz anders aus. Ich zitiere aus dem 

Bericht des Auslªnderbeauftragten, Herrn Prof. Gillo. 

Damit haben Sie gleichzeitig die Chance, schon einen Teil 

des Berichtes gehºrt zu haben, wenn er heute Abend zur 

Debatte stehen wird. Im Bericht heiÇt es: ĂIm Freistaat 

Sachsen arbeiten insgesamt 19 Auslªnder- und Integrati-

onsbeauftragte der Stªdte und Landkreise in den Berei-

chen Migration, Fl¿chtlinge und Integration. Ihre Arbeits-

grundlage ist die Sªchsische Landkreis- bzw. die Sªchsi-

sche Gemeindeordnung. Nach der Gesetzesgrundlage 

sollen bzw. kºnnen die Gemeinden Beauftragte f¿r 

spezielle Aufgabenbereiche bestimmen, und die Landkrei-

se sollen zur Wahrung der Belange der im Landkreis 

lebenden Auslªnder Auslªnderbeauftragte bestellen. 

Ausgehend von dieser gesetzlichen Grundlage sind die 

Ausgestaltung und Ausstattung dieser Stellen sehr un-

gleich. Von den 19 Auslªnder- bzw. Integrationsbeauf-

tragten sind derzeit acht ehrenamtlich und elf hauptamt-

lich tªtig. F¿nf der hauptamtlich Tªtigen nehmen diese 

Aufgaben parallel zu den Aufgaben von Gleichstellungs- 

und Behindertenbeauftragten wahr, und drei der f¿nf 

Beauftragten in Doppelfunktion arbeiten in Teilzeit. 

Bei den elf ehrenamtlichen Auslªnderbeauftragten gibt es 

groÇe Unterschiede hinsichtlich der Budgets und der 

verwaltungsinternen Verfahren, beispielsweise bez¿glich 

Reisekosten und Ausstattung. Damit ist nat¿rlich auch das 
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Leistungsspektrum, das in den verschiedenen Kreisen 

angeboten werden kann, breit gefªchert.ñ 

Nun ¿berspringe ich ein St¿ck. Herr Prof. Gillo schreibt 

an anderer Stelle: ĂAndererseits erreicht die Zahl der hier 

lebenden Migrantinnen und Migrantenñ ï er meint den 

lªndlichen Raum ï Ăselten jene GrºÇe, ab der sich bei-

spielsweise um eine Projektfºrderung des Bundes, zum 

Beispiel f¿r die Arbeit eines Vereins, bem¿ht werden 

kann. Gegenwªrtig nehmen wir eine Zur¿ckdrªngung des 

Amtes der kommunalen Auslªnder- und Integrationsbe-

auftragten in die Ehrenamtlichkeit wahr.ñ 

Ich denke, dieses Zitat spricht f¿r sich und verdeutlicht, 

warum wir eine gesetzliche Regelung mit allen Konse-

quenzen, zum Beispiel auch f¿r die Finanzierung der dann 

zu bestellenden hauptamtlichen Beauftragten, brauchen. 

Wenn Sie die Frage stellen, warum Hauptamtliche besser 

sind, dann sind diese, wie die Kollegin ausf¿hrte, nicht 

per se besser; aber die Hauptamtlichkeit ist meiner Mei-

nung nach ï das wurde auch in der Anhºrung deutlich ï 

die Grundlage, damit eine gute Arbeit ¿berhaupt mºglich 

wird. 

Ich mºchte noch auf eine weitere Realitªt hinweisen, die 

uns zum Handeln zwingt und sich auch aus der Aufgabe 

der Beauftragten ableitet. Aufgabe des Beauftragten ist 

gemªÇ dem Vorschlag der einbringenden Fraktion auch 

die Fºrderung eines von Toleranz getragenen Zusammen-

lebens in der Gemeinde und den Landkreisen. Obwohl ich 

zugegebenermaÇen Schwierigkeiten mit dem Begriff 

ĂToleranzñ habe, geht es vielmehr ï das hat die einbrin-

gende Fraktion in ihrem Wortbeitrag deutlich gemacht ï 

doch um Akzeptanz, um Wertschªtzung und um Chan-

cengleichheit. 

Aber diese Aufgabe ist besonders im Freistaat, in dem 

rassistische Einstellungen auch in der Mitte der Gesell-

schaft anzutreffen sind, eine Schl¿sselaufgabe. Studien 

haben immer wieder gezeigt, dass sich die Einstellungen 

vor allen Dingen dort verfestigen kºnnen, wo Begegnun-

gen nicht mºglich sind. 

Der Auftrag der Beauftragten liegt darin, Begegnungen 

und Vernetzungen zu ermºglichen und damit dazu beizu-

tragen, dass ein von Akzeptanz getragenes Zusammenle-

ben im Freistaat mºglich ist. Es ist, glaube ich, ein Fehler, 

den Bedarf der Beauftragten an der Anzahl der Betroffe-

nen festzumachen, weil damit postuliert wird, dass dies 

allein die Aufgaben des Auslªnderbeauftragten oder 

Migrationsbeauftragten bestimmen. Nein, das ist nicht so. 

Er wendet sich genauso an die Zivilgesellschaft, also an 

uns alle. 

Sicherlich kann man Toleranz nicht verordnen. Aber wenn 

wir hier erleben, dass immer wieder ein Gegensatz kon-

struiert wird zwischen dem Wohl der Menschen, die 

schon lange im Freistaat Sachsen zu Hause sind, und 

denjenigen, die zuwandern, dann ist es unbedingt not-

wendig, dass wir die Aufgaben des Migrationsbeauftrag-

ten ernst nehmen und die Wirkung in unserer Gesellschaft 

nicht unterschªtzen. 

Danke schºn.  

(Beifall bei den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Apfel, NPD-

Fraktion. 

Holger Apfel, NPD: Frau Prªsidentin! Meine Damen und 

Herren! Ich mºchte zunªchst die Gelegenheit nutzen, 

mich bei der Fraktion DIE LINKE f¿r ihre Aufrichtigkeit 

herzlich zu bedanken, denn mit diesem Gesetzentwurf, 

wie auch mit vielen Ihrer anderen Antrªge ï zum Beispiel 

der Drucksache 5/3454, ĂBewegungsfreiheit f¿r Fl¿cht-

lingeñ, der Drucksache 5/3464, ĂEinb¿rgerungshemmnis-

se abbauenñ; ich kºnnte noch ein halbes Dutzend weiterer 

Antrªge auff¿hren ï beweisen Sie einmal mehr, dass Sie 

einen groÇen Teil Ihrer politischen Energie nicht den 

grassierenden Problemen der Sachsen widmen, sondern 

Auslªndern, sogenannten Migranten und Asylanten, von 

denen Sie sich wohl in Zukunft mehr Stimmen erhoffen 

als von Ihren wegsterbenden Genossen. 

Als Frau Klinger am 30. Juli 2011 den Gesetzentwurf in 

1. Lesung einbrachte, fragte sie nicht zu Unrecht gleich zu 

Beginn: Warum bedarf es ¿berhaupt dieser Beauftragten? 

Ein Zwischenrufer der CDU kommentierte hierzu laut 

Protokoll zu Recht: Ja, diese Frage stelle ich mir auch! 

Aber Frau Klinger hat uns dann dankenswerterweise ¿ber 

das Warum aufgeklªrt. Sie hat den Deutschen politolo-

gisch, ideologisch, tiefenpsychologisch nachgewiesen, 

dass sie befangen sind in einer kollektiven Identitªt, dass 

sie sich als Religionsgemeinschaft, als Volksgemein-

schaft, als Kulturgemeinschaft empfinden und sich damit 

eine Befangenheit und Skepsis gegen¿ber einem Fremden 

bewahrt hªtten. Das sei, so Frau Klinger, negativ, denn 

das f¿hre zu einer Ablehnung antipluralistischer Haltun-

gen und zur bewussten oder unbewussten Ablehnung alles 

Heterogenen und Fremden. 

Frau Klinger scheint noch nie im Ausland gewesen zu 

sein; denn in allen ï ich betone das ausdr¿cklich ï circa 

200 Staaten auf dieser Welt finden Sie ªhnliche Einstel-

lungen gegen¿ber Fremden vor, in den meisten noch 

erheblich grºÇere Ressentiments als hier im Land. Nir-

gendwo auf der Welt kºnnten Sie in einem Parlament 

einen solchen wirklichkeitsfremden verquasten Unsinn 

verzapfen als hierzulande. 

(Beifall des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Aber zur Sache: Die NPD-Fraktion lehnt Ihren Gesetz-

entwurf komplett ab. Wir teilen die Bedenken und Argu-

mente der Vertreter des Stªdte- und Gemeindetages 

ebenso wie des Landkreistages. Wir halten es f¿r eine 

Unverschªmtheit, so zu argumentieren, als hªtte unser 

Volk generell eine Bringschuld gegen¿ber unverlangt 

Zuwandernden tausendfach illegal ins Land strºmenden 

Auslªndern, von denen ¿ber 98 % ï sofern sie hier Asyl 

beantragen kºnnen ï abgelehnt werden. 

Die restlichen 1 bis 2 % haben sich im Rahmen ihrer 

Mºglichkeit durch Anpassung und Lernbem¿hungen 
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selbst aktiv um den Erfolg ihrer Integrationsprozesse zu 

bem¿hen. Das, meine Damen und Herren, sollte eigent-

lich kein Problem sein, denn einer Pressemeldung von 

letzter Woche zufolge ist fast jeder dritte Auslªnder 

angeblich ¿berqualifiziert. ¦berqualifizierte benºtigen 

aber in der Regel keinen gesellschaftlichen Vormund in 

Gestalt eines sogenannten Integrationsbeauftragten. 

Diejenigen, die unterqualifiziert sind, werden in Deutsch-

land nun wahrlich nicht benºtigt, denn davon laufen im 

Land ohnehin schon viele Millionen herum. 

Sachsen hat noch den Vorteil einer weitestgehend homo-

genen Bevºlkerung: 2,7 % offizieller Auslªnderanteil im 

Vergleich zu 8,7 % im Bundesdurchschnitt, der nat¿rlich 

doppelt so hoch ausfªllt, da nach Aussage des Auslªnder-

beauftragten, zum Beispiel in Bayern, die Zahl der einge-

b¿rgerten Nichtdeutschen inzwischen ¿ber 50 % aus-

macht. 

Wir wollen, meine Damen und Herren, keine Zustªnde 

wie beispielsweise in Augsburg, wo 70 % der Grundsch¿-

ler keine Deutschen mehr sind und die Kosten f¿r eine 

entsprechende Schulung mit 100 % ¿ber den der deut-

schen Kinder liegen. Wir sehen auch keine Notwendigkeit 

zur weiteren Fºrderung der Auslªnderlobby. Die jetzige 

Mischform von neben-, ehren- und hauptamtlichen 

Auslªnderbeauftragten hat doch nun ohnehin schon die 

Grenze der Ertrªglichkeit bei Weitem ¿berschritten. 

AuÇerdem ist es geradezu grotesk: In Zeiten, in denen 

absehbar ist, dass in den Landkreisen mehrere Hundert 

Stellen durch PersonalkonsolidierungsmaÇnahmen abge-

baut werden, also Stellen, die sich wirklich um die hiesi-

gen Belange der Bevºlkerung k¿mmern, wollen ausge-

rechnet die Linken eine neue Planstelle zur Auslªnderin-

tegration schaffen. 

Die NPD-Fraktion im Sªchsischen Landtag wird diesen 

Gesetzentwurf ablehnen. Als Vorschlag zur G¿te versiche-

re ich Ihnen aber, dass wir seinen Inhalt und seine Absich-

ten Ihren vor allen Dingen ªlteren Wªhlern ausf¿hrlich 

erlªutern werden, damit diesen klar wird, was sie erhalten, 

wenn sie die Partei DIE LINKE wªhlen: nªmlich eine 

vom Volke immer mehr entfernte Clique auslªndert¿-

melnder Inlªnder und Multikulti-Lobbyisten. 

Vielen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Friedel, bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Frau Prªsidentin! Ich mºchte eine 

Kurzintervention anbringen. Herr Apfel sprach in seinem 

Redebeitrag davon, dass Deutschland keine unterqualifi-

zierten Auslªnder brauche, denn Unterqualifizierte w¿r-

den hier schon genug herumlaufen. Auch wenn man 

manchmal versucht ist, angesichts der NPD-Fraktion 

dieser Aussage zuzustimmen, halte ich das f¿r keinen 

sinnvollen Stil in der Bewertung von Menschen. Ich 

w¿rde mich f¿r meine Fraktion aufs Schªrfste davon 

distanzieren. Menschen sind gleich viel wert, egal woher 

sie kommen, egal wie qualifiziert sie sind. 

(Zuruf von der NPD) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es vonseiten 

der Fraktionen noch Redebedarf? ï Frau Abg. Klinger, 

bitte. 

Freya-Maria Klinger, DIE LINKE: Frau Prªsidentin! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich sehe mich 

genºtigt, hierauf zu reagieren. Ich mºchte auf das einge-

hen, was von der NPD, konkret von Herrn Gansel, gesagt 

worden ist. Er hat bez¿glich der Vorfªlle in Plauen ver-

schwiegen ï das mºchte ich in diesem Zusammenhang 

klarstellen ï, dass es dort im Vorfeld gezielt Provokatio-

nen vonseiten der Nazis gegeben hat und Menschen sogar 

im Krankenhaus gelandet sind, sprich also auch Migran-

tinnen und Migranten. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Es ist wahrscheinlich nicht zufªllig, dass die Betreiberin 

dieser Diskothek ĂN1ñ auch das NPD-B¿rgerb¿ro in 

Plauen beheimatet. Auch diese Zusammenhªnge sollte 

man nicht vergessen zu erwªhnen. Das ist ein Vorfall. Die 

Security-Leute dieser Diskothek haben dort einfach Leute 

zusammengeschlagen. Inzwischen hat auch die ºrtliche 

Polizeidirektion eingerªumt, dass die bei dieser Security-

Firma angestellten Personen, also lokale Nazis, Migran-

tinnen und Migranten grundlos angegriffen und zum Teil 

krankenhausreif geschlagen haben. Das muss zur Wahr-

heit dazu gesagt werden. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Herr Seidel, Sie haben die Frage gestellt, wen wir integ-

rieren wollen. Ich habe das, glaube ich, sehr eindeutig 

gesagt: Alle, die hier sind. 

Wenn Sie eine Willkommenskultur und Zuwanderung 

wollen, dann sollte Ihnen daran gelegen sein, es uns 

gleichzutun. Auch Menschen, die Sie anwerben wollen, 

achten sehr genau darauf, wie wir hier alle mit auslªndi-

schen Mitmenschen umgehen. Sie richten auch ihre 

Entscheidung, ob sie nach Sachsen kommen wollen, 

danach aus. 

Wir wollen das Ehrenamt nicht abschaffen, denn wir 

brauchen beides. Wir brauchen die ehrenamtlich Aktiven 

genauso wie die hauptamtlichen Migrationsbeauftragten. 

Die Arbeit muss einfach Hand in Hand gehen. 

Herr Karabinski, Sie haben vorhin von pauschalen Vorga-

ben, die nur neue B¿rokratie produzieren, geredet. Dazu 

zitiere ich Artikel 1 unseres Gesetzentwurfes: ĂZur 

Wahrung der Belange der in der Gemeinde lebenden 

Migrantinnen und Migranten und zur Fºrderung eines von 

Toleranz getragenen Zusammenlebens sollen die Ge-

meinden mit eigener Verwaltung beauftragt werden, diese 

Fragen der Migrationsgesellschaft zu stellen. In Gemein-

den mit mehr als 40 000 Einwohnerinnen und Einwoh-

nern ist diese Aufgabe hauptamtlich zu erf¿llen. Nªheres 
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regelt die Hauptsatzung.ñ Ich frage Sie, wo die engen, 

starren und B¿rokratie produzierenden Regelungen sind, 

wo der massive Eingriff auch in die kommunale Selbst-

verwaltung ist. 

In der Landkreisordnung ¿brigens heiÇt es ja schon, dass 

solche Beauftragten bestellt werden sollen. Aber das 

reicht anscheinend nicht aus, und deshalb bedarf es der 

Initiative auf Landesebene. 

Ich sehe die Migrationsbeauftragten nicht als die Heils-

bringer einer, wenn Sie so wollen, Integrationspolitik. Sie 

sind Schnittstelle, sie sind Scharnier, sie sind T¿rºffner. 

Das  habe ich in meinem Redebeitrag auch deutlich 

gemacht. 

Wenn die Stadt-, Kreis- und Gemeinderªte es so gut 

wissen, dann frage ich mich, warum so wenig passiert. Ich 

unterstelle nicht Untªtigkeit, aber eventuell Unwissenheit, 

vielleicht auch Hilfslosigkeit. Genau da kºnnen diese 

Beauftragten ansetzen, kºnnen unterst¿tzen und anregen 

f¿r Initiativen, die in den entsprechenden Kommunalpar-

lamenten aufgegriffen werden kºnnen. 

Ein konkretes Beispiel aus dem Landkreis Leipzig. Hier 

gab es einen ehrenamtlichen Auslªnderbeauftragten, der 

jedoch zur¿ckgetreten ist, weil er diese Aufgabe im 

Ehrenamt nicht bewªltigen konnte. Er war frustriert, weil 

er es nicht geschafft hat und seinen eigenen Anspr¿chen 

nicht gerecht werden konnte. Er hat darauf hingewiesen, 

dass es gerade in der Auseinandersetzung mit der Verwal-

tung nicht mºglich ist, diese Aufgabe umfassend zu 

bewªltigen. Migrationspolitik ist ein Querschnittsthema. 

Ehrenamtliche wissen oftmals gar nicht, wen sie wo 

innerhalb der Verwaltung ansprechen kºnnen, sollen oder 

m¿ssen. Es geht nicht allein um die Hauptamtlichkeit, es 

geht um die Ausstattung und um die Anbindung gerade 

innerhalb der Verwaltung. 

Ein kurzer Verweis auf die interkulturelle ¥ffnung. Die 

Arbeit der Migrationsbeauftragten kann nat¿rlich auch 

Synergieeffekte f¿r andere Bereiche schaffen. Es geht 

insgesamt darum, Barrieren abzubauen, es geht um den 

Erwerb interkultureller Kompetenzen, die wichtig sind im 

Umgang mit und f¿r das Verstªndnis f¿r Menschen, die 

scheinbar anders sind, es aber nicht sind, denn sie sind 

unsere Mitmenschen. 

In diesem Sinne bitte ich Sie nochmals um Zustimmung 

zu unserem Gesetzentwurf. 

(Beifall bei den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wird von den 

Fraktionen weiter das Wort gew¿nscht? ï Das ist nicht 

mehr der Fall. Bitte, Herr Staatsminister, Sie haben jetzt 

das Wort. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehrte 

Frau Prªsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren Abgeordneten! Tatsªchlich sind die Themen 

Integration und Zuwanderung sehr wichtige Themen, 

denn sie entscheiden mit ¿ber die Zukunft unseres Lan-

des. Sie wissen, dass ich deshalb diesen Themen gegen-

¿ber  aufgeschlossen bin und neuen Gedanken und inno-

vativen Ideen diesbez¿glich gleichermaÇen. 

Aber, Frau Klinger, mit Verlaub gesagt, bez¿glich Ihres 

Antrages kann ich leider unter Bezugnahme auf die 

Themen kein innovatives Potenzial entdecken. Selbst 

wenn Sie jetzt gerade noch einmal in der letzten Stellung-

nahme versucht haben, etwas zu differenzieren, kann ich 

doch sagen, dass im Vordergrund, bezogen auf die kom-

munale Ebene, Bevormundung und Gleichmacherei zu 

erkennen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Als ehemaliger 

Oberb¿rgermeister einer Stadt halte ich sehr viel von 

kommunaler Selbstverwaltung und bin zutiefst davon 

¿berzeugt, dass die Kommunen und die Vertreter vor Ort 

durchaus in der Lage nicht nur sein sollten, sondern sind, 

die Situation entsprechend einzuschªtzen und dann die 

notwendigen Entscheidungen zu treffen. Die Kommunen 

sind in der Lage, aufgrund der vor Ort vorhandenen 

Situation tatsªchlich so zu handeln. 

Frau Friedel, Sie haben ein schºnes Beispiel gebracht, als 

Sie von Landrat Harig gesprochen haben, der als Landrat 

in einem Landkreis die Situation so beurteilt hat und die 

daraus f¿r ihn und den Landkreis notwendigen Konse-

quenzen gezogen hat. Das ist wahrlich der Unterschied: 

dass es vor Ort entschieden werden sollte und nicht mit 

einer gesetzlichen Vorgabe von Dresden aus f¿r das ganze 

Land gleich geregelt. 

Bez¿glich der Zahlen ist ausreichend vorgetragen worden, 

wie die Situation im Land ist, bezogen auf die Migrati-

onsbeauftragten. Ich mºchte aber noch einmal die Vielfalt 

von weiteren Akteuren der Migrations- und Integrations-

arbeit ganz kurz benennen, nªmlich die 23 Jugendmigra-

tionsdienste und die 35 Migrationsberatungsstellen. Dazu 

kommt noch eine Vielzahl von Vereinen und anderen 

nicht ºffentlichen Stellen. Ich denke, dass wir auf diese 

breitgefªcherte Arbeit stolz sein kºnnen. Wir haben hier 

ein groÇes Angebot. 

Deshalb mºchte ich zum Schluss noch auf ein anderes 

Thema kommen, meine sehr verehrten Damen und Her-

ren. Ihr Antrag beschreibt nªmlich, dass sich die sªchsi-

schen Auslªnderbehºrden nur als reine Ordnungsbehºr-

den verstehen w¿rden, doch mehr und mehr verstehen 

sich diese auch als Dienstleister. Sie orientieren sich ï 

nicht nur sie sollten das ï mehr und mehr an dem Leitbild, 

das mein Ministerium gemeinsam mit den Auslªnderbe-

hºrden entwickelt hat. Wir haben den Anspruch, ein 

weltoffenes und tolerantes Land zu sein, das auf Auslªn-

der offen und freundlich zugeht, sie willkommen heiÇt 

und den Zuzug auslªndischer Fachkrªfte fºrdert. Daraus 

ergibt sich ein Anspruch auch f¿r die Mitarbeiter der 

Auslªnderbehºrden, dass sie den Antragstellern freundlich 

und interkulturell kompetent begegnen, mit ihnen koope-

rieren und dies auch mit anderen Behºrden und nicht 

ºffentlichen politisch neutralen Stellen. 

Ein Beispiel ist daf¿r aus j¿ngster Vergangenheit das 

Pilotprojekt ĂAkzessñ, von dem Sie gehºrt haben, wo 

gerade im Bereich auslªndischer Fachkrªftezuwanderung 
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in Dresden und im Landkreis mit der Auslªnderbehºrde in 

Freiberg die Weichen daf¿r gestellt worden sind, dass die 

Verfahren zur Aufenthaltstitelerteilung ganz klar be-

schleunigt werden. Vor diesem Hintergrund sehen Sie, 

dass wir eine gute Struktur im Lande haben. Deshalb 

empfiehlt die Staatsregierung, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Das ist zwar etwas 

spªt, aber f¿r eine Kurzintervention reicht es noch? 

Sabine Friedel, SPD: Gut. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte, Frau Friedel. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank, dass Sie unterbre-

chen. Ich denke, dass ich in meinem Redebeitrag deutlich 

gemacht habe, dass viele Kommunen einen hauptamtli-

chen Integrationsbeauftragten nicht deswegen ablehnen, 

weil sie etwas gegen Integration haben, sondern diesen 

deshalb ablehnen, weil es ihnen schwerfªllt, die finanziel-

le Last allein zu schultern. Der Gesetzentwurf ist ja eine 

Mºglichkeit, den Kommunen diese finanzielle Last 

abzunehmen. 

Nun habe ich verstanden, dass die Staatsregierung diesen 

Gesetzentwurf ablehnt. Wªren Sie denn in anderer Weise 

bereit, Kommunen, die einen hauptamtlichen Integrati-

onsbeauftragten bestellen wollen, finanziell bei dieser 

Aufgabe zu unterst¿tzen? Das ist ja die Frage, die den 

Kommunen auf der Seele brennt und auf die es ankommt, 

wenn man das Thema wirklich ernst nehmen will. 

Das war das, was ich als Zwischenfrage stellen wollte. 

Vielleicht ist es als Anregung f¿r die Staatsregierung 

immer noch gut platziert, Kommunen dann bei der finan-

ziellen Bewªltigung der Aufgabe zu helfen. Mºglicher-

weise gibt es sogar eine Antwort. 

Danke schºn. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Frau Friedel, 

vielleicht sollten wir es in Zukunft so machen, dass Sie 

mich wªhrend des Vortrages fragen; dann hªtte ich logi-

scherweise eine Zwischenfrage zugelassen und wir 

m¿ssten es jetzt nicht hinten anhªngend machen. 

Ich mºchte noch einmal etwas anderes sagen: Die ganze 

Problematik, die Sie angesprochen haben, muss doch 

nicht immer in Form einer Person innerhalb einer Verwal-

tung organisiert sein; sondern im Rahmen der kommuna-

len Selbstverwaltung gibt es eine ganze Menge anderer 

Mºglichkeiten, wie man eine Verwaltung organisiert und 

daf¿r Sorge trªgt, dass die Themen, die Sie angesprochen 

haben, nicht nur auf einen Mitarbeiter konzentriert, 

sondern an unterschiedlichen Stellen, dort wo Dienstleis-

tungen in einer Verwaltung erbracht werden, von kompe-

tenten Leuten mit ¿bernommen werden. Man muss 

deshalb keine zusªtzlichen finanziellen Mittel zur Verf¿-

gung stellen, um das hinzubekommen. 

Aus diesem Grunde denke ich wirklich ï und das will ich 

noch einmal zum Abschluss klar und deutlich sagen ï, 

dass die Kommunen in der Lage sind, diese Themen mit 

ihrer kommunalen Selbstverwaltung, mit ihrer Organisa-

tionshoheit zu bewªltigen. Dort, wo es noch nicht so 

richtig funktioniert, sollten diejenigen, die Verantwortung 

vor Ort tragen, noch einmal nachdenken, wie man gege-

benenfalls Organisation verbessern kann. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren! Wir kºnnen jetzt zur Abstimmung kommen. 

Aufgerufen ist das Gesetz ¿ber die Bestellung von haupt-

amtlichen kommunalen Beauftragten f¿r Fragen der 

Migrationsgesellschaft. Wir stimmen ab ¿ber den Gesetz-

entwurf der Fraktion DIE LINKE. Es liegen keine  nde-

rungsantrªge vor. Ich beginne mit der ¦berschrift. Wer 

mºchte die Zustimmung geben? ï Gibt es Gegenstim-

men? ï Stimmenthaltungen? ï Bei einer ganzen Reihe 

von Stimmen daf¿r wurde die ¦berschrift mehrheitlich 

abgelehnt. 

Artikel 1,  nderung der Sªchsischen Gemeindeordnung. 

Wer gibt die Zustimmung? ï Die Gegenstimmen, bitte? ï 

Stimmenthaltungen? ï Auch hier gleiches Abstimmungs-

verhalten. Bei Stimmen daf¿r wurde Artikel 1 dennoch 

mit Mehrheit abgelehnt. 

Artikel 2,  nderung der Sªchsischen Landkreisordnung. 

Wer gibt die Zustimmung? ï Die Gegenstimmen, bitte? ï 

Stimmenthaltungen? ï Auch hier wieder Stimmen daf¿r. 

Dennoch wurde Artikel 2 mit Mehrheit abgelehnt. 

Artikel 3, Inkrafttreten ¦bergangsregelung. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Gegenstimmen, bitte? ï Stimmenthaltun-

gen? ï Auch hier wieder Stimmen daf¿r. Dennoch wurde 

Artikel 3 mit Mehrheit abgelehnt. 

Da alle Artikel abgelehnt worden sind, er¿brigt sich eine 

Gesamtabstimmung. Meine Damen und Herren, ich 

schlieÇe diesen Tagesordnungspunkt. 

Wir kommen zu 
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Tagesordnungspunkt 4 

2. Lesung des Entwurfs  

Gesetz zur Anpassung der Wegstreckenentschªdigungen  

f¿r Dienstreisen in Sachsen 

Drucksache 5/6150, Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE 

Drucksache 5/7654, Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 

Es beginnt in der ersten Runde die einreichende Fraktion 

DIE LINKE; danach folgen: CDU, SPD, FDP, GR¦NE, 

NPD und die Staatsregierung, wenn sie das w¿nscht. Herr 

Tischendorf, Sie haben das Wort. 

Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Sehr geehrte Frau 

Prªsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zur 1. Lesung des uns heute zur Abstimmung stehenden 

Gesetzentwurfes zur Anpassung der Wegstreckenentschª-

digung am 30. Juni war ich mir noch sicher, dass es der 

Finanzminister schaffen w¿rde, die zugesagte Anpassung 

des Reisekostenrechtes umzusetzen. Schade, Herr Minis-

ter, Sie haben im letzten halben Jahr nicht nur mich 

enttªuscht ï das wird Sie nicht sehr ªrgern, wenn Sie 

mich enttªuschen ï, sondern Sie haben die Gewerkschaf-

ten, den Beamtenbund und die Beschªftigten des ºffentli-

chen Dienstes enttªuscht, wie Sie mit ihrem Angebot 

umgegangen sind, sich doch Gedanken ¿ber die Anpas-

sung der Reisekostenregelung zu machen. Das haben Sie 

im Fr¿hjahr in vielen Gesprªchen zugesagt. 

Was Ihre Zusage nun wirklich wert ist, werden Sie hier 

selbst noch erlªutern kºnnen; dazu haben Sie heute in der 

¥ffentlichkeit Gelegenheit. Ich kann nur feststellen, dass 

die Koalition aufgrund der Untªtigkeit der Staatsregierung 

heute das unverantwortliche Aussitzen der Abstimmung 

wieder sanktionieren muss. 

Bei der erschreckenden Unwissenheit zu diesem Thema, 

welches nicht nur Sie, Herr Minister, sondern auch die 

Koalitionsvertreter zur Sachverstªndigenanhºrung des 

Gesetzes an den Tag gelegt haben, wurde heute durch 

Nichtstun und durch Handheben wieder klargestellt, dass 

Sie die Mehrheit haben ï mehr aber auch nicht. 

Meine Damen und Herren, was die Koalition beispiels-

weise in der Anhºrung den Lebensmittelkontrolleur Herrn 

Maschke zum Thema Wegstreckenentschªdigung zu 

fragen hatte, nachdem dieser sein Arbeitspensum im 

dienstlichen Auftrag mit privatem Pkw erlªutert hatte, 

spricht Bªnde. Gestatten Sie mir dazu zwei Kostproben 

aus dem Anhºrungsprotokoll. Der Kollege Jens Michel 

von der CDU stellt die Frage: Bei wem sind Sie ange-

stellt? Sind Sie bei einer Landesbehºrde angestellt oder 

beim Landratsamt? Wer ist Ihr Arbeitgeber? Nur mal so 

zur Verdeutlichung. PflichtgemªÇ antwortet der Kollege 

Maschke: Der Arbeitgeber ist das Landratsamt Erzgebir-

ge, die Kommunalbehºrde. Darauf Herr Michel: Gut, ich 

bedanke mich. 

Der Kollege Bienst von der CDU fragt: ĂIhr Einsatz, den 

Sie im Landkreis bringen, ist sehr interessant. Ich muss 

schon sagen: Hut ab! Meine Frage lautet, da ich auch 

Kreispolitiker bin: Ist das in Sachsen die Regel oder stellt 

Ihr Landkreis nur eine Ausnahme dar bzw. in welchen 

Landkreisen wird ªhnlich verfahren?ñ ï Ende des Zitats. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war gegen-

¿ber den geladenen Sachverstªndigen nicht nur peinlich, 

sondern erschreckend zugleich, mit welcher Unwissenheit 

Sie in Anhºrungen gehen, wenn Sachverstªndige eingela-

den sind. Dabei hatten doch die Sachverstªndigen durch-

aus gewichtige Argumente, um zu begr¿nden, warum die 

seit zehn Jahren angesetzte Anhebung der Wegstrecken-

entschªdigung mehr als ¿berfªllig ist. 

Herr Schreiber vom Bund der Steuerzahler Sachsen e. V. 

verwies in seinen Ausf¿hrungen auf die Untersuchung des 

ADAC ï unverdªchtig f¿r DIE LINKE, denke ich ï: 

Demzufolge sind Kraftfahrzeugkosten im Jahre 2011 

deutlich gestiegen. So liegen die Betriebskosten bei einem 

VW Golf 1.4 bei 39,9 Cent pro Kilometer. Sie werden mir 

sicherlich alle zustimmen, dass das keinesfalls ein auÇer-

gewºhnlich groÇer Pkw f¿r Beschªftigte des ºffentlichen 

Dienstes ist. Auch die Zahlen des Statistischen Bundes-

amtes vom September dieses Jahres sprechen eine deutli-

che Sprache: Ein GroÇteil der Inflation von zuletzt 2,6 % 

gegen¿ber 2010 resultiert aus gestiegenen Preisen der 

Mineralºlwirtschaft. Vor allem die Preise f¿r Mineralºl-

produkte lagen mit 13,9 % davon f¿r Kraftstoffe im Plus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass dem 

Finanzminister diese Entwicklung bisher nicht ganz 

verborgen geblieben ist, kann ich nicht glauben. Immer-

hin hat er sich im Haushalt wegen der gestiegenen Unter-

haltungskosten der eigenen Dienstfahrzeuge regelmªÇig 

selbst bedient. So findet man im Einzelplan 04 als Be-

gr¿ndung f¿r die hºheren Ansªtze bereits in den Jah-

ren 2009/2010 den Titel 51 401, Haltung von Dienstfahr-

zeugen, im Vergleich zu 2008 einen hºheren Ansatz mit 

der Begr¿ndung: Ausgabenerhºhung unter anderem 

wegen Kraftstoffsteigerung. Also Sie, Herr Minister, 

haben es zumindest erkannt. Im derzeitigen Doppelhaus-

halt ging es ¿brigens trotz sinkenden Fahrzeugbestandes 

bei der Staatsregierung mit den eingeplanten Verbrauchs-

kosten weiter bergauf. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ja 

ein Gesetz nicht nur f¿r Landesbedienstete, sondern auch 

f¿r Kommunalbedienstete, also hat sich der Sªchsische 

Landkreistag und der SSG mit einer Stellungnahme an 

diesem Gesetzentwurf beteiligt. Der SSG hat es aus 

meiner Sicht sehr objektiv getan, daf¿r kann ich mich nur 
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bedanken. Aber zu dem, was der Landkreistag so geliefert 

hat, kann ich nur sagen: Er hat sich selbst ins Abseits 

gestellt bei seinen Beschªftigten. Ich habe es mir auch 

nicht nehmen lassen, diese schriftliche Stellungnahme 

allen Personalrªten im Freistaat Sachsen zur Verf¿gung zu 

stellen. 

Nun muss ich sagen, Frau Prªsidentin, eine Wiederholung 

der MeinungsªuÇerung von Beschªftigten, was sie zu 

dieser Stellungnahme gesagt haben, wªre es wahrschein-

lich wert, dass ich einen Ordnungsruf erhalten w¿rde, 

deshalb verzichte ich heute mal darauf. 

(Horst Wehner, DIE LINKE: Das ist gut so!) 

ï Ja, das ist gut so. Ich will Ihnen trotzdem nicht ersparen, 

was der Landkreistag zum Thema Wegstreckenentschªdi-

gung f¿r die Beschªftigten zu sagen hat. Der Geschªfts-

f¿hrer, Herr Jacob, ªuÇert in dem vorliegenden schriftli-

chen Bericht unter anderem Folgendes: ĂInsofern ist es 

denkbar, dass die geltenden Kilometersªtze f¿r Porsche-

fahrer nicht auskºmmlich sind, wªhrend Halter von 

sparsamen Kleinwagen mit den geltenden Kilometerpau-

schalen sogar noch etwas gutmachen.ñ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das muss man 

sich angesichts der Fakten, die ich vorhin genannt habe, 

einmal durch den Kopf gehen lassen. Der Landkreistag 

behauptet f¿r die Beschªftigten, sie wªren selbst schuld, 

wenn sie mit ihrem Porsche auf Dienstreise gehen. Dieje-

nigen wiederum, welche sich mit dem Polo zufrieden 

geben, machen sogar noch gut f¿r die eigene Familien-

kasse. Das ist die Aussage des Landkreistags dazu. 

Damit nicht genug ï wenn ich schon einmal beim Land-

kreistag bin ï, holt Herr Jacob zwei Absªtze weiter zum 

ganz groÇen Wurf aus. Ich bin mir sicher, die Kolleginnen 

und Kollegen der Koalition, die nach mir sprechen, 

werden diese Passage schon in ihrem Redemanuskript 

haben; deshalb will ich es gleich selbst ansprechen. Ich 

begebe mich also sofort ins Gefecht und zitiere Herrn 

Jacob: ĂAus Sicht der Landkreise als Dienstherren von 

derzeit durchschnittlich 1 440 Beschªftigten w¿rde eine 

Anhebung der derzeitigen Wegstreckenentschªdigung um 

10 Cent allerdings zu ganz erheblichen Mehrbelastungen 

f¿hren. Nach Mitteilung der Landkreise lªge diese bei den 

meisten Kreisen im sechsstelligen Bereich: zwischen 

100 000 und 126 000 Euro pro Jahr. Eine derartige Zu-

satzbelastung kºnnen die Landkreise angesichts ihrer 

angespannten Finanzlage nicht tragen.ñ ï Ende des Zitats. 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz davon 

abgesehen, dass wir in unserem Gesetzentwurf in Arti-

kel 2 den Mehrbelastungsausgleich f¿r die Kommunen 

geregelt haben, wenn aber vom Landkreis von einer 

Mehrbelastung von 100 000 Euro ausgegangen wird, dann 

m¿ssten nach Adam Ries bei einer Erhºhung um die 

vorgeschlagenen 10 Cent und die ¿blichen 250 Arbeitsta-

ge im Jahr 4 000 Kilometer am Tag pro Landkreis zu-

r¿ckgelegt werden, um diese Summe zu erreichen. Toll, 

was der Landkreistag so rechnet! Spannende Sache! Ich 

kann Ihnen sagen, es hat bei den Kolleginnen und Kolle-

gen f¿r Kopfsch¿tteln gesorgt, was ein kommunaler 

Spitzenverband so ablªsst. 

Ich will noch einmal die Rechenkunst der sogenannten 

kommunalen Kªmmerer der Landkreise aufgreifen und 

frage Sie: Was sagt uns diese Zahl 100 000 bis 

126 000 Euro? Richtig, wenn man akzeptiert, was der 

ADAC zu den tatsªchlichen Kosten aufschreibt, dann 

bedeutet das, dass pro Landkreis gegenwªrtig durch die 

Beschªftigten von ihren Gehªltern Geld f¿r dienstliche 

Aufgaben aufgebracht wird. Das sagen sie uns, und sogar 

die Summe dazu. Also ist es doch offensichtlich, dass hier 

Handlungsbedarf besteht. Dabei, meine Damen und 

Herren, sind noch nicht einmal die anderen kommunalen 

Bediensteten oder gar die Landesbediensteten einbezogen. 

Nun bin ich gespannt, was Sie heute prªsentieren. Sie 

m¿ssten ja gegen das sein, was der Landkreistag schreibt. 

Und ich sage Ihnen auch, eine bessere Begr¿ndung, um 

den Gesetzentwurf zuzustimmen, werden Sie nirgendwo 

finden. Die bringe nicht einmal ich zustande. 

Ein Zweites hat die Anhºrung deutlich gemacht. Die 

einzige Kritik, die der Bund der Steuerzahler zu unserem 

Gesetzentwurf hatte, besagte, dass jegliche Erhºhung zur 

steuerlichen Ungleichbehandlung bei Nutzung von 

Privatfahrzeugen f¿r Dienstfahrten f¿hrt, und zwar 

zwischen Bediensteten des Landes oder der Kommune 

und den Beschªftigten in der Wirtschaft. Arbeitnehmer in 

der Privatwirtschaft m¿ssen jeden Cent, den sie ¿ber 

30 Cent je Kilometer als Entschªdigung f¿r die berufliche 

Nutzung ihres Privatfahrzeugs vom Arbeitgeber erhalten, 

versteuern und zudem auf diesen Teil noch Sozialversi-

cherungsabgaben zahlen. Klar ist, hier muss gleiches 

Recht f¿r alle gelten. Ich denke, hier stimmen wir mit 

dem Bund der Steuerzahler ¿berein, es muss im Einkom-

mensteuergesetz Ä 3 Nr. 16 eine entsprechende Regelung 

geªndert werden. 

Der Bund der Steuerzahler hat gefordert, dass die Landes-

regierung im Bundesrat initiativ wird, damit es zu einer 

Gleichbehandlung kommt. Aber, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, bei dieser von mir schon dargestellten 

entschleunigten Arbeitsweise der Staatsregierung wird es 

wahrscheinlich so sein, dass unsere Fraktion in den 

nªchsten Wochen einen entsprechenden Antrag einbringt, 

damit wir uns mit der Bundesratsinitiative beschªftigen. 

Es sei denn, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von 

der Koalition, Sie sind schneller. Dann stimmen wir gern 

zu, und die Mehrheit muss endlich einmal das Richtige 

beschlieÇen. Das wªre auch okay. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestern haben 

Hunderte Beamte gegen die gestrichene Sonderzahlung 

protestiert. Ich sage Ihnen, mindestens genauso groÇ ist 

der Frust der Beschªftigten des ºffentlichen Dienstes 

wegen der seit zehn Jahren nicht angepassten Wegstre-

ckenentschªdigung. Die Kolleginnen und Kollegen haben 

es satt, dass staatliche und kommunale Aufgaben aus ihrer 

eigenen Familienkasse mitfinanziert werden. Mit der 

Zustimmung zum heutigen Gesetzentwurf haben wir 

Abgeordneten heute die Gelegenheit, diese Ungerechtig-
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keit zu beenden und noch in diesem Jahr wenigstens f¿r 

die Beschªftigten ï auch f¿r die, die gestern demonstriert 

haben ï einen Ausgleich zu schaffen, der im Hohen Haus 

wohl fachlich unstrittig ist. 

Wir Abgeordneten sollten in Anbetracht der gestrigen 

Demonstration den Beschªftigten heute ein klares Zeichen 

setzen, dass wir zumindest das verstanden haben. 

(Lachen des Abg. Christian Piwarz, CDU) 

ï Herr Piwarz, das sollten wir machen, bevor wir auf der 

Grundlage unseres Abgeordnetengesetzes ganz automa-

tisch im nªchsten Fr¿hjahr bei der Erhºhung der steuer-

freien Aufwandspauschale wieder mehr Geld erhalten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei den LINKEN ï Christian Piwarz, 

CDU: Aber nicht, was die Wegstrecke betrifft! ï 

Jens Michel, CDU, steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Michel, bitte. 

Jens Michel, CDU: Frau Prªsidentin, ich mºchte kurzin-

tervenieren. Der Kollege hat zwar lang und breit erklªrt, 

wen er f¿r peinlich oder unzutreffend in seinen Ausf¿h-

rungen hªlt, aber er hat vergessen zu erwªhnen, dass der 

Sachverstªndige Maschke eher durch einen gewissen 

Frust gegen¿ber seinem Arbeitgeber auffiel. So stellt sich 

auch die Frage, wer sein Angestelltenverhªltnis begr¿ndet 

hat. Ich fand es auch interessant, dass diese groÇen Bºgen 

und Wellen gespannt wurden ¿ber Weihnachtsgeld zu 

Diªten, alles weg vom Thema Wegstrecken. ï Danke. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE, 

steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Tischendorf, 

wollen Sie reagieren? 

Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Danke, Frau Prªsiden-

tin. ï Es lohnt sich eigentlich nicht, dar¿ber zu diskutie-

ren, weil wir eindeutig ¿ber Wegstrecken gesprochen 

haben. Aber ich will Ihnen das noch einmal sagen. Die 

Antwort auf Ihre Frage kºnnen Sie noch einmal im 

Protokoll der Anhºrung nachlesen. Ich will das nicht 

ausf¿hrlich zitieren, aber im Landratsamt Erzgebirgskreis 

sei das noch relativ gut geregelt und der Kollege in der 

Lebensmittel¿berwachung kenne viele andere Bereiche, 

wo es wesentlich schlimmer sei. Die Antwort haben Sie 

anscheinend nicht verinnerlicht. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: F¿r die CDU-

Fraktion spricht Herr Abg. Bienst. 

Lothar Bienst, CDU: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Tischendorf, ich 

antworte noch nicht auf Ihre Frage. Ich mºchte erst 

einmal mit einem herzlichen Dankeschºn an alle Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer in unserem Freistaat 

beginnen, 

(Widerspruch bei der SPD und den GR¦NEN) 

die mit ihrer Arbeit und ihrer Arbeitskraft die sªchsische 

Wirtschaft stªrken, insbesondere nat¿rlich danke ich den 

Beamten und Angestellten f¿r ihre Bereitschaft, unter 

anderem private Pkws zur Erf¿llung ihrer Dienstaufgaben 

teilweise zur Verf¿gung zu stellen bzw. zu nutzen. 

(Zurufe von der SPD und den GR¦NEN) 

Nun liegt ein Gesetzentwurf der LINKEN auf dem Tisch, 

der in den Kernpunkten beinhaltet, die jeweilige Wegstre-

ckenentschªdigung um 10 Cent zu erhºhen. Dazu komme 

ich aber im Einzelnen spªter. Ich werde auch Herrn 

Tischendorf noch einmal aufklªren, was dort gelaufen ist. 

Sicherlich ist der Denkansatz f¿r die Betroffenen lºblich, 

wenn nicht das Aber wªre. Um fachgerecht urteilen zu 

kºnnen, sind Anhºrungen ein wichtiges Instrument. Diese 

hat am 21.11.2011 mit f¿nf Sachverstªndigen stattgefun-

den. Ich hatte im Ergebnis der Anhºrung das Gef¿hl, dass 

die fachlich fundierten ï ich betone: fachlich fundierten ï 

Argumente bzw. Aussagen der gehºrten Sachverstªndigen 

gegen eine solche pauschale Erhºhung ¿berwiegen. Auch 

laut Protokoll. Aber jeder scheint etwas anderes aufzufas-

sen. Das haben wir gerade von Herrn Tischendorf gehºrt. 

Selbst beim Durcharbeiten des Protokolls kam ich zum 

gleichen Ergebnis. 

Ich wollte zwar heute keine Namen nennen, aber im 

Vergleich der Aussagen der Sachverstªndigen punktete 

nat¿rlich Herr Maschke ¿ber die emotionale Schiene. An 

dieser Stelle, Herr Tischendorf, mºchte ich noch einmal 

das Problem aufgreifen, um das es dabei ging. Wir haben 

gemeinsam das Gef¿hl gehabt, so auch Herr Michel, dass 

der Kollege Maschke irgendwie frustriert ist und nicht 

zufrieden mit dem Arbeitgeber. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE, 

steht am Mikrofon.) 

Meine Frage war, ob es in anderen Landkreisen auch der 

Fall ist, dass sich die Kollegen ¿ber diesen Zustand derart 

beschweren. In diesem Zusammenhang habe ich gesagt, 

mir ist nichts bekannt. Das kann man auch nachlesen. In 

Auswertung dieser Anhºrung habe ich in meinem Land-

kreis nachgefragt. Es kam die Aussage von der Verwal-

tung, dass es bei uns diese Probleme nicht gibt. Das war 

der Kern unserer Fragestellung in der Anhºrung. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? ï Herr Tischendorf, bitte. 

Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Mich w¿rde interes-

sieren, an welcher Stelle der Frust bei Kollegen Maschke 

auftrat. Sind Sie bereit zur Kenntnis zu nehmen, dass ich, 

bevor ich den Kollegen von der Lebensmittel¿berwa-

chung eingeladen habe, mit Landrat Vogel ¿ber das 

Anliegen dieser Anhºrung gesprochen habe und er als 

Dienstherr dem zugestimmt hat. Sind Sie bereit, das zu 

akzeptieren und nicht zu behaupten, dass Frust da war. 

Lothar Bienst, CDU: Das akzeptiere ich voll und ganz, 

aber ich werde trotzdem das Gef¿hl nicht los, dass in 

dieser Anhºrung ein bestimmter Frust r¿bergebracht 
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wurde. Das tut mir leid, es ist so. Andere Beispiele im 

Freistaat zeigen das Gegenteil. 

Die Rechenbeispiele des weiteren Bef¿rworters konnte 

ich ebenfalls nicht richtig nachvollziehen: Dass bei 2 % 

Inflationsrate, auf den Betrag von 30 Cent, ¿ber sieben 

Jahre gerechnet, der Betrag weit ¿ber 35 Cent liegen soll, 

kann ich mathematisch einfach nicht nachvollziehen. Sie 

hatten auch ein paar mathematische Formeln hier ange-

bracht, da kann ich das eben auch. 

Aber wenn ich gerade bei Rechenbeispielen bin: Weder 

im vorliegenden Gesetzentwurf der LINKEN noch in der 

Begr¿ndung im selbigen kann ich erkennen, warum nun 

gerade um 10 Eurocent angehoben werden soll und nicht 

12 oder 8 Eurocent oder um einen anderen Betrag. Ich 

zumindest bin es gewohnt, Kostenªnderungen auf der 

Basis einer fundierten Kalkulation zu begr¿nden und 

danach zu verabschieden. 

(Beifall bei der CDU) 

Folgendes Gedankenbeispiel: Nehmen wir einmal an, 

unser Freistaat w¿rde zu den Geberlªndern gehºren. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie eine 

Zwischenfrage? 

Lothar Bienst, CDU: Darf ich erst zu Ende f¿hren? ï 

Was w¿rden Sie wohl sagen, wenn das Niveau der Weg-

streckenentschªdigung bei dem Nehmerland ¿ber dem 

unserem lªge, meine Damen und Herren? Auf diese 

Diskussion wªre ich gespannt. Wenn wir selbst Geberland 

wªren und es sind noch 3,6 Millionen Euro ï der Finanz-

minister wird die Zahl auch noch nennen ï oder 4 Millio-

nen Euro oder mehr Millionen Euro ¿brig, kºnnte nat¿r-

lich eine solche Erhºhung verabschiedet werden, aber bis 

dahin haben wir, glaube ich, noch einen weiten und 

steinigen Weg vor uns. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie jetzt 

die Zwischenfragen? ï Es sind inzwischen zwei. 

Lothar Bienst, CDU: Ja, bitte. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Jªhnigen. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Schºnen Dank, Herr Kollege. ï 

Dass Sie Kostenªnderungen nur auf der Basis prªziser 

Kalkulation entscheiden wollen, finde ich gut. Gilt das 

auch f¿r das Standortegesetz der Staatsregierung? 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN) 

Lothar Bienst, CDU: Ich dachte, wir sprechen jetzt ¿ber 

Wegstreckenentschªdigung. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Pecher, bitte. 

Mario Pecher, SPD: Herr Kollege, um Ihr Bild vom 

Geberland aufzugreifen: Wie w¿rden Sie es empfinden, 

wenn mit unseren Krediten ein Nehmerland seine Schul-

den tilgt? 

Lothar Bienst, CDU: Soll ich darauf antworten? ï Ich 

antworte nicht darauf. 

Nein, die Realitªt ist aber anders. Das wissen wir und das 

brauche ich niemandem zu erklªren. Wir sind eben 

Nehmerland. 

Die Auswirkungen eines solchen Gesetzes ï 

Herr Tischendorf hat es vorhin auch gesagt ï auf die 

Ebene der Landkreise sind bei den soeben genannten 

Zahlen noch nicht mit eingerechnet. Dass unsere sªchsi-

schen Landkreise vor groÇen finanziellen Herausforde-

rungen stehen, d¿rfte wohl allen bekannt sein. Eine 

zusªtzliche finanzielle Belastung wªre ein falsches Signal. 

Aber ï das erklªren die LINKEN ï das ist ¿berhaupt kein 

Problem. Da gibt es ja in dem Gesetz den Artikel 2. Das 

FAG soll ja die entstandenen Mehrkosten ausgleichen. 

Meine Damen und Herren! Ist denn das die richtige 

Reihenfolge? Zuerst sollen wir hier im Sªchsischen 

Landtag ein Gesetz beschlieÇen. Erst danach wird die 

Auswirkung auf den Haushalt des Landes und die Haus-

halte der kommunalen Ebene gepr¿ft und plºtzlich muss 

das FAG herhalten, das ja bekannterweise vorhandene 

Strukturen besitzt, die eben einen Boden und einen 

Deckel haben, und ¿ber definierte Geldmittel verf¿gt. 

Bald hªtte ich es vergessen: Die Dienstrechtsreform steht 

ja auch noch an. Diese kommt im nªchsten Jahr, und dann 

ï kann ich Sie beruhigen ï fangen wir mit den Diskussio-

nen wieder von vorn an. 

Nein, meine Damen und Herren, das ist nicht der Arbeits-

stil der CDU/FDP-Koalition. Wir werden diesen Entwurf 

ablehnen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Pecher, 

bitte. 

Mario Pecher, SPD: Frau Prªsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich will mir jetzt weitere Bilder ersparen. 

Das ist immer ein bisschen gefªhrlich, wenn man das 

herausgreift. 

Zu dem Gesetzentwurf selbst: Ich denke einmal, zehn 

Jahre Zeitraum ï jeder weiÇ, dass die Kosten gestiegen 

sind ï ist allein schon ein Grund, sich dar¿ber Gedanken 

zu machen, in diesem Bereich die Kilometerpauschalen 

anzupassen. Man kann nat¿rlich krªftig dar¿ber streiten, 

ob es 10, 12 oder 14 Cent sind. Das hat auch die Anhº-

rung relativ offengelassen. Entscheidend ist ja, dass Sie 

sich an dieser Diskussion ¿berhaupt nicht beteiligen, 

sondern stªndig mit der Ank¿ndigung der Dienstrechtsre-

form abblocken. 

Ich muss auch mein Gef¿hl jetzt von der Anhºrung 

wiedergeben. Ich fand, dass man Sachverstªndige hatte, 

die aus den unterschiedlichen Bereichen der Gesellschaft 

kommen. Ich fand es schon bemerkenswert, dass sich ein 

betroffener Arbeitnehmer als Sachverstªndiger vorn 
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hingesetzt und das aus meiner Sicht auch gut gemacht hat. 

Er hat aus seiner Sicht seine Argumente fundiert darge-

legt. Mein Empfinden war, als die Frage nach dem Ar-

beitgeber gestellt wurde, dass das vºllig daneben war. Ich 

konnte seine Argumente und auch die der anderen verste-

hen. 

Ich glaube, dass es in Zeiten zuk¿nftigen Fachkrªfteman-

gels auch in den ºffentlichen Verwaltungen eine ganz 

entscheidende Rolle spielen wird, wie die Motivation 

gestaltet wird, damit sich die Menschen in dieser Gesell-

schaft f¿r diesen Job einsetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehºrt es, wenn sie schon die Bereitschaft aufbrin-

gen, mit ihrem eigenen Pkw Arbeitsleistungen f¿r den 

Arbeitgeber und die Gesellschaft zu erbringen, wobei sie 

das Risiko durch Unfall, von Nachteilen und von Stress 

tragen und dadurch einen Mehrwert schaffen ï das haben 

ja auch die Sachverstªndigen herausgearbeitet ï, weil wir 

ja keine Fahrzeuge in den Verwaltungen vorhalten m¿s-

sen, finde ich schon richtig, dass sie zumindest ihre 

Kosten ausgeglichen bekommen. Deshalb stimmen wir 

diesem Antrag zu. 

Eine letzte Bemerkung: Ich kann es schon nicht mehr 

hºren, wenn erst einmal mit Krokodilstrªnen den Arbeit-

nehmern gedankt und dann das Geld aus der Tasche 

genommen wird. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Die FDP-Fraktion, 

Herr Abg. Tippelt, bitte. 

Nico Tippelt, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Wenn Mitar-

beiter des ºffentlichen Dienstes f¿r dienstliche Fahrten ihr 

privates Kraftfahrzeug nutzen, erhalten sie pro gefahrenen 

Kilometer einen finanziellen Ausgleich. Dieser sollte 

nat¿rlich mºglichst kostendeckend sein und die Kosten-

entwicklung beispielsweise f¿r Kraftstoffe und Unterhal-

tung ber¿cksichtigen. Das steht auÇer Frage. 

Die Wegstreckenentschªdigung hat aber auch eine andere 

Funktion. Sie soll Anreize setzen, dass die Mitarbeiter 

dort, wo es mºglich ist, bei Dienstreisen auf die Nutzung 

ihres eigenen Pkws verzichten und auf ºffentliche Ver-

kehrsmittel umsteigen. Das betrifft vor allem ganz norma-

le Dienstreisen, bei denen es keinen triftigen Grund gibt, 

nun gerade den eigenen Pkw zu nutzen. Hier betrªgt die 

Wegstreckenentschªdigung derzeit 15 Cent. Eine pau-

schale Erhºhung auf 25 Cent halte ich hier weder f¿r eine 

reale Anpassung noch f¿r sinnvoll. 

Leider habe ich Ihrem Gesetzentwurf auch nicht entneh-

men kºnnen, wie Sie die Erhºhung um 10 Cent unterle-

gen. Das ist nicht nachvollziehbar. Was wªre die Konse-

quenz? Die Konsequenz wªre, dass trotz guter ¥PNV-

Verbindung gerade der eigene Pkw verstªrkt genutzt 

w¿rde. Genau das soll ja bei der ersten Stufe der Wegstre-

ckenentschªdigung vermieden werden. Unter anderem 

gibt es deswegen auch eine Staffelung in der Entschªdi-

gungshºhe. An dieser Stelle kºnnen wir Ihrem Gesetz-

entwurf nicht folgen. Er setzt die falschen Anreize. 

Auch die Anhebung der anderen Sªtze um jeweils 10 Cent 

von 25 auf 35 Cent und von 30 auf 40 Cent kºnnen wir 

nicht nachvollziehen. Gerade im Vergleich mit den Weg-

streckenentschªdigungen anderer Bundeslªnder sind Ihre 

Sªtze zu hinterfragen. Nicht einmal groÇe Flªchenlªnder, 

wie Nordrhein-Westfalen, zahlen einen Entschªdigungs-

satz von 40 Cent. Auch andere Lªnder, beispielsweise 

Bayern, liegen nicht auf diesem Niveau, das DIE LINKE 

uns hier vorschlªgt. 

Wenn wir Ihrem Gesetzentwurf folgen und damit deutsch-

landweit die hºchste Wegstreckenentschªdigung zahlen 

w¿rden, m¿ssten wir uns die berechtigte Frage der Geber-

lªnder gefallen lassen; denn sie fragen zu Recht, warum 

wir mit ihrem Geld Entschªdigungen zahlen, die sie selbst 

nicht einmal an ihre Bediensteten zahlen. 

Zwar sind die Geberlªnder im Rahmen des Lªnderfinanz-

ausgleichs weiter solidarisch, aber wir d¿rfen nicht 

vergessen, dass gerade die groÇen Geberlªnder zuneh-

mend das System offen hinterfragen. Die Annahme dieses 

Gesetzentwurfs w¿rde diese Diskussion noch zusªtzlich 

befeuern. Deshalb ist er aus unserer Sicht nicht der 

geeignete Weg. 

Nat¿rlich ist auch uns daran gelegen, dass die Wegstre-

ckenentschªdigung kostendeckend ist und die Bedienste-

ten f¿r die Nutzung ihres privaten Fahrzeuges f¿r Dienst-

reisen angemessen zu entschªdigen sind. Wir sehen an 

dieser Stelle aufgrund beispielsweise gestiegener Kraft-

stoffpreise und Unterhaltungskosten Anpassungsbedarf. 

Der Gesetzentwurf ist allerdings an vielen Stellen noch 

vºllig unausgereift und hat die Konsequenz, dass er die 

falschen Signale an die Geberlªnder sendet und die 

falschen Anreize setzt. Dar¿ber hinaus fehlt es an einer 

nachvollziehbaren Darstellung, welche konkreten Kosten-

entwicklungen f¿r die von Ihnen vorgeschlagene Erhº-

hung der Wegstreckenentschªdigung ursªchlich sind. Die 

konkreten Mehrbelastungen des Haushaltes, deren Auf-

wendungen der Steuerzahler zu schultern hat, lassen Sie 

prinzipiell auÇer Acht. 

Wir lehnen Ihren Gesetzentwurf ab. 

(Beifall bei der FDP, 

der CDU und der Staatsregierung) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Abg.  

Jªhnigen, bitte. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch die GR¦NE-

Fraktion hªlt generell eine Anpassung der Dienstreisekos-

ten f¿r notwendig. Die ewigen Verweise auf die Dienst-

rechtsreform, von der wir immer noch nicht genau wissen, 

wann sie kommen soll, wirken hier eher hilflos. Beides 

hat nur begrenzt miteinander zu tun? ï Der Kollege 

verwies auf die notwendige Kalkulation. Wir sehen 

andererseits deutlich, dass nicht nur hºhere Kosten 
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entstehen, sondern hºhere Entfernungen durch die zu-

nehmende Zentralisation besonders durch die Kreisre-

form. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann es Ihnen nicht 

ersparen: F¿r die Betroffenen besteht ï auch wenn Sie das 

hier nicht gern diskutieren mºgen ï ein Zusammenhang 

mit ihrer Gesamteinnahmensituation. Das betrifft insbe-

sondere die Beschªftigten mit einem niedrigen Salªr, 

weswegen wir als Kompromiss vorgeschlagen haben, das 

Weihnachtsgeld wenigstens f¿r diese nicht zu streichen. 

Diese trifft es in der Tat hart. 

Aber es geht auch um die Kostenfolgen f¿r die ºffentli-

chen Haushalte. Sie sind uns wichtig, auch wenn wir klar 

sagen m¿ssen, lieber Kollege Bienst, sie sind deutlich 

geringer als die Kosten, die uns durch das Standortegesetz 

entstehen. Ich meine, die Regel muss gelten: Nicht bei 

kleinen Kosten muss die Kalkulation die beste sein, 

sondern bei groÇen Kosten brauchen wir die beste Kalku-

lation, um eine Kostenbremse einzuf¿hren. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

F¿r uns besteht daher zu den Dienstreisekosten noch 

Diskussionsbedarf, auch deshalb, weil wir uns ¿berlegen 

m¿ssen, mit welchen Mitteln wir die Benutzung der 

Verkehrsmittelwahl regulieren. Ich will an dieser Stelle 

ausdr¿cklich ï selten genug habe ich Grund daf¿r ï den 

Verkehrsminister Morlok loben, 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Was? ï 

Beifall des Abg. Volker Bandmann, CDU) 

der sich, als das Finanzministerium die Einf¿hrung von 

Jobtickets blockierte, die zum Beispiel von den Mitarbei-

tern von der TU Dresden angestrebt wurden, 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

durchgesetzt hat und auf einen GR¦NEN-Antrag hin in 

die Staatsregierung eingebracht hat: Gr¿ne Antrªge 

helfen. 

(Zuruf des Abg. Stefan Brangs, SPD) 

Gratulation, dass Sie die Einf¿hrung von Jobtickets in 

Angriff genommen haben, Herr Minister. Wir werden mit 

weiteren GR¦NEN-Antrªgen gern nachhelfen. 

(Zuruf des Abg. Stefan Brangs, SPD ï 

Beifall des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Deshalb mºchten wir ausdr¿cklich anregen ï vielleicht 

beantragen wir es noch ï, dass wir die Radnutzung der 

Beschªftigten dort, wo sie mºglich ist, verstªrken. Sie 

senkt die Kosten. Sie tut etwas f¿r Gesundheit und Kli-

maschutz gleichermaÇen. Meine Kleine Anfrage hat 

gezeigt: Der Freistaat hat relativ wenige Dienstrªder, das 

Sportministerium hat zum Beispiel gar keins. Wir m¿ssen 

durch eine geringe Pauschale anregen, dass Leute, die es 

kºnnen, vom Auto auf das Rad umsteigen und ihre 

eigenen Rªder nutzen. Das fehlt in den bisherigen ¦ber-

legungen vollstªndig. Wir werden da auch gern helfen. 

Zum Gesetzentwurf heute werden wir uns enthalten. Wir 

sehen hier Regelungsbedarf. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Die NPD hat 

keinen Bedarf angemeldet. Gibt es weitere Diskussionen? 

ï Herr Bienst, bitte. 

Lothar Bienst, CDU: Frau Prªsidentin! Meine Damen 

und Herren! Es lªsst mir keine Ruhe. Ich habe mir noch 

einmal das Protokoll vorgenommen. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: 

Das ist ja schºn, ich habe es auch hier!) 

Ich mºchte noch etwas klarstellen, und zwar noch einmal 

zu dem Sachverstªndigen. Es ging darum, dass in seinem 

Betªtigungsbereich ein Auto zur Verf¿gung steht. Nach 

Nachfragen waren es plºtzlich drei Autos. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Was?) 

Ich habe danach noch einmal gefragt, ob es in anderen 

Landkreisen auch ¿blich ist, dass nur ein oder drei Fahr-

zeuge zur Verf¿gung stehen. Das war nªmlich die Aussa-

ge. Gereizt hat mich das Ganze aus einem ganz anderen 

Grund. Er sprach von einer Haushaltssanierung auf 

Kosten der Arbeitnehmer. Wenn wir den Haushalt mit 

Wegstreckenentschªdigungen sanieren, m¿ssen wir uns 

wirklich einmal etwas einfallen lassen. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: Genau!) 

Herr Pecher, Sie sprachen vorhin davon, dass die Kosten 

irgendwie gedeckt werden m¿ssen. Nat¿rlich, wir haben 

diese 30 Cent als Hºchstbetrag f¿r die Wegstreckenent-

schªdigung. Da brauche ich jetzt noch nicht auf die 

Aussage von Herrn Schreiter zu kommen, die Sie bereits 

ausf¿hrlich zitierten. Ich habe das Zitat auch hier, dass es 

eine Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer vor dem 

Steuergesetz gibt. 

Aber ï das wollte ich noch ergªnzen ï ¿ber eines waren 

sich alle Sachverstªndigen einig und diese Aussage teilen 

wir uneingeschrªnkt, nªmlich: Die Staatsregierung hat die 

Aufgabe, die Sªtze der Wegstreckenentschªdigung regel-

mªÇig zu pr¿fen und den verªnderten wirtschaftlichen 

Verhªltnissen anzupassen. 

Meine Damen und Herren, das tut sie auch. Die letzte 

Anpassung erfolgte zum 1. April 2009. Wenn ich zur¿ck-

rechne, war das vor zweieinhalb Jahren. Damals wurden 

die beiden unteren Sªtze jeweils um 3 Cent angepasst, 

nªmlich von 12 auf 15 Cent und von 22 auf 25 Cent. Ich 

darf Ihnen auch verraten, dass wir im Rahmen kommen-

der finanzpolitischer Diskussionen und sicher auch im 

Ergebnis der Anhºrung fundierte Argumente ber¿cksich-

tigen und Regelungen f¿r eine verªnderte Wegstrecken-

entschªdigung finden. Aber diese Verªnderungen werden 

wir nach einer sachlogischen Reihenfolge erarbeiten und 

einbringen. 

Ich sagte es ja bereits: Diesen Gesetzentwurf lehnt die 

Regierungskoalition aus den genannten Gr¿nden ab. 
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(Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE, 

steht am Mikrofon.) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gestatten Sie noch 

eine Zwischenfrage, bevor Sie fertig sind? 

Lothar Bienst, CDU: Na gut. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Meiwald, 

bitte. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: Herr Bienst, Sie 

haben gerade betont, dass Sie das Protokoll sehr ausf¿hr-

lich gelesen haben, die Seite 13 im Protokoll, die Aussa-

gen des Kollegen Steinbrecht vom Beamtenbund, ï 

Lothar Bienst, CDU: Ja. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: ï der dort eine 

Auflistung der Lªnder Baden-W¿rttemberg, Bayern, 

Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, 

Sachsen-Anhalt und Saarland ï ï 

Lothar Bienst, CDU: Nehmer- und Geberlªnder. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: Richtig. Ist Ihnen 

bekannt, dass das sowohl Geber- als auch Nehmerlªnder 

sind ï 

Lothar Bienst, CDU: Das ist mir bekannt. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: ï und dass Ihre 

Abstellung darauf, dass wir als Nehmerland die Geber-

lªnder vor den Kopf stoÇen w¿rden, so nicht stimmt? ï 

Das ist Ihnen bekannt? Ist Ihnen auch bekannt, dass Herr 

Steinbrecht dann weiter ausf¿hrt: Die Landesregierungen 

dieser Lªnder wissen offensichtlich die Leistungen ihrer 

AuÇendienstmitarbeiter zu schªtzen? Ist Ihnen das auch 

bekannt? 

Lothar Bienst, CDU: Das ist mir auch bekannt. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: Sind Sie mit uns 

einer Meinung, dass es ï ï 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Eigentlich heiÇt es 

eine Zwischenfrage. Ich glaube, es waren schon drei oder 

vier. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: Ach so. Gut. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Bitte zum Ende 

kommen. 

Lothar Bienst, CDU: Deshalb sagte ich, wir werden das 

w¿rdigen. 

Uta-Verena Meiwald, DIE LINKE: Wenn Sie das 

wirklich wollen, danke ich f¿r die Antwort. 

Lothar Bienst, CDU: Bevor ich zum Schluss komme, 

noch einmal zu Herrn Tischendorf: Wissen Sie eigentlich, 

wenn Sie diesem Gesetz zustimmen w¿rden, dass Sie sich 

dann auch Ihre Wegstreckentschªdigung erhºhen? 

Danke f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU ï Unruhe) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren! Gibt es weiteren Redebedarf vonseiten der 

Fraktionen? ï 

(Christian Piwarz, CDU: 

Unerhºrt! Ein Skandal! ï Unruhe) 

Mºchte noch jemand am Mikrofon reden? ï Das sieht 

nicht so aus. Ich frage die Staatsregierung: Wird das Wort 

gew¿nscht? ï Herr Staatsminister Prof. Unland, bitte. 

Prof. Dr. Georg Unland, Staatsminister der Finanzen: 

Sehr geehrte Frau Prªsidentin! Meine Damen und Herren! 

Die Staatsregierung ¿berpr¿ft regelmªÇig die Sªtze der 

Wegstreckenentschªdigung bei der Benutzung eines 

privaten Kraftfahrzeuges f¿r Dienstreisen. Sie passt diese 

dann an die verªnderten wirtschaftlichen Verhªltnisse an. 

Daher wurde zuletzt im Rahmen der Neufassung des 

Sªchsischen Reisekostengesetzes zum 1. April 2009 ï das 

ist noch nicht zehn Jahre her ï eine Erhºhung der unteren 

beiden Sªtze der Wegstreckenentschªdigung von 12 auf 

15 Cent und von 22 auf 25 Cent vorgenommen. Diese 

regelmªÇige ¦berpr¿fung aller Sªtze erfolgt auch zuk¿nf-

tig. Wir werden deshalb die Ergebnisse der Anhºrung bei 

einer etwaigen Neuregelung ber¿cksichtigen. 

Dagegen ist die heute geforderte Erhºhung der Sªtze um 

jeweils 10 Cent von derzeit 15, 25 und 30 Cent auf dann 

25, 35 und 40 Cent aus Sicht der Staatsregierung als 

deutlich zu hoch anzusehen. Insbesondere auch aus 

Gr¿nden des Umweltschutzes sollten weiterhin vorrangig 

ºffentliche Verkehrsmittel f¿r Dienstreisen genutzt wer-

den, falls das mºglich ist. Das Auto darf nicht attraktiver 

als Angebote des ¥PNV sein. 

(Zuruf des Abg. Klaus Tischendorf, DIE LINKE) 

Als Beispiel nehme ich den niedrigsten Satz von 15 Cent. 

Er ist so festgelegt, dass ï wenn kein triftiger Grund 

vorliegt, einen privaten Pkw zu nutzen ï diese 15 Cent 

dem entsprechen, was der ºffentliche Nahverkehr daf¿r 

kosten w¿rde. 

Mit einem Hºchstsatz von 40 Cent w¿rde ebenso die in 

Sachsen gewªhrte Wegstreckenentschªdigung deutlich 

¿ber den entsprechenden Entschªdigungen des Bundes 

und der anderen Bundeslªnder liegen. Eine damit verbun-

dene Vorreiterrolle des Freistaates Sachsen sehe ich als 

nicht notwendig an. Aus diesem Grunde lehnen wir diesen 

Gesetzentwurf ab. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Meine Damen und 

Herren! Wir kommen nun zur Abstimmung. Aufgerufen 

ist das Gesetz zur Anpassung der Wegstreckenentschªdi-

gung f¿r Dienstreisen in Sachsen. Wir stimmen ¿ber den 

Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKE ab. 
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Es liegen keine  nderungsantrªge vor. 

Wir beginnen wieder mit der ¦berschrift. Wer gibt die 

Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? ï Gibt es Stimment-

haltungen? ï Bei Stimmenthaltungen und Stimmen daf¿r 

ist die ¦berschrift mit Mehrheit abgelehnt. 

Artikel 1,  nderung des Sªchsischen Reisekostengeset-

zes. Wer gibt die Zustimmung? ï Die Gegenstimmen? ï 

Stimmenthaltungen? ï Auch hier bei Stimmenthaltungen 

und Stimmen daf¿r mit Mehrheit abgelehnt. 

Artikel 2, Kommunaler Mehrbelastungsausgleich. Wer 

gibt die Zustimmung? ï Gegenstimmen? ï Stimmenthal-

tungen? ï Bei Stimmenthaltungen und Stimmen daf¿r mit 

Mehrheit abgelehnt. 

Artikel 3, Inkrafttreten. Wer gibt die Zustimmung? ï 

Gegenstimmen? ï Stimmenthaltungen? ï Auch hier 

gleiches Abstimmungsverhalten. Bei Stimmenthaltungen 

und Stimmen daf¿r ist Artikel 3 mit Mehrheit abgelehnt. 

Da alle Artikel abgelehnt worden sind, er¿brigt sich eine 

Gesamtabstimmung. Ich schlieÇe diesen Tagesordnungs-

punkt. 

Wir kommen zu 

Tagesordnungspunkt 5 

2. Lesung des Entwurfs  

Gesetz zur  nderung beamten- und besoldungsrechtlicher  

Regelungen zum Stellenabbau (Stellenabbaubegleitgesetz) 

Drucksache 5/7043, Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP 

Drucksache 5/7655, Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzausschusses 

Mit der allgemeinen Aussprache beginnt die einreichende 

Fraktion der CDU. Danach sprechen die FDP, DIE LIN-

KE, SPD, GR¦NE, NPD und die Staatsregierung, wenn 

gew¿nscht. 

Ich erteile nun der CDU-Fraktion das Wort; Herr Abg. 

Patt. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: Frau Prªsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir haben in den letzten 

Monaten viel ¿ber den Personalabbau gesprochen und 

entsprechende Regelungen verhandelt. Die Koalitions-

fraktionen mºchten hier noch einige Modifizierungen 

vornehmen, wie sie Ihnen vorgelegt wurden. 

Vorab mºchte ich eine persºnliche Anmerkung machen. 

Bei dem Sªchsischen Beamtengesetz handelt es sich um 

eines der umfangreichsten und detailliertesten Gesetze: 

¿ber 170 Paragrafen, 70 Seiten, viele Untergliederungen, 

einige Anhªnge, entsprechende Verordnungen usw. nur 

f¿r die Regelungen, die anscheinend f¿r unsere Beamten 

notwendig sind. Das gibt es in Betrieben in den GrºÇen-

ordnungen, um die es sich handelt, nicht. Ich habe Ver-

stªndnis daf¿r, wenn manche hier gar nicht richtig durch-

schauen. Wir sollten uns ¿berlegen, ob das eine angemes-

sene Behandlung unserer Staatsdiener ist und auch fair 

gegen¿ber denjenigen, die nicht einen solchen gesetzli-

chen Rahmen belegen kºnnen, also Berufstªtige in nicht-

staatlichen Bereichen. 

Worum geht es aber jetzt bei unserem Entwurf? Wir 

haben im Personalbereich der Staatsverwaltung zwei 

Aufgabenfelder zu lºsen und auszutarieren, die zum Teil 

widerspr¿chlich sind und sich aus der demografischen 

Situation ergeben, und zwar verbunden mit der Finanzie-

rungssituation des Freistaates. 

Das Erste ist der ¿berdurchschnittliche Stellenbestand, der 

bei einer r¿cklªufigen Bevºlkerung zu einem nicht 

finanzierbaren Anstieg der Lohnquote f¿hrt. Eine zweite 

Aufgabe ist die verlªngerte Lebenserwartung insbesonde-

re im ºffentlichen Dienst, die aufgrund des Alimentati-

onsprinzips im Beamtenrecht zu immensen finanziellen 

Versorgungsausgaben f¿r die staatliche Gemeinschaft 

f¿hrt. Darauf m¿ssen wir rechtzeitig reagieren und auch 

einiges nachholen, was bislang noch nicht geregelt ist und 

auch versªumt wurde. 

Die Verwaltung des Freistaates hat mit etwa 32 000 

Beamten und 70 000 Angestellten auf insgesamt 86 000 

Stellen eine Personalausstattung, die 30 % ¿ber dem 

Bundesdurchschnitt West liegt. Dazu kommen noch die 

ºffentlichen Mitarbeiter in den Kommunen. Das sind rund 

76 000. Davon sind 5 % verbeamtet. Dazu kommen die 

Mitarbeiter der ºffentlichen Betriebe sowie des Bundes 

und von Bundeseinrichtungen. In dieser Gemengelage 

bewegen wir uns. 

Bei meinem Vergleich 30 % ¿ber West habe ich den 

Bildungsbereich noch ausgeklammert, f¿r den wir uns 

eine deutlich bessere Personalausstattung leisten, wenn-

gleich diese noch zu optimieren ist. So gibt es auf Lan-

desebene auf 1 000 Einwohner 13 Mitarbeiter statt ¿bli-

cherweise zehn. Dieser ¦berhang f¿hrt zu hohen Perso-

nalkosten, verringert die Produktivitªt bei hundertprozen-

tiger Lohnangleichung und beschrªnkt die Entwick-

lungsmºglichkeiten auch f¿r den Einzelnen. Letztlich ist 

er nicht finanzierbar. Mit dem Auslaufen des Solidarpakts 

werden auch die Geldtransfers, die wir bisher zum Abbau 

dieser DDR-Altlasten erhalten haben ï es gab in der DDR 

eine andere Organisationsform, sehr viel staatlicher ï, 

auslaufen. 
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Folgerichtig haben wir auf Vorschlag der Staatsregierung 

bereits einen Stellenabbau von 86 000 auf 70 000 Stellen 

beschlossen und damit auf die demografische Mengen-

entwicklung in der Gesamtbevºlkerung reagiert. Das 

sollte die erste Aufgabe lºsen. 

F¿r die zweite Aufgabe, nªmlich die verlªngerte Lebens-

erwartung und die damit verbundenen Finanzierungsver-

pflichtungen, haben wir mit dem Gesetz zur Anhebung 

der Altersgrenzen reagiert. Die Regelaltersgrenze wurde 

in Monatsschritten ¿ber 15 Jahre gestreckt auf dann 67 

angehoben, wobei es f¿r Lehrer, f¿r Polizei, f¿r Justiz und 

Feuerwehr Verg¿nstigungen aufgrund ¿berdurchschnittli-

cher Beanspruchung gibt ï Lehrer beispielsweise ein Jahr 

weniger, mittlerer und gehobener Polizeivollzugsdienst 

62 Jahre usw. 

Jetzt verkn¿pfen wir mit der Vorlage beide Aufgaben 

noch einmal und schaffen einen Anreiz, den aktiven 

Dienst als Beamter im Polizei- und Justizvollzug nach 

speziellen Regelungen einige Jahre fr¿her zu beenden. 

Wir mºchten das Sprinterlºsung nennen, die wir auch 

finanziell unterst¿tzen. Zur Gegenfinanzierung dient ein 

Versorgungsabschlag von 3,6 % pro fr¿heres Ruhestands-

jahr, was aber auf insgesamt 10,8 % gedeckelt wird. Auch 

die Hinzuverdienste der Fr¿hpensionªre wollen wir nicht 

anrechnen, sodass es eine Ausgleichsmºglichkeit f¿r den 

Einkommensabschlag gibt. 

Dieses Angebot machen wir allen Beamten, insbesondere 

des Polizei- und Justizvollzugsdienstes, die bis 2020 die 

jeweils geltende gesetzliche Altersgrenze erreichen 

w¿rden, wenn sie ihren Antrag auf Versetzung in den 

Vorruhestand bis Ende 2013 stellen. Richter und Staats-

anwªlte sind davon ausgenommen. Die durch den Vorru-

hestand frei gewordenen Stellen werden dauerhaft gestri-

chen. Wie viele beamtete Mitarbeiterinnen und Mitarbei-

ter nun dieses Angebot annehmen, wissen wir nicht. 

Damit die Staatsregierung trotzdem handlungsfªhig 

bleibt, pr¿fen die zustªndigen Gremien in jedem Fall, ob 

gegebenenfalls dienstliche Gr¿nde dem Wunsch auf 

Vorruhestand entgegenstehen. Somit ist meine Empfeh-

lung, dass sich beide Partner mit Blick auf das gegenseiti-

ge Dienst- und Treueverhªltnis zusammensetzen, um in 

Personalentwicklungsgesprªchen konkrete Mºglichkeiten 

auszuloten, anzubieten und hilfsweise auch durch Umver-

setzungen so abzustimmen, dass alle zufrieden sind. 

Ich komme nun zum Gesetzentwurf. Alternativen haben 

wir aus meiner Sicht nicht. Tarifvertragliche Teilzeitlº-

sungen sind bei Beamten aufgrund des Systems nicht 

mºglich. Wir kºnnen den Personalbestand also nur ¿ber 

die Stellen steuern. Eine entsprechende Regelung f¿r die 

Angestellten der Staatsverwaltung, die sich in dem 

Gesetzentwurf noch nicht findet, pr¿fen wir gegenwªrtig 

noch und befinden uns dazu in dem Austausch mit dem 

Koalitionspartner. Gleichwohl drªngt die Zeit. 

Das vorgelegte Gesetz sieht noch weitere Regelungen vor. 

Erstens bleibt die Antragsaltersgrenze f¿r schwerbehin-

derte Beamte bei 60 Jahren. Der Versorgungsabschlag 

aber, der bislang maximal 18 % betrug, wird um 40 % auf 

10,8 % reduziert. Einen zweiten kleinen Ansatz bitte ich 

auÇerdem aufzunehmen: Der Generaldirektor der Staatli-

chen Kunstsammlungen Dresden wird zuk¿nftig als 

Angestellter gef¿hrt. Die Verbeamtung von ªlteren Perso-

nen ist ausgeschlossen. Gerade im Kunstbereich steigt die 

Expertise mit dem Alter. Man kann also mit einem Anstel-

lungsverhªltnis besser auf dem Arbeitsmarkt, der sehr eng 

ist, agieren. 

Ich hoffe, wir haben Sie ¿berzeugt. Ich bitte um allfªllige 

Zustimmung. Wir kºnnten auch die Debatte abk¿rzen, 

wenn es keine Einwªnde mehr gibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Nun spricht 

Herr Karabinski f¿r die FDP-Fraktion. Bitte. 

Benjamin Karabinski, FDP: Sehr geehrte Frau Prªsi-

dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 

haben ein ausgesprochen ehrgeiziges Ziel vor uns. Wir 

wollen nicht nur, dass der Freistaat Sachsen im Jahr 2020 

finanziell auf eigenen F¿Çen steht. Wir wollen auÇerdem 

die sªchsische Verwaltung demografiefest und zukunfts-

orientiert weiterentwickeln. 

Die prognostizierte demografische Entwicklung, die 

zur¿ckgehenden Solidarpaktmittel und die mºglicher-

weise zur¿ckgehenden Mittel aus den europªischen 

Strukturfonds im Rahmen der neuen Strukturfondsperiode 

ab dem Jahr 2014 zwingen uns dazu, MaÇnahmen zu 

ergreifen, um weiterhin ohne neue Schulden handlungsfª-

hig zu bleiben. Mit einer soliden und verantwortungsvol-

len Haushaltspolitik sowie einem ausgeglichenen Dop-

pelhaushalt f¿r die Jahre 2011/2012 haben wir den An-

fang gemacht. Die Entwicklung der Steuermehreinnah-

men ist zwar sehr erfreulich. Deren Verwendung ist aber 

dem eben genannten Ziel konsequent untergeordnet. Wir 

wollen im Jahr 2020 auf eigenen F¿Çen stehen. 

Deshalb haben wir auch mit einer umfangreichen Staats-

modernisierung begonnen. Wir werden nicht nur die 

Behºrdenstruktur umbauen und an die demografische 

Entwicklung im Freistaat Sachsen anpassen. Wir passen 

auch die Stellenanzahl in der ºffentlichen Verwaltung an 

diese Bedingungen an. Bei einer Anpassung an den 

durchschnittlichen Personalbestand der westdeutschen 

Flªchenlªnder w¿rde dies in etwa 70 000 Stellen im 

Jahr 2020 bedeuten. Deshalb wurde im Rahmen des 

Doppelhaushalts 2011/2012 auch ein Stellenabbau be-

schlossen, der leistungsfªhige Strukturen erhªlt und 

dennoch dem bereits genannten Ziel stetig folgt. 

Mit dem heute zur Beschlussfassung stehenden Stellenab-

baubegleitgesetz mºchten wir zusªtzliche Anreize f¿r die 

sªchsischen Beamten schaffen, sodass die Beamten unter 

bestimmten Voraussetzungen mit geringen Abschlªgen 

vorzeitig in den Ruhestand eintreten kºnnen. Dadurch ist 

es mºglich, die finanziellen Einspareffekte durch den 

bereits beschlossenen Stellenabbau noch fr¿her zu reali-

sieren. 
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Diese Mºglichkeit schaffen wir auch in dem Wissen 

darum, dass gerade f¿r  ltere eine Tªtigkeit im Bereich 

des Polizeivollzugsdienstes oder des Strafvollzuges sehr 

anstrengend ist. Eine solche Tªtigkeit stellt unabhªngig 

vom Alter groÇe Anforderungen an die Vollzugsbeamten. 

Die Beamten im Wechselschichtdienst der Polizei und in 

Diensten mit ungeregelten Arbeitszeiten unterliegen einer 

besonderen Beanspruchung. Diesen Beamten mºchten wir 

mit diesem Gesetz das Angebot unterbreiten, fr¿her vom 

aktiven Dienst in den wohlverdienten Ruhestand einzutre-

ten. Besonders die Vollzugsbeamten wird dieser Gesetz-

entwurf deshalb erfreuen. Sie kºnnen ohne Abz¿ge 

nunmehr wieder die Altersgrenze von 60 Jahren in An-

spruch nehmen. Mit dieser gesetzlichen Regelung mºch-

ten wir einerseits dem einzelnen Beamten entgegenkom-

men. Andererseits mºchten wir die Kalkulierbarkeit des 

Personalabbaus nicht beeintrªchtigen. Gerade durch die 

Deckelung der Abschlªge beim vorzeitigen Ruhestands-

eintritt als auch durch die Hinzuverdienstmºglichkeiten, 

die nicht angerechnet werden, wollen wir eine ausrei-

chende Attraktivitªt schaffen, damit viele Beamte von 

dieser Regelung Gebrauch machen werden. 

In der Anhºrung zu diesem Gesetzentwurf wurde darauf 

eingegangen, dass eine solche Regelung zum Vorziehen 

des Stellenabbaus und der Mºglichkeit zu einem vorzeiti-

gen Eintritt in den Ruhestand auch f¿r die sªchsischen 

Angestellten w¿nschenswert wªre. Das sehe ich genauso. 

Allerdings m¿ssen hier die konkreten Voraussetzungen 

bekannt sein. Das sind sie aber derzeit nicht. Wir m¿ssen 

zuerst wissen, ob es im Bereich der sªchsischen Lehrer 

einen Stellenabbau geben wird und wie groÇ er sein soll. 

Einen Stellenabbau kann man nur dann vorziehen ï das 

Vorziehen ist letztendlich Inhalt dieses Gesetzes ï, wenn 

man weiÇ, wie viele Stellen abgebaut werden sollen. 

Ohne dies zu wissen, kºnnen wir derzeit keine adªquate 

Regelung f¿r die Angestellten auf den Weg bringen. 

Ich bin an dieser Stelle jedoch zuversichtlich, dass wir 

zeitnah mehr Informationen haben werden und eine 

vergleichbare Regelung f¿r die Angestellten nachziehen 

kºnnen. 

AbschlieÇend mºchte ich noch einmal um die Zustim-

mung zu diesem Gesetzentwurf werben. Einhellig haben 

die Sachverstªndigen diese Initiative mit Anerkennung 

und als richtiges Mittel gew¿rdigt. Er trªgt mit seinen 

Anreizen zu einem Vorziehen des Stellenabbaus dazu bei, 

dass der Freistaat Sachsen zuk¿nftig handlungsfªhig 

bleibt. Aus diesem Grund bitte ich Sie um Zustimmung zu 

dem Gesetz zur  nderung beamten- und besoldungsrecht-

licher Regelungen zum Stellenabbau. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Nun hat die 

Fraktion DIE LINKE das Wort. Herr Gebhardt, bitte. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Frau Prªsidentin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Meine Damen und 

Herren von der Koalition, wahrscheinlich erwarten Sie, 

dass ich Sie f¿r diese Gesetzesinitiative lobe und mich 

freue, dass Sie endlich die Realitªt zur Kenntnis genom-

men haben und zur Vernunft gekommen sind. Keine 

Sorge, diesen Gefallen tue ich Ihnen nicht. Sie haben es 

auch gar nicht verdient, Herr Patt. 

Herr Piwarz, ich freue mich aber, dass ich zum zweiten 

Mal innerhalb kurzer Zeit Folgendes verk¿nden kann: Die 

CDU hºrt auf DIE LINKE. Wir haben schon im Rahmen 

der Beratungen des Gesetzentwurfes der Staatsregierung 

zur Anhebung der Altersgrenzen und zur  nderung 

weiterer beamtenrechtlicher Regelungen hier im Plenum 

sehr deutlich darauf hingewiesen, dass die Anhebung der 

Altersgrenze f¿r die sªchsischen Polizeibeamtinnen und  

-beamten mehr als realitªtsfremd ist. Nachdem die ersten 

Schnellsch¿sse von Ihnen abgegeben worden sind, haben 

Sie offensichtlich zur Kenntnis nehmen m¿ssen, dass Sie 

mit Ihren realitªtsfernen Zahlenspielereien den von Ihnen 

geplanten Stellenabbau bis zum Jahr 2020 nicht hinbe-

kommen werden, wenn Sie die Altersgrenzen der sªchsi-

schen Polizistinnen und Polizisten anheben. 

Nun legen Sie uns ein Stellenabbaubegleitgesetz vor, 

welches ï Zitat aus Ihrer Begr¿ndung ï Ăden beschlosse-

nen Stellenabbau nachhaltig unterst¿tzen wird und wegen 

der zeitlichen Befristung bis 2020 nicht im Widerspruch 

mit den langfristigen Anhebungen der Altersgrenzen f¿r 

den Eintritt in den Ruhestand stehenñ. Ich habe wirklich 

den Eindruck, Sie glauben den Quatsch, den Sie aufge-

schrieben haben. Nat¿rlich gibt es einen Widerspruch 

zwischen Ihrem selbstgewªhlten rein fiskalischen Ansatz, 

Personal abzubauen, und dem Versuch, die Beamtinnen 

und Beamten lªnger arbeiten zu lassen. Weil Sie nun aber 

offensichtlich zu der Erkenntnis gekommen sind, dass die 

von Ihnen bereits angestrebte fiskalische Zahlenakrobatik 

nicht funktioniert und Sie damit Ihre selbstgesteckten 

Ziele nicht erreichen, haben Sie jetzt diese Gesetzesinitia-

tive ergriffen. Sie holen sich nebenbei wenigstens einmal 

ein wenig Lob bei den Gewerkschaftsvertretern der 

Polizei ab. 

Aber auch jetzt lassen Sie es an der notwendigen Konse-

quenz missen. Oder ist es Unwilligkeit oder Unfªhigkeit? 

Ich bin mir nicht ganz sicher. Sie legen nªmlich wieder 

einen Gesetzentwurf vor, mit dem Sie versuchen, Ihren 

eigenen Gesetzesmurks zu heilen. Das ist weder seriºs 

noch der Bedeutung des Sachverhalts angemessen. 

Ich komme zu Punkt 1. Die Laufzeit ist nur bis zum 

Jahr 2020. Der Stellenabbau bei der Polizei wird aber 

nach der Verlªngerung der Lebensarbeitszeit mindestens 

bis 2025 dauern. Das hat Ihnen auch Herr Husgen von der 

Gewerkschaft der Polizei in der Anhºrung gesagt. 

Punkt 2. Nicht akzeptabel ist die Willk¿r, die Sie mit dem 

vorliegenden Gesetzentwurf festgeschrieben haben, dass 

pauschal ï Zitat ï Ădienstliche Gr¿ndeñ dem vorzeitigen 

Ruhestand entgegenstehen kºnnen. Eine ªhnliche Rege-

lung f¿r die meist angestellten Lehrerinnen und Lehrer 

hatte in den letzten Jahren schon zu Hunderten von 

Rechtsstreitigkeiten gef¿hrt, wie die Sachverstªndigenan-
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hºrung ergeben hat. Hier fordern wir Sie auf, umgehend 

nachzubessern. Wer aufgrund besonderer gesundheitlicher 

Belastungen durch den Beruf vorzeitig aus dem Dienst 

ausscheiden mºchte, muss dazu im Regelfall die Chance 

erhalten. 

Punkt 3. Die grºÇte Schwªche des Gesetzes ist, dass es im 

Grundsatz der verqueren Regierungslogik des gesamten 

Stellenabbaus entspricht: Wir wissen zwar nicht, welche 

Aufgaben die Beschªftigten k¿nftig wahrnehmen sollen, 

aber wir wissen genau, dass wir zu viele Beschªftigte 

haben. 

Die Personalpolitik der Staatsregierung und der Koalition 

lªsst sich wie folgt erzªhlen: Da verk¿ndet der Minister-

prªsident eine Summe von Bediensteten, die zuk¿nftig in 

Sachsen nicht mehr auf der Gehaltsliste des Freistaates 

stehen sollen. 

Da macht der Finanzminister seine Vorgaben gegen¿ber 

den einzelnen Ressorts, und die fangen an ï wie man es 

besonders im Bereich des Innenministeriums sehen kann 

ï, gedankenlos diese Vorgaben zu erf¿llen. Da kommt 

dann ein Werk heraus, welches ĂPolizei Sachsen 2020ñ 

genannt wird, und die Zielvorgaben des Finanzministers 

sind erf¿llt. 

Der Justizminister plant ein Standortkonzept, in dem 

steht, wo denn zuk¿nftig welche Behºrden unterzubrin-

gen sind. Dabei ist ¿berhaupt nicht klar, welche Aufgaben 

und welche Stellen zuk¿nftig im Freistaat wegfallen 

sollen. 

Zwischendurch streicht die Koalition hier im Landtag den 

Beamten die Zulagen und verlªngert die Lebensarbeits-

zeit, um ihnen jetzt mit einem Gesetz das Angebot zu 

machen, zeitiger in den Ruhestand zu gehen, aber nur, 

wenn keine dienstlichen Gr¿nde entgegenstehen. 

Diese Vorgehensweise ist weder seriºs noch dauerhaft 

geeignet, den hohen Anforderungen an die Beamtinnen 

und Beamten des Freistaates zu entsprechen. 

All das, was sie uns in den letzten Wochen prªsentiert 

haben, zeigt, dass es Ihnen in keinem Fall um die Interes-

sen der Beamtinnen und Beamten im Rahmen Ihrer 

F¿rsorgepflicht geht. Es geht Ihnen auch nicht um eine 

umfªngliche und nachhaltige Aufgabenerf¿llung. Es geht 

Ihnen ausschlieÇlich um personelle und finanzielle Ein-

sparungen, bis es quietscht. 

Auch wenn die Vorschlªge dieses Gesetzentwurfes f¿r die 

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten ein Zur¿ckrudern 

in die richtige Richtung bedeuten, kºnnen wir Ihrem 

unseriºsen und w¿rdelosen Umgang mit den sªchsischen 

Beamtinnen und Beamten keinesfalls unsere Zustimmung 

geben. 

(Zuruf von der CDU: Schaum schlagen!) 

Das Heilen einer Fehlentscheidung von vielen, die noch 

bestehen bleiben, ist f¿r uns nicht zustimmungsfªhig. 

Deshalb kann ich meiner Fraktion nur empfehlen, dem 

vorliegenden Gesetzentwurf nicht zuzustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den LINKEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Pecher, 

bitte. 

Mario Pecher, SPD: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann es kurz ma-

chen: Nat¿rlich werden wir diesem Gesetzentwurf nicht 

zustimmen. 

Ich fand es in der Anhºrung ganz spannend, wie ausge-

f¿hrt wurde, dass es letztendlich fast ein reines Klientel-

gesetz ist. Mein Kollege von den LINKEN hat das auch 

geschildert. So positiv das vielleicht auch f¿r Einzelne aus 

der Klientel im Polizeibereich ist, desto verheerender ist 

das Signal f¿r die gesamte Beamtenschaft. Nachweislich 

wirkt es im Bereich der kommunalen Beamten fast 

¿berhaupt nicht. Im Bereich der anderen Staatsdiener, 

auÇer Polizei, und mit Abstrichen bei der Justiz wirkt es 

ebenfalls so gut wie ¿berhaupt nicht. Die Anhºrung kam 

eigentlich zu dem Ergebnis, dass man ¿berhaupt nicht 

voraussagen kann, wie viele das ungefªhr in Anspruch 

nehmen kºnnen. Dazu gab es keine Aussagen. Dazu hat 

sich ï ¿brigens auch im Polizeibereich ï keiner in der 

Lage gef¿hlt. 

Ich halte es f¿r etwas zynisch, ¿ber 3 000 Stellen im 

Polizeibereich abbauen zu wollen und zu sagen, dass die 

Mºglichkeit geschaffen wird, eher in den Ruhestand zu 

gehen, weil die Beamten so angespannt sind, wªhrend der 

Rest, der dableibt, die Aufgaben abfangen muss, die 

3 200 Beamte nach dem Stellenabbau nicht mehr erf¿llen 

kºnnen. Es ist f¿r mich haneb¿chen, was da lªuft. 

Auch das Thema Willk¿r wurde schon angesprochen. Es 

macht ¿berhaupt keinen Sinn, ein Angebot zu machen, 

das letztendlich vom Dienstherren jederzeit ohne Angabe 

von Gr¿nden blockiert werden kann. 

Ich habe zugegebenermaÇen ein ¿berzeichnetes Bild 

gebracht, aber es kann nicht sein, dass diejenigen, die 

etwas kºnnen, lªnger arbeiten m¿ssen, wªhrend diejeni-

gen, die sich ein wenig zur¿cklehnen, einfach gehen 

kºnnen. Das ist schlichtweg nicht in Ordnung. Aber genau 

das ist die Botschaft, die dieser Gesetzentwurf beinhaltet. 

Deshalb ï das sage ich ganz deutlich ï muss man dieses 

Gesetz ablehnen. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Frau Jªhnigen, 

bitte. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Sehr geehrte Frau Prªsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben als Fraktion 

mehrfach thematisiert, was f¿r ein Problem es ist, wenn 

man den Stellenabbau ohne jedes Personalentwicklungs-

konzept betreiben will. Uns droht schlichtweg eine 

¿beralterte Landesverwaltung. Nun klang die Begr¿ndung 
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Ihres Antrages so, als ob damit die Lºsung geschaffen 

w¿rde. Da muss ich Sie sehr ern¿chtern. 

Der Sachverstªndige der CDU-Fraktion, Prof. Hirte, hat 

in der Anhºrung zum Gesetz ausgef¿hrt, dass altersmªÇig 

1 500 Beamtinnen und Beamte betroffen sind. Geht man 

von einer Inanspruchnahme des vorzeitigen Ruhestandes 

von 15 bis 20 % der Betroffenen aus, werden gerade 

einmal 150 bis 300 Leute in den Ruhestand gehen. Ein 

groÇer Wurf ist das nicht, bestenfalls ein kleiner Baustein. 

Aber es sei den Beamten gegºnnt. 

Grundsªtzlich stehen ganz andere Fragen an. Wenn 

20 000 Leute bis 2020 in den regulªren Ruhestand gehen 

und davon wie geplant 17 000 Stellen gestrichen werden, 

bleiben 3 000 ¿brig. Die werden allein als notwendiger 

Einstellungskorridor f¿r die Polizei gebraucht. Dazu 

kommen ja noch die 150 bis 300 durch dieses Gesetz 

hinzu. Das sind vielleicht 15 bis 30 neue Lehrerinnen und 

Lehrer pro Jahr. 2020, im Jahr des Fachkrªftemangels, 

m¿ssten wir jªhrlich 3 000 Leute in den Ruhestand 

schicken. Wie wollen wir die neu einzustellenden Men-

schen ausbilden? 

Wir haben als Freistaat nach wie vor keinerlei Personal-

entwicklungskonzept. Wir brauchen eine Vielfalt von 

MaÇnahmen. Diese eine ist bestenfalls ein kleiner Bau-

stein. Ich verweise noch einmal auf den Antrag unserer 

Fraktion zum Personalentwicklungskonzept. Ich glaube, 

hier muss dringend gehandelt werden. 

Auch Ihr Gesetzentwurf schafft nicht gen¿gend Flexibili-

tªt. Er begrenzt einerseits die Mºglichkeit zum Ruhestand 

auf den Stellenabbau; es ist also nicht mºglich, durch 

vorzeitigen Ruhestand neue Leute auf Stellen einzustel-

len, die bestehen bleiben. Andererseits gibt er dem 

Dienstherren das Vorrecht, bei weiterf¿hrenden dienstli-

chen Belangen den vorzeitigen Ruhestand abzulehnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das ist unflexibel und 

schafft gerade nicht die Freiheit in der Stellenplanung und 

Neueinstellungspolitik, die wir brauchen. 

Aus den Gr¿nden halten wir diesen Gesetzentwurf f¿r 

ungeeignet. Ich werde Ihnen bei den  nderungsantrªgen 

erlªutern, wie Sie ihn qualifizieren kºnnten. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Gibt es weiteren 

Redebedarf vonseiten der Fraktionen? ï Das ist nicht der 

Fall. Herr Staatsminister, w¿nschen Sie das Wort? ï Bitte. 

Prof. Dr. Georg Unland, Staatsminister der Finanzen: 

Frau Prªsidentin! Meine Damen und Herren! Wir haben 

uns in der Tat beim Stellenabbau hohe Ziele gesetzt. Die 

Zahl der Stellen betrªgt zurzeit rund 86 500. Langfristig 

muss sie auf rund 70 000 abgesenkt werden. Damit stellen 

wir uns auf die demografische Entwicklung ein, denn wir 

m¿ssen bis zum Jahr 2020 einen R¿ckgang der Bevºlke-

rung von heute knapp 4,2 Millionen auf dann 3,9 Millio-

nen Menschen verschmerzen. Bis zum Jahre 2025 wird es 

nochmals einen R¿ckgang von rund 100 000 B¿rgern auf 

dann 3,8 Millionen Menschen geben. 

Das hat geringere Einnahmen, zum Beispiel auch Steuer-

einnahmen, zur Folge. Deshalb kºnnen wir uns nicht 

mehr denselben Verwaltungsaufbau wie bisher leisten. 

Zusªtzlich m¿ssen wir darauf reagieren, dass die Transfer-

leistungen sowohl auf der Deutschland- als auch auf der 

EU-Ebene sinken. 

Ich mºchte anhand einer Zahl deutlich machen, was das 

bedeutet. 

Die Finanzausstattung des Freistaates sinkt bis zum 

Jahr 2020 real um etwa 3 Milliarden Euro. Wir wollen die 

uns selbst gestellten Ziele des Stellenabbaus erreichen. 

Jede Haushaltsaufstellung bringt uns diesem Ziel nªher. 

Aber damit nicht genug. Wir schaffen Anreize f¿r Beam-

te, vorzeitig in den Ruhestand einzutreten. Der Stellenab-

bau im Beamtenbereich wird damit f¿r bestimmte Jahr-

gªnge vorgezogen. Die vorgeschlagenen Regelungen 

enthalten deshalb Verg¿nstigungen, unter anderem beim 

Versorgungsabschlag, aber auch beim Hinzuverdienst. 

Damit diese Verg¿nstigungen nicht zu Mehrausgaben 

f¿hren, kann keine Wiederbesetzung der Stellen erfolgen. 

Dabei ist f¿r die Staatsregierung Folgendes sehr wichtig: 

In jedem Einzelfall muss sorgfªltig gepr¿ft werden, ob 

dienstliche Interessen der vorzeitigen Versetzung in den 

Ruhestand entgegenstehen. Die Arbeitsfªhigkeit der 

Behºrden und Dienststellen muss auf alle Fªlle aufrecht-

erhalten werden. 

Der Gesetzentwurf steht auch der k¿rzlich beschlossenen 

langfristigen Anhebung der Altersgrenzen f¿r den Ruhe-

standseintritt nicht entgegen. Diese war insbesondere 

wegen der demografischen Verªnderungen bzw. der 

lªngeren Lebenserwartung unabdingbar. Es ist notwendig, 

in diesem Zusammenhang die k¿nftigen finanziellen 

Versorgungslasten zu begrenzen; denn Sachsen braucht 

auch zuk¿nftig eine stabile Haushaltslage. Dazu gehºrt es, 

strukturelle MaÇnahmen einzuleiten, damit die Ausgaben 

langfristig an die zur¿ckgehenden Einnahmen angepasst 

werden kºnnen. Nur so erhalten wir die Handlungsfªhig-

keit des Freistaates. Ich bitte Sie daher, dem Gesetzent-

wurf zuzustimmen. 

Danke schºn. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wir kommen nun 

zur Abstimmung. Wir stimmen auf der Grundlage der 

Beschlussempfehlung des Haushalts- und Finanzaus-

schusses, Drucksache 5/7655, einschlieÇlich der Ergªn-

zung ab. Es liegt in Drucksache 5/7712 ein  nderungsan-

trag der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN vor, und 

ich bitte Frau Jªhnigen um Einbringung. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Unser  nderungsantrag ist im Ergebnis der Anhº-

rung und auf der Basis der dortigen Diskussion entstan-

den. Sie schlagen vor, dass der vorzeitige Ruhestand nur 

dann angenommen werden kann, wenn der Dienstherr 

keine entgegenstehenden dienstlichen Gr¿nde geltend 

macht. Das beschrªnkt dieses Instrument nat¿rlich noch 
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viel mehr. Dies werden dann wahrscheinlich nicht einmal 

10 % der Beamtinnen und Beamten in Anspruch nehmen, 

da gerade die  lteren auf den gehobenen Stellen unver-

zichtbar sind. 

Erstens. Wir halten es f¿r nºtig, dies zu flexibilisieren und 

vorgezogene Neueinstellungen vorzunehmen. Deshalb 

schlagen wir vor, dieses Tatbestandsmerkmal zu streichen. 

Zweitens schlagen Sie als weiteres zusªtzliches Merkmal 

vor, dass der vorzeitige Ruhestand dem Stellenabbau 

dienen m¿sse. 

Einerseits ist das unklar. Was heiÇt Ădem Stellenabbauñ? 

Die kw-Stellen ï k¿nftig wegfallende Stellen ï beschlieÇt 

der Landtag. Es gibt keinen sonstigen Stellenabbau. Das 

hielten wir auch nicht f¿r transparent. Andererseits ist es 

doch gut, wenn durch den vorzeitigen Ruhestand eines 

Beamten bzw. einer Beamtin eine vorgezogene Neuein-

stellung gelingt, weil wir spªter weniger Fachkrªfte haben 

werden. 

Man merkt nat¿rlich, dass Sie mit Ihrer restriktiven 

Vorstellung ï wegen des Fehlens eines Personalentwick-

lungskonzeptes ï ¿berhaupt nicht genau ¿berlegt haben, 

was Sie da tun wollen. Andererseits wird das den Wir-

kungsgrad Ihres Gesetzes maximal beschrªnken. Wir 

halten das f¿r unklug, und wir finden es auch im Sinne 

der Beschªftigten nicht klug, so viele Ermessenspr¿-

fungsbegriffe dort einzuf¿hren; denn letzten Endes wird 

es kaum eine Person auf einer Dienststelle geben, f¿r die 

sich keine Verwendung fªnde. 

Also, ¿berlegen Sie sich bitte, was Sie wollen! Mit 

unserem Vorschlag kºnnen Sie einen echten Altersruhe-

stand auf Antrag der Beamten erreichen. Sie kºnnen 

Stellen freimachen ï oft hoch dotierte Stellen ï, daf¿r 

junge Leute neu einstellen und dabei noch etwas sparen. 

Drittens schlagen wir Ihnen vor, dass bei der Ablehnung 

eines Antrages auf vorgezogenen Ruhestand eine Beteili-

gung des Personalrates erfolgen muss. 

Wir denken, das sind MaÇnahmen, die ï entgegen dem 

Antrag der Betroffenen ï zuungunsten des Personals 

erfolgen und damit nat¿rlich beteiligungspflichtig sein 

m¿ssen ï auch eine Forderung der Gewerkschaften. Ich 

meine aber auch, sie dient der Kommunikation innerhalb 

der Dienststellen. 

Summa summarum: Stimmen Sie bitte unseren Antrªgen 

zu. Damit machen Sie Ihren eigenen Gesetzentwurf 

flexibel. Ohne unseren wird er nichts taugen, und ohne 

unseren werden wir ihm auch nicht zustimmen. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Herr Abg. Patt, 

zum Antrag? ï Bitte. 

Peter Wilhelm Patt, CDU: Vielen Dank. ï Diese Vor-

schlªge haben wir sehr wohl diskutiert, ¿berlegt und 

abgewogen, kºnnen ihnen aber nicht folgen. Wenn wir 

den Dienstherrn aus der Entscheidung herausnehmen, ob 

diese Stelle abgebaut wird, und derjenige, der sie besetzt, 

sie vorzeitig verlassen mºchte, dann werden wir dem 

gegenseitigen Treueverhªltnis zwischen Dienstherrn und 

Mitarbeiter nicht gerecht; denn zunªchst einmal haben wir 

die Arbeitsfªhigkeit der Staatsverwaltung aufrechtzuerhal-

ten, und danach richtet sich, wie wir auf W¿nsche einzel-

ner Mitarbeiter eingehen kºnnen. 

Warum, wie eben auch schon in den Erwiderungen gesagt 

wurde, soll hierbei eine Willk¿r herrschen? Ich weiÇ 

nicht, welchen Eindruck die Opposition, insbesondere 

DIE LINKE und SPD, von der Staatsverwaltung hat. Was 

muss das f¿r ein Willk¿rapparat sein, in dem nicht or-

dentlich miteinander gearbeitet wird? Ich glaube, Sie 

haben ein sehr schlechtes Bild; das sollten Sie revidieren. 

Sie sollten auch Ihren Eindruck revidieren, dass nur die 

Schwªchsten gehen w¿rden. Ich weiÇ nicht, wieso Sie 

sich anmaÇen, das festzustellen. Hier gibt es eine ausge-

wogene, austarierte Situation. Dabei kann auch die 

Personalvertretung sicher mitreden. Daf¿r brauchen wir 

keine besondere gesetzliche Regelung. 

Deshalb schlage ich vor, dass wir diese drei  nderungsan-

trªge nicht annehmen. ï Danke. 

1. Vizeprªsidentin Andrea Dombois: Wer mºchte sich 

noch zum  nderungsantrag der Fraktion B¦ND-

NIS 90/DIE GR¦NEN melden? ï Es gibt keine Diskussi-

on mehr. Somit lasse ich nun ¿ber diesen  nderungsan-

trag abstimmen. Wer seine Zustimmung geben mºchte, 

den bitte ich um sein Handzeichen. ï Die Gegenstimmen? 

ï Danke. Die Stimmenthaltungen? ï Bei wenigen Stimm-

enthaltungen und einer Reihe von Stimmen daf¿r wurde 

der Antrag dennoch mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir beginnen nun, ¿ber die Beschlussempfehlung abzu-

stimmen. Ich beginne mit der ¦berschrift. Wer seine 

Zustimmung geben mºchte, den bitte ich um sein Hand-

zeichen. ï Die Gegenstimmen? ï Die Stimmenthaltun-

gen? ï Bei Stimmenthaltungen und Gegenstimmen ist der 

¦berschrift mit Mehrheit zugestimmt worden. 

Artikel 1,  nderung des Sªchsischen Beamtengesetzes. 

Wer seine Zustimmung geben mºchte, den bitte ich um 

sein Handzeichen. ï Die Gegenstimmen? ï Danke. Die 

Stimmenthaltungen? ï Auch hier wieder Stimmenthaltun-

gen und Gegenstimmen. Artikel 1 wurde dennoch mit 

Mehrheit angenommen. 

Artikel 2,  nderung des Sªchsischen Besoldungsgesetzes. 

Wer seine Zustimmung geben mºchte, den bitte ich um 

sein Handzeichen. ï Danke. Die Gegenstimmen? ï 

Danke. Die Stimmenthaltungen? ï Auch hier gleiches 

Abstimmungsverhalten. Bei Stimmenthaltungen und 

Stimmen dagegen wurde Artikel 2 mit Mehrheit zuge-

stimmt. 

Artikel 3, Inkrafttreten. Wer seine Zustimmung geben 

mºchte, den bitte ich um sein Handzeichen. ï Danke. Die 

Gegenstimmen? ï Danke. Die Stimmenthaltungen? ï 

Auch hier wiederum Stimmenthaltungen und Gegen-

stimmen. Artikel 3 wurde dennoch mit Mehrheit zuge-

stimmt. 
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Ich lasse nun ¿ber den gesamten Gesetzentwurf abstim-

men. Wer seine Zustimmung geben mºchte, den bitte ich 

um sein Handzeichen. ï Danke. Die Gegenstimmen? ï 

Danke. Die Stimmenthaltungen? ï Bei Stimmenthaltun-

gen und einer Reihe von Gegenstimmen wurde dem 

Gesetzentwurf dennoch zugestimmt. 

Nun liegt mir ein Antrag auf Eilausfertigung vor. Erhebt 

sich dagegen Widerspruch? ï Damit kºnnen wir so 

verfahren. 

Wir schlieÇen diesen Tagesordnungspunkt. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 6 

Einsetzung einer Unabhªngigen Untersuchungskommission  

ĂAufklªrung der Mitverantwortung sªchsischer Sicherheits-  

und Strafverfolgungsbehºrden f¿r das ungehinderte Wirken  

der Terrorzelle Nationalsozialistischer Untergrundñ 

Drucksache 5/7600, Antrag der Fraktion DIE LINKE 

Hierzu kºnnen die Fraktionen Stellung nehmen. Es 

beginnt die Fraktion DIE LINKE, danach folgen CDU, 

SPD, FDP, GR¦NE, NPD und die Staatsregierung, wenn 

sie das w¿nscht. Ich erteile nun Herrn Abg. Gebhardt das 

Wort. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Frau Prªsidentin! Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Da Herr Bartl heute 

nicht anwesend sein kann, werde ich sinnwahrend seine 

Rede vortragen. 

(Christian Piwarz, CDU: 

Wo ist er denn? Bitte mit Dialekt!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Bundesverfas-

sungsgericht hat in seinem j¿ngst auch in anderen Zu-

sammenhªngen f¿r den Freistaat Sachsen hºchst interes-

santen Beschluss vom 12. Oktober 2011 zur Verfas-

sungsmªÇigkeit von Vorschriften des Gesetzes zur Neure-

gelung zur Telekommunikations¿berwachung vom 

21. Dezember 2007 erneut hervorgehoben ï ich zitiere ï: 

ĂDie Aufklªrung und Verfolgung von Straftaten ist eine 

staatliche Aufgabe von hohem Verfassungsrangñ. 

Angesichts der Dimension und der Ungeheuerlichkeit der 

Verbrechenskomplexe, die bereits nach dem bislang 

bekannten Sachverhalt dem rechtsterroristischen, natio-

nalsozialistischen Untergrund zuzuordnen sind, der 

seinerzeit offensichtlich keineswegs nur aus Uwe Bºhn-

hardt, Uwe Mundlos und der Inhaftierten Zschªpe be-

stand, sondern Mittªter, Beihelfer und geistige Brandstif-

ter in erheblicher Zahl hatte, sollte man sich vor vor-

schnellen Bewertungen tunlichst h¿ten. 

Eines steht aber jetzt schon fest: Bei der Erf¿llung dieser 

vom Bundesverfassungsgericht nochmals ausdr¿cklich in 

das ºffentliche Bewusstsein ger¿ckten erstrangigen 

Aufgabe haben die zustªndigen Strafverfolgungsbehºrden 

des Freistaates Sachsen nicht unmaÇgeblich, wie selbst-

verstªndlich auch der Sªchsische Verfassungsschutz, 

angesichts der Qualitªt, der Quantitªt und Intensitªt des 

¿ber nahezu ein Jahrzehnt unentdeckt gebliebenen Mor-

dens, Raubens und Brandschatzens der NSU klªglich 

versagt ï schlimm versagt. 

Die Ermittlungen sind vom Generalbundesanwalt und in 

Sachsen vom Generalstaatsanwalt Klaus Fleischmann, 

den Staatsministern der Justiz und Inneres besªnftigend 

und Geduld erheischend betont in vollem Gange. Sie, 

mehr aber noch die intensiven und verdienstvollen Re-

cherchen der Medien, die mit Unterst¿tzung von Men-

schen, die seit Jahr und Tag tief in die neonazistische 

Struktur blicken und immer wieder vergeblich und unge-

hºrt auf deren verbrecherische Gefªhrlichkeit aufmerk-

sam zu machen versuchten, fºrdern jeden Tag neue, 

schlimme Erkenntnisse zutage. 

Wªre es nicht so tragisch, kºnnte man sagen: Wie beim 

Adventskalender wird jeden Tag ein neues T¿rchen 

geºffnet und es kommt eine neue Tatsache ans Licht der 

¥ffentlichkeit. Immer klarer wird, dass die in den ersten 

Novemberwochen von der Sªchsischen Staatsregierung 

gewªhlten Sprachregelungen, als ob es hierbei vor allem 

um eine Th¿ringer Angelegenheit gehe, die den Freistaat 

Sachsen nur peripher ber¿hre, schlicht ein Rohrkrepierer 

waren. 

Lªngst ist es zur traurigen Gewissheit geworden: Nach-

dem Beate Zschªpe, Uwe Mundlos und Uwe Bºhnhardt 

wegen des Bombenbaus im th¿ringischen Jena im Janu-

ar 1998 in den Untergrund gehen mussten ï wie mancher 

mutmaÇte, vielleicht auch gegangen worden sind ï, 

fanden sie in erschreckend unbeteiligter Form ihren 

stªndigen Sitz und ihre Verstecke in Sachsen. Von Sach-

sen aus zogen sie quer durch die Republik, tºteten hºchst 

kaltbl¿tig und feige zehn Menschen, neun davon mit 

Migrationshintergrund. Sie begingen zwºlf Bank¿berfªl-

le, wobei sie einen Azubi der betroffenen Sparkasse in 

Zwickau durch Bauchschuss schwer verletzten. Zwei 

Sprengstoffanschlªge gingen nach bisherigen Erkenntnis-

sen ebenfalls auf ihr Konto. 

Zunªchst f¿hlte sich das Mºrdertrio, wie die ĂFreie 

Presseñ dieser Tage titelte, in Chemnitz wohl. Hier starte-

te es ï kaum dort aufgetaucht ï am 6. und 27. Oktober 

1999 seine ersten beiden ¦berfªlle auf Postfilialen, zwei 

von spªter insgesamt sieben nicht aufgeklªrten Raubz¿-

gen in dieser sªchsischen Stadt. 
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Wie in den letzten Tagen bekannt wurde, sicherten die 

dabei erbeuteten Gelder nicht nur den eigenen Lebensun-

terhalt, sondern wurden offensichtlich auch f¿r das 

allgemeine Sponsoring in der Neonaziszene in Sachsen 

und anderswo investiert. 

In Kreisen der rassistischen Blood-and-Honour-Bewe-

gung, die wiederum von neonazistischen Hammerskins 

beherrscht wurde, gingen sie ebenso um, wie mit bekann-

ten GrºÇen aus der radikalen Musikszene mit potenziellen 

Vertriebsstrukturen in Chemnitz. Letztere waren offen-

sichtlich zugleich ein Schutzschild, so wie sich die inzwi-

schen zum Teil in Haft befindlichen Kammeraden aus 

Johanngeorgenstadt, aus Zwickau, aus Schwarzenberg 

und Umgebung organisierten, nachdem sich Mundlos, 

Bºhnhardt und Zschªpe nach Zwickau abgesetzt hatten. 

Das ging, das klappte, das funktionierte reibungslos, 

obgleich sªchsische Behºrden erwiesenermaÇen spªtes-

tens im Jahr 2000 eine klare Kennung hatten, dass die mit 

Haftbefehl Gesuchten in Sachsen umgingen. Wie es zu so 

gravierenden Ermittlungspannen unter Mitwirkung und 

Mitverantwortung sªchsischer Sicherheitsbehºrden 

kommen konnte, die letztlich die Voraussetzung daf¿r 

waren, dass der NSU seine Tatserie elf weitere Jahre 

fortsetzen konnte, dazu haben wir von den Vertretern der 

Staatsregierung und der von ihnen hinzugezogenen 

Behºrdenvertreter bislang in keiner der Sonder- oder 

regulªren Sitzungen von Innen- oder Verfassungs- und 

Rechtsausschuss ï offensichtlich auch nicht innerhalb der 

PKK ï eine nachvollziehbare Erklªrung erhalten. 

Allein das, was bislang zum Ablauf der Observierungs-

maÇnahmen der Wohnung der Mandy S. in der Bern-

hardstraÇe 11 in Chemnitz Ende September 2000 unter 

Einbeziehung des LKA Sachsen und des Landesamtes f¿r 

Verfassungsschutz gelaufen ist, auf welcher gesetzlichen 

Grundlage und durch wen auch immer verantwortet, treibt 

jedem Revierkriminalisten die Schamrºte ins Gesicht. 

Meine Damen und Herren, das ist dann Fremdschªmen! 

Sie machen uns nicht weis, Herr Innenminister Ulbig und 

Herr Justizminister Dr. Martens, dass Sie noch nicht 

herausbekommen haben wollen, welche Staatsanwalt-

schaft den Antrag f¿r diese ObservierungsmaÇnahme 

stellte, der mehrfach verlªngert worden ist, mindestens bis 

weit in den Oktober andauerte, und welcher Ermittlungs-

richter diesen genehmigt hat und aus welchen Gr¿nden. 

Sie haben nicht annªhernd eine plausible Erklªrung parat, 

wieso hier nicht ein Zugriff erfolgen konnte. Sie sind der 

¥ffentlichkeit Rede und Antwort schuldig, wieso das 

LKA nicht wusste, dass das Landesamt f¿r Verfassungs-

schutz parallel wusste, dass Bºhnhardt, Zschªpe und 

Mundlos dort gestellt werden sollten und f¿r den Zugriff 

diejenigen vor Ort sein mussten, die laut Gesetzgeber die 

zustªndigen Strafverfolgungsbehºrden sind. 

Weil wir es leid sind, fortwªhrend um Aufklªrung zu 

betteln, und es satt haben, regelmªÇig Tage vorher aus den 

Medien zu erfahren, wer noch alles mit drinhªngt und was 

noch alles wo und wann in Sachsen schiefgelaufen ist, 

wollen wir jetzt die Einsetzung einer unabhªngigen 

Untersuchungskommission, deren Auftrag die Aufklªrung 

der Mitverantwortung sªchsischer Strafverfolgungsbehºr-

den f¿r das ungehinderte Wirken der Terrorzelle ĂNeona-

zistischer Untergrundñ ist . Sie soll beleuchten, inwieweit 

die Regierungsstellen, die die Fach-, Rechts- und Dienst-

aufsicht ¿ber diese haben, ein Verschulden trifft. 

Die seit Wochen laufende ¦bung ĂSchlapp hat den Hut 

verlorenñ ï wir haben es nicht, wir waren es nicht, wir 

wussten es nicht, wir haben uns nichts zu sagen ï muss 

ein Ende haben. Wir erwarten von einer solchen unabhªn-

gigen Kommission, zu deren personellen Zusammenset-

zung wir an anderer Stelle bereits Vorschlªge unterbreitet 

haben, dass sie auf einer ªhnlichen belastbaren rechtlichen 

Grundlage eine unabhªngige Untersuchung vornimmt und 

dem Landtag und der Staatsregierung einen Untersu-

chungsbericht vorlegt. 

Vielen Dank. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank,  

Herr Gebhardt. ï F¿r die CDU-Fraktion hat Herr Abg. 

Bandmann das Wort. Bitte schºn. 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Die Ereignisse, die uns, 

denke ich, mehrheitlich in diesem Hohen Haus fassungs-

los gemacht haben, sind nicht nur Ereignisse, die Sachsen 

betreffen, sondern wenn wir das Jahr Revue passieren 

lassen, war es Norwegen, war es gestern L¿ttich und 

heute Florenz, wo Menschen aus Rassenhass andere in 

ihrem Lande willk¿rlich hinrichteten. 

Die Koalition hat mit ihrem EntschlieÇungsantrag zur 

Rede von Staatsminister Ulbig im zur¿ckliegenden 

Plenum deutlich gemacht, dass sie groÇes Interesse an der 

zeitnahen und l¿ckenlosen Aufklªrung der Terrorzelle 

ĂNationalsozialistischer Untergrundñ hat. Dieser Name, 

den sich die Gruppe selbst gegeben hat, spricht f¿r sich. 

Derzeit ermittelt das Bundeskriminalamt im Auftrag der 

Bundesanwaltschaft alle Vorgªnge im Zusammenhang mit 

dem Verbrechertrio Nationalsozialistischer Untergrund. 

Die Aufklªrung der Umstªnde, warum die gesuchten 

Personen untertauchen konnten und unbehelligt ¿ber 

Jahre hinweg schwerste Verbrechen begehen konnten, 

wird gegenwªrtig mit hohem Aufwand betrieben. 

(Sabine Friedel, SPD: Aber nicht in Sachsen!) 

Erst Hinweise aus der Bevºlkerung haben zu den Tªtern 

in Eisenach gef¿hrt. Ich kann dem Einreicher des Antra-

ges nur beipflichten, dass wir uns vor diesen vorschnellen 

Urteilen in der Tat h¿ten sollten. 

Zur Unterst¿tzung des Bundeskriminalamtes und Bewªl-

tigung aller anfallenden Ermittlungsauftrªge hat das 

Landeskriminalamt Sachsen eine Zentrale Ermittlungs- 

und Koordinierungsstelle eingerichtet. ¦ber die Koordi-

nierungsstelle ist rund um die Uhr eine sofortige Bearbei-

tung von neuen Erkenntnissen gewªhrleistet. Alle Hin-

weise und Informationen werden mit der gebotenen 

Sorgfalt und Intensitªt auf Bez¿ge zum Freistaat Sachsen 
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analysiert und bewertet. Dar¿ber hinaus pr¿ft die sªchsi-

sche Polizei auch andere zur¿ckliegende Straftaten auf 

mºgliche Bez¿ge mit dem aktuellen Tatkomplex. 

Das Landesamt f¿r Verfassungsschutz Sachsen arbeitet 

intensiv an der Aufarbeitung der Altvorgªnge. Es hat eine 

besondere Projektgruppe gebildet und, wie bereits er-

wªhnt, es werden in diesem Rahmen alle bei der laufen-

den Aktenrecherche anfallenden Informationen an das 

Bundeskriminalamt f¿r die Ermittlung des Generalbun-

desanwaltes ¿bermittelt. 

Wenn jetzt von der Antragstellerin, DIE LINKE, hier 

pauschal Vorw¿rfe eines klªglichen Versagens angemahnt 

wird und gleichzeitig im Vorsatz gesagt wird, wir sollten 

uns vor schnellen Urteilen und Vorurteilen h¿ten, dann ist 

das ein klarer Widerspruch. 

Ich unterstreiche: Wir brauchen die Aufklªrung und wir 

brauchen auch die Aufklªrung im Landesamt mit dem 

bestehenden Personal. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Wer hier den handelnden Personen im Sªchsischen 

Landesamt f¿r Verfassungsschutz etwas anderes in diesem 

Antrag unterstellt, der ist an einer tatsªchlichen Aufklª-

rung nicht interessiert. Wir haben hier eine Parlamentari-

sche Kontrollkommission, und wir haben seit vielen 

Jahren in dieser Parlamentarischen Kontrollkommission 

eine Personalkontinuitªt, und zwar seit 1996. Das stimmt 

ziemlich genau mit der Zeit ¿berein, in der diese Tatkom-

plexe begonnen haben. Auf diese Personalkontinuitªt der 

Kontrolle des Parlamentes, das wir alle gewªhlt haben, 

(J¿rgen Gansel, NPD: Eine Scheinkontrolle!) 

setzen wir alle das Vertrauen, dass dort ordnungsgemªÇ 

die Kontrolle wahrgenommen wird. Dieser Abgeordnete 

ist der Abgeordnete Dr. Hahn von den LINKEN. Das 

heiÇt, mit dem, was Sie hier vortragen, unterstellen Sie, 

dass Ihr Kollege Dr. Hahn diese parlamentarische Kon-

trolle offensichtlich nicht ordnungsgemªÇ wahrgenom-

men hat. 

(Heftige Proteste bei den LINKEN ï Zuruf 

von den LINKEN: Das ist ja unglaublich!) 

Anders kann ich diesen Antrag nicht deuten. 

¦ber die Ergebnisse der bisherigen Aufklªrung im Lan-

desamt f¿r Verfassungsschutz Sachsen und in der sªchsi-

schen Polizei wurde am 21. November und am 7. Dezem-

ber dieses Jahres in der Parlamentarischen Kontrollkom-

mission sowie am 21. November und am 8. Dezember, 

also vorigen Donnerstag, im Innenausschuss berichtet. 

Ferner wird der Freistaat Sachsen die vom Bund geplante 

Regierungskommission unterst¿tzen, die sich mit der 

¦berpr¿fung der Tªtigkeit der verschiedenen Sicherheits-

behºrden in Bund und Lªndern im Sinne eines Gesamt-

bildes befasst und paritªtisch besetzt wird. Wir haben als 

CDU und FDP bislang keinen Grund ï ich sage ausdr¿ck-

lich, wir haben bislang keinen Grund ï, an der Gewissen-

haftigkeit zu zweifeln, mit der die sªchsische Polizei und 

der Sªchsische Verfassungsschutz die Aufarbeitung der 

Vorgªnge um die NSU betreiben. Daher sehe ich derzeit 

keinen Grund, ein weiteres Gremium einzurichten, das 

sich mit der Aufarbeitung dieser Vorgªnge befasst. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sind alle 

nachhaltig interessiert, dass dies schnell passiert, dass 

weitere Gefahren ausgeschaltet werden und dass mºgliche 

weitere Personen den Haftrichtern zugef¿hrt werden. Wir 

sind aber nicht daran interessiert ï ich sage das mit aller 

Klarheit ï, dass hier durch weitere Gremien eine Zersplit-

terung der Krªfte eintritt und dass wir uns als Parlamenta-

rier anmaÇen, die besseren Kontrolleure von auÇerhalb zu 

sein als das, was wir hier ¿ber das parlamentarische 

Geschªft unmittelbar einbringen kºnnen. Deswegen bin 

ich der Meinung, dass es nicht sachgerecht ist, dass dieser 

Generalverdacht aufrechterhalten und damit auch im 

Antrag in Punkt 2 die Arbeit des Sªchsischen Landesam-

tes faktisch lahmgelegt wird. 

Der Generalbundesanwalt hat ja heute ¿ber die Medien 

deutlich gemacht, dass bereits 560 Hinweise aus der 

Bevºlkerung vorliegen. Das ist ein richtiger Ansatz. Wir 

m¿ssen in der gesellschaftlichen Mitte die Bevºlkerung 

mit aufr¿tteln, dass es eben nicht gleichg¿ltig ist, wenn 

Garagenwªnde mit Parolen bespr¿ht sind, die eindeutig 

auf Tªterschaft hinweisen. Es ist uns auch nicht gleichg¿l-

tig, wenn diese verrohende Bande von Rechtsextremisten 

im parlamentarischen Gewand hier im Parlament sitzt, 

denn diese Gruppierungen gehºren gesellschaftlich 

geªchtet und an den Pranger gestellt. 

(Beifall bei der CDU, der FDP, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Das ist die notwendige Auseinandersetzung, die wir hier 

im Parlament vorrangig f¿hren m¿ssen. 

(J¿rgen Gansel, NPD: Sie 

m¿ssen zum Nervenarzt!) 

Sie sind die geistigen Brandstifter, die den Boden f¿r 

diese Taten legen. Da muss die Auseinandersetzung ganz 

gezielt gef¿hrt werden. 

(Beifall bei der CDU, der FDP, 

der SPD und den Gr¿nen) 

Wir m¿ssen auch denen den R¿cken stªrken ï das sage 

ich ganz deutlich ï, die rechtsstaatlich am Ende in der 

Bevºlkerung diese Auseinandersetzung f¿hren. Die CDU 

und die FDP, also die groÇe Mehrheit in diesem Hause, 

stehen daf¿r bereit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Das war Herr Band-

mann f¿r die CDU-Fraktion. ï Herr Gansel, ich mºchte 

Sie sehr herzlich bitten, sich zu mªÇigen, auch was diese 

 uÇerungen und die persºnlichen Angriffe betrifft. Im 

Wiederholungsfall mache ich von meinem Ordnungsrecht 

Gebrauch. 
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Meine Damen und Herren, f¿r die SPD-Fraktion Frau 

Abg. Friedel, bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Herr Prªsident, vielen Dank! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr Kollege Band-

mann! Sie haben gerade gesagt, dass Sie keinen Grund 

haben, an der Gewissenhaftigkeit bei der Aufklªrung von 

Fehlern und bei der Aufklªrung des Behºrdenhandelns zu 

zweifeln. Wir haben derzeit Grund, daran zu zweifeln. 

Warum? ï Das mºchte ich Ihnen und Ihrer Fraktion gern 

erklªren 

Sie haben den EntschlieÇungsantrag angesprochen, den 

wir im letzten Plenum miteinander verabschiedet haben. 

Das war nicht nur ein EntschlieÇungsantrag von CDU und 

FDP, sondern aller demokratischen Fraktionen hier im 

Landtag. 

(Karl Nolle, SPD: Sehr wohl, sehr wohl!) 

In diesem EntschlieÇungsantrag haben wir unter anderem 

miteinander beschlossen, dass wir erwarten, dass die 

Morde mit aller Konsequenz z¿gig aufgeklªrt werden. 

Wir erwarten zugleich, dass Zusammenhªnge dieser 

Mordtaten und ihr rechtsextremistisches Umfeld umfas-

send ermittelt und mºgliche weitere ungeklªrte Straftaten 

einbezogen werden. Das ist der eine Bereich: Ermittlung 

von Tªtern, Ermittlung von Tatverdªchtigen, Festsetzung 

der Leute usw. 

F¿r diesen Bereich ist die Generalbundesanwaltschaft 

zustªndig, und bei diesem Bereich haben wir derzeit auch 

gar nicht so viele Gr¿nde zu zweifeln, dass dort anstªn-

dig, solide und mit aller Kraft gearbeitet wird. 

Wir haben aber noch mehr beschlossen, und auch das will 

ich Ihnen in Erinnerung rufen. Wir haben beschlossen: 

ĂDie jetzt bekannt gewordenen Zusammenhªnge dieser 

unmenschlichen Verbrechen belegen auf traurige Weise, 

dass die Strukturen der Sicherheitsbehºrden auf Bundes- 

und Lªnderebene dringend ¿berpr¿ft werden m¿ssen.ñ 

Wir haben noch dazu beschlossen: ĂWir sind entschlos-

sen, sowohl die politisch-gesellschaftliche Auseinander-

setzung mit Rechtsextremisten und ihren Verb¿ndeten 

vertieft fortzusetzen als auch die unabdingbaren Konse-

quenzen f¿r die Arbeit der Sicherheitsbehºrden rasch zu 

ziehen. Dazuñ ï so heiÇt es weiter in unserem gemeinsa-

men ersten EntschlieÇungsantrag ï Ăist eine umfassende 

Fehleranalyse unverzichtbar. Aus Fehlern m¿ssen die 

richtigen Schl¿sse gezogen und umgesetzt werden.ñ 

Genau das ist der Punkt. Wir haben Zweifel, dass diese 

umfassende Fehleranalyse derzeit erfolgt; denn wir sehen 

nicht, was der Freistaat Sachsen ¿berhaupt tut, um in 

diese Fehleranalyse einzusteigen. Er tut nichts. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

Ich habe diese Frage in den Ausschusssitzungen immer 

wieder gestellt, sowohl im Innenausschuss als auch im 

Verfassungs- und Rechtsausschuss, und ich werde die 

Frage auch heute hier wieder stellen: Welchen eigenen 

Beitrag leistet der Freistaat Sachsen, um Fehler aufzuklª-

ren? Ich habe dazu bis heute keine Antwort. Ich erwarte, 

dass die Staatsregierung uns heute eine Antwort gibt. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Friedel, Sie 

gestatten eine Zwischenfrage? 

Sabine Friedel, SPD: Ja. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte, Herr Bandmann. 

Volker Bandmann, CDU: Frau Friedel, gehen Sie mit 

mir darin ¿berein, dass wir eigentlich nicht auseinander 

sind? 

(Heiterkeit) 

Sie sprachen die Strukturen an. Wenn eine sorgfªltige 

Arbeit innerhalb der Polizei, innerhalb des Verfassungs-

schutzes in jeder Einzelsparte stattfindet und dennoch die 

Strukturen nicht stimmen, dann bedeutet das doch noch 

lange nicht, dass die jeweiligen Bereiche ihre Arbeit 

falsch gemacht haben; sondern f¿r die Strukturen m¿ssen 

wir gemeinsam mit der Bundesebene sorgen, wenn klar 

ist, wie diese Fªlle am Ende abschlieÇend zu bewerten 

sind. Dann muss der Strich gezogen und gesagt werden, 

welche Lehren aus diesen Erkenntnissen zu ziehen sind. 

Deswegen sehe ich in Ihrem Wortbeitrag und in dem, was 

wir gemeinsam als EntschlieÇungsantrag beschlossen 

haben, keinen Widerspruch. 

(Beifall des Abg. Steffen Flath, CDU) 

Sabine Friedel, SPD: Ich habe jetzt zwar noch nicht ganz 

die Frage herausgehºrt, aber ich versuche mal, eine zu 

ersp¿ren, 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

um zu schauen, ob ich Ihnen antworten kann. 

Herr Bandmann, wir sind sicher ¿berein, wenn es um die 

Frage geht: Darf man schnell vorverurteilen oder nicht? 

Darauf sagen wir beide, das darf man nat¿rlich nicht. Man 

darf nicht, ohne wirkliche Kenntnisse zu haben, sagen, 

Polizei und Verfassungsschutz haben alles schlecht 

gemacht. Man darf aber genauso wenig, ohne wirklich 

Kenntnisse zu haben, sagen, Polizei und Verfassungs-

schutz haben alles gut gemacht. So habe ich Sie gerade 

verstanden. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Genau darum geht es uns: dass man nicht von vornherein 

sagt, es war alles schlecht oder es war alles super, sondern 

dass man genau hinschaut und diese Fehleranalyse, die 

wir zusammen beschlossen haben, auch wirklich betreibt. 

Der Innenminister hat beim letzten Plenum genau dassel-

be gesagt. Er sagte: ĂWir fragen uns, wo die Ermittlungs-

behºrden bei Bund und Lªndern versagt haben, dass es so 

weit kommen konnte, dass wir diese furchtbaren Verbre-

chen nicht verhindert haben. Die Menschen in Deutsch-

land erwarten eine z¿gige und umfassende Aufklªrung 

dar¿ber, wo Fehler gemacht worden sind. Zu dieser 
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Aufklªrung leistet Sachsen ï wo immer mºglich ï seinen 

Beitrag.ñ Praktisch ist heute kein einziger Beitrag geleis-

tet worden. Das ist das Problem. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Sie geben mir ein 

Zeichen, wenn die Zwischenfrage beendet ist. 

Sabine Friedel, SPD: Die Zwischenfrage ist beendet. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. 

Sabine Friedel, SPD: Wir haben immer wieder versucht, 

sehr konstruktiv genau das einzufordern, was der Innen-

minister in seinen Worten erklªrt hat. Deswegen haben 

wir die Fragen im Ausschuss gestellt: Was wird Sachsen 

tun? Wir haben im Ausschuss keine Antwort erhalten. Ich 

habe mir erlaubt, vor der letzten Innenausschusssitzung 

noch einmal zu fragen: Was ist der eigenstªndige sªchsi-

sche Beitrag in der Aufklªrung des Behºrdenhandelns, in 

der Fehleranalyse? Nach wie vor: Es gibt keinen. 

Stattdessen erleben wir, dass die Minister im Ausschuss 

immer auf die Generalbundesanwaltschaft verweisen; sie 

hat aber mit der Fehleranalyse gar nichts zu tun. Die 

Fehleranalyse ist unsere ureigene Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

Wir haben erlebt, dass der Freistaat Sachsen die Einrich-

tung einer eigenen Untersuchungskommission, wie sie im 

Land Th¿ringen eingerichtet worden ist, ablehnt: Eine 

eigene Untersuchungskommission wollen wir nicht, sagte 

der Minister. 

AuÇerdem gab es die Anfrage aus Th¿ringen: Wªre 

Sachsen denn wenigstens bereit, in der Th¿ringer Unter-

suchungskommission mitzuwirken? Nein, sagte daraufhin 

die Staatsregierung, daf¿r sehen wir ¿berhaupt keinen 

Anlass. 

Des Weiteren gab es Sitzungen von Gremien des Bundes-

tages, die sich diese Fehleranalyse auch zu eigen gemacht 

haben. Dort war die Frage: Ist die Sªchsische Staatsregie-

rung bereit, sªchsischen Behºrden eine Aussagegenehmi-

gung f¿r die nicht ºffentliche Ausschusssitzung zu ertei-

len? Nein, Sachsen war dazu nicht bereit. 

Was wir erleben, ist: Sachsen will keine eigene Kommis-

sion einsetzen. Sachsen will nicht in der Kommission von 

Th¿ringen mitarbeiten. Sachsen ist nicht bereit, Vertreter 

seiner Behºrden in Gremien des Bundestages Aussagen 

treffen zu lassen. Ich frage mich: Wo findet diese Fehler-

analyse, die alle immer einfordern und die wir hier so 

schºn beschlossen haben, statt? 

(Zuruf des Abg. Dr. Volker K¿low, DIE LINKE) 

Wo folgen den aufrichtigen, wichtigen und schºnen 

Worten endlich die Taten? Es gibt keine Fehleranalyse. 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

Es gibt in dem Antrag der LINKEN tatsªchlich einen 

Punkt, den wir so nicht mittragen werden, und ich bitte 

darum, diesen bei der Abstimmung herauszulºsen: den 

ersten Anstrich des Punktes II, die Suspendierung des 

Prªsidenten des Landesamtes f¿r Verfassungsschutz. Auch 

wenn es den einen oder anderen guten Grund gibt, eine 

solche Forderung aufzustellen, halten wir es f¿r kontra-

produktiv, nun gerade eine Person, die relativ viel mitbe-

kommen hat, die relativ viel weiÇ und relativ viel zum 

Aufklªren von Fehlern beitragen kann, 

(Dr. Volker K¿low, DIE LINKE: 

Ha, ha, vertuschen!) 

jetzt unter Fortsetzung der Bez¿ge einfach nach Hause zu 

schicken und zu sagen: Wir lºffeln mal eure Sache mit 

aus. Wir bitten, ¿ber diesen Punkt getrennt abzustimmen. 

Davon abgesehen, stimmen wir dem Antrag der LINKEN 

zu, weil wir es tatsªchlich f¿r notwendig erachten, diese 

Fehleranalyse, von der auch Sie immer sprechen, nun 

endlich mal in Taten umzusetzen. 

Ich bitte Sie, wenn Sie diesem Antrag nicht zustimmen 

werden, uns und der Bevºlkerung einmal zu erklªren, was 

Sie stattdessen tun, um aufzuklªren; was Sie stattdessen 

tun, um wirklich Licht in das Dunkel zu bringen; was Sie 

vor allem stattdessen zu tun gedenken, um solche Taten 

k¿nftig zu verhindern und daf¿r zu sorgen, dass die 

sªchsischen Behºrden k¿nftig viel fr¿her erkennen 

kºnnen, welche Gefahren in unserem Land stattfinden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, den LINKEN und des 

Abg. Dr. Karl-Heinz Gerstenberg, GR¦NE) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Friedel. ï F¿r die FDP-Fraktion Herr Abg. Biesok; Sie 

haben das Wort. 

Carsten Biesok, FDP: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Seitdem ich das erste Mal vom Untertauchen der 

Terrorzelle hier im Freistaat Sachsen gehºrt habe, frage 

ich mich, wie das den sªchsischen Sicherheitsbehºrden 

verborgen bleiben konnte. Die FDP-Fraktion wird alles 

Mºgliche tun, um eine Aufklªrung dieser Umstªnde 

herbeizuf¿hren. 

Aber ich mºchte eines ganz deutlich sagen: Die Einset-

zung einer solchen Kommission ist meines Erachtens der 

falsche Weg. 

(Klaus Tischendorf, DIE LINKE: 

Untersuchungsausschuss!) 

Das fªngt bei der Besetzung dieser Kommission an. Da 

sollen namhafte sachkompetente Persºnlichkeiten einge-

setzt werden. Wer soll das sein? Der Kollege Bartl, den 

wir im Untersuchungsausschuss als inquisitorischen 

Befrager schon erlebt haben, wo trotzdem nichts dabei 

herausgekommen ist? Oder der Kollege Dr. K¿low, 
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dessen profunde Kenntnisse im Nachrichtendienst be-

kannt sind? 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP, 

der CDU und vereinzelt bei der NPD) 

Das kann sicherlich nicht der Weg sein. AuÇerdem ist die 

Frage: Wie soll die Kommission ¿berhaupt arbeiten? 

Wenn diese sachkompetenten Persºnlichkeiten zusam-

menkommen, dann m¿ssen sie sich die Akteneinsicht 

verschaffen. Die Akten liegen beim Landesamt f¿r Ver-

fassungsschutz. Die Bediensteten, die wissen, wo diese 

Akten liegen, will die Fraktion DIE LINKE aber gerade 

von der Aufklªrung ausschlieÇen. Wie soll das dann 

passieren? Sollen sich die Mitglieder der Kommission im 

Landesamt f¿r Verfassungsschutz einschlieÇen, alle 

vorhandenen Akten durchflºhen und schauen, ob auf 

irgendwelchen Aktenst¿cken Hinweise sind, die durch das 

Landesamt f¿r Verfassungsschutz irgendwie nicht richtig 

gesehen wurden ï nicht erkannt, falsch bewertet oder 

bewusst unterdr¿ckt wurden? Wie soll das passieren? Soll 

diese unabhªngige Kommission ein ĂKonklave von 

Wilder Mannñ werden, wo man sich dort oben einmauert 

und alles durchflºht? Das kann ja wohl wirklich nicht 

sein. 

Meines Erachtens m¿ssen wir erst einmal die vorhande-

nen Mºglichkeiten nutzen, um hier Aufklªrung zu schaf-

fen, und das sind f¿r mich zuerst die legitimierten Gremi-

en. Wir haben es hier mit sehr vertraulichen Akten zu tun 

und es geht auch darum, dass die Leute, die dem Landes-

amt f¿r Verfassungsschutz als Quelle zur Verf¿gung 

gestanden haben, entsprechend gesch¿tzt werden. 

Daf¿r gibt es die Parlamentarische Kontrollkommission. 

Es ist unsere Aufgabe als Parlamentarier in einer Parla-

mentarischen Kontrollkommission, die Arbeit des Lan-

desamtes f¿r Verfassungsschutz zu kontrollieren. Das ist 

unsere Verantwortung und dieser Verantwortung kºnnen 

wir uns nicht dadurch entledigen, dass wir eine unabhªn-

gige Kontrollkommission einsetzen. 

Es ist meines Erachtens der falsche Weg ï Frau Kollegin 

Friedel, darin stimme ich Ihnen zu ï, Herrn Prªsidenten 

Boos von seinem Amt zu suspendieren. Ich habe keine 

Anhaltspunkte, dass er seinen Pflichten als Prªsident des 

Landesamtes nicht nachgekommen wªre. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Aber, das mºchte ich deutlich sagen, er ist Prªsident 

dieses Amtes und hat sich gegen¿ber der Parlamentari-

schen Kontrollkommission daf¿r zu verantworten, was im 

Amt gelaufen ist und was nicht. Wir m¿ssen in der Parla-

mentarischen Kontrollkommission die richtigen Fragen 

stellen. Das ist der Teil der Verantwortung, die wir als 

Parlamentarier tragen. 

Ich hatte am Anfang den Eindruck, dass wir von regiona-

len und ¿berregionalen Zeitungen mehr erfahren als von 

den Gremien, die wir im Landtag haben. Dieser Eindruck 

hat sich bei mir gewandelt. 

(Sabine Friedel, SPD: Was?) 

Mittlerweile werden wir ausf¿hrlich informiert. Ich habe 

nicht den Eindruck, dass das Landesamt f¿r Verfassungs-

schutz Erkenntnisse zur¿ckhªlt oder Informationspflich-

ten gegen¿ber anderen Behºrden verletzt hat. 

(Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD ï Heiterkeit 

und Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

Aber, meine Damen und Herren, ich mºchte durchaus 

kritisch anmerken, dass man nichts zur¿ckhalten oder 

pflichtwidrig an andere Behºrden weitergeben kann, 

wenn man nichts weiÇ. An diesem Punkt m¿ssen wir 

einhaken. Warum wusste das Landesamt f¿r Verfassungs-

schutz von einigen Sachen nichts? 

Der Antrag spricht davon, das Landesamt habe seine 

Aufgaben nur unzureichend wahrgenommen. Man muss 

dabei ber¿cksichtigen, dass die Vorkommnisse mehr als 

zehn Jahre zur¿ckliegen und es mit dem Kenntnisstand 

von heute einfach ist zu sagen, man hªtte etwas anderes 

machen m¿ssen. Man muss sich in die damalige Lage 

zur¿ckversetzen. Es liegt noch ein St¿ck Weg vor uns, die 

Sache aufzuarbeiten. 

Die LINKEN fragen nach der Verantwortung f¿r die 

Versªumnisse. Diese Verantwortung m¿ssen wir meines 

Erachtens anders definieren, als es DIE LINKE macht. 

Der Antrag der LINKEN greift zu kurz. Wir m¿ssen uns 

fragen, wo die Verantwortung der Strukturen liegt. Ist es 

mºglich, mit 16 einzelnen Landesbehºrden und einer 

Bundesbehºrde Extremisten zu bekªmpfen, die deutsch-

landweit tªtig sind? M¿ssen 16 Landesbehºrden eigen-

stªndige Quellen f¿hren und keiner weiÇ, ob die Quelle 

auch von anderen  mtern bezahlt wird? Reicht es aus, in 

Th¿ringen Bomben zu legen, in Sachsen zu wohnen und 

deutschlandweit zu morden, um unerkannt zu bleiben? Ist 

das der Preis f¿r unsere fºderalen Strukturen, die wir in 

der Bundesrepublik Deutschland haben? Muss man sich 

nur bieder genug geben, einfach nett wohnen, mit zwei 

Katzen im Haus, die Nachbarn freundlich gr¿Çen, und 

schon fªllt man durch alle Raster, die sich f¿r Rechtsradi-

kale herausgebildet haben? Trªgt man eine Glatze oder 

Springerstiefel, trinkt viel Bier und geht zu rechtsradika-

len Konzerten, ist man auf dem Schirm; ist man der nette 

Nachbar, ist man nicht auf dem Schirm. 

Diese Fragen m¿ssen wir uns stellen und nicht nur ret-

rograd betrachten, ob man irgendwann eine Akte nicht 

richtig ausgewertet hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist f¿r mich der Hauptkritikpunkt an diesem Antrag. 

Die Untersuchungskommission ist nur r¿ckwªrtsgewandt. 

Wir m¿ssen aber nach vorn schauen und uns ¿berlegen, 

wie wir mit den Sicherheitsstrukturen in der Zukunft 

umgehen wollen. Da ist eine Untersuchungskommission 

nicht das richtige Mittel, sondern eher eine Enquetekom-

mission, die sich mit der Frage befasst, wie wir die 

Sicherheitsarchitektur in den nªchsten Jahren aufstellen 

wollen. 
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Um nicht falsch verstanden zu werden: Mir ist die Aufklª-

rung wichtig. Wir m¿ssen zuerst aufklªren, ob in der 

Vergangenheit Fehler in den vorhandenen Strukturen 

gemacht wurden, und uns dann ¿ber die Strukturen 

unterhalten. 

Den Antrag werden wir ablehnen. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der CDU) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Nun die Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN, Herr Abg. Jennerjahn. 

Herr Jennerjahn, Sie haben das Wort. 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Herr Prªsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Seit Auffliegen des selbster-

nannten Nationalsozialistischen Untergrundes Anfang 

November dieses Jahres diskutiert die ganze Republik 

fieberhaft ¿ber das AusmaÇ der Gewalt. Es stehen viele 

Fragen im Raum, vor allem, in welcher Form unter 

Umstªnden Fehler von Verfassungsschutz, Polizei und 

Staatsanwaltschaft begangen wurden. Was tut die Sªchsi-

sche Staatsregierung? Sie versteckt sich, sie schiebt 

Verantwortung beiseite und behindert die Aufklªrung. 

Zugegeben wird immer nur das, was medial ohnehin 

schon aufgearbeitet wurde und sich nicht mehr lªnger 

leugnen lªsst. 

Geschlagene zwei Wochen hat es gedauert, bis sich der 

Ministerprªsident ¿berhaupt mal zu einer Stellungnahme 

zum Thema herablieÇ. Das geschah dann auch nicht 

freiwillig oder durch Einsicht, sondern ausschlieÇlich, 

weil der mediale Druck so groÇ geworden war, dass das 

Tillichsche Dauerlªcheln und Dauerschweigen ganz 

offenkundig keine tragfªhige Strategie mehr war. 

(Beifall des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Und was erfªhrt die staunende ¥ffentlichkeit dann? Es 

habe sich um eine th¿ringische Terrorzelle gehandelt. Sie 

machen damit auch sprachlich deutlich, dass Sie sich mit 

dem Thema schlichtweg nicht befassen wollen, dass Sie 

damit nichts zu tun haben wollen. 

(Vereinzelt Beifall bei den GR¦NEN ï 

Beifall bei der SPD) 

Es interessiert Sie nicht, dass sich Sachsen seit ¿ber zehn 

Jahren zum R¿ckzugsraum f¿r die Mitglieder des Natio-

nalsozialistischen Untergrundes samt Unterst¿tzernetz-

werk entwickelt hat. Dann kommt eine Anfrage der 

Th¿ringer Staatsregierung zur Einrichtung einer gemein-

samen Untersuchungskommission, die abgelehnt wird. 

Wenn ich die Ausschusssitzungen verfolge, kann ich auch 

dort kaum Aufklªrungswillen seitens der Staatsregierung 

erkennen. Der R¿cken des Generalbundesanwalts ist 

derzeit ein beliebtes Versteck f¿r die Sªchsische Staatsre-

gierung. Momentan bettelt die Staatsregierung fºrmlich 

nach der Einsetzung eines weiteren Untersuchungsaus-

schusses. Um doch noch irgendwelche Handlungen 

vorzutªuschen, wirft der Ministerprªsident hºchstpersºn-

lich mal wieder den Kºder eines NPD-Verbots in den 

Raum. Aber auch hier keine Anzeichen f¿r die ¦bernah-

me von Verantwortung, um ¿berhaupt Verfahrensvoraus-

setzungen zu schaffen. Stattdessen sei der Verfassungs-

schutz f¿r den Ablauf verantwortlich. Das ist unverant-

wortlich. Ein Scheitern eines neuerlichen Verbotsverfah-

rens wird damit quasi billigend in Kauf genommen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

Herr Tillich, wir lassen Ihnen diese Ablenkungsdebatte 

nicht durchgehen. Unter dem Strich bleibt festzustellen, 

dass hier ein umfassendes F¿hrungsversagen der Sªchsi-

schen Staatsregierung vorliegt, und zwar nicht nur der 

zustªndigen Fachministerien, sondern beim Ministerprª-

sidenten hºchstpersºnlich. Es wªre seine Verantwortung, 

Licht ins Dunkel zu bringen und endlich die unselige 

Tradition Sªchsischer Staatsregierungen zu beenden, 

Rechtsextremismus systematisch zu verharmlosen und zu 

leugnen ï eine Tradition, f¿r die der Freistaat Sachsen 

¿brigens bundesweit ber¿hmt-ber¿chtigt ist und die ihren 

Anteil daran hat, dass sich ¿berhaupt so manifeste Neona-

zistrukturen hier haben entwickeln kºnnen. Stellen Sie 

sich endlich Ihrer Verantwortung! 

(Beifall bei den GR¦NEN,  

den LINKEN und der SPD ï  

Volker Bandmann, CDU, steht am Mikrofon.) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Jennerjahn, 

gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Ich gestatte eine Zwischen-

frage. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Bandmann, bitte. 

Volker Bandmann, CDU: Herr Jennerjahn, ist Ihnen der 

Sªchsische Verfassungsschutzbericht von 2010 bekannt? 

Das ist also der letzte Bericht, der Ihnen normalerweise 

zugªnglich sein m¿sste und der allein von Seite 2 bis 

Seite 34 Rechtsextremismus mit all seinen Facetten im 

Freistaat Sachsen behandelt. 

(Widerspruch der Abg. Kerstin Kºditz, 

DIE LINKE ï J¿rgen Gansel, NPD: 

Warum steht denn die NSU nicht drin?) 

Er ist vom Staatsministerium des Innern herausgegeben. 

Wenn er Ihnen bekannt ist, wie kann Sie das zu der 

Aussage verleiten, dass im Freistaat Sachsen nichts gegen 

Rechtsextremismus getan werde? Ich kann nur bedauern, 

dass Sie die Bevºlkerung falsch informieren. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Die Frage ist verstan-

den worden, denke ich, Herr Bandmann. 

(Widerspruch des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Herr Kollege Bandmann, 

ich kºnnte es mir leicht machen und einfach antworten: 

Ja, der Verfassungsschutzbericht ist mir bekannt. Sie 

haben aber noch weitere Dinge impliziert und allein von 

der Anzahl der Seiten, die im Verfassungsschutzbericht 

zum Thema Rechtsextremismus zu lesen sind, darauf 
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geschlossen, dass es eine fundierte Auseinandersetzung 

gegeben habe. 

Wenn ich den Verfassungsschutzbericht lese, dann sehe 

ich eine Reihe von Plattit¿den, von Oberflªchlichkeiten, 

von Informationen, die selbst ohne Probleme aus ºffent-

lich zugªnglichen Medien zu erfassen sind. 

(Beifall bei den GR¦NEN und den LINKEN ï 

vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Wozu ich daf¿r 12 Millionen Euro im Jahr f¿r einen 

Verfassungsschutz ausgebe, ist mir schleierhaft. Wenn ich 

dann noch mit in Rechnung stelle, dass gravierende 

Fehleinschªtzungen drinstehen, zum Beispiel zum Thema 

Freies Netz, kann ich nur noch die Hªnde ¿ber dem Kopf 

zusammenschlagen und teile ganz ausdr¿cklich Ihre 

Einschªtzung des Verfassungsschutzberichtes nicht. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den LINKEN, wir 

sind uns sicher einig ï ich denke, das konnte man meinen 

Ausf¿hrungen entnehmen ï, dass der Aufklªrungswille 

der Staatsregierung unterentwickelt ist und sich ªndern 

muss. Wenn ich mir Ihren konkreten Vorschlag zur 

Einsetzung einer unabhªngigen Untersuchungskommissi-

on anschaue, bin ich entsetzt. Ich frage mich, was Sie sich 

dabei gedacht haben. Zunªchst klingt es ganz gut, dass 

Sie eine unabhªngige Untersuchungskommission einset-

zen wollen, aber alle weiteren Fragen bleiben Sie schul-

dig. Sie sagen nicht, wie der Aufbau der Kommission 

konkret aussehen soll. Sie sagen nicht, welche konkreten 

Kompetenzen diese Kommission haben soll. Sie sprechen 

nicht dar¿ber, ob gegebenenfalls gesetzliche Vorausset-

zungen zu schaffen sind, um ¿berhaupt Ermittlungsbe-

fugnisse sicherzustellen. 

Jenseits der plakativen Forderung haben Sie Ihre Haus-

aufgaben aus meiner Sicht nicht gemacht. Das Einzige, 

was Sie uns dort anbieten, ist die Formulierung: ĂDer 

Landtag und die hierzu ersuchte Staatsregierung setzen 

unverz¿glich eine unabhªngige Untersuchungskommissi-

on ein, die unter Leitung und Mitwirkung namhafter 

sachkompetenter Persºnlichkeiten pr¿ft und l¿ckenlos 

aufklªrt.ñ Meine G¿te, noch schwammiger und beliebiger 

geht es aus meiner Sicht nicht! Haben Sie sich Gedanken 

dar¿ber gemacht, dass Sie ausgerechnet die Staatsregie-

rung mit der Einrichtung einer Kommission beauftragen 

wollen, die alles tut, um nicht aufzuklªren? 

(Peter Schowtka, CDU: Ungeheuerlich!) 

Wollen Sie an der Stelle tatsªchlich den Bock zum Gªrt-

ner machen? Vertrauen Sie der Staatsregierung tatsªchlich 

so sehr? Was Sie an dieser Stelle tun, ist nichts weiter als 

die Selbstentleibung des Parlaments ï tut mir leid, ich 

muss das so hart sagen. 

(Vereinzelt Beifall bei den GR¦NEN) 

Ich erinnere an der Stelle an die Worte meines Kollegen 

Johannes Lichdi im Oktober-Plenum, der Ihnen damals 

ins Stammbuch geschrieben hat, dass es meine Fraktion 

ein wenig leid ist, Ihre permanenten Versuche mitzuerle-

ben, sich mit ungeeigneten Methoden in der ¥ffentlich-

keit als Vorkªmpfer f¿r Demokratie und Recht zu insze-

nieren. Ich wiederhole das heute ausdr¿cklich und schlie-

Çe mich dem auch an. Das Thema ist zu ernst f¿r solche 

unsoliden, hingeschluderten Antrªge. Und bitte, fangen 

Sie jetzt nicht noch an, mit Nebelkerzen um sich zu 

werfen. Es reicht vollkommen, wenn die Staatsregierung 

das tut. 

Trotzdem werden wir uns dem Antrag nicht vollstªndig 

entgegenstellen, wir kºnnen aber auch nicht einfach 

zustimmen. Bei den Punkten I und II werden wir uns 

enthalten. Dem Punkt III kºnnen wir unsere Zustimmung 

geben. Ich bitte daher ebenfalls um punktweise Abstim-

mung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. ï Herr 

Abg. Gansel f¿r die NPD-Fraktion; Sie haben das Wort. 

J¿rgen Gansel, NPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Der vorliegende Antrag der 

LINKEN ist eine Mischung aus Dilettantismus und 

Unverfrorenheit, was es einem relativ schwer macht, sich 

mit diesem Antrag sachlich auseinanderzusetzen. 

Ich beginne mit dem halbgaren Ansinnen, in Sachsen eine 

unabhªngige Untersuchungskommission zur Aufklªrung 

der Mitverantwortung sªchsischer Sicherheits- und 

Strafverfolgungsbehºrden zu bilden. Hier muss ich 

ausnahmsweise die Fragen meines Vorredners aufgreifen. 

Was soll eine derartige unabhªngige Untersuchungskom-

mission denn konkret ¿berhaupt leisten? DIE LINKE 

macht ja nicht einmal Vorschlªge, wer in dieser ominºsen 

Kommission Mitglied werden soll. Wie sollen Landtag 

und Staatsregierung gemeinsam eine Kommission einset-

zen, die es in der Verfassung des Freistaates Sachsen gar 

nicht gibt und die nicht vorgesehen ist? Was soll dieses 

informelle Gremium als zahnloser Tiger, wenn DIE 

LINKE mit ihrer eigenen Fraktionsstªrke auch einen 

Untersuchungsausschuss beantragen kºnnte? 

(Beifall bei der NPD) 

Das ist nªmlich die wirkliche Kernfrage: Warum haben 

Sie nicht gen¿gend Schneid, mit Ihrer Mann- und Frauen-

stªrke den Untersuchungsausschuss, den Sie mit Ihrem 

Quorum einrichten kºnnten, auch zu beantragen? Statt-

dessen dieser zahnlose Tiger und das Werfen mit Nebel-

kerzen. Sie wissen doch ganz genau, dass ein klassischer 

Untersuchungsausschuss, den Sie mit dem nºtigen Quo-

rum einrichten kºnnten, sehr viel mehr Kompetenzen 

hªtte und viel mehr Licht ins Dunkel bringen kºnnte als 

diese halbgare Kommission, deren Einforderung ¿brigens 

schon ¿berholt ist, weil vergangene Woche beschlossen 

wurde, eine solche Untersuchungskommission mit vier 

Vertretern aus Bund und Lªndern zu bilden. 
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Auf Bundesebene sollen die GR¦NEN in die vierkºpfige 

Untersuchungskommission eingebunden werden, damit 

sie nicht auf die Idee kommen, eventuell mit den LIN-

KEN einen Untersuchungsausschuss im Bundestag zu 

beantragen, was aber noch offen ist. Auf jeden Fall ist 

dies wieder ein Beispiel f¿r politische Kungelei und geht 

zulasten eines wirklichen Aufklªrungswillens. 

Wie skeptisch nicht nur die NPD-Fraktion diese Kommis-

sion sieht, zeigt ¿brigens auch eine Aussage des Gr¿nen-

Bundestagsabgeordneten Strºbele gegen¿ber der ĂMittel-

deutschen Zeitungñ vom 10. Dezember 2011. Dort erklªr-

te er: ĂWir sehen in der Kommission den Versuch, die 

¥ffentlichkeit zu scheuen. Damit sind wir nicht einver-

standen.ñ 

Genau diesen Eindruck hat man auch bei den LINKEN, 

die ebendieses Ăscheueñ Verfahren hier in den Landtag 

einbringen wollen. Doch was Ihr Vorturner Gysi auf 

Bundesebene lªngst vorhat, nªmlich einen Untersu-

chungsausschuss, das will die sªchsische LINKE ¿ber-

haupt nicht. Den LINKEN hier im Hause geht es gar nicht 

um die Aufklªrung von Geheimdienstmachenschaften, vor 

allem nicht um die Aufklªrung der Machenschaften des 

Verfassungsschutzes, der, wie jeder kritische B¿rger weiÇ, 

nicht etwa die Verfassung sch¿tzt, sondern die Herrschen-

den vor unliebsamen Oppositionskrªften. 

(Beifall bei der NPD) 

DIE LINKE will auch in diesem Landtag nur eines: 

antirechte Agitation betreiben und ein NPD-Verbots-

verfahren mit allen haarstrªubenden Begr¿ndungen und 

Scheinbegr¿ndungen herbeif¿hren. 

Frau Kºditz kann sich trotz ihres betrªchtlichen Kºrper-

gewichtes vor Freude kaum noch auf ihrem Stuhl halten 

wegen des massenmedialen Interesses, das sie plºtzlich 

als angebliche Rechtsextremismusexpertin erfªhrt. Dabei 

spielt es gar keine Rolle, welchen verschwºrungstheoreti-

schen Schwachsinn sie konkret absondert. Die rote Miss 

Marple hat in ihrem ¦bereifer selbst ihren eigenen Ge-

nossen keinen Gefallen getan, als sie in der letzten Woche 

auf der Internetseite ihrer Fraktion ein Dossier ¿ber eine 

politisch ziemlich zwielichtige Figur verºffentlichte, eine 

Person, die angeblich NPD-Mitglied gewesen sein soll, 

obwohl diese Person immer wieder gegen die NPD 

agitiert hat. Wie Sie wissen, sind wir dagegen vorgegan-

gen. Mittlerweile haben Sie dieses verleumderische und 

unwahre Dossier auch von Ihrer Fraktionsseite entfernt. ï 

So viel zu Ihrer Vorgehensweise. 

(Kerstin Kºditz, DIE LINKE: 

Er war NPD-Mitglied!) 

ï Das ist er definitiv nicht gewesen. Warum ist das Do-

kument dann von Ihrer Netzseite verschwunden? Diese 

Type aus Th¿ringen war niemals NPD-Mitglied. So viel 

zu Ihrer Ăseriºsenñ Arbeitsweise. Sie kºnnen sich ja 

gleich noch zu Wort melden oder Ihren SED-Stasi-

Advokaten beauftragen. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Beim Vorwªrtstreiben eines NPD-Verbotes kºnnen 

geheimdienstliche Verwicklungen nat¿rlich nur stºren. 

Deswegen unternimmt DIE LINKE in diesem Landtag 

auch gar keinen ernsthaften Versuch zur Aufklªrung, 

sondern schlªgt reihenweise untaugliche Mittel vor. 

Was sagt Frau Kºditz eigentlich ï ich habe bisher dazu 

noch nichts vernommen ï, was sagt Miss Marple dazu, 

dass nach neuesten Ermittlungen und einem Bericht des 

ĂTagesspiegelsñ ein V-Mann des Th¿ringer Verfassungs-

schutzes im dringenden Verdacht steht, 1999 Kontakt zur 

Terrorzelle unterhalten und sie sogar mit 500 DM unter-

st¿tzt zu haben? Zu dieser offensichtlichen V-Mann-

Verstrickung hºrt man nat¿rlich auch vonseiten der 

Linksfraktion nichts. 

Wo die Linksfraktion ausnahmsweise etwas Sinnvolles 

fordert, hat sie es von der NPD abgekupfert. Ich komme 

jetzt auf unseren Antrag zu sprechen, den wir bereits am 

24. November 2011 eingebracht haben. Gut und richtig ist 

nach NPD-Auffassung immerhin der Abschnitt II im 

Antrag der LINKEN. Insbesondere teilen wir die Forde-

rung der Suspendierung des Verfassungsschutzchefs 

Reinhard Boos. Wir teilen auch die Forderung nach einem 

Ausschluss weiterer VS-Bediensteter von der Untersu-

chungstªtigkeit im Zusammenhang mit der Terrorzelle. 

Genau das haben wir, meine Damen und Herren, schon in 

unserem Dringlichen Antrag vom 24. November 2011 in 

der Drucksache 5/7547 gefordert. Das haben auch die 

Abgeordneten der Linksfraktion im Ausschuss mit der 

denkbar schlichten bornierten Begr¿ndung abgelehnt, der 

Antrag komme von der NPD. D¿mmer geht es nun 

wirklich nicht. Sie sollten nicht davon ausgehen, dass 

diese sachfremde Destruktionshaltung von Ihren Wªhlern 

honoriert wird. 

Statt zumindest ¿ber unseren Antrag sachlich zu diskutie-

ren, ¿bte sich DIE LINKE am 24. November 2011 wie 

alle anderen Blockparteien in einer fast schon unpoliti-

schen Verweigerungshaltung. Im konkreten Fall eint alle 

scheindemokratischen Fraktionen nat¿rlich das heiÇ 

ersehnte Ziel eines NPD-Verbotes. Das ist nat¿rlich in 

Ihrer ganz eigenen machtpolitischen Logik. Denn gªbe es 

irgendwann einmal ein NPD-Verbot, dann gªbe es keine 

lªstige unbequeme Opposition von Rechts mehr, die die 

Finger in die Wunden Ihrer antideutschen Politik legt und 

das anspricht, was die Menschen in diesem Land wirklich 

umtreibt: nªmlich Arbeitslosigkeit, Niedriglºhne, Schul-

denkrise, Inflationsangst, Eurowahnsinn und die Auspres-

sung des deutschen Steuerzahlers f¿r s¿deuropªische 

Pleitestaaten. 

Alles das, was unser Volk wirklich bewegt, was durch die 

etablierten Parteien im Bundestag und in den Lªnderpar-

lamenten politisch verbrochen und was durch die etablier-

ten Medien verschleiert wird, alles das w¿rde dann in den 

Parlamenten selbstverstªndlich nicht mehr zur Sprache 

gebracht werden, wenn Ihnen eines Tages das NPD-

Verbot gelingen w¿rde. Aber ich bin absolut zuversicht-

lich, dass Ihnen das niemals gelingen wird; denn eine 

Partei, die nichts Verbotenes tut, kann auch nicht verboten 

werden, so lange jedenfalls nicht, wie alles rechtsstaatlich 

zugeht. 
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Meine Damen und Herren! Auch mit dem letzten Punkt 

des Abschnitts II ist die NPD-Fraktion einverstanden. 

Eigentlich sollte es nªmlich eine Selbstverstªndlichkeit 

sein, dass die Landesbediensteten Aussagegenehmigun-

gen gegen¿ber Untersuchungsgremien des Bundes und 

der Bundeslªnder bekommen. Durch die Verweigerung 

von Aussagegenehmigungen ist schon jetzt der ungute 

Eindruck entstanden, dass die Staatsregierung gar kein 

Licht ins Dunkel der sogenannten Dºner-Morde bringen 

will, geschweige denn, dass die Staatsregierung den 

Geheimdienstsumpf trockenlegen will. Es pfeifen doch 

lªngst die Spatzen von den Dªchern, dass der Sªchsische 

Verfassungsschutz viel mehr ¿ber das jahrelange Treiben 

des Mºrdertrios weiÇ, als der biedere Herr Boos ºffent-

lich und auch hinter verschlossenen T¿ren der PKK 

zugibt. 

Da der Antrag der LINKEN durchaus unterst¿tzungswerte 

Forderungen enthªlt, Forderungen, die wir erwªhnter-

weise schon am 24. November 2011 zur Sprache gebracht 

haben, beantrage auch ich eine getrennte Abstimmung 

¿ber den Punkt II. Wir werden der Suspendierung des 

Verfassungsschutzprªsidenten nat¿rlich zustimmen. Bei 

allen anderen Punkten werden wir uns enthalten, weil 

ganz offensichtlich ist, dass die Linksfraktion kein wirkli-

ches Aufklªrungsinteresse hat, da sie auf bestimmte Art 

und Weise ï darauf kommen wir morgen noch in unserer 

Aktuellen Debatte zu sprechen ï das schmutzige Geschªft 

des Sªchsischen Verfassungsschutzes mit betreibt. 

(Beifall bei der NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Abg. Gansel, ich 

behalte mir vor, gegen Sie einen Ordnungsruf auszuspre-

chen. Ich werde dazu aber erst noch die Niederschrift 

einsehen. Ich habe Sie im Vorfeld ermahnt, keine persºn-

lichen Beleidigungen gegen¿ber Abgeordneten auszu-

sprechen. Sollte das hier der Fall gewesen sein, mache ich 

von meinem Recht, einen Ordnungsruf zu verhªngen, 

Gebrauch. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Meine Damen und Herren! Das war die erste Runde. Ich 

frage: Gibt es weiteren Redebedarf seitens der Fraktio-

nen? ï Herr Abg. Gebhardt, Sie haben das Wort. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Herr Prªsident! Herr 

Bandmann, es hat mich nicht wirklich ¿berrascht, welche 

Argumente Sie vorgetragen haben, eine Untersuchungs-

kommission zu verhindern ï bei allem Respekt davor, 

dar¿ber habe ich ja gesprochen, dass wir abwarten m¿ss-

ten, was uns die Untersuchungsergebnisse sagen werden. 

Klar aber ist doch eines: Wenn der Verfassungsschutz 

etwas gewusst hat und wir haben elf Jahre lang zusehen 

m¿ssen, dass Morde in diesem Land passieren, dann hat 

der Verfassungsschutz versagt. Wenn der Verfassungs-

schutz aus Sachsen nichts wusste, dann hat er auch 

versagt. Es ist relativ eindeutig, dass diese Behºrde in 

dem Fall bei den Aufklªrungsmºglichkeiten, die sie hat, 

vºllig versagte. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

Wenn Sie so gern darum bitten, dass sich die Mitte der 

Gesellschaft endlich dazu ªuÇern mºge und nicht zu-

schauen soll, wie sie das in den letzten Jahren gemacht 

hat, Herr Bandmann, dann will ich Sie noch einmal daran 

erinnern: Ihr Ministerprªsident, der Ministerprªsident 

aller Sachsen, war am 18. November 2011 in Zwickau. 

Was macht der Ministerprªsident in der Stadt Zwickau? ï 

Er schaut sich ein Werk an. Was macht er an dem Tag 

nicht? ï Er ªuÇert sich ¿berhaupt nicht zu den Vorfªllen, 

die es in Zwickau gab. Die Antwort der Staatsregierung 

darauf ist: 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Das hat er doch vor dem CDU-Landesparteitag gemacht. 

Na toll! Das heiÇt also, der Ministerprªsident sagt vor 

ausgewªhlten CDU-Politikern in diesem Land seine 

Meinung zu der Terrorzelle. Das ist ja toll! Das ist das, 

was in der Mitte der Gesellschaft ist, und wir wollen uns 

dazu ªuÇern. 

Wenn Sie die Mitte der Gesellschaft einfordern, Herr 

Bandmann, dann tun Sie das bitte beginnend bei Ihren 

B¿rgermeistern, die in den letzten Wochen noch abgestrit-

ten haben, dass es in Limbach-Oberfrohna rechtsradikale 

¦bergriffe gegeben hat. Der Oberb¿rgermeister hat sich 

hingestellt und gesagt, das sind Auseinandersetzungen 

zwischen rivalisierenden Jugendlichen. Aber es hat mit 

Rechtsradikalen nichts zu tun. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Jetzt fordert er plºtzlich ein Verbot der NPD. Wie absurd 

ist das denn? 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Es ist relativ einfach, der NPD geistige Brandstiftung zu 

unterstellen. Darin sind wir uns relativ schnell einig. Aber 

wenn wir gemeinsam sagen, das sind die geistigen Brand-

stifter, machen wir uns frei davon, dass wir damit nichts 

zu tun haben. 

(Zuruf des Abg. J¿rgen Gansel, NPD) 

Wir sind in diesem Land auch daf¿r verantwortlich, dass 

es diese Morde gegeben hat. 

(Zurufe von der NPD) 

ï Ruhe da dr¿ben! ï Ich will Ihnen noch einmal die 

wichtigsten Fragen in Erinnerung rufen, warum wir der 

Meinung sind, dass wir diese Untersuchungskommission 

brauchen: 

(J¿rgen Gansel, NPD: 

17 Millionen habt ihr eingekerkert!) 

Was wussten die sªchsischen Behºrden seit Anfang der 

Neunzigerjahre bzw. von welchem Zeitpunkt an ¿ber die 

Mitglieder der NSU und deren Kontakte zur rechtsextre-

men Szene? Welche im Freistaat Sachsen begangenen 

bzw. nachweislich von diesen ausgehenden strafrechtli-
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chen Handlungen konnten ermittelt werden? Mit welchen 

Ergebnissen wurden die Ermittlungen betrieben bzw. aus 

welchen Gr¿nden blieben sie erfolglos? 

Wann, auf welcher Grundlage und zu welchem Tatver-

dacht unter wessen Ermittlungsleitungen f¿hrten sªchsi-

sche Strafverfolgungsbehºrden Ermittlungshandlungen, 

¦berwachungsmaÇnahmen und  hnliches gegen¿ber dem 

Zwickauer Trio und seinen Unterst¿tzern durch? Warum 

kam es, obwohl es gelang, am 15. Mai 2000 in Chemnitz 

Zielfotos und am 29 September wiederum in Chemnitz 

Printfotos per Videoaufzeichnung von Vertretern des Trios 

anzufertigen, nicht zum finalen Zugriff? 

Haben sich Mundlos, Bºhnhardt und Zschªpe ªhnlich, 

wie bereits Ende 1999 in Th¿ringen geschehen, direkt 

oder ¿ber ihre anwaltlichen Vertreter an Mitarbeiter der 

sªchsischen Justiz oder der Polizei gewandt, um in Ver-

handlungen zur R¿ckkehr aus der Illegalitªt in die Legali-

tªt zu treten, und wie wurde darauf reagiert? Welche 

Hinweise f¿r organisatorische und strukturelle Defizite 

von Behºrden und ihrer Zusammenarbeit sind ersichtlich? 

Hat sich das im Jahr 2003 von der damals allein regieren-

den CDU per Gesetz geschaffene Referat f¿r die Be-

obachtung organisierter Kriminalitªt beim Landesamt f¿r 

Verfassungsschutz, das UK-Referat 33/34, 

(Zuruf des Abg. Christian Piwarz, CDU) 

bis zu seiner Auflºsung im Jahr 2006 auch oder gerade 

mit der Beobachtung dieses kriminellen Phªnomenen 

gerechten Terrorismus der NSU befasst, und wenn nein, 

warum nicht? Wenn dieses UK-Referat beim Verfassungs-

schutz, das in den Debatten bei dem vermeintlichen 

Sachsen-Sumpf stets mit der Erklªrung gerechtfertigt 

wurde, man beobachte Strukturen der organisierten 

Kriminalitªt, die eine Gefahr f¿r die freiheitlich-demokra-

tische Grundordnung darstellten, eine Daseinsberechti-

gung hatte, war das wohl doch, solche Leute zu beobach-

ten, wie die von der rechten Terrorzelle, der NSU. 

Wir fordern eine grundlegende ºffentliche und nachvoll-

ziehbare Aufklªrung der Vorfªlle und des Versagens der 

zustªndigen Behºrden. Zentral dabei ist, dass der Charak-

ter der Aufklªrung nicht geheim unter Einbeziehung, 

sondern die Einbeziehung von unabhªngigen Fachleuten  

ï ï Genau das ist der Unterschied, lieber Kollege Biesok 

ï, dass die PKK nichts aufklªren kann. Sie kºnnen sich 

Akten vorlegen lassen. Aber in der PKK wird nichts 

aufgeklªrt. 

(Beifall bei den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Gibt es weitere Wortmeldungen? ï Herr Abg. 

Bandmann, Sie haben das Wort. 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Meine Damen 

und Herren! Ich denke, das, was Sie noch einmal zusam-

mengefasst haben, geht nicht ¿ber das hinaus, was wir 

gemeinsam hier im Parlament im EntschlieÇungsantrag 

festgeschrieben haben. Ich denke, die Zielrichtung ist klar. 

Aber ¿ber eines m¿ssen Sie, meine Damen und Herren, 

sich auch im Klaren sein: Wenn es an die Verªnderung der 

Strukturen geht, kann das bedeuten, in Bezug auf die 

Grundrechte und Freiheitsrechte zu ¿berpr¿fen, ob wir 

mit diesen Mºglichkeiten den starken Staat in die Lage 

versetzen, dass er die Vorratsdatenspeicherung hat, dass er 

in der Lage ist, auf Telefondaten zur¿ckzugreifen und 

dass er die Mºglichkeit hat, mit entsprechenden Tele-

kommunikationsauswertungen diese Strukturen zu erhel-

len. 

Diese Frage wird auf den Pr¿fstand kommen. 

(Zuruf von der SPD) 

Es wird auch die Frage bestimmter Dienstleistungen auf 

den Pr¿fstand kommen, ob wir mit dem derzeitigen 

Bundes- und sªchsischen Melderecht die richtigen In-

strumente oder ob wir mºglicherweise Einfallstore haben, 

dass Pr¿fungsansªtze, die solche Straftaten ermºglichen, 

um Behºrden zu hintergehen, ob daf¿r die richtigen 

MaÇstªbe vorhanden sind. Ich bin gern bereit, all diese 

Dinge mit auf den Pr¿fstand zu stellen. Aber die Sachlage 

ist, dass es auf der einen Seite nicht sein kann, dass wir 

hier Forderungen erheben, und wenn es darum geht, den 

Staat in seinem elementaren R¿stzeug f¿r die Verteidi-

gung des Grundgesetzes und der B¿rgerrechte zu stªrken, 

gekniffen wird und sie die ersten sind, die dem Staat in 

die Arme fallen. 

Meine Damen und Herren! Ich sage Ihnen eines: Wenn 

Sie mit Polizisten und Leuten aus dem Verfassungsschutz 

reden, sind es die Vertreter und Mitarbeiter aus diesen 

Behºrden, die das grºÇte Interesse daran haben, 

(Arne Schimmer, NPD: é alles zu vertuschen!) 

dass diese Dinge aufgeklªrt werden. 

(Zuruf von der SPD) 

Diese Mitarbeiter haben das grºÇte Interesse daran, dass 

das aufgeklªrt wird, weil es f¿r sie persºnlich ein enormer 

Imageschaden ist, ein persºnlicher Schaden an ihrer Ehre. 

Ich bin davon ¿berzeugt, dass das, was der Bundesanwalt 

heute in der ¥ffentlichkeit sagte, dass er sehr zuversicht-

lich ist, dass diese Straftaten gr¿ndlich aufgeklªrt werden 

und dieser Gesinnungssumpf und der Sumpf dessen, was 

das Umfeld bietet, 

(Arne Schimmer, NPD: Lassen Sie uns 

den Sumpf trocken legen, Herr Bandmann!) 

ausgetrocknet wird ï ï 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU ï 

Carsten Biesok, FDP, steht am Mikrofon.) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Biesok, bitte. 

Carsten Biesok, FDP: Ich mºchte gern vom Instrument 

der Kurzintervention Gebrauch machen. Ich denke, wir 

sollten aufpassen, dass wir trotz dieser schweren Verbre-

chen, die hier passiert sind, keine rechtsstaatlichen Prinzi-

pien ¿ber Bord werfen. Ich bleibe bei meiner Auffassung, 
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dass die Vorratsdatenspeicherung ein ungeeignetes Mittel 

zur Kriminalitªtsbekªmpfung ist. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GR¦NEN) 

Wir hªtten selbst bei Umsetzung der EU-Richtlinie zur 

Vorratsdatenspeicherung heute nicht mehr die Telekom-

munikationsdaten aus den Jahren 1998 bis 2000, die zur 

Aufklªrung dieser Taten relevant wªren. 

Ich denke, gerade mit dem Landesamt f¿r Verfassungs-

schutz haben wir eine Institution, die ¿ber sehr weitge-

hende Eingriffsrechte in persºnliche Freiheitsrechte 

verf¿gt. Sie d¿rfen nachrichtendienstliche Mittel einset-

zen. Trotzdem haben sie es nicht geschafft, diese Zelle 

aufzufinden. Das heiÇt, allein den Sicherheitsbehºrden 

Instrumentarien an die Hand zu geben, um in Grundrechte 

einzugreifen, bringt ¿berhaupt nichts. Wir m¿ssen uns die 

Strukturen anschauen. Aber wir d¿rfen auch nicht vor-

schnell handeln und alles aus der Schublade herausholen, 

was wir bislang noch nicht in der Innen- und Rechtspoli-

tik durchsetzen konnten. 

(Beifall bei der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Das war Herr Biesok. ï 

Herr Bandmann, mºchten Sie auf die Kurzintervention 

reagieren? ï Das ist nicht der Fall. ï Meine Damen und 

Herren! Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen zur 

Stellungnahme aus den Fraktionen vor. W¿nscht dennoch 

ein Abgeordneter oder eine Abgeordnete das Wort? ï Das 

kann ich nicht feststellen. Ich frage die Staatsregierung. ï 

Herr Staatsminister Ulbig, Sie haben das Wort. 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Sehr geehr-

ter Herr Prªsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren Abgeordnete! Dass bei diesem Thema an der einen 

oder anderen Stelle die Emotionen hochgehen, ist selbst-

verstªndlich und liegt durchaus in der Natur der Sache; 

denn wir sind alle betroffen. 

Trotz alledem halte ich es f¿r notwendig, dass solche 

Diskussionen auf einem sachlichen Fundament erfolgen. 

Deshalb mºchte ich zu Beginn ganz klar denjenigen 

entgegentreten, die sagen, dass die Staatsregierung die 

Aufklªrung behindern w¿rde. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, das ist mit Sicherheit nicht der Fall; 

denn nicht nur ich persºnlich, sondern die ganze Staatsre-

gierung ist daran interessiert, dass diese Vorgªnge kom-

plett und l¿ckenlos aufgeklªrt werden. Den von Ihnen 

erhobenen Vorwurf muss ich eindeutig zur¿ckweisen, 

meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU ï Martin Dulig, SPD: 

Herr Ulbig, wir glauben Ihnen nicht mehr!) 

ï Herr Dulig, ich bin dankbar, dass Herr Biesok es ange-

sprochen hat: dass wir nªmlich bei allem, was jetzt 

ansteht, rechtsstaatliche Grundsªtze zu beachten haben; 

das mºchte ich auch noch einmal aussprechen. Wenn wir 

zuerst dar¿ber reden, dass der Generalbundesanwalt die 

Ermittlungen an sich gezogen hat, dann ist das keine 

Ausrede, dann geht es nicht darum, irgendetwas zu 

vertuschen, dann geht es nicht darum, dass Informationen 

zur¿ckgehalten werden, sondern es ist aus rechtsstaatli-

chen Gr¿nden nicht nur selbstverstªndlich, sondern es ist 

notwendig, dass die Ermittlungen dort geb¿ndelt werden 

und dass diejenigen, die gegebenenfalls jetzt noch frei 

herumlaufen, zusªtzlich zu denen, die schon hinter 

Schloss und Riegel sind, ermittelt werden 

(Zurufe von den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

und dass sie, wenn es die Beweislage hergibt, dem Haft-

richter vorgef¿hrt werden. Das gehºrt dazu. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Staatsminister, Sie 

gestatten eine Zwischenfrage? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Selbstver-

stªndlich. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Frau Abg. Friedel, 

bitte. 

Sabine Friedel, SPD: Vielen Dank. ï Soweit ich Kennt-

nis habe, ist die Generalbundesanwaltschaft ï ich habe 

das vorhin schon gesagt ï mit der Ermittlung von Tªtern 

und Tatverdªchtigen befasst. Wir reden hier ¿ber eine 

r¿ckblickende Betrachtung des Behºrdenhandelns und der 

Fehleranalyse. Sind Sie der Auffassung, dass der Gene-

ralbundesanwalt die Fehler sªchsischer Behºrden analy-

sieren wird? 

Markus Ulbig, Staatsminister des Innern: Frau Friedel, 

zu dem Thema, wie wir mit diesem Teil umgehen, komme 

ich gleich noch. Nat¿rlich kann auch das ein Teil der 

Arbeit des Generalbundesanwaltes sein, dass im Rahmen 

dieser Komplettermittlungen auch Fehler von Einzelnen 

zutage treten und aufgedeckt werden. Aber das ist nat¿r-

lich nicht das vorrangige Ziel des Generalbundesanwaltes, 

sondern da sind andere Mechanismen notwendig. 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

Deshalb, Herr Lichdi, mºchte ich aber trotz alledem 

zuerst noch einmal sagen, wie die Unterst¿tzung im 

Bereich des Generalbundesanwaltes aussieht. Das Lan-

desamt f¿r Verfassungsschutz hat eine Projektgruppe 

gebildet, 

(Zuruf des Abg. Johannes Lichdi, GR¦NE) 

die Altvorgªnge untersucht und alle relevanten Informati-

onen an den Generalbundesanwalt und das Bundeskrimi-

nalamt ¿bermittelt. 

(Martin Dulig, SPD: Das ist 

doch eine Selbstverstªndlichkeit!) 

ï Ja, klar! ï Das Sªchsische Landeskriminalamt hat 

zudem eine zentrale Ermittlungs- und Koordinierungsstel-

le eingerichtet. Dort werden rund um die Uhr die neuen 

Erkenntnisse bearbeitet und ausgewertet. AuÇerdem 

¿berpr¿ft die sªchsische Polizei zusªtzlich noch die 

zur¿ckliegenden Straftaten. 
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Daneben habe ich f¿r das Landesamt f¿r Verfassungs-

schutz und f¿r den Polizeibereich angeordnet, dass die 

Untersuchungen vorgenommen werden. Die entsprechen-

den Gremien, nªmlich PKK und Innenausschuss, sind 

bisher regelmªÇig unterrichtet worden, und wir haben uns 

zu weiteren Terminen verstªndigt, sodass auch weitere 

Unterrichtungen und Informationen anstehen. 

Ich mºchte daran erinnern, dass ich derjenige gewesen 

bin, der die erste Sondersitzung der PKK bei 

Prof. Schneider als Vorsitzendem beantragt hat, um eben 

ein klares und deutliches Signal zu geben, dass es das 

Interesse gibt, dass diese Aufklªrung und Information 

erfolgt. 

(Beifall bei der CDU ï Zuruf von der SPD: 

Das ist doch das Mindeste! ï  

Zurufe der Abg. Martin Dulig, Stefan Brangs, 

und Henning Homann, SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Blutspur der 

Tªter zieht sich durch das ganze Land, und Morde, An-

schlªge, Raub¿berfªlle sind in ganz Deutschland began-

gen worden. Ich habe schon im letzten Plenum gesagt ï 

Sie, Frau Friedel, haben zu Recht darauf hingewiesen ï, 

dass nat¿rlich die notwendigen Fragen gestellt werden 

m¿ssen. Auch die sªchsischen Behºrden m¿ssen sich die 

entsprechenden Fragen gefallen lassen. 

(Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Es kann bisher schon klar festgestellt werden, dass der 

Informationsaustausch und die Kommunikation zwischen 

den Behºrden der Lªnder und des Bundes nicht ausrei-

chend waren. Diesbez¿glich hat die Innenministerkonfe-

renz in der vergangenen Woche schon klare Entscheidun-

gen getroffen, nªmlich einerseits die Verbunddatei einzu-

richten und auf der anderen Seite das Abwehrzentrum zu 

bilden, um so etwas in Zukunft nicht mehr eintreten zu 

lassen. 

(Zuruf des Abg. Karl Nolle, SPD) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr 

Nolle, ganz wichtig ist mir auch Folgendes: Wir d¿rfen 

jetzt bei der Aufklªrung nicht noch einmal dieselben 

Fehler machen, die im Vorfeld gemacht worden sind. Ich 

rede hier von Insellºsungen. Derzeit betreibt jedes Land 

die eigene Aufklªrung, und es ist derzeit bundesweit noch 

nicht mºglich, ¿berhaupt ein Gesamtlagebild zu bekom-

men. Ein so komplexes Thema bedarf eben der Untersu-

chung durch ein unabhªngiges Gremium auf Bundesebe-

ne. Alleingªnge von einzelnen Lªndern bringen uns bei 

diesem Thema nicht weiter. 

Deshalb habe ich mich ganz klar daf¿r eingesetzt ï und 

das ist auf der Innenministerkonferenz in der letzten 

Woche auch beschlossen worden ï, dass sich eine unab-

hªngige Stelle auf Bundesebene mit diesem Thema 

befasst. Die Innenministerkonferenz hat beschlossen, dass 

eine Regierungskommission eingesetzt wird, die paritª-

tisch mit von Bund und Lªndern zu benennenden Exper-

ten besetzt sein soll; denn die Menschen erwarten eine 

z¿gige, aber auch eine umfassende Aufklªrung und die 

Darstellung der Bereiche, in denen Fehler gemacht 

worden sind. Deshalb muss eine solche Regierungskom-

mission auch diese Fragen beantworten. Sie ist daf¿r das 

richtige Gremium. Die sªchsische Seite wird diese Arbeit 

ausdr¿cklich unterst¿tzen, und eine Insellºsung ï das 

mºchte ich noch einmal sagen ï ist nicht der richtige 

Weg. 

Aus diesem Grunde empfiehlt die Staatsregierung, diesen 

Antrag, so wie er gestellt ist, abzulehnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Lichdi. 

Johannes Lichdi, GR¦NE: Ich mºchte eine Kurzinter-

vention auf den Beitrag des Staatsministers machen. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Bitte. 

Johannes Lichdi, GR¦NE: Herr Staatsminister, es ist, 

glaube ich, allen im Hause deutlich geworden, dass weder 

Sie noch Ihr Kollege Dr. Martens willens sind, hier 

ernsthaft aufzuklªren. Aber heute kºnnen wir drei Dinge 

schon feststellen: 

Erstens. Sªchsische Behºrden hatten im Jahr 2000 Kennt-

nis vom Aufenthaltsort, und sie wussten, dass es sich um 

gesuchte Bombenleger und Rechtsterroristen handelte. 

Selbst wenn der Zugriff im September 2000 in Chemnitz 

verpasst worden sein sollte, erklªrt das noch lange nicht, 

warum die Behºrden dann offensichtlich die Hªnde in den 

SchoÇ gelegt haben und es dabei haben bewenden lassen. 

Wenn es nicht so gewesen ist, dann klªren Sie uns dar¿ber 

auf! 

Den zweiten Punkt wissen wir auch schon: Nach allem, 

was wir heute wissen, ist das gesamte Unterst¿tzerumfeld 

aus Ostth¿ringen, Westsachsen, Erzgebirge. Diese Leute 

waren tªtig, sie haben sich bekannt gemacht. Wenn man 

genau hingeschaut hªtte, hªtte man das bemerken kºnnen. 

Wie sollen wir glauben, dass der derzeitige Prªsident des 

Landesamtes f¿r Verfassungsschutz, der damals schon 

zustªndig war, jetzt in der Lage ist, hier ernsthaft zuzufas-

sen und wirklich aufzuklªren? Nein, das glaube ich nicht. 

Und wir wissen ein Drittes: Ihre Staatsregierung und die 

CDU haben dieses Problem bis zuletzt verharmlost. 

(Beifall bei den GR¦NEN, 

den LINKEN und der SPD) 

Es war genau im September 2000, als ein Ministerprªsi-

dent, der von Ihnen noch immer hoch verehrt wird, den 

unsªglichen Satz gesagt hat, den ich hier nicht mehr 

zitieren muss. 

Herr Staatsminister, ich sage Ihnen: Ich und meine Frakti-

on ï und ich glaube, auch die meisten hier im Hause ï 

haben zu Ihrer Lºsungskompetenz aber auch null Vertrau-

en. Wir haben null Vertrauen, dass diese Staatsregierung 

tatsªchlich willens ist, diese Dinge aufzuklªren. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei den GR¦NEN, den LINKEN, 

der SPD sowie der Abg. J¿rgen Gansel 

und Arne Schimmer, NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Herr Staatsminister, Sie 

mºchten erwidern? ï 

(Staatsminister Markus Ulbig: Nein!) 

Sie mºchten nicht erwidern. 

Meine Damen und Herren, die Aussprache ist beendet. 

Wir kommen zum Schlusswort. F¿r die Fraktion DIE 

LINKE spricht Herr Abg. Gebhardt. Sie haben das Wort. 

Rico Gebhardt, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine 

Damen und Herren! Es gibt einen kleinen Unterschied 

hinsichtlich des Themas Insellºsung: Sachsen und Th¿-

ringen haben eine besondere Verantwortung in dieser 

Angelegenheit. 

(Beifall bei den LINKEN, 

der SPD und den GR¦NEN) 

Erklªren Sie mir bitte, warum es in Th¿ringen mºglich 

ist, dass ein Unabhªngiger, der auch mit vielen Rechten 

ausgestattet ist, beauftragt wird, die Untersuchung vorzu-

nehmen, wobei es auch viele informelle Gesprªche gibt, 

wie mir mein Fraktionsvorsitzender aus Th¿ringen erst 

diese Woche bestªtigt hat ï dort redet der von der Staats-

regierung Beauftragte auch mit den Oppositionsfraktionen 

ï, und warum das in Sachsen nicht mºglich ist. 

Wenn Sie tatsªchlich wollen, dass es keine Insellºsung 

gibt, und Sie an der Bundeslºsung mitarbeiten mºchten, 

kºnnen Sie unserem Antrag nur zustimmen. Es steht unter 

anderem auch in dem Antrag, dass Sie eine uneinge-

schrªnkte Aussagegenehmigung f¿r alle sªchsischen 

Kolleginnen und Kollegen sowie Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter geben m¿ssen. Bisher haben Sie das als 

Innenminister verweigert. Bisher hat niemand aus Sach-

sen in Berlin vor dem Innenausschuss des Deutschen 

Bundestages ausgesagt, weil Sie keine Aussagegenehmi-

gung erteilt haben. 

(Beifall bei den LINKEN, 

den GR¦NEN und der NPD) 

Damit schaffen Sie den Eindruck, dass Sie nicht aufklªren 

wollen. Sie wollen mauern. Sie wollen Ihre Informationen 

f¿r sich behalten. 

Summa summarum geht es uns darum, dass die ge-

w¿nschte unabhªngige Untersuchungskommission mit-

nichten selbst ermitteln oder Straftaten verfolgen soll. Sie 

soll Organisationsverschulden, -versagen und -verant-

wortung benennen. Das soll nicht zuletzt vor allem mit 

dem Anliegen geschehen, die tatsªchliche Gefªhrlichkeit 

des Rechtsterrorismus und seine geistigen Wurzeln 

offenzulegen, um jede Wiederholbarkeit derart schlimmer 

Verbrechensserien auszuschlieÇen. 

Herr Jennerjahn, Folgendes stimmt: Wir haben ausdr¿ck-

lich die Untersuchungskommission nicht mit Rechten bis 

zum geht nicht mehr ausgestattet. Wir wollten ausdr¿ck-

lich, dass es von der Untersuchungskommission selbst  

beschlossen wird. Nat¿rlich wissen wir, dass es auf Basis 

der Sªchsischen Verfassung nicht mºglich ist. Wir befin-

den uns jedoch in einer besonderen Situation. Wenn man 

sich in einer besonderen Situation befindet, kann man 

auch von einem Parlament erwarten, dass es auf besonde-

re Situationen besonders reagiert. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Das sehe ich von der Koalition wahrscheinlich nicht. Das 

sind vorgeschobene Argumente. 

Ich habe gehºrt, dass Sie sich enthalten wollen. Ich habe 

nichts dagegen, dass wir getrennt abstimmen. 

(Beifall bei den LINKEN und 

des Abg. Arne Schimmer, NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Gebhardt. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Abstimmung 

¿ber die Drucksache 5/7600. Wenn ich es richtig verstan-

den habe, war eine punktweise Abstimmung verlangt. 

Frau Friedel wollte gern ¿ber den ersten Spiegelstrich zu 

Punkt II gesondert abgestimmt haben. Wir versuchen es. 

Wenn ich einen Fehler machen sollte, geben Sie mir bitte 

sofort ein Zeichen. 

Ich komme zu Punkt I. Ich bitte um die Daf¿r-Stimmen. ï 

Vielen Dank. Gegenstimmen? ï Danke sehr. Stimment-

haltungen? ï Bei Stimmenthaltungen und zahlreichen 

Stimmen daf¿r ist Punkt I mehrheitlich nicht entsprochen 

worden. 

Wir kommen nun zu Punkt II, erster Spiegelstrich. Ich 

bitte um die Daf¿r-Stimmen. ï Vielen Dank. Gegenstim-

men? ï Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï Vielen Dank. 

Bei Stimmenthaltungen ist dem Punkt II, erster Spiegel-

strich, mehrheitlich nicht entsprochen worden. 

Meine Damen und Herren! Sie sind sicherlich damit 

einverstanden, dass ich ¿ber den zweiten und dritten 

Spiegelstrich des Punktes II gemeinsam abstimmen lasse. 

Ich bitte um die Daf¿r-Stimmen. ï Vielen Dank. Gegen-

stimmen? ï Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï Bei 

Stimmenthaltungen und zahlreichen Daf¿r-Stimmen ist 

auch dem Punkt II, zweiter und dritter Spiegelstrich, 

mehrheitlich nicht entsprochen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung zu Punkt III. Ich bitte um 

die Daf¿r-Stimmen. ï Vielen Dank. Gegenstimmen? ï 

Danke sehr. Stimmenthaltungen? ï Bei zahlreichen 

Stimmen daf¿r hat der Punkt III dennoch nicht die erfor-

derliche Mehrheit gefunden. 

Meine Damen und Herren! Da keinem der Einzelpunkte 

mehrheitlich entsprochen wurde, er¿brigt sich eine 

Schlussabstimmung. Die Drucksache ist nicht beschlos-

sen. Der Tagesordnungspunkt ist damit beendet. 
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Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 7 

Stabile M¿llgeb¿hren sichern ï Keine Privatisierung der Abfallwirtschaft! 

Drucksache 5/7627, Antrag der Fraktion der SPD 

Die Fraktionen nehmen wie folgt Stellung: SPD, CDU, 

DIE LINKE, FDP, GR¦NE, NPD und die Staatsregie-

rung, wenn sie dies w¿nscht. 

Meine Damen und Herren! Ich erteile der antragstellen-

den Fraktion der SPD als Einreicherin das Wort. Es 

spricht Frau Abg. Kºpping. Sie haben das Wort. 

Petra Kºpping, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Wir reden heute nicht dar-

¿ber, dass mit der Novelle des Kreislaufwirtschafts- und 

Abfallgesetzes, die notwendig war, um die europªische 

Abfallrahmenrichtlinie umzusetzen, eine Chance vertan 

wurde, die Kreislaufwirtschaft konsequent und ºkologisch 

weiterzuentwickeln. Wir reden heute auÇerdem nicht 

dar¿ber, dass es das Gesetz zum Beispiel unterlªsst, die 

Recycling-Quoten anzuheben, und  stattdessen Quoten 

festschreibt, die schon lªngst erreicht sind. Wir reden 

ebenfalls nicht davon, dass das Gesetz zum Beispiel keine 

Definition der Abfallvermeidung vornimmt, sondern 

dieses Versªumnis placeboartig in einem EntschlieÇungs-

antrag der Abfallvermeidungsziele und Programme 

fordert und dadurch geheilt werden soll. 

Wir reden heute ¿ber den Paradigmenwechsel, der mit 

dem Kreislaufwirtschaftsgesetz nach dem Willen der 

CDU und der FDP im Bund im Bereich der kommunalen 

Daseinsvorsorge vollzogen werden soll. Nach dem Willen 

der CDU-/FDP-Bundesregierung und deren Fraktionen 

erhalten private gewerbliche Sammler die Mºglichkeit, 

sich die Filetst¿ckchen in der Abfallentsorgung herauszu-

suchen. F¿r die Kommunen bleiben die finanziell unat-

traktiven Abfªlle ¿brig. 

Ich hºre schon das Hohe Haus sagen, wenn es um Geb¿h-

renanhebungen geht: Das ist kommunale Selbstverwal-

tung. Damit wird die ¦berlassungspflicht an die Kommu-

nen ausgehºhlt. Die Kosten f¿r diese Liberalisierung zahlt 

der B¿rger mit hºheren M¿llgeb¿hren. 

Es ist Folgendes richtig: Im Bundestag wurde in letzter 

Minute noch eine  nderung an der Novelle vorgenom-

men, mit der eine gewisse Einschrªnkung gewerblicher 

Sammler erfolgen soll. Tatsªchlich werden durch unbe-

stimmte Rechtsbegriffe erhebliche Rechtsunsicherheiten 

ausgelºst, die aller Voraussicht nach zahlreiche Gerichts-

streitigkeiten nach sich ziehen werden. 

Praktisch sind diese Regelungen ¿berhaupt nicht umsetz-

bar. Als Kompromiss wurde die sogenannte Gleichwer-

tigkeitsklausel geschaffen. Doch auch mit dieser Gleich-

wertigkeitsklausel ist weiterhin der Weg f¿r die Rosinen-

pickerei der privaten Wirtschaft geºffnet. Worum geht es 

in der sogenannten Gleichwertigkeitsklausel? Ein privater 

Anbieter darf nach dem jetzigen Gesetzesvorschlag M¿ll 

sammeln, wenn seine Leistungen hºherwertiger als die 

der kommunalen Entsorger sind. Kriterien wie die Aus-

wirkungen auf die M¿llgeb¿hren, die Planungssicherheit 

und Organisation der Kommunen spielen keine Rolle. Der 

gewerbliche Sammler muss zugelassen werden ï egal, ob 

der Bestand der ºffentlich-rechtlichen Entsorger gefªhrdet 

ist oder nicht. 

Was aber heiÇt hºherwertig? Bedeutet hºherwertig ein 

besseres Abholrhythmussystem oder einen besserer, 

Service? HeiÇt hºherwertig etwa die Zahlung von Dum-

pinglºhnen durch den privaten Anbieter? Zu Recht sind 

die ºffentlicher Entsorger an Tarife gebunden. 

Wir Sozialdemokraten haben von Anfang an klargemacht, 

dass wir weitere Privatisierungen im Zustªndigkeitsbe-

reich der kommunalen Entsorgungswirtschaft ablehnen. 

Deshalb muss die Gleichwertigkeitsklausel weg. 

(Beifall bei der SPD) 

Der ¥ffentlichkeit wurde dieser Kompromiss in Form der 

Gleichwertigkeitsklausel als Erfolg f¿r die Kommunen 

verkauft. Allen, die dieses Argument in der heutigen 

Debatte noch bem¿hen mºchten, meine Damen und 

Herren von der Koalition, kann ich nur die Pressemitte-

lungen des Deutschen Landkreistages vom 

29. November 2011 empfehlen. Die kommunalen Spit-

zenverbªnde setzen nªmlich groÇe Hoffnungen in den 

Vermittlungsausschuss. Der Prªsident des Deutschen 

Landkreistages Hans-Jºrg Duppr® formulierte es wie 

folgt: ĂDie Streichung der Gleichwertigkeitsklausel w¿rde 

die ºffentlich-rechtlichen Entsorgungstrªger weiter 

stªrken und ihre Steuerungsfunktion weiter ausbauen. 

Letztlich sind sie es, die f¿r die ordnungsgemªÇe Entsor-

gung vor Ort verantwortlich sind.ñ 

Meine Damen und Herren von der Koalition! Ihre Kolle-

gen im Bund betonen zwar die Daseinsvorsorge im 

Bereich Abfall, nehmen den Kommunen aber zugleich die 

Grundlage, ihren Auftrag zu erf¿llen. Sie werfen ihnen 

hierbei Kn¿ppel zwischen die Beine. So f¿hrte Herr 

Becker, Staatssekretªr im Bundesumweltministerium, im 

Bundesrat aus: ĂDie Hausm¿llentsorgung bleibt eine 

kommunale Aufgabe. Das ist die zentrale Botschaft. Nur 

da, wo die Kommunen keine hochwertigen Wertstoff-

sammlungen heute und vor allem in Zukunft ermºglichen 

kºnnen oder wollen, erhalten private Anbieter eine Chan-

ce.ñ 
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Was f¿r eine Schizophrenie ist das? Man kann nicht auf 

der einen Seite die Kommunen in der Garantiestellung f¿r 

eine nachhaltige Abfallentsorgung belassen und gleichzei-

tig gewerblichen Sammlern die Mºglichkeit einer Rosi-

nenpickerei erºffnen. Die Folge davon wird eine Entsor-

gung nach Marktlage sein ï und zwar zulasten der B¿rger 

und Kommunen. Die Kommunen m¿ssen jederzeit damit 

rechnen, dass die Entsorgungspflicht wieder bei ihnen 

landet, sobald die privaten Entsorger ihre Gewinne 

abgeschºpft haben und keine Rentabilitªt mehr erzielen. 

Daf¿r m¿ssen sie aber die Strukturen in der Hinterhand 

halten ï Kostenstrukturen, die Kosten verursachen, ohne 

dass diese Kosten mit rentablen Entsorgungsauftrªgen 

gedeckelt werden kºnnen; von der Planungssicherheit 

ganz zu schweigen. 

Wir m¿ssen doch nur an die Situation im Altpapierbereich 

vor einigen Jahren denken. Als der Altpapierpreis hoch 

war, haben private Entsorger Papiertonnen aufgestellt. Als 

der Preis nach unten ging, wurde das Altpapier nicht mehr 

abgeholt. Die Kommunen mussten einspringen. 

Die M¿llentsorgung ist bis heute eine Aufgabe der Da-

seinsf¿rsorge und daher dem privaten Wettbewerb weit-

gehend entzogen. Das ist sogar durch die Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts bestªtigt. Mit dem vorlie-

genden Kreislaufwirtschaftsgesetz soll dieses Prinzip 

ausgehºhlt werden. Es soll ein konkurrierendes System 

der gewerblichen Wirtschaft ausgebaut werden. F¿r einen 

Paradigmenwechsel dieser Art gibt es weder einen sachli-

chen Grund noch eine rechtliche Notwendigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Er ist vor allem nicht im Interesse der B¿rger. Vielmehr 

ist hier ganz deutlich die neoliberale Handschrift der FDP 

zu erkennen. Ist sie noch da? ï Ja. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Diese folgt nur einem Motto: Gewinne privatisieren, 

Verluste vergesellschaften. 

Die SPD-gef¿hrten Lªnder haben im Bundesrat zu diesem 

Paradigmenwechsel ganz klar Nein gesagt und den 

Vermittlungsausschuss angerufen. Wenn die Sªchsische 

Staatsregierung auch nur halbwegs im Interesse der 

sªchsischen B¿rger und ihrer Kommunen denkt und 

handelt, dann sorgt sie daf¿r, dass die Funktionsfªhigkeit 

der ºffentlich-rechtlichen Entsorger nicht geschwªcht, 

sondern gestªrkt wird. Das bedeutet: Die Gleichwertig-

keitsklausel muss gestrichen werden. 

(Beifall bei der SPD und 

vereinzelt bei den LINKEN) 

Der Vermittlungsausschuss des Bundesrates hat heute 

getagt und zu diesem Tagesordnungspunkt kein Ergebnis 

erzielt. Das heiÇt, die Staatsregierung hat noch Zeit, ihre 

Position deutlich zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, 

den LINKEN und den GR¦NEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Kºpping. ï F¿r die CDU-Fraktion spricht Herr Abg. 

Hippold. Herr Hippold, Sie haben das Wort. 

Jan Hippold, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordneten! Mit dem neuen Kreis-

laufwirtschaftsgesetz soll bzw. wird die EU-Abfall-

richtlinie in deutsches Recht umgesetzt werden. Die 

Umsetzung ist auch dringend erforderlich, da die Frist 

bereits am 12.12. letzten Jahres abgelaufen ist. 

Auf Basis des geltenden Europarechts und der Rechtspre-

chung des Europªischen Gerichtshofes ist die von der 

SPD-Fraktion kritisierte Gleichwertigkeitsklausel unum-

gªnglich. Es hat mich schon etwas gewundert, dass Frau 

Kºpping auf dieses EU-Erfordernis in ihrem Redebeitrag 

¿berhaupt nicht eingegangen ist. 

(Andrea Roth, DIE LINKE: 

Das kommt nicht von der EU!) 

Mit den strikten Untersagungsgr¿nden des Ä 17 Abs. 3 

des Kreislaufwirtschaftsgesetzes verhindert sie den 

Schutz kommunaler Monopole, die den ºkologischen 

Anforderungen nicht gerecht werden. Eine Streichung der 

Klausel hªtte ein Vertragsverletzungsverfahren gegen 

Deutschland wegen EU-Rechtswidrigkeit des Kreislauf-

wirtschaftsgesetzes zur Folge. Entsprechende Klagen der 

privaten Entsorger sind vorprogrammiert und m¿ssten 

nach unserer Rechtsauffassung auch positiv beschieden 

werden. Zudem w¿rde die Untersagung unzulªssiger 

gewerblicher Sammlungen erheblich erschwert. Die 

betroffenen gewerblichen Sammler werden sich darauf 

berufen, dass die neue Regelung des Ä 17 Absatz 3 des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes ohne Gleichwertigkeitsklau-

sel gegen EU-Recht verstºÇt. 

Die Bef¿rchtung der SPD-Fraktion, die Zulassung priva-

ter Entsorger bei hºherwertiger Abholung f¿hre zu soge-

nannter Rosinenpickerei, bei der sich die gewerblichen 

Unternehmen auf die lukrativen Abfallfraktionen be-

schrªnken, wªhrend die teure Restm¿llentsorgung bei den 

Kommunen hªngen bleibt, ist grundsªtzlich nachvollzieh-

bar. Das haben wir allerdings schon fr¿hzeitig erkannt 

und uns f¿r eine  nderung im Entwurf stark gemacht. Der 

vorliegende Gesetzentwurf trªgt unserer Forderung und 

der Sorge bis an die Grenzen des europarechtlich Zulªssi-

gen Rechnung. Zu diesem Schluss kommt unter anderem 

eine gutachterliche Stellungnahme von Rechtsanwalt 

Dr. Ulrich Karpenstein in der ºffentlichen Anhºrung des 

Umweltausschusses im Deutschen Bundestag. 

Zum Sachverhalt: Der Ausschluss von Wettbewerbern ist 

entsprechend Europªischem Gerichtshof nur dann ge-

rechtfertigt, wenn dies tatsªchlich und im Einzelfall 

notwendig ist, um die gemeinwirtschaftlichen Dienstleis-

tungen des betrauten Unternehmens zu ausgewogenen 

Bedingungen aufrecht zu erhalten. Insbesondere m¿ssen 

die betrauten Unternehmen tatsªchlich in der Lage sein, 

die Nachfrage zu decken. Allein die Erf¿llung der gesetz-

lichen Verpflichtung ist nicht ausreichend. Wird die 

Nachfrage der Haushalte nach speziellen und hºherwerti-
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gen abfallwirtschaftlichen Dienstleistungen, wie etwa der 

blauen Tonne oder Bio-Tonnen, nicht erf¿llt, kºnnen diese 

dem ºffentlich-rechtlichen Entsorgungstrªger auch nicht 

vorenthalten werden. 

Kurz gesagt: Leistungen, die nicht den Anforderungen der 

B¿rger entsprechen bzw. gerecht werden, d¿rfen nicht 

durch ein Monopol gesch¿tzt werden. Aus dieser Sicht 

w¿rde bei einer Streichung der Gleichwertigkeitsklausel 

den berechtigten Bef¿rchtungen der kommunalen Entsor-

ger vor Rosinenpickerei gerade nicht entgegengetreten. 

Der Gesetzgeber w¿rde dann auf den bisherigen Rechts-

zustand zur¿ckfallen. Es d¿rfte auch kaum mit den vom 

Europªischen Gerichtshof entwickelten Grundsªtzen zur 

Neutralitªt und Unabhªngigkeit staatlicher Beschrªnkun-

gen vereinbar sein, dass der Trªger des ºffentlichen 

Entsorgers in der Regel selbst ¿ber die Zulassung einer 

gewerblichen Sammlung entscheidet. 

Des Weiteren mºchte ich darauf hinweisen, dass ein 

EuGH-Verfahren f¿r die kommunalen Entsorgungsunter-

nehmen erhebliche Risiken birgt. Dies geht bis hin zu der 

Gefahr, dass ¦berlassungspflichten f¿r getrennt gesam-

melte Abfallfraktionen vollstªndig entfallen m¿ssten. 

Im ¦brigen habe ich mich vorhin gewundert, dass Sie aus 

einer Pressemitteilung des Deutschen Landkreistages 

zitierten, wenn ich das richtig erfasst habe. Ich habe das 

etwas anders definiert. In diesen Pressemitteilungen des 

Stªdte- und Gemeindetages und des Deutschen Landkreis-

tages vom 27. bzw. 28. haben beide Institutionen an die 

Lªnder appelliert, der Novellierung des Abfallrechts in 

der vorliegenden Fassung zuzustimmen. Der Landkreis-

tagsprªsident Hans Jºrg Duppr® sieht nªmlich dadurch 

das Rosinenpicken privater Firmen zulasten der ºffent-

lich-rechtlichen Entsorger und der Geb¿hrenzahler 

deutlich erschwert. Im ¦brigen sieht das auch der M¿n-

chener Oberb¿rgermeister Uhde, der aus meiner Sicht ein 

SPD-Parteibuch hat, genauso. 

(Thomas Jurk, SPD: Aus Ihrer Sicht?) 

ï Ja, aus unserer Sicht. 

(Stefan Brangs, SPD: Sie meinen 

den neuen Ministerprªsidenten?) 

ï Da wird noch viel Wasser irgendwo herunterflieÇen, 

denke ich. 

(Zurufe: Isar!) 

Aus diesem Grund sollten wir nicht ohne Not die Verab-

schiedung des vorliegenden Entwurfs des Kreislaufwirt-

schaftsgesetzes behindern. Ebenfalls sollten wir abwarten, 

wie der Vermittlungsausschuss des Bundesrates letztend-

lich entscheidet, auch wenn heute noch keine Entschei-

dung dazu gefallen ist. Vorschnelle Festlegungen sind an 

dieser Stelle fehl am Platze. Die Koalition wird aus 

diesem Grund dem Antrag der SPD nicht zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Starker Beifall bei der CDU ï 

Hochrufe von der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Das war Herr Hippold 

f¿r die CDU-Fraktion. ï Nun spricht f¿r die Fraktion DIE 

LINKE Frau Abg. Roth. Bitte, Sie haben das Wort. 

Andrea Roth, DIE LINKE: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Da Frau Kºpping schon 

ausf¿hrlich auf die sogenannte Gleichwertigkeitsklausel 

eingegangen ist, werde ich mit meinem Beitrag andere, 

dar¿ber hinausgehende Schwerpunkte setzen. Trotzdem 

sage ich gleich am Anfang meines Redebeitrages: Die 

Fraktion DIE LINKE wird dem SPD-Antrag zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

ï So sind wir. 

(Zuruf des Abg. Stefan Brangs, SPD) 

Der Zugriff der Privaten auf den Abfall ist ohne Wenn und 

Aber zu streichen. Abfall der B¿rgerinnen und B¿rger 

gehºrt am Anfang der Verwertungskette in kommunale 

Hand. 

Doch ï und jetzt kommt das ĂDochñ: Wer A sagt, muss 

auch B sagen. Es ist nicht im Geiste der EU-Abfall-

rahmenrichtlinie und erst recht nicht der Vernunft, wenn 

die Kreise als Aufgabentrªger bzw. ihre Zweckverbªnde 

die Abfªlle gebrauchen, um ihre zu groÇen Abfallbehand-

lungsanlagen zu f¿ttern. Abfªlle sind Ressourcen, sind 

wertvolle Rohstoffe, die in unserer rohstoffarmen Zeit 

und in unserem rohstoffarmen Land sinnvoll zu nutzen 

sind. Sinnvoll nutzen heiÇt stoffliche Verwertung. Das 

schreibt auch die neue Abfallhierarchie vor. 

Die f¿nfstufige Abfallhierarchie verªndert die bislang im 

europªischen und nationalen Recht anerkannte dreistufige 

Abfallhierarchie von Vermeidung, Verwertung und 

Beseitigung. Sie wird in der Weise verªndert, dass die 

Verwertung in drei gestufte Verwertungsoptionen aufge-

teilt ist. Das sind erstens Vorbereitung zur Wiederverwen-

dung, zweitens Recycling und drittens sonstige Verwer-

tung, zum Beispiel energetische Verwertung. Diese 

Abfallhierarchie setzt eindeutig die Prioritªt bei der 

stofflichen Verwertung. Mit der Wiederverwendung und 

dem Recycling kºnnen sowohl die Rohstoffe als auch die 

in ihnen gebundene Energie im Kreislauf gehalten wer-

den. 

Herr Minister, der Freistaat sollte sich im Bund klar und 

eindeutig daf¿r einsetzen, dass energetische Kapazitªten 

vom Markt genommen werden, sodass Recycling der 

sonstigen Verwertung eindeutig vorgezogen wird. Das ist, 

wie ich schon sagte, eine Forderung der Europªischen 

Union. 

Nat¿rlich verstehen wir auch die Nºte der kommunalen 

Abfallentsorger, die im vergangenen Jahrzehnt groÇe 

Abfallbehandlungsanlagen errichtet haben. Sie kªmpfen 

jetzt um jede Tonne M¿ll, um ihre Anlagen auszulasten. 

Sie verfolgen damit das verstªndliche Ziel, die Abfallge-

b¿hren der B¿rgerinnen und B¿rger stabil zu halten. 

Mit der Umsetzung der Abfallhierarchie wird ihren 

Abfallbehandlungsanlagen Futter entzogen. Das ist ein 
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groÇes Problem. Mit diesem Problem d¿rfen wir die 

kommunalen Entsorgungstrªger nicht allein lassen. Hier 

steht die Staatsregierung in der Pflicht, die mit ºffentlich-

rechtlichen Vertrªgen Ende der Neunzigerjahre die Kreise 

zum Anlagenbau drªngte. Schon damals bezeichnete ich 

diese Vertrªge als Knebelvertrªge, die keine Mºglichkeit 

zur Konzipierung eigener Gedanken f¿r eine zukunftsfª-

hige kommunale Kreislaufwirtschaft zulieÇen. 

Heute d¿rfen zu den vergangenen Fehlentscheidungen 

nicht neue gepaart werden. Es ist eine g¿nstige Zeit, aus 

der Kette dieser Fehlentscheidungen auszubrechen. Dazu 

sind aus unserer Sicht folgende Schritte notwendig: 

Erstens. Der Abfall gehºrt vollstªndig in die Hªnde der 

Kommunen. Einen ersten Schritt dazu sollten wir heute 

gehen. 

Zweitens. Wenn f¿r alle Abfªlle die Kommunen zustªndig 

sein sollen, dann gehºren auch die Verpackungen dazu. 

Auch ¿ber sie soll die Kommune die Verantwortung 

erhalten und mit dem Dualen System ¦bertragungsver-

einbarungen verhandeln. 

Drittens. Die Kommunen schreiben die in ihrer Hoheit 

eingesammelten Wertstoffe intelligent aus und vergeben 

die Aufbereitung, die Verarbeitung und die Behandlung an 

kleine und mittlere Unternehmen in der Region. Somit 

bleibt die Wertschºpfung vor Ort und Arbeitsplªtze 

werden geschaffen. 

Viertens. Die von den B¿rgerinnen und B¿rgern zu 

zahlenden Abfallgeb¿hren m¿ssen stabil gehalten oder 

sogar gesenkt werden. 

Das kann zum einen durch Verkaufserlºse aus Wertstoffen 

erreicht werden, die die Kreise von der regionalen Ab-

fallwirtschaft erhalten, und zum anderen durch den 

R¿ckbau der ¦berkapazitªten bei den kommunalen 

Abfallbehandlungsanlagen. Als Unterst¿tzung daf¿r 

sollen Fºrdermittel im Landeshaushalt eingestellt werden. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, die Linksfraktion 

hat klare Vorstellungen zur Zukunft der Abfallwirtschaft 

als Wertstoff- und Kreislaufwirtschaft. Mit unserer Zu-

stimmung zum Antrag der SPD gehen wir heute einen 

kleinen Schritt in diese Zukunft. 

Danke. 

(Beifall bei den LINKEN und der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Roth. ï Nun spricht f¿r die Fraktion der FDP Frau Abg. 

Jonas. Bitte schºn, Sie haben das Wort. 

Anja Jonas, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine 

sehr geehrten anwesenden Damen und Herren! Da mein 

Kollege Hippold alle Daten und Fakten hinreichend 

beleuchtet hat, mºchte ich meinen Redebeitrag zu Proto-

koll geben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU ï 

 Dr. Eva-Maria Stange, SPD: Oh!) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank. Ich weise 

die Fraktion daraufhin, dass die Redezeit trotzdem ange-

rechnet wird. ï Nun f¿r die Fraktion B¦ND-

NIS 90/DIE GR¦NEN Frau Abg. Kallenbach, bitte. 

Gisela Kallenbach, GR¦NE: Herr Prªsident! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Ich hªtte eigentlich ange-

nommen, dass das Wort ĂRosinenpickereiñ heute des 

¥fteren die Runde macht, weil es so vom Deutschen 

Stªdte- und Gemeindetag verwendet wurde. 

(Beifall der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

Weil Advents- und Mªrchenzeit ist, habe ich gedacht, Sie 

an das Mªrchen Aschenputtel zu erinnern. Die bºse 

Stiefmutter sch¿ttete Aschenputtel Linsen in die Asche. 

Die Tªubchen halfen ihr und lasen die guten ins Tºpfchen 

und die schlechten ins Krºpfchen. Ein nicht seltenes 

Politikmodell: Wenn es sich lohnt, wie bei Papier, Glas 

und Schrott, sollen die Privaten den Gewinn erzielen. 

Dann kommen die guten Dinge ins Tºpfchen. Wo das 

nicht mºglich ist, sollen es die Kommunen richten. Mit 

Gemeinwesenorientierung hat diese Art von Politik nicht 

viel zu tun. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der SPD) 

Mit der Novelle des Abfallrechts wollte die schwarz-gelbe 

Regierung in Berlin in ihrer gewohnten unternehmer-

freundlichen Weise den privaten Entsorgern den roten 

Teppich ausrollen. Erst der massive Einspruch von Kom-

munen und kommunalen Entsorgern hat Schlimmeres 

verhindert. So begr¿Çenswert der jetzt gefundene Kom-

promiss ist, es bleibt ein Restrisiko, das schnell praktische 

Konsequenzen haben kann. Private Sammler d¿rfen die 

Sammlung durchf¿hren, wenn die Kommune diese nicht 

in mindestens gleichwertiger Weise erbringt oder zu 

erbringen beabsichtigt. Das haben wir heute schon mehr-

fach gehºrt. 

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich will nicht schwarz-

malen, aber es kºnnte sehr leicht wie folgt laufen: Der 

private Entsorger beschªftigt Arbeitnehmer mit einem 

Lohn unterhalb des verbindlichen Tarifs des kommunalen 

Unternehmens. Ich wªre gespannt, wie der kommunale 

Dienstleister den Nachweis erbringen w¿rde, dass er die 

Leistung in gleicher Weise durchf¿hren kann. Ich be-

f¿rchte, dass das in der privaten Versorgungsbranche 

niedrige Lohnniveau ein Einfallstor ist, um den kommu-

nalen Entsorgern die lukrativen Teile am M¿ll abzuneh-

men. 

(Beifall der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

Sollte es mºglich sein, wie suggeriert wird, die Genehmi-

gung f¿r privates Sammeln in fast jedem Fall zu unterbin-

den, dann kann man auf die Gleichwertigkeitsklausel, so 

wie von der SPD vorgeschlagen, auch gleich verzichten, 

also sie streichen. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der SPD) 

Sollte das nicht geschehen und die Branche sich die 

Schlupflºcher suchen, wird sich der B¿rger verwundert 
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die Augen reiben; denn dann m¿ssen die M¿llgeb¿hren 

steigen, weil die kommunalen Entsorger lediglich den 

Rest wegrªumen und den werthaltigen Teil den Privaten 

¿berlassen. 

Das Altpapier-Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 

2009 stellt klar: Abfall, der in privaten Haushalten anfªllt, 

ist grundsªtzlich der Kommune zu ¿berlassen. ï Das ist 

die Voraussetzung daf¿r, dass die Abfallwirtschaft ge-

meinwohlorientiert bleibt. 

15 Jahre brauchte der Altpapierkrieg bis zur gerichtlichen 

Entscheidung. Wenn diese Novelle ebenfalls von jahre-

langen Rechtsstreitigkeiten begleitet werden sollte, dann 

wªre das ein hoher Preis f¿r die B¿rger und die betroffe-

nen Unternehmen. 

(Beifall der Abg. Eva Jªhnigen, GR¦NE) 

Wer behauptet, wie Kollege Lippold, 

(Jan Hippold, CDU: Hippold heiÇe ich!) 

die EU zwinge zur Liberalisierung des Abfallmarktes, lese 

bitte sehr genau das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

vom 4. November 2011: 

(Christian Piwarz, CDU: Erst wenn Sie den 

Namen Hippold richtig aussprechen kºnnen!) 

ĂDie kommunale ¦berlassung von Abfall ist mit dem 

Europarecht vereinbar.ñ 

Ich kann mir nicht vorstellen, dass die ¿berwiegend von 

der CDU aufgestellten B¿rgermeister in Sachsens Ge-

meinden der Idee viel abgewinnen kºnnen, dass die 

Kommunen die Verlierer sein sollen. Sie haben in erhebli-

chem Umfang ºffentliche Mittel in die Entsorgungsinfra-

struktur investiert, besonders in die Verwertung von 

Altpapier, Glas und Schrott. 

(Zuruf des Abg. Jan Hippold, CDU) 

Diese Investitionen sollen sich nicht rechnen, weil der 

Gewinn werthaltiger Abfallstrºme in private Taschen 

umgelenkt wird? Noch hat der Freistaat die Chance der 

Einflussnahme. Nutzen Sie diese! 

Danke. 

(Beifall bei den GR¦NEN und der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Nun die NPD-Fraktion. 

Herr Abg. Delle, Sie haben das Wort. 

Alexander Delle, NPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Meine Damen und Herren! Der vorliegende Antrag der 

SPD-Fraktion bezieht sich ï das wurde hier schon oft 

erwªhnt ï auf die Novelle des Kreislaufwirtschaftsgeset-

zes, die heute auf der Tagesordnung des Vermittlungsaus-

schusses stand. Mit dieser Novelle ï wie fast immer die 

Umsetzung einer Rahmenrichtlinie der EU ï will die 

Bundesregierung die haushaltsnahe Wertstofferfassung 

ausweiten. 

So sollen Wertstoffe, die gegenwªrtig noch ¿ber den 

Restm¿ll entsorgt werden, in Zukunft einer hochwertigen 

stofflichen Verwertung zugef¿hrt werden. Haushalte 

sollen in Zukunft nicht nur Verpackungen, sondern auch 

sonstige Abfªlle aus den gleichen Materialien, also 

insbesondere aus Plastik oder Metall, in einer einheitli-

chen Wertstofftonne entsorgen kºnnen. Zusªtzlich mºchte 

sie die Recyclingquote von Bauschutt erhºhen, denn darin 

sind besonders viele verschiedene Rohstoffe wie Metall, 

Holz oder Glas enthalten. Dagegen, meine Damen und 

Herren, ist nat¿rlich zunªchst einmal nichts einzuwenden. 

Strittig ist in diesem Zusammenhang ï auch dies wurde 

bereits oft genug erwªhnt ï die Frage der sogenannten 

Gleichwertigkeitsklausel. Das Kreislaufwirtschaftsgesetz 

in der vom Bundestag beschlossenen Fassung sieht vor, 

dass eine gewerbliche Sammlung immer nur dann zum 

Zuge kommt, wenn sie besser ist als das bestehende oder 

konkret geplante kommunale Angebot. 

Diese Regelung fand im Bundestag zum Gl¿ck jedoch 

keine Mehrheit. Das ist auch verstªndlich, denn die 

angedachte Gleichwertigkeitsklausel sorgt f¿r erhebliche 

Rechtsunsicherheit und Vollzugsprobleme in den Lªn-

dern. Sollten die Regelungen in Kraft treten, ist mit einer 

verschªrften Konkurrenz in der Abfallwirtschaft zu 

rechnen. Private Unternehmen kºnnten dann versuchen, 

wertvolle Abfªlle bei den Bewohnern direkt einzusam-

meln; weniger wertvolle Abfªlle oder solche aus entlege-

nen Gegenden w¿rden dann f¿r die kommunalen Betriebe 

¿brig bleiben. Im Ergebnis w¿rden die Abfallgeb¿hren 

mit groÇer Wahrscheinlichkeit steigen. Ich gehe davon 

aus, dass nur das aktuelle Entsorgungssystem so einiger-

maÇen niedrige Geb¿hren garantieren kann. 

Privatisierungen, wie besonders von der einstigen rot-

gr¿nen Bundesregierung auf die Spitze getrieben, haben 

in vielen Bereichen zu drastischen Preiserhºhungen 

gef¿hrt. Auch deshalb wird meine Fraktion den vorlie-

genden Antrag unterst¿tzen. 

Schade ist, dass mit der Anrufung des Vermittlungsaus-

schusses eine vom Agrarausschuss empfohlene Entschlie-

Çung zur rechtlichen Einordnung von G¿lle in Biogasan-

lagen nicht zur Abstimmung kam. Darin vertritt die 

Lªnderkammer die Auffassung, dass die in Biogasanlagen 

eingesetzte G¿lle aus dem Abfallbegriff herauszunehmen 

ist. Es sei im Zuge der Energiewende sinnvoll und er-

w¿nscht, in Form einer Kaskadennutzung Wirtschafts-

d¿nger zunªchst zur Energiegewinnung und anschlieÇend 

als D¿ngemittel einzusetzen. Diesen Standpunkt kºnnen 

wir teilen und erwarten, dass nach der Klªrung oder, 

besser gesagt, der Streichung der Gleichwertigkeitsklausel 

aus der Novelle das Kreislaufwirtschaftsgesetz so rasch 

wie mºglich endlich in Kraft tritt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der NPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren! Mir liegen weiter keine Wortmeldungen vor. 

Wird dennoch das Wort gew¿nscht? ï Das kann ich nicht 

feststellen. Ich frage die Staatsregierung. ï Herr Staatsmi-

nister Kupfer, Sie haben das Wort. 
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Frank Kupfer, Staatsminister f¿r Umwelt und Land-

wirtschaft: Herr Prªsident! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion 

suggeriert, dass die Abfallwirtschaft privatisiert werden 

soll und damit die Geb¿hren steigen. Das ist auf gar 

keinen Fall so. 

Hintergrund des vorliegenden Antrages ist die Novelle 

des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, die derzeit im Vermitt-

lungsausschuss diskutiert wird ï heute Nachmittag leider 

wieder ohne Ergebnis. 

Ein Streitpunkt ist die sogenannte Gleichwertigkeitsklau-

sel, die entscheidet, ob ein Privater Abfall einsammeln 

darf oder nicht. Dazu muss eine Behºrde bewerten, ob das 

Sammelsystem eines Dritten dem kommunalen System 

mindestens gleichwertig oder mºglicherweise auch besser 

ist. Hierbei spielen die Kosten nat¿rlich eine wichtige 

Rolle. Sachsen hat im Bundesrat dem in Rede stehenden 

Beschluss und damit der Streichung der Regelung nicht 

zugestimmt. 

Die Bundesregierung will mit der Gleichwertigkeitsklau-

sel und weiteren Anforderungen in Ä 17 der Novelle des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes regeln, ob und wie gewerbli-

che Sammlungen f¿r getrennt erfasste Abfallfraktionen 

bei privaten Haushalten mºglich sind. Dabei ist einerseits 

die viel beschriebene Rosinenpickerei privater Sammler 

zu verhindern. Sie geht unstrittig zulasten der durch die 

kommunalen ºffentlich-rechtlichen Entsorgungstrªger 

eingerichteten Sammelsysteme und damit letztlich zulas-

ten der B¿rger. Andererseits soll auch nicht zugelassen 

werden, dass kommunale Leistungen monopolisiert 

werden, wenn sie nicht die Anforderungen der B¿rger 

erf¿llen. Das ist Rechtsprechung der EU und hat seinen 

tieferen Sinn im Wettbewerbsgedanken. 

Mit der Gleichwertigkeitsklausel setzt der Bund eine 

zentrale Anforderung der Europªischen Union um. Ge-

mªÇ der Rechtsprechung auf EU-Ebene gilt: Bietet ein 

privater Dritter den B¿rgern bei einer Aufgabe von 

allgemeinem Interesse eine zusªtzliche Leistung an, die 

der herkºmmliche Aufgabentrªger nicht bietet, so ist eine 

Einschrªnkung des Wettbewerbes zugunsten eines Mono-

pols nicht zulªssig. Bei Abfallsammelsystemen sollen als 

Kriterien f¿r die Beurteilung die gemeinwohlorientierte 

Servicegerechtigkeit, die Qualitªt, der Umfang, die 

Effizienz und die Dauer der Leistungen herangezogen 

werden. 

Abfallpolitisch geht es jetzt im Gesetz darum, dass die 

werthaltigen Haushaltsabfªlle mºglichst ºkologisch und 

ressourceneffizient erfasst werden. Die Sªchsische Staats-

regierung unterst¿tzt die Ziele der Ressourceneffizienz 

und der B¿rgerfreundlichkeit. Die Regelung sichert auch, 

dass dem B¿rger eine ordnungsgemªÇe, servicefreundli-

che und ºkologisch optimierte Abfallsammlung geboten 

wird. Insofern ist es abwegig, wenn der vorliegende 

Antrag das Gegenteil behauptet. 

Die Sªchsische Staatsregierung tritt aus den genannten 

Gr¿nden grundsªtzlich f¿r eine Gleichwertigkeitspr¿fung 

ein. Eine ersatzlose Streichung der Klausel hªtte ein 

Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik 

wegen der EU-Rechtswidrigkeit des Kreislaufwirtschafts-

gesetzes zur Folge. Es wªre auch zu erwarten, dass die 

Untersagung unzulªssiger gewerblicher Sammlung 

aufgrund der fehlenden Bewertungskriterien erheblich 

erschwert w¿rde. Die Verwaltungsgerichte w¿rden mit 

Blick auf die EU-rechtlichen Zweifel wie bisher eine 

sofortige Vollziehung von Untersagungsverf¿gungen 

ablehnen und letztlich auf eine Klªrung durch den Euro-

pªischen Gerichtshof warten. 

Die ersatzlose Streichung der Gleichwertigkeitsklausel 

w¿rde also nicht, wie im SPD-Antrag behauptet, die 

Rechtsunsicherheit verringern, sondern zu deutlich mehr 

Rechtsunsicherheit beitragen. Eine Ablehnung des vorlie-

genden Antrages ist daher auch aus EU-rechtlichen 

Gr¿nden geboten. 

Der Freistaat sollte im Vermittlungsausschuss deshalb 

nicht f¿r eine Streichung der Gleichwertigkeitsklausel, 

sondern f¿r ihre Verbesserung im Sinne ihrer zielgenauen 

Wirkung eintreten. 

Allerdings zeichnet sich bereits die Gefahr ab, dass im 

Vermittlungsverfahren keine einfachere und klarere, 

sondern auf Drªngen der SPD-regierten Lªnder mit neuen 

unbestimmten Begriffen eine noch kompliziertere Fas-

sung erreicht werden wird, deren Vollzug weiterhin 

umstritten sein wird. 

Ich empfehle dem Landtag deshalb nachdr¿cklich, den 

vorliegenden Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der FDP) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Herr 

Staatsminister! ï Meine Damen und Herren, die Ausspra-

che ist beendet. Wir kommen zum Schlusswort. Das hat 

die Fraktion der SPD. Frau Kºpping, bitte. 

Petra Kºpping, SPD: Sehr verehrter Herr Prªsident! 

Sehr verehrte Abgeordnete! Sehr verehrter Herr Kupfer, 

ich widerspreche dem einfach. Aufgaben der Daseinsvor-

sorge kollidieren eben nicht mit den Regeln des Wettbe-

werbs. Das sieht auch Br¿ssel so. So viel zum Grundsatz. 

Doch man kann sich lange dar¿ber streiten. 

Ich habe aber auch Beispiele von der Basis, die ich 

befragt habe, bevor wir diesen Antrag eingebracht haben, 

ob es tatsªchlich so ist, dass wir vielleicht g¿nstigere 

Preise und niedrigere Geb¿hren erzielen. Ich habe hier ein 

Beispiel aus Paderborn. Sie wissen, dass der Vergleich in 

diesem Bereich immer schwierig ist. Das sage ich dazu. 

Die mit knapp 140 Euro niedrigsten Geb¿hren f¿r Rest-

m¿llentsorgung eines Vier-Personen-Haushaltes zahlen 

seit Jahren die B¿rger in Paderborn, wo die Kommunen 

selbsttªtig sind. Das Gegenbeispiel: Mit ¿ber 600 Euro 

bezahlen die B¿rger in Nordkirchen an den grºÇten 

deutschen Entsorgungskonzern die hºchsten Geb¿hren. 

Die Sorge ist, dass eine Geb¿hrensteigerung stattfindet. 

Ich hªtte dazu gern den Vortrag von Frau Jonas gehºrt, 

weil sie ja aus der Region des Landkreises Leipzig weiÇ, 
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wie schwierig die unterschiedlichen Rechtsprechungen in 

der Abfallbeseitigung gerade f¿r die kommunale Ebene 

sind. Wir streiten uns dort seit Jahren auf Gerichten ¿ber 

die Daseinsf¿rsorge herum, und das wird mit dieser 

Regelung verschªrft. 

Deswegen ist unser dringendes Anliegen, dass Sie den 

Antrag annehmen und uns unterst¿tzen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den LINKEN) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Kºpping. 

Meine Damen und Herren, ich stelle nun die Drucksa-

che 5/57627 zur Abstimmung und bitte bei Zustimmung 

um Ihr Handzeichen. ï Vielen Dank. Wer mºchte dagegen 

stimmen? ï Danke sehr. Gibt es Stimmenenthaltungen? ï 

Bei zahlreichen Stimmen daf¿r hat der Antrag dennoch 

nicht die erforderliche Mehrheit gefunden und ist damit 

nicht beschlossen. 

Erklªrung zu Protokoll 

Anja Jonas, FDP: Das Gesetzgebungsverfahren zur 

Novellierung des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 

wurde im Bundesrat durch SPD und GR¦NE gestoppt. 

Die Gr¿nde, die zu dieser Entscheidung f¿hrten, sind nach 

Auffassung der FDP-Fraktion wenig nachvollziehbar. 

Vielmehr ist festzustellen, dass durch diese Parteien und 

deren Blockade im Bundesrat die Mºglichkeit f¿r mehr 

Umweltschutz, einen fairen Wettbewerb und Planungssi-

cherheit f¿r die Kommunen gestoppt wurde. 

Das Kreislaufwirtschaftsgesetz hªlt, was es dem Namen 

nach verspricht: Es schafft die Grundlage f¿r eine funkti-

onierende Kreislaufwirtschaft und ist im Ergebnis vor 

allem ressourceneffizient. Recycling und die damit 

erzielte Wiederverwertung f¿hren im Ergebnis zu einer 

noch hºheren Einsparung von Rohstoffen. Diese Zielstel-

lung wird schon in naher Zukunft einen sehr wesentlichen 

Einfluss auf die Wettbewerbsfªhigkeit verschiedener 

Wirtschaftszweige haben. 

In den vorab gef¿hrten Gesprªchen zwischen Bund, 

Lªndern und kommunalen Spitzenverbªnden sowie der 

kommunalen und privaten Entsorgungswirtschaft wurde 

ein ganz entscheidendes Ergebnis erzielt: Die Verantwor-

tung und damit Organisation von Entsorgung ¿berlas-

sungspflichtiger Abfªlle verbleibt auf der kommunalen 

Ebene. Nur wenn die Kommune einer ï wie der Gesetz-

geber fordert ï hochwertigen Entsorgung von Abfªllen 

nicht nachkommen kann oder will, ist ein Engagement 

von privaten Anbietern ¿berhaupt mºglich. 

Die seitens der Antrag stellenden Fraktion infrage gestell-

te ĂGleichwertigkeitsklauselñ, geregelt in Artikel 1 Ä 17 

Abs. 3 des Gesetzes, ist demgemªÇ gerade ein Instrument, 

mehr Wettbewerb in einer wirtschaftlichen und ºkolo-

gisch anspruchsvollen Abfallentsorgung zuzulassen. 

Dieser nun gewollte Wettbewerb ist vor allem im Sinne 

der Verbraucher ein entscheidender Garant, die Abfallge-

b¿hren im ertrªglichen MaÇ f¿r die Betroffenen zu halten. 

Was spricht also gegen die Beibehaltung der Gleichwer-

tigkeitsklausel? Diese Formulierung wurde doch insbe-

sondere auf Wunsch der groÇen kommunalen Spitzenver-

bªnde eingef¿hrt, wie dem Deutschen Stªdtetag, dem 

Stªdte- und Gemeindebund, dem Deutschen Landkreistag, 

dem VKU. Der urspr¿ngliche Regierungsentwurf sah eine 

derartige Regelung ¿berhaupt nicht vor. 

Warum soll also der Freistaat Sachsen im Zuge des 

Abstimmungsverfahrens im Bundesrat genau gegen diese 

vern¿nftige Regelung stimmen, die zudem noch von den 

kommunalen Spitzenverbªnden gefordert wurde? 

Die Ablehnung Ihres Antrages ist damit nur folgerichtig. 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Meine Damen und 

Herren, dieser Tagesordnungspunkt ist beendet. 

Ich rufe auf 

Tagesordnungspunkt 8 

Umsetzung der Forderung des Sªchsischen Rechnungshofes zur 

Nachhaltigkeit und Reduzierung der Bewirtschaftungs- und 

Bauunterhaltungsausgaben des Freistaates Sachsen 

Drucksache 5/7434, Antrag der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN 

Die Fraktionen nehmen wie folgt Stellung: B¦ND-

NIS 90/DIE GR¦NEN, CDU, LINKE, SPD, FDP, NPD 

und die Staatsregierung, wenn sie das Wort w¿nscht. 

Meine Damen und Herren, wir beginnen mit der Ausspra-

che. F¿r die Fraktion B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN Frau 

Abg. Jªhnigen. Sie haben jetzt das Wort; bitte schºn. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schuldenbremse, 

sinkende Einnahmen und eine Finanzkrise, die auch unser 

Land erreichen wird, sind Realitªt. Realitªt ï und wir 

bedauern das als GR¦NE ï ist auch, dass die CDU-

gef¿hrte sªchsische Regierungskoalition hieraus bisher 
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einseitig geschlussfolgert hat, beim Personal zu sparen. 

Das fªngt bei unrealistischen Stellenk¿rzungen an und 

geht bis hin zu den Streichungen der Weihnachtsgelder; 

und man sieht, dass es die Angehºrigen des ºffentlichen 

Dienstes frustriert. 

Es ist also sowohl eine Frage des Haushaltes als auch eine 

Frage Ihrer politischen Glaubw¿rdigkeit, bei den Sach-

kosten zu sparen, wo man nur vertrªglich sparen kann ï 

vermeidbare Sachkosten. Wir m¿ssen hier, glauben wir 

GR¦NEN, jeden Euro dreimal umdrehen, weil wir in 

Zeiten des Fachkrªftemangels, in Zeiten, in denen zwar 

die Einnahmen sinken, aber nicht die ºffentlichen Ausga-

ben, jeden Euro f¿r Personal brauchen werden. Ohne 

qualifiziertes Personal ist ein moderner Staat nicht zu 

machen. Deshalb schlagen wir Ihnen mit unserem Antrag 

vor, heute eine Sachkostenbremse einzuf¿hren. 

Sachkostenbremse ï wie geht das? Wir mºchten an dieser 

Stelle ganz besonders w¿rdigen, dass der Sªchsische 

Rechnungshof mit seinen guten Ratschlªgen zur Bewirt-

schaftung unserer Liegenschaften und Gebªude Vorschlª-

ge gemacht hat, die wir heute im Landtagsantrag aufgrei-

fen wollen. Mit dem Rechnungshof sind wir der Meinung, 

dass wir diese Sachkostenbremse dringendst brauchen. 

Wenn ich meine Reden vorbereite, stelle ich mir oft die 

Frage: Wie w¿rde ich das meiner Tochter erklªren? 

(Leichte Heiterkeit bei der CDU) 

In diesem Fall vielleicht so: Die Bediensteten Sachsens in 

Gerichten, Finanzªmtern oder der Polizei arbeiten in 

Hªusern aus Zeiten, in denen sie deutlich mehr Kollegen 

hatten. Viele sind jetzt in Rente gegangen, andere, die 

schon immer ein grºÇeres Zimmer haben wollten, sind in 

ihre Zimmer gezogen. Bald gehen noch mehr in Rente ï 

Zimmer werden frei. In manchen Hªusern wird nur noch 

die Hªlfte der Leute arbeiten. Trotzdem muss man die 

Hªuser heizen, saubermachen und reparieren. Das kostet 

Geld. Da wir bald weniger Geld einnehmen werden, 

kºnnen wir auch weniger Geld ausgeben, sonst machen 

wir Schulden. 

Wir m¿ssen also an den Sachkosten sparen. Das kann so 

passieren, dass man kleinere Hªuser bezieht und den 

Energieverbrauch senkt ï gleichzeitig ein Beitrag zum 

Klimaschutz. Wenn man richtig investiert, kann man viele 

Jahre lang sparen. Mitarbeiter kºnnen sich Zimmer teilen 

oder, wenn sie zu verschiedenen Zeiten arbeiten, sogar 

einen Schreibtisch. Das geht alles; aber daf¿r braucht man 

einen Plan. 

Nun liegen uns ja, sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen, Plªne auf dem Tisch: das Standortekonzept der 

Regierung. Das sind allerdings ï es ist uns hier von 

Regierungsvertretern mehrfach gesagt worden ï Plªne, in 

denen es nicht darum geht zu pr¿fen, wie viele Bedienste-

te man nach den Anforderungen der ºffentlichen Dienste 

kostensparend in effizienten Gebªuden unterbringt. Nein, 

die Staatsregierung hat in der nun schon bundesweit 

bekannten sªchsischen GroÇz¿gigkeit die SchlieÇung 

bestimmter Behºrdenstandorte festgelegt und den Rest 

nach schwarz-gelber Wahlkreisarithmetik ¿ber das Land 

verstreut. 

Wir haben hier im Parlament auch gehºrt: Erst kommt die 

Entscheidung, dann solle die Entscheidung auf Wirt-

schaftlichkeit gepr¿ft werden ï nach der Entscheidung. 

F¿r die entschiedenen Standorte soll die Wirtschaftlich-

keit gepr¿ft werden ï so hat es, ich glaube, mit eigenem 

Bedauern, der Chef des Sªchsischen Staatsbetriebes 

Immobilien- und Baumanagement in der Anhºrung zum 

Standortegesetz gesagt. 

Allerdings haben die Beratungen zum Standortegesetz 

und auch die Antworten auf unsere GroÇe Anfrage ganz 

deutlich gemacht: Es ist bis heute nicht klar, wie viele 

Leute an den einzelnen Standorten arbeiten, wie viele 

Flªchen notwendig werden und was sie kosten sollen. 

Unklar ist die Hºhe der Sachkosten des gesamten Stand-

ortekonzeptes bis heute. In die schwarzen Zahlen kommt 

es nur durch die unseriºse Verrechnung von Personalkos-

teneinsparungen mit den Sachkosten! Kein Unternehmen 

w¿rde sich das trauen. 

Diese Reihenfolge macht deutlich, meine Damen und 

Herren: Um Einsparung bei den Unterbringungskosten 

der Verwaltung ging es bisher gerade nicht. Wir meinen, 

hier muss es eine Bremse gegen die ansteigenden Sach-

kosten geben, damit wir auch noch in Zukunft Entschei-

dungsspielraum haben. Deshalb greifen wir die Empfeh-

lung des Rechnungshofes auf und schlagen Ihnen diesen 

Beschluss vor. 

Einige Zahlen aus der Beratenden  uÇerung des Rech-

nungshofes seien besonders ins Stammbuch geschrieben: 

Erstens. Sachsen nutzt f¿r seine Behºrden insgesamt 

3,4 Millionen Quadratmeter. F¿r die Bewirtschaftung 

werden 2 945 Millionen Euro ausgegeben und f¿r den 

Bau und Erhalt weitere 57 Millionen Euro. Die Bewirt-

schaftungskosten sind in den letzten zehn Jahren um 

28,7 % gestiegen, die Kosen f¿r den Bau und Erhalt aber 

um 36,7 % zur¿ckgegangen. 

Zweitens. Durch die Mindereinnahmen allein aus dem 

Solidarpakt stehen uns jªhrlich 47 Millionen Euro weni-

ger zur Verf¿gung. 

Drittens. Im letzten Haushaltsgesetz wurden die Ausgaben 

f¿r die Erhºhung der Energieeffizienz staatlicher Liegen-

schaften halbiert: nur noch 6 Millionen Euro jªhrlich. 

2007 konnten mit MaÇnahmen in Hºhe von 5 Millio-

nen Euro Einsparungen in Hºhe von rund 450 000 Euro 

erzielt werden. Jede MaÇnahme hat sich also schon nach 

zehn Jahren amortisiert. Dazu kommt der weitere Perso-

nalabbau, der Flªche spart. 

Die Bewirtschaftungskosten haben also zugenommen ï 

trotz Personalabbaus. Das ist inakzeptabel; das ist vºllig 

inakzeptabel und es kann mit den guten Vorschlªgen des 

Rechnungshofes geªndert werden. 

Erschreckend ist aber auch, dass die sªchsische Verwal-

tung massiv auf VerschleiÇ fªhrt. Mit dem Haushalt 

2011/2012 wurden die Bauunterhaltskosten nochmals um 
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knapp 8 Millionen Euro auf unter 50 Millionen Euro pro 

Jahr gesenkt. Seriºs sind jªhrliche Bauunterhaltskosten 

von mindestens 1 bis 1,5 % des Gebªudeneuwertes. Wir 

liegen in unserem Haushalt derzeit bei 0,74 %. Wir 

produzieren also einen Sanierungsstau und erzeugen hohe 

Sanierungs- und Folgekosten. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen von der 

Koalition, auch wenn Sie es uns immer anders verkaufen 

wollen: Der Finanzminister spart hier an der falschen 

Stelle, nªmlich auf Kosten der nªchsten Generation. Eine 

nicht neue, aber leider nach wie vor akute Botschaft ist: 

Die Erhºhung der Energieeffizienz bei den Landesgebªu-

den durch energetische Sanierung erreicht nicht einmal 

Schneckentempo ï und das, obwohl die Kosten steigen! 

Das d¿rfen wir nicht aussitzen. 

Viertens. Der beschlossene Abbau von 8 800 Stellen ist 

ein Fakt, der sich in einem Behºrdenunterbringungskon-

zept niederschlagen muss. Solche flªchendeckenden 

Unterbringungskonzepte hat die Regierung bisher nicht; 

sie sind aber unabdingbare Voraussetzung f¿r ein voraus-

schauendes und wirtschaftliches Liegenschaftsmanage-

ment. Wollen Sie wirklich akzeptieren, dass das weiter 

verschlafen wird? Ich glaube, das kºnnen wir alle zu-

sammen als Parlament nicht tun. 

Deshalb folgende Vorschlªge: Wir wollen ein transparen-

tes Behºrdenunterbringungskonzept, das den ºffentlichen 

Ausgaben entspricht, aber durch den beschlossenen 

Stellenabbau 200 000 Quadratmeter Nutzflªche ersparen 

kann. Daf¿r brauchen wir ein Controlling, eine Kosten- 

und Leistungsrechnung im Staatsbetrieb Immobilien, wie 

sie sªchsische Kommunen und andere Lªnder lªngst 

haben. Es wird Zeit daf¿r. 

Wir brauchen die Aktualisierung der bestehenden sªchsi-

schen Raum- und Flªchennorm und die Erarbeitung 

moderner Personaleinsatz- und B¿rokonzepte. Im Unter-

bringungskonzept und in den entsprechenden Haushalts-

plªnen m¿ssen zuk¿nftig 1 bis 1,5 % des Neuwertes der 

Gebªude f¿r Bauunterhalt eingestellt und die Ausgaben 

f¿r wirtschaftliche EffizienzmaÇnahmen bei der Energie-

sanierung deutlich, mindestens um 3 %, erhºht werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie sprechen von der 

Schuldenbremse. Wie wollen Sie eine Schuldenbremse 

auch nur im Ansatz ohne eine Sachkostenbremse realisie-

ren? Denken Sie an den Haushalt, an Ihre Glaubw¿rdig-

keit! Stimmen Sie dem Antrag zu! 

(Beifall bei den GR¦NEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: Vielen Dank, Frau 

Jªhnigen. ï F¿r die CDU-Fraktion spricht Herr Abg. 

Mikwauschk; Sie haben das Wort. 

Aloysius Mikwauschk, CDU: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie 

mich zunªchst eingangs eine allgemeine Bemerkung zum 

vorliegenden Antrag der Fraktion B¦NDNIS 90/DIE 

GR¦NEN machen und dem Sªchsischen Rechnungshof 

f¿r seine Beratende  uÇerung danken. In der Sitzung des 

Haushaltsausschusses am 7. Dezember 2011 machten Sie, 

Frau Kollegin Jªhnigen, den Mitgliedern des Ausschusses 

deutlich, im Januar 2012 an einer Anhºrung im Sªchsi-

schen Landtag zum gleichen Thema teilzunehmen. Sie 

haben dies indirekt mit der Aufforderung zur Prªsenz-

pflicht eines jeden Ausschussmitglieds verbunden. Zu der 

in Rede stehenden Beratenden  uÇerung des Sªchsischen 

Rechnungshofes wird am 11. Januar 2012 eine Anhºrung 

stattfinden. Offenbar werden bereits im Vorfeld die zu 

erwartenden Ergebnisse aus Sicht der Antragstellerin als 

so irrelevant bzw. wenig aufschlussreich eingeschªtzt, 

dass wir heute den Antrag dazu unter dem Motto verab-

schieden sollen: erst handeln, dann ¿berlegen. 

Das wird der Arbeit des Landesrechnungshofes nicht 

gerecht. Es ergibt sich die Frage, wie ernsthaft die Er-

kenntnisse einer Anhºrung frei von jeder Sichtweise 

umgesetzt werden sollen. Der Respekt vor den Sachver-

stªndigen gebietet es, sich zum Thema zunªchst zur¿ck-

haltend zu ªuÇern. Damit die in der Anhºrung neu ge-

wonnenen Argumente Beachtung finden kºnnen, gehe ich 

deshalb nur allgemein auf die einzelnen Punkte des 

Antrages ein, den die CDU-Fraktion ablehnen wird. In der 

Begr¿ndung des Antrages der Opposition wird richtiger-

weise festgestellt, dass mit dem Standortegesetz eine 

umfangreiche Neuordnung der Behºrdenlandschaft auf 

den Weg gebracht wird. Hier besteht kein Widerspruch. 

Es sollte nur hinzugef¿gt werden, dass eine Neuordnung 

aufgrund des demografischen Wandels dringend geboten 

ist. 

Der Sªchsische Rechnungshof geht in seiner Beratenden 

 uÇerung davon aus, dass jeder vierte Euro aus dem 

Landeshaushalt bis zum Jahr 2025 eingespart werden 

muss. Ein Unterbringungskonzept, meine sehr geehrten 

Damen und Herren, wie in diesem Antrag gefordert, mit 

aufgezeichneten Flªcheneinsparpotenzialen zum gegen-

wªrtigen Zeitpunkt w¿rde den Handlungsspielraum f¿r 

notwendige Entscheidungen erschweren. Eine Aktualisie-

rung der vorliegenden Konzeption sollte jedoch das Ziel 

sein. Selbst von einer Flªcheneinsparung lassen sich keine 

konkreten Kosteneinsparungen ableiten, da standortspezi-

fische Faktoren zu beachten sind. 

Es steht auÇer Frage, dass die staatlichen Immobilienbe-

stªnde einen wichtigen Part und insbesondere die Ver-

pflichtung f¿r die Gewªhrleistung einer bestmºglichen 

und effizienten Sicherstellung der ºffentlichen Infrastruk-

tur abbilden. Hierzu gehºrt selbstverstªndlich die Sicher-

stellung der Barrierefreiheit ohne die Notwendigkeit einer 

zusªtzlichen Definition mit der Beschreibung von allge-

meinen Grundsªtzen. Der gleiche Ansatz lªsst sich auf die 

im Antrag abgestellte lªnder¿bergreifende Zusammenar-

beit mit Sachsen-Anhalt ableiten. Zielf¿hrender scheint 

die interne Pr¿fung zur Flªcheneinsparung zu sein, da 

eine einheitliche Datengrundlage mit Sachsen-Anhalt nur 

mit einem enormen Aufwand erstellt werden kann. 

Strukturverªnderungen, meine sehr geehrten Damen und 

Herren, die mit dem Standortegesetz verbunden sind, 
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sollen die Zukunftsfªhigkeit Sachsens mit einer gleichzei-

tigen Modernisierung der Verwaltung sichern. Keinesfalls 

d¿rfen wir den B¿rgern im Lande stªndig falsche Alterna-

tiven vortªuschen. Nicht Ăsowohl-als-auchñ, sondern 

Ăentweder-oderñ ist der richtungweisende Weg. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU und 

des Staatsministers Markus Ulbig) 

2. Vizeprªsident Horst Wehner: F¿r die Fraktion DIE 

LINKE Herr Abg. Scheel, bitte. 

Sebastian Scheel, DIE LINKE: Sehr geehrter Herr 

Prªsident! Meine Damen und Herren! Liebe Frau  

Jªhnigen und Fraktion GR¦NE! So leid es mir tut und so 

selten dies der Fall ist, muss ich meinem Vorredner Herrn 

Mikwauschk in gewissem MaÇe recht geben. Ich habe 

mich beim Lesen Ihres Antrages gefragt, wie wir hier 

miteinander umgehen wollen. Sie wollten mehrere The-

men miteinander verbinden. Ich f¿rchte nur, dieser Antrag 

ist f¿r keines dieser Themen sachdienlich, und beide 

Themen werden hier ungeeignet miteinander verkn¿pft. 

Zum ersten angesprochenen Thema hat uns der Sªchsi-

sche Rechnungshof eine Beratende  uÇerung vorgelegt. 

Wir hatten am 7. Dezember 2011 im Haushaltsausschuss 

eine erste Lesung dieses Antrages. Auch dort wurde schon 

darauf hingewiesen, dass es die Ernsthaftigkeit der Ausei-

nandersetzung mit einer Beratenden  uÇerung des Rech-

nungshofes gebietet, dass wir uns im Ausschuss ein 

Verfahren suchen, in dem diese Themen vern¿nftig 

abgeklªrt werden kºnnen. Dort war schon klar, dass Sie 

einen Antrag machen wollen. Ich halte nicht viel davon, 

dass wir im Sªchsischen Landtag anfangen, eine Art 

Windhundrennen zu veranstalten, und dass die GR¦NEN 

immer ganz weit vorn dabei sind. 

Solange wir noch nicht einmal eine Anhºrung durchge-

f¿hrt haben und das demokratische Recht, auch die 

Gegenseite mal zu hºren, wahrgenommen wurde, Sie 

schon meinen, dass alle  uÇerungen des Sªchsischen 

Rechnungshofes in Gªnze und Komplexitªt eins zu eins 

umzusetzen sind, m¿ssen wir noch daran arbeiten, wie wir 

solche demokratischen Entscheidungsprozesse produzie-

ren. Ich halte es f¿r keinen guten Stil in diesem Haus, ein 

solches Windhundrennen veranstalten zu wollen, gerade 

wegen der Ernsthaftigkeit der Problemlagen und wegen 

des gemeinsamen guten Miteinanders. Das soll jetzt keine 

beleidigte Leberwurst sein, weil wir den Antrag nicht 

gestellt haben. Weil die Beratende  uÇerung des Rech-

nungshofes noch nicht einmal eine Anhºrung erfahren hat 

und noch keine Auseinandersetzung im Parlament dazu 

hat stattfinden kºnnen, ist dieser Antrag ungeeignet, auf 

die Beratende  uÇerung einzugehen. 

Zur Standortekonzeption. Sie haben das Thema berechtigt 

aufgemacht. Im nªchsten Monat soll der Gesetzentwurf 

verabschiedet werden. Er hat ausreichend viele Mªngel. 

Ich denke nur, dass es sinnvoll gewesen wªre ï und daf¿r 

habe ich wenig Verstªndnis ï, zum Beispiel Ihre GroÇe 

Anfrage in diesem Plenum auf die Tagesordnung zu 

setzen. Die GroÇe Anfrage wªre es wert gewesen, die 

Auseinandersetzung zu den Problemlagen dieser Standor-

tekonzeption hier zu diskutieren. Diese wiederum haben 

Sie im Haushaltsausschuss zur¿ckgestellt, was ich nicht 

verstehen kann. 

Ich komme insofern ï sehen Sie es mir nach ï zu dem 

Schluss, dass dieser von Ihnen vorgelegte Antrag heute 

aus unserer Sicht nicht abstimmungsfªhig ist. Sie sehen es 

uns also nach, dass wir uns enthalten werden und die 

hoffentlich wichtigen Debatten, die wir in der Tat zu 

f¿hren haben, auf Grundlage erstens der Beratenden 

 uÇerung, zweitens der Standortekonzeption und hoffent-

lich drittens Ihrer GroÇen Anfrage geschehen werden. 

Vielen Dank f¿r Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den LINKEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Der Abg. Scheel sprach 

f¿r die Fraktion DIE LINKE. ï Jetzt spricht Herr Abg. 

Pecher f¿r die SPD-Fraktion. 

Mario Pecher, SPD: Sehr geehrter Herr Prªsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege 

Scheel, Sie haben mir aus dem Herzen gesprochen. Ich 

hªtte jetzt ªhnlich argumentiert. Ich finde, es ist kein 

groÇes Kunstst¿ck, die Beratende  uÇerung des Rech-

nungshofes in groÇen Teilen abzuschreiben und das als 

Antrag ins Plenum zu bringen. Wenn wir das als Stil f¿r 

die Zukunft vereinbaren, dann ist es nur noch eine Frage, 

wer die  uÇerung zuerst in der Hand hat und das am 

schnellsten in den Geschªftsgang gibt. Das ist nicht 

sachdienlich. Gleichwohl gehen wir bei groÇen Teilen der 

Beratenden  uÇerung des Rechnungshofes mit. 

Sie sprachen in Ihrem Antrag von einer Sachkostenbrem-

se. Hier unterscheiden wir uns in den Aussagen, denn die 

Beratende  uÇerung hat gezeigt, dass bei vern¿nftiger 

Herangehensweise durchaus Einsparungen bei der Be-

wirtschaftung von Immobilien eintreten kºnnen. Das 

wurde klar in der ersten Lesung im Ausschuss definiert, 

indem gesagt wurde, als Erstes muss die Aufgabe defi-

niert werden, daraus ableitend ist das benºtigte Personal 

und darauf aufbauend ein entsprechender Raumbedarf zu 

definieren. 

Die Staatsregierung bremst zurzeit nicht die Sachkosten. 

Sie beweist, dass es sauteuer wird, denn bei einem Einsatz 

von 300 Millionen Euro hat man ab 2020 eine Einsparung 

von ganzen 10 Millionen Euro erwirtschaftet, also 30 

Jahre Amortisation gebraucht, um die eingesetzten Mittel 

wieder herauszuholen. Danach tritt auch keine Einsparung 

ein, weil dann die Abschreibungspflicht abgelaufen ist 

und die Sanierung beginnt. Von daher kann man von einer 

Sachkostenbremse beim Thema Schuldenbremse und 

Standortekonzeption ¿berhaupt nicht sprechen. 

Um das Verfahren abzuk¿rzen: Gleichwohl haben wir uns 

durchgerungen, Ihrem Antrag zuzustimmen, weil wir 

wesentlichen Inhalten des Rechnungshofberichtes zu-

stimmen kºnnen. 
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Danke schºn. 

(Beifall bei der SPD ï 

Eva Jªhnigen, GR¦NE, steht am Mikrofon.) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war Herr Kollege 

Pecher f¿r die SPD-Fraktion. ï Ich sehe jetzt eine Kurzin-

tervention von Frau Kollegin Jªhnigen. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Ich freue mich, dass die Frakti-

on des Vorredners zustimmen will, mºchte aber eines 

richtigstellen: Unsere Fraktion ist nicht der Auffassung, 

dass die Regierung mit dem Standortegesetz in irgendei-

ner Weise die Sachkosten bremst ï im Gegenteil, die 

Sachkosten fliegen aus dem Rahmen, und das ist ja das 

Problem. Das Standortekonzept hat den Finanzausschuss 

passiert. Dieser hat im November eine erste Lesung zur 

Beratenden  uÇerung des Rechnungshofes gemacht. 

Dabei haben wir noch nicht einmal dar¿ber diskutiert. 

Jetzt steht der Beschluss des Standortegesetzes an und im 

Finanzausschuss ist erst die Anhºrung. 

Es ist die Regierung, die das Windhundrennen macht und 

die Tatsachen schon festschreibt. Ich w¿rde den Antrag 

sofort zur¿ckziehen, wenn Sie mir zusichern, dass das 

Standortekonzept so lange nicht beraten wird, bis wir 

zusammen die Beratende  uÇerung des Rechnungshofes 

ausgewertet haben. Aber da Sie offenbar das Standorte-

konzept beschlieÇen wollen und uns gegen¿ber keinerlei 

neue Aussagen ¿ber die Sachkosten gemacht wurden, 

muss der Landtag entscheiden, ob er bei den Sachkosten 

bremsen will oder ob er die Explosion durch das Standor-

tegesetz ohne Kostenanalyse hinnimmt. Darum geht es 

heute. 

(Beifall bei den GR¦NEN) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Frau Kollegin Jªhnigen, 

Sie sind mittelbar auf den Redebeitrag Ihres Vorredners 

eingegangen. Er hªtte jetzt die Gelegenheit zu reagieren, 

das will er aber nicht. ï Damit fahren wir in der Redner-

reihe fort. Das Wort hat Herr Kollege Tippelt von der 

FDP-Fraktion. 

Nico Tippelt, FDP: Sehr geehrter Herr Prªsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Wir haben in 

den kommenden Jahren GroÇes vor. Wir wollen, dass der 

Freistaat Sachsen im Jahr 2020 auf eigenen F¿Çen steht. 

GroÇe Dinge entstehen aber nicht von heute auf morgen. 

Durch den kontinuierlichen R¿ckgang der Mittel des 

Solidarpaktes II werden die Einnahmen jªhrlich um rund 

200 Millionen Euro sinken. Im Jahr 2019 lªuft der Soli-

darpakt II gªnzlich aus. In welchem Umfang der Freistaat 

Sachsen ab dem Jahr 2014 noch EU-Mittel erhalten wird, 

bleibt abzuwarten. Auch der demografische Wandel 

beeinflusst die Hºhe der Staatsfinanzen. Mit jedem 

Einwohner, der den Freistaat verlªsst, ist mit Minderein-

nahmen in Hºhe von 2 500 bis 2 850 Euro zu rechnen. 

Demnach wird der Freistaat im Jahr 2025 ein Viertel 

seiner bisherigen Einnahmen verlieren. Deshalb m¿ssen 

wir es uns auf die Fahnen schreiben, jegliche kostenverur-

sachenden Aufgaben zu hinterfragen, denn nur ¿ber eine 

Anpassung der Ausgaben an die Entwicklung der Ein-

nahmen lªsst sich eine solide Haushaltspolitik ohne 

Neuverschuldung realisieren. Aus diesem Grund haben 

wir uns ein ehrgeiziges Ziel gesetzt. Wir werden im 

Rahmen der Staatsmodernisierung die Stellen der ºffent-

lichen Verwaltung absenken. Daf¿r m¿ssen viele Schritte 

gegangen werden. Selbstverstªndlich gehºrt zu dem 

ganzen komplexen Thema der Staatsmodernisierung auch 

die Frage, wie der Freistaat seine laufenden Unterhal-

tungskosten f¿r Gebªude reduzieren kann. Das ist aller-

dings nur ein Teil in einem Tausend-Teile-Puzzle. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren der Fraktion 

B¦NDNIS 90/DIE GR¦NEN! Die Ausf¿hrungen des 

Sªchsischen Rechnungshofes in seiner Beratenden  uÇe-

rung sind an einigen Stellen durchaus nachvollziehbar, 

doch geben Sie der Staatsregierung etwas Zeit, Schritt f¿r 

Schritt vorzugehen und ¿berlegt zu handeln. Lassen Sie 

uns zuvor die Verabschiedung des Sªchsischen Standorte-

gesetzes diskutieren und durchf¿hren. Danach wird einer 

der vielen weiteren Schritte die Weiterentwicklung des 

Konzeptes f¿r die Unterbringung der Behºrden sein. In 

der Stellungnahme des Finanzministeriums zur Beraten-

den  uÇerung kºnnen Sie selbst nachlesen, dass eine 

weitere Erarbeitung vorgesehen ist. Auch die bereits 

stattfindende interne Ermittlung mºglicher Einsparpoten-

ziale durch die staatliche Vermºgens- und Hochbauver-

waltung stimmt mich im Hinblick auf die Ber¿cksichti-

gung der Forderungen des Sªchsischen Rechnungshofes 

optimistisch. Ich glaube, dass die Staatsregierung hier 

bereits weiter ist, als Sie vermuten. 

Dar¿ber hinaus erscheint es mir etwas ungl¿cklich, dass 

Ihr heutiger Antrag vor der Anhºrung der Sachverstªndi-

gen zu dieser Beratenden  uÇerung zur Abstimmung 

steht. Aus diesen Gr¿nden sehen wir den Antrag als 

unpassend an. Wir wollen Schritt f¿r Schritt gehen und 

werden deshalb Ihren Antrag ablehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war der Abg. 

Tippelt f¿r die FDP-Fraktion. ï Jetzt spricht f¿r die NPD-

Fraktion der Abg. Schimmer. 

Arne Schimmer, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen 

und Herren! Der Sªchsische Rechnungshof stellt in seiner 

Beratenden  uÇerung zur Planung der Kosten f¿r die 

Bewirtschaftung und Instandhaltung der sªchsischen 

Verwaltungsgebªude fest, dass bei proportionaler Vertei-

lung der Mindereinnahmen des Freistaates in den kom-

menden Jahren jªhrlich 47 Millionen Euro weniger f¿r 

diese Aufgaben zur Verf¿gung stehen werden. 

Nach den Plªnen der Staatsregierung im Doppelhaushalt 

2011/2012 soll nach ersten Schritten die Zahl der Verwal-

tungsstellen um knapp 9 000 auf 78 000 abgebaut werden. 

In einem zweiten, noch nicht beschlossenen Schritt sollen 
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weitere 8 000 Stellen abgebaut werden, sodass die Ziel-

marke 70 000 erreicht wird. 

Der Rechnungshof geht davon aus, dass durch den ersten 

Schritt, also den Abbau auf 78 000 Stellen, 200 000 Qua-

dratmeter B¿roflªche eingespart werden kºnnen. Durch 

den weiteren Abbau auf 70 000 Stellen sollen mindestens 

weitere 100 000 Quadratmeter entfallen. Das Einsparpo-

tenzial betrªgt also mindestens 300 000 Quadratmeter. 

Dadurch sollen jªhrlich Bewirtschaftungsausgaben in 

Hºhe von 12 Millionen Euro und Instandhaltungskosten 

in Hºhe von 5,2 Millionen Euro eingespart werden. 

Dar¿ber hinaus geht der Rechnungshof von einem Ver-

kaufserlºs von 90 Millionen Euro aus, wenn die Hªlfte 

der freigewordenen Flªche zeitnah verkauft werden kann. 

Hier stellt sich nat¿rlich die Frage, inwiefern dieser wie 

auch immer berechnete Verkaufserlºs tatsªchlich erzielt 

werden kann. Das hªngt nat¿rlich von der Lage und dem 

Zustand der Immobilien und den Verhªltnissen auf dem 

Immobilienmarkt vor Ort ab. 

Nicht nur zu einer klaren Beantwortung dieser Fragen, 

sondern auch f¿r eine Beurteilung der infrastrukturellen 

und raumplanerischen Folgen der Einsparung fehlen der 

NPD-Fraktion im vorgelegten Bericht verschiedene An-

gaben, beispielsweise eine ¦bersicht ¿ber die regionale 

Verteilung der Flªchen bzw. der einzusparenden Flªchen, 

davon abhªngig die alternativen Verwendungsmºglichkei-

ten der freigewordenen Flªchen etwa f¿r Wohnungen und 

Gewerbe, eine Abschªtzung des Wertverlustes durch 

tatsªchlich eintretenden Leerstand und die Verteilung der 

Flªchen auf Publikumsverkehr und Nichtpublikumsver-

kehr. Die zuletzt genannte Information ist zum Beispiel 

deswegen wichtig, weil bei Verwaltungsaufgaben ohne 

Publikumsverkehr der Aspekt gleichmªÇige Verteilung 

auf die Regionen einfacher zu ber¿cksichtigen ist. Darauf 

legte die Staatsregierung angeblich einen gewissen Wert 

auch nach der Feststellung des Rechnungshofes. 

Es ist der NPD-Fraktion nat¿rlich klar, dass es hier in 

erster Linie um die Staatsfinanzen geht und dass sich 

¦berlegungen zur Nachhaltigkeit und Reduzierung der 

Bewirtschaftungs- und Bauunterhaltungsausgaben im 

Kontext der Standortbestimmung ergeben. Aber ange-

sichts der r¿cklªufigen demografischen Entwicklung in 

den meisten Regionen Sachsens vermisst die NPD trotz-

dem bei all diesen ¦berlegungen, sei es zum Beispiel im 

Bericht des Rechnungshofes oder auch im vorliegenden 

Antrag der GR¦NEN oder aber nat¿rlich auch im Sªchsi-

schen Standortgesetz den Gesichtspunkt der Landesent-

wicklung. Nach Auffassung der Nationaldemokraten 

m¿sste dieser bei der gegebenen Schrumpfungsproblema-

tik in allen regionalen ¦berlegungen einen viel grºÇeren 

Raum einnehmen und d¿rfte nicht zu rein haushaltstech-

nischen Aspekten vºllig verdrªngt werden. 

In der Hoffnung, dass die Staatsregierung auch diesen 

Aspekt in ihre ¦berlegungen und Planungen einbeziehen 

wird, kann meine Fraktion dem vorliegenden Antrag 

zustimmen. 

Ich bedanke mich f¿r die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der NPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die NPD-

Fraktion der Abg. Schimmer. Wir sind nun am Ende der 

ersten Rederunde angekommen. ï Mºchten die Fraktio-

nen in einer zweiten Runde erneut das Wort ergreifen? ï 

Das sehe ich nicht. 

Die Staatsregierung hat das Wort. Herr Staatsminister 

Unland, bitte. 

Prof. Dr. Georg Unland, Staatsminister der Finanzen: 

Sehr geehrter Herr Prªsident! Meine Damen und Herren! 

Der Antrag gliedert sich in viele Punkte, die zum Teil sehr 

heterogen sind, sodass man das schlecht in einem einzi-

gen Punkt zusammenfassen kann. Deshalb mºchte ich auf 

die einzelnen Ziffern eingehen. 

Ziffer 1. Das Sªchsische Finanzministerium wird die 

bestehenden Behºrdenunterbringungskonzeptionen aktua-

lisieren und weitere Konzepte unter Ber¿cksichtigung der 

Entscheidung zur Staatsmodernisierung erstellen. Ein 

konkreter Wert zur Flªcheneinsparung lªsst sich jedoch 

nicht seriºs festlegen, noch dazu, wenn er sich am ge-

schlossenen Personalabbau orientieren soll. Nicht jede 

Behºrde arbeitet unter denselben Bedingungen, und nicht 

jedes Gebªude, gerade historische Altbauten, lªsst eine 

genaue Quadratmeterzahl pro Bediensteten zu. 

Langfristig kºnnen Flªcheneinsparungen insbesondere 

durch die Aufgabe ganzer Standorte erreicht werden. Dies 

ist jedoch nicht immer der Fall. Der Abbau des Personals 

erfolgt unterschiedlich bei verschiedenen Dienststellen 

und damit verschiedenen Liegenschaften lªngs der Zeit-

schiene. Dadurch entstehen viele kleinere Teilflªchen, die 

f¿r eine Nachnutzung oder VerªuÇerung erst zusammen-

gef¿hrt werden m¿ssen. Erst dann wirken sich Flªchen-

einsparungen wirklich aus. 

Ich mºchte hiermit verdeutlichen, dass es sich um einen 

vielschichtigen Optimierungsprozess handelt. Am Ende 

sollen selbstverstªndlich Flªchenreduzierungen stehen. 

Man kann sie aber nicht aus einer simplen faustformelar-

tigen Berechnung herleiten. 

Die in Ziffer 2 des Antrages angesprochenen allgemeinen 

Anforderungen an die Rªumlichkeiten sind bereits in der 

Rahmenrichtlinie Bau bzw. in spezifischen Raum- und 

Flªchennormen definiert. Eine dar¿ber hinausgehende 

Definition halte ich nicht f¿r erforderlich, ebenso wenig 

wie die Definition allgemeiner Grundsªtze der Barriere-

freiheit. Denn auf die Umsetzung der Bed¿rfnisse behin-

derter Menschen wird bei den einzelnen MaÇnahmen des 

staatlichen Hochbaus entsprechend den bestehenden 

Verordnungen und Baurichtlinien geachtet. Der Staatsbe-

trieb Sªchsisches Immobilien- und Baumanagement ist 

sich dabei der besonderen Leit- und Vorbildwirkung als 

staatlicher Bauherr im Hinblick auf das gesellschaftliche 

Ziel der Gleichstellung aller Menschen bewusst. 

Zu Ziffer 3. Ein konkreter Nutzen f¿r Flªcheneinsparun-

gen durch die Intensivierung der Zusammenarbeit mit 

Sachsen-Anhalt ist in meinen Augen nicht erkennbar. Die 
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interne Pr¿fung von Flªcheneinsparungen ist zielf¿hren-

der. Hierzu wird auch die Aktualisierung der Raum- und 

Flªchennormen gepr¿ft. 

Zu Ziffer 4. Ich mºchte auÇerdem darauf hinweisen, dass 

die Ressorts nach der Dienstordnung verpflichtet sind, 

nicht mehr benºtigte Rªume an das SIB zur¿ckzugeben. 

Wenn das SIB von den Nutzern aktuelle Stellen- und 

Raumbedarfsplªne abfordert und erhªlt und Vor-Ort-

Kontrollen zur Belegungssituation durchf¿hrt, kºnnen mit 

Sicherheit Flªcheneinsparungen in landeseigenen und 

angemieteten Liegenschaften aufgezeigt werden. Diese 

Stichproben sind Anhaltspunkte f¿r eine weitergehende 

bzw. vertiefende Pr¿fung der tatsªchlichen Objektnut-

zung. 

Zu Ziffer 5. Der geforderte Richtwert f¿r Bauunterhal-

tungsmaÇnahmen von jªhrlich mindestens 1 bis 1,5 % des 

Neuwertes der Gebªude steht in einem Spannungsfeld, 

einem Spannungsfeld zwischen den zur Verf¿gung ste-

henden Haushaltsmitteln einerseits und dem notwendigen, 

permanenten Werterhalt der Liegenschaften andererseits. 

Grundsªtzlich muss sich die Hºhe der Haushaltsansªtze 

f¿r den Bauunterhalt an den haushalterischen Mºglichkei-

ten und den zur Verf¿gung stehenden Mitteln orientieren. 

Unter dieser MaÇgabe werden BauunterhaltungsmaÇnah-

men durchgef¿hrt. Die jªhrlich erstellten Bedarfsnachwei-

se haben Prioritªt vor einem pauschalierten Bauunter-

haltsbedarf. 

Zu Ziffer 6. Das SMF ist bestrebt, im nªchsten Doppel-

haushalt den Titelansatz f¿r EnergieeffizienzmaÇnahmen 

zu erhºhen. Dieser Energieeffizienztitel beinhaltet Mittel 

f¿r technische und bauliche MaÇnahmen an Gebªuden, 

um den Energieverbrauch nachhaltig zu senken. Dar¿ber 

hinaus steckt aber auch in jeder groÇen und kleinen 

BaumaÇnahme ein hoher Anteil an Investitionsausgaben 

f¿r Energieeffizienz, und zwar Tendenz stark steigend. Im 

Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum nªchsten Haus-

halt werden wir pr¿fen, inwieweit eine transparente 

Dokumentation des hohen Aufwandes zu diesem Thema 

erfolgen kann. 

Zu Ziffer 7. Aktuell werden alle BaumaÇnahmen im 

Eigentum des Freistaates unter Erf¿llung der Energieein-

sparverordnung sowie des Erneuerbare-Energien-Wªrme-

Gesetzes durchgef¿hrt und sind insofern energetische 

Gebªudesanierungen. Der Vorschlag der Europªischen 

Union, ein verpflichtendes Sanierungsziel von jªhrlich 

3 % der Gebªudeflªche bezogen auf ein zuk¿nftiges 

Niedrigstenergieniveau f¿r ºffentliche Gebªude einzuf¿h-

ren, sehe ich ï ªhnlich wie die Bundesregierung und der 

Bundesrat ï ªuÇerst kritisch. 

Aus Sicht der Lªnder muss insbesondere das aktuelle 

Sanierungsniveau aus den Vorjahren Ber¿cksichtigung 

finden. Eine starre Pflicht zur erneuten Sanierung gerade 

fertiggestellter Neubauten w¿rde zu ºkonomisch und 

ºkologisch fragw¿rdigen Zwangssanierungen f¿hren. 

Deren Finanzierungsmittel st¿nden dann nicht f¿r andere 

ºffentliche Aufgaben zur Verf¿gung. 

Deshalb schlage ich vor, diesen Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Das war f¿r die Staats-

regierung Herr Staatsminister Prof. Unland. ï Wir kom-

men zum Schlusswort, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen. Das Schlusswort hat die Fraktion GR¦NE als ein-

bringende Fraktion. Ich bitte Sie, Frau Kollegin Jªhnigen, 

zum Schlusswort ans Rednerpult. 

Eva Jªhnigen, GR¦NE: Sehr geehrter Herr Prªsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr gestrenger 

Ausschussvorsitzender! ï Jetzt sehe ich ihn gar nicht. ï 

Ich freue mich, dass es ¿berhaupt eine Debatte zu dieser 

Sache hier im Parlament gibt; denn das habe ich bisher im 

Finanzausschuss vermisst, sosehr ich es auch nachvoll-

ziehen kann, dass die LINKE-Fraktion eine Anhºrung zur 

Beratenden  uÇerung des Rechnungshofes beantragt hat. 

Ich mºchte hier noch einmal richtigstellen: Ich finde die 

Anhºrung wichtig. Ich habe aber daf¿r geworben, dass 

der Finanzausschuss auch die am gleichen Tag stattfin-

dende Anhºrung zum Personalentwicklungskonzept 

besucht, weil ich es wichtig finde, dass sich der Finanz-

ausschuss klar macht, wie viel Geld wir brauchen, um 

handlungsfªhiges Personal zu haben. 

Die Diskussion hat aber auch gezeigt, wie dringend unser 

Antrag ist. Die Sachkosten pro Kopf sind in den letzten 

Jahren in der Verwaltungsunterbringung deutlich gestie-

gen. Wir verbrennen also Geld, f¿r das wir nichts be-

kommen. Es gibt kurzfristig einzelne Handlungsansªtze, 

aber kein Konzept. Das heiÇt, sie werden auch weiter 

kurzfristig steigen. Das Standortekonzept ï das haben die 

Ausf¿hrungen des Finanzministers noch einmal deutlich 

gemacht ï bietet keinen Handlungsansatz. Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen von der Koalition, das macht mich 

nicht optimistisch. Das macht mich sehr nachdenklich! 

Uns liegt ein Standortegesetz vor, das erklªrtermaÇen 

Kosteneinsparungen nicht zum Ziel hat und das sugge-

riert, dass es in schwarze Zahlen kommt, aber nur durch 

Personalkosteneinsparungen. Das steht dem Ziel, ¿ber das 

wir heute reden, Einsparungen bei den Sachkosten zu 

generieren, diametral entgegen. Ich muss sagen: Obwohl 

im Standortegesetz sehr viele Fakten miteinander ver-

mischt werden, ist das sehr deutlich geworden. Lieber 

Herr Kollege Mikwauschk, ich halte es da ganz mit Ihnen: 

Da geht kein ĂSowohl-als-auchñ, sondern nur ein ĂEnt-

weder-oderñ. 

Gerne kºnnen wir ¿ber das Unterbringungskonzept, ¿ber 

die Empfehlungen des Rechnungshofes, ¿ber die ersten 

MaÇnahmen der Regierung und ¿ber das Konzept, das wir 

brauchen, in Ruhe reden, wie auch ¿ber das Personalent-

wicklungskonzept. Aber dann m¿ssen Sie das Standorte-

konzept bis zum Vorliegen der Ergebnisse zur¿ckstellen 

und d¿rfen es nicht durch die Aussch¿sse und durchs 

Parlament ziehen. Das macht unseren Antrag so dringend, 

und deshalb bitte ich noch einmal herzlich: Springen Sie 

¿ber Ihren Schatten, stimmen Sie zu! 
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(Beifall bei den GR¦NEN und der 

Abg. Dr. Eva-Maria Stange, SPD) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: Meine Damen und 

Herren, das war das Schlusswort der einbringenden 

Fraktion GR¦NE durch Frau Jªhnigen. 

Ich stelle nun die Drucksache 5/7434 zur Abstimmung 

und bitte bei Zustimmung um Ihr Handzeichen. ï Gegen-

stimmen? ï Stimmenthaltungen? ï Damit ist die Drucksa-

che 5/7434 nicht beschlossen, und der Tagesordnungs-

punkt ist beendet. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zum 

Tagesordnungspunkt 9 

Sofortiger Abzug aller V-Leute aus der NPD 

Drucksache 5/7510, Antrag der Fraktion der NPD 

Hierzu kºnnen die Fraktionen Stellung nehmen. Reihen-

folge in der ersten Runde: NPD, CDU, DIE LINKE, SPD, 

FDP, GR¦NE; Staatsregierung, wenn gew¿nscht. 

Ich erteile der Fraktion der NPD als Einbringerin das 

Wort. Das Wort ergreift der Abg. Apfel. Bitte. 

Holger Apfel, NPD: Herr Prªsident! Meine Damen und 

Herren! Nachdem unser Dringlichkeitsantrag erwartungs-

gemªÇ im November im Plenum abgelehnt wurde, debat-

tieren wir nun ¿ber den mehr als ¿berfªlligen sofortigen 

Abzug aller V-Leute aus der NPD. Eigentlich sollte eine 

solche Debatte ¿berfl¿ssig sein; denn sowohl die ¥ffent-

lichkeit wie wohl alle hier im Parlament vertretenen 

Parteien sollten ein Interesse am Abzug der VS-Spitzel 

haben, wenn auch aus unterschiedlichen Gr¿nden. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich lese Ihnen einmal den Kommentar von Hugo M¿ller-

Vogg in der von immerhin 12 Millionen Menschen 

gelesenen ĂBildñ-Zeitung vom 12. Dezember vor: ĂStoppt 

diese St¿mperspitzel! D¿mmer gehtôs nimmer! Mehr als 

130 V-Leute hat der Verfassungsschutz in der NPD. Diese 

angeblichen Spitzel haben bisher viel Geld kassiert, aber 

nichts von Bedeutung geliefert, keine Hinweise auf die 

offenbar engen Beziehungen zur Killerzelle von Zwickau, 

keine Hinweise auf die groÇe Zahl von Sympathisanten 

der Verbrecher in der NPD.ñ 

(Zurufe von der CDU) 

Meine Damen und Herren, das wundert uns nat¿rlich 

nicht, denn eines ist klar: Wo es keine Beziehungen zur 

sogenannten Killerzelle von Zwickau gibt, kann man auch 

keine finden, es sei denn, man manipuliert die Beweise, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der NPD) 

Es ¿berrascht uns nicht, dass keine Hinweise auf die 

angeblich groÇe Zahl von NPD-Sympathisanten gefunden 

wurden, denn diese abscheuliche Unterstellung ist nichts 

anderes ï 

(Zuruf des Abg. Alexander KrauÇ, CDU) 

ï Hºren Sie doch auf rumzublºken! ï als eine politische 

Zweckl¿ge der selbsternannten demokratischen Blockpar-

teien. 

Hugo M¿ller-Vogg geht in seinem Kommentar noch 

weiter: ĂSchlimmer noch, gerade weil der Staat so viele 

V-Leute in der NPD aushªlt, gab und gibt es rechtliche 

Bedenken gegen ein Verbot der braunen Truppe. Da hilft 

nur eines: die V-Leute abschalten. Sonst wird der Verfas-

sungsschutz endg¿ltig zur Lachnummer.ñ 

Die ĂBildñ-Zeitung muss Ihnen also wieder einmal auf die 

Spr¿nge helfen und Ihnen erklªren, was Sie tun m¿ssen, 

damit der von Ihnen so heiÇ ersehnte Verbotsantrag 

endlich auf den Weg gebracht werden kann. Wie sehr 

Ihnen das am Herzen liegt, sehen wir daran, dass es sich 

Herr Ulbig selbst bei der Einweihung des neuen Landrats-

amtes auf dem Sonnenstein in Pirna nicht nehmen lieÇ, 

von einer Sitzung bei der Innenministerkonferenz zu 

schwadronieren, auf der unter anderem eine Arbeitsgrup-

pe eingerichtet wurde, die mit der Sammlung von Materi-

al f¿r die Pr¿fung eines Verbotsverfahrens beauftragt 

worden ist, frei nach dem Motto: Wenn ich nicht mehr 

weiter weiÇ, gr¿ndó ich einen Arbeitskreis! 

Machen Sie das nur, meine Damen und Herren, Sie 

werden pr¿fen kºnnen, was das Zeug hªlt, Sie werden 

nichts finden, was in einem Rechtsstaat ein Parteiverbot 

rechtfertigen w¿rde, sofern Sie sich nicht weiter auf die 

schmutzigen Geschªfte von V-Leuten st¿tzen wollen. 

(Zurufe von der CDU) 

Beweise, dass die NPD aggressiv-kªmpferisch die politi-

sche Grundordnung ablehnt, werden Sie nicht finden, 

ebenso wenig wie den Ansatz, dass nicht nur Einzeltªter, 

sondern ganze Verbªnde angeblich an Gewalttaten betei-

ligt wªren. Dieser Unsinn mag aus Ihrer Sicht tauglich 

sein, um zeitweilige Stimmungen zu erzeugen, vor Ge-

richt zªhlen aber immer noch Fakten. 

Und nur am Rande: Selbst im Einzelfall des verhafteten 

ehemaligen Funktionstrªgers Wohlleben befindet man 

sich im Stadium der Ermittlungen. Gilt nicht auch hier die 

Unschuldsvermutung, oder ist die Bundesrepublik tat-

sªchlich mit ihren Vorverurteilungen schon zu einer 

Bananenrepublik verkommen? Es ist schon dreist, die 

NDP nicht nur wegen eines eventuellen Einzeltªters zu 

kriminalisieren, sondern ¿berdies f¿r jemanden, dessen 

Schuld noch gar nicht bewiesen ist. Ist das alles demokra-

tisch und eines Rechtsstaates w¿rdig, meine Damen und 

Herren? 
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Die meisten von Ihnen wissen, dass allein die Existenz 

vieler Spitzel und Provokateure den ersten Anlauf zum 

Verbotsverfahren 2003 zum Scheitern gebracht hat. Diese 

Einstellung war nicht im Interesse der NPD. Die NPD 

hªtte sich gern der inhaltlichen Erºrterung vor dem 

Verfassungsgericht gestellt, um die Absurditªt der gegen 

sie erhobenen Anw¿rfe offenkundig werden zu lassen. So 

war die Einstellung nichts anderes als ein Hintert¿rchen 

f¿r die Antragsteller, mit einem blauen Auge aus dem 

Verfahren zu kommen. 

Meine Damen und Herren, Sie alle wissen nur allzu gut, 

dass ein neues Verfahren ohne Ihre heiÇ geliebten V-

Leute erneut ausgehen wird wie das Hornberger SchieÇen. 

Vor diesem Hintergrund sollten Sie nicht lªnger herum-

plappern, sondern endlich handeln. Und wenn Sie denn 

den Verbotsantrag auch nur mit einem Minimum an 

Erfolgsaussicht auf den Weg bringen wollen, dann fordere 

ich Sie auf: Stimmen Sie heute unserem Antrag zu und 

ziehen Sie endlich Ihre schmutzigen V-Leute aus der 

NPD ab! 

(Beifall bei der NPD) 

Wenn dadurch aus Ihrer Sicht der Weg frei sein sollte f¿r 

einen neuen Anlauf, bitte sehr, tun Sie es ruhig. Sie 

werden diesmal dann nicht nur formal, sondern auch 

inhaltlich blaue Augen bekommen. 

Der Grund, warum die NPD den Abzug dieser VS-

Kreaturen f¿r zwingend erforderlich hªlt, ist, dass wir mit 

Ihnen und Ihresgleichen endlich mit unseren politischen 

Argumenten die Klinge kreuzen und uns nicht dauernd 

von Verbrechen und widerlichen  uÇerungen distanzieren 

wollen, von Verbrechen, die nicht von uns selbst, sondern 

von staatlichen Agenten geplant, finanziert, provoziert 

und im Gewande der NPD ausge¿bt wurden. 

(Beifall bei der NPD) 

Meinethalben kreuzen wir die Klinge nicht nur im politi-

schen Diskurs, sondern auch in einem Verfahren vor dem 

Bundesverfassungsgericht. Nur eine Bitte: Schwªtzen Sie 

nicht nur, handeln Sie endlich! 

Ich weiÇ, viele von Ihnen trªumen von einem Verbotsan-

trag auch ohne Abzug der V-Leute dann, wenn man der 

NPD angeblich strukturelle Gewalt nachweisen kann. 

Doch genau das wird Ihnen nicht gelingen; denn die NPD 

hat immer wieder deutlich gemacht und wird das auch in 

Zukunft tun, dass Gewalt zur Durchsetzung politischer 

Ziele keine Option ist. Sie alle wissen ganz genau, wie 

lªcherlich es ist, mit zwei oder drei ehemaligen oder 

selbst aktiven NPD-Mitgliedern, die angeblich Kontakte 

gehabt haben sollen, eine enge Verstrickung der NPD zu 

diesen widerlichen Morden herzustellen. 

Das wªre in etwa so, als wenn man Parteien f¿r die Taten 

Einzelner in Kollektivhaftung nehmen w¿rde, als wenn 

wir CDU oder FDP f¿r grundsªtzlich korrupt erklªren 

w¿rden, nur weil hochrangige Parteifunktionªre wie 

Helmut Kohl oder Wolfgang Schªuble Millionen an 

Schmiergeldern veruntreut haben, Umschlªge in die 

Tasche steckten oder rechtskrªftig verurteilte Minister wie 

Graf Lambsdorff sich jahrelang von GroÇunternehmen 

aushalten lieÇen. Oder wenn wir beispielsweise ein 

Verbotsverfahren gegen DIE LINKE fordern w¿rden, weil 

es engste Kontakte, engste personelle Verflechtungen zu 

Mauermºrdern gibt, die im Auftrag von SED-Mitgliedern 

handelten und die selbst westdeutschen Terroristen der 

RAF in der heimeligen DDR ein R¿ckzugsrefugium 

eingerichtet hatten. 

Meine Damen und Herren, es kommt nicht von ungefªhr, 

dass der fr¿here Prªsident des Verfassungsgerichts, 

Prof. Hans-J¿rgen Papier, in der ĂWeltñ festgestellt hat, in 

einem Verbotsverfahren m¿sse bewiesen werden kºnnen, 

dass die Partei als solche die freiheitlich-demokratische 

Grundordnung bekªmpft. Die NPD und nicht nur einer 

ihrer Funktionªre m¿sste in diese mºrderischen Anschlª-

ge in irgendeiner Form verwickelt sein. 

Auf gut Deutsch heiÇt das, meine Damen und Herren, 

doch nichts anderes: Ein Verfahren ist von vornherein 

zum Scheitern verurteilt; denn klar ist: Eine Partei, die 

nichts Verbotenes tut, kann bei Anlegung rechtsstaatlicher 

Grundsªtze auch nicht verboten werden. 

Lassen Sie uns deshalb nicht ¿ber ein NPD-Verbot disku-

tieren. Diskutieren Sie lieber ¿ber die Ausschaltung 

krimineller Geheimdienste, die mit ihrem Netzwerk von 

Spitzeln, Spaltern und Provokateuren ¿ber Leichen gehen, 

wie ein Staat im Staate agieren und letztlich nichts ande-

res als Staatsterrorismus betreiben. 

(Beifall bei der NPD) 

Warum ziehen Sie denn dieses ganze Theater mit Ihren V-

Leuten ¿berhaupt ab? Das tun Sie doch nicht, um an die 

geheimen Informationen des Bundesvorstandes oder der 

Landesvorstªnde zu kommen.  

Daf¿r haben Sie heute technische Instrumente, von denen 

die SED und die Stasi nicht einmal zu trªumen gewagt 

hªtten. Der Grund liegt darin, dass Sie der ¥ffentlichkeit 

¿ber die Medien immer wieder die angeblichen kriminel-

len Machenschaften der NPD soufflieren wollen, weil Sie 

sich inhaltlich mit uns nicht auseinandersetzen kºnnen. 

Sie wissen auch, dass das, was die NPD in den Parlamen-

ten und auf der StraÇe vertritt, inzwischen von ¿ber 20 % 

des Volkes geteilt wird. Ihre einzige Chance, sich im 

politischen Meinungsstreit der wirklich existenziellen 

Themen ¿berhaupt noch behaupten zu kºnnen, liegt in der 

Kriminalisierung und der Verteufelung der NPD und Sie 

in letzter Konsequenz gar nicht vorhaben, die NPD 

verbieten zu wollen. Der repressive Charakter der von 

Ihnen gewollten Grundordnung kªme an das Tageslicht, 

und es w¿rde f¿r alle offenkundig, dass Sie genauso wie 

die DDR oder das Dritte Reich den Gegner nur durch 

Parteiverbote an der politischen Willensbildung hindern 

kºnnen. 

Sie glauben in der Wirkung, irgendetwas bleibt immer 

hªngen. Sie hoffen, dass die Wªhler Ihnen diese Last der 

Entscheidung abnehmen, indem sie sich ï verunsichert 

durch die von Ihnen gesch¿rte gleichgeschaltete Medien-
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hysterie ï scheuen, die NPD und damit die wahren Vertre-

ter der Interessen der Mehrheit des deutschen Volkes zu 

wªhlen. 

Seien Sie sich eines gewiss: Dabei haben Sie sich ge-

schnitten. Selbst Prof. Baring stellte im Bayerischen 

Rundfunk letzte Woche fest, dass der Zusammenhang 

zwischen der NPD und einem sogenannten Terror von 

Rechts basierend auf Ihren sogenannten Beweisen nicht 

herzustellen ist. 

Meine Damen und Herren! Hat es die Demokratie ï wie 

einst die Stasi ï wirklich nºtig, mit IMs und Verfassungs-

schutzleuten zu arbeiten? Ist es Ihnen nicht peinlich, 

Gewalttªter in die NPD zu schleusen? Vertrªgt es sich mit 

dem Grundgesetz, wenn der Staat selbst politische Krimi-

nalitªt in Auftrag gibt? Ich meine, nein. Ich fordere Sie 

auf: Stimmen Sie ï auch aus eigenem Interesse ï unserem 

Antrag zu. Ziehen Sie sofort alle V-Leute aus der NPD 

ab, wenn Sie noch einen Rest von politischer Glaubw¿r-

digkeit zur¿ckgewinnen wollen. 

(Beifall bei der NPD ï Karl Nolle, SPD: 

Herr Prªsident, der braucht dringend einen Arzt! ï 

Weiterer Zuruf: Der muss ein paar Monate 

aus dem Verkehr gezogen werden!) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die einbringende 

Fraktion der NPD sprach der Abg. Apfel. ï Als Nªchstes 

spricht f¿r die CDU-Fraktion Herr Kollege Bandmann. 

(Arne Schimmer, NPD: Der Kollege Vertuscher!) 

Volker Bandmann, CDU: Herr Prªsident! Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Dass die NPD den Abzug 

der V-Leute fordert, kann ich sehr gut verstehen. In einer 

Zeit, in der auch in geordneten Haushalten Mªrchen 

erzªhlt werden, erinnert man sich an die Geschichte, in 

der der Wolf zu den GeiÇlein kam. Als es auf einmal 

besonders arg um den Wolf stand, steckte er die weiÇe 

Pfote in das Fenster. 

Seit Sie Bundesvorsitzender sind, habe ich immer den 

Eindruck, dass Sie mittlerweile eine ziemlich groÇe weiÇe 

Pfote bekommen haben, die Sie den Leuten vorhalten, um 

Dinge vorzugaukeln. Mein Herr, Ihre braune Gesinnung 

ist unter dieser weiÇen Pfote dennoch zu erkennen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Unsere Position f¿r die Koalition ist klar: Wir werden uns 

daf¿r einsetzen, dass ein NPD-Verbotsverfahren auf den 

Weg gebracht wird. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir sind es den Opfern der rechtsterroristischen Gewalt 

schuldig. 

Mein Herr, ich habe diese Forderung bereits zu dem 

Zeitpunkt erhoben, als dieses schreckliche Verbrechen 

dieser Gruppierung hier ¿berhaupt noch nicht bekannt 

war. Gerade der Innenminister und die Minister im 

Freistaat Sachsen haben in der Vergangenheit deutlich 

gemacht, dass rechtsextremistische Organisationen in 

Sachsen erfolgreich verboten wurden. Hierbei haben die 

Landesªmter f¿r Verfassungsschutz eine durchaus erfolg-

reiche Arbeit geleistet. Sind Sie sich Folgendem gewiss: 

Unabhªngig von einem NPD-Verbot werden wir kriminel-

les Handeln ï auch einzelner Personen Ihrer Organisation 

ï mit aller Konsequenz verfolgen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP ï 

Zuruf des Abg. Arne Schimmer, NPD) 

Wir werden Sie stellen. Wie groÇ muss Ihre Angst davor 

sein? 

(Zuruf des Abg. Arne Schimmer, NPD) 

Die Einleitung eines Verbotsverfahrens muss z¿gig und 

mit allergrºÇter Sorgfalt unter Ber¿cksichtigung der vom 

Bundesverfassungsgericht  vorgegebenen Hinweise 

gepr¿ft werden. 

(Holger Apfel, NPD: Aber ohne V-Leute! Ihre 

Leute sind es doch, die die Straftaten begehen!) 

Ein Scheitern muss in der Tat verhindert werden. 

(Arne Schimmer, NPD: Der Verfassungsschutz 

steckt drin mit denen in den Morden!) 

Doch damit ist es nicht genug. Wir m¿ssen alles daf¿r tun, 

um die menschenverachtenden, menschenfeindlichen und 

rassistischen Machenschaften der NPD und deren Gedan-

kengut weiter zu entlarven und ihre Aktivitªten zu verhin-

dern. 

Mein Herr, waren Sie es nicht, der mit seiner Partei hier 

mehrfach einen nationalen Sozialismus gefordert hat? 

Habe ich das falsch in Erinnerung? 

(Alexander KrauÇ, CDU: Richtig, das war er! ï 

Holger Apfel, NPD: Was ist daran kriminell?!) 

Sie waren es doch, die hier in zahlreichen Protokollen 

nachweisen wollten, dass Ihre Gesinnung aus dem Saal 

verwiesen wurde. 

(Zuruf der Abg. Arne Schimmer 

und J¿rgen Gansel, NPD) 

Haben Sie das alles vergessen? Schauen Sie nach dieser 

weiÇen Pfote. Es ist nur der braune Wolf dahinter. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU, der FDP 

und der Staatsregierung) 

Prªsident Dr. Matthias RºÇler: F¿r die CDU-Fraktion 

sprach Herr Kollege Bandmann. ï Jetzt sehe ich f¿r die 

Fraktion GR¦NE den Kollegen Jennerjahn. Bitte. 

Miro Jennerjahn, GR¦NE: Sehr geehrter Herr Prªsi-

dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Dame und 

meine Herren von der NPD! Jetzt seien Sie doch einmal 

ehrlich und melden Sie sich: Wer von Ihnen wird eigent-

lich nicht vom Verfassungsschutz finanziert? Seien Sie 

einmal ehrlich: Haben Sie sich Ihren Antrag gut ¿berlegt? 

Wenn wir nun alle V-Leute abschalten, bricht Ihnen doch 




































